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Vorbemerkung 

Als im Herbst 1968 der erste Band dieses Sammelwerkes erschien, habe 
ich - als ehemaliger Vorsitzender des "Ausschusses zum Studium der 
Ostfragen" der Gesellschaft für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 
noch für die Herausgabe verantwortlich - in meiner Vorbemerkung die 
Gründe dargelegt, die den Ausschuß veranlaßten, gerade die Wachs-
tumsproblematik in den osteuropäischen Volkswirtschaften zum Gegen-
stand seiner Arbeiten und damit auch zum Thema einer umfangreichen 
Veröffentlichung zu machen. Da das damals Gesagte auch für den nun-
mehr fertiggestellten zweiten Band des Gesamtwerkes zutrifft, sei hier 
auf diese Vorbemerkung des ersten Bandes verwiesen. 

Der zweite Band enthält Länderuntersuchungen über die Deutsche 
Demokratische Republik, die Tschechoslowakei, Ungarn, Jugoslawien, 
Rumänien und Bulgarien, einen abschließenden Aufsatz über die Zu-
sammenhänge zwischen dem volkswirtschaftlichen Wachstum und den 
Reformen des Wirtschaftssystems sowjetischen Typs sowie eine umfang-
reiche, nahezu 700 Titel umfassende Bibliographie über das Wirtschafts-
wachstum der europäischen Mitgliedsstaaten des "Rates für Gegenseitige 
Wirtschaftshilfe" , in die das in den behandelten Ländern selbst erschie-
nene Schrifttum in großem Umfang einbezogen wurde. Entgegen den 
ursprünglichen Absichten war es leider nicht möglich, die Länderanaly-
sen durch einen Beitrag über Polen zu ergänzen, da mehrere Versuche, 
einen sachkundigen Bearbeiter zu finden, scheiterten. Auch auf den in 
der Vorbemerkung zum ersten Bande angekündigten besonderen Beitrag 
über die Rolle des Außenhandels als Wachstumsfaktor mußte verzichtet 
werden - einmal deshalb, weil dieser Aspekt in fast allen Regional-
beiträgen ausgiebig berücksichtigt worden ist, zum anderen, weil durch 
die sehr umfangreich gewordene Bibliographie der verfügbare Raum voll 
beansprucht war. Wir waren aber der Meinung, daß diese im wissen-
schaftlichen Schrifttum einzigartige Bibliographie einen so wichtigen 
Arbeitsbehelf bildet, daß sie keinesfalls gekürzt werden sollte. 

Wie schon im ersten Bande dieses Sammelwerks, erwies es sich auch 
beim zweiten Bande als unmöglich, die Länderkapitel nach einem völlig 
einheitlichen Schema anzulegen und bei der Behandlung der Wachs-
tumsprobleme der einzelnen Länder Vollständigkeit anzustreben. Es 
mußte den Autoren die Entscheidung darüber überlassen bleiben, auf 
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VI Vorbemerkung 

welche Aspekte sie im Einzelfall als die für ihre Analyse wesentlichen 
das Schwergewicht legten. 

In allen regionalen Einzeldarstellungen zeigt sich, daß die Volkswirt-
schaften und die Wirtschaftssysteme der osteuropäischen Länder in einem 
dynamischen Entwicklungsprozeß stehen, der auch für die Wachstums-
problematik von erheblicher Bedeutung ist. Überall in den kommu-
nistisch regierten Ländern konnten die mit der Rezeption des sowje-
tischen Wirtschaftsmodells ausgelösten expansiven Wachstumskräfte zu-
nächst beträchtliche Erfolge erzielen - allerdings auch in dieser Periode 
schon recht ungleichmäßig, bei z. T. sehr raschem Tempo der Produk-
tionssteigerung in der Grundstoff- und Produktionsmittelerzeugung, 
aber ungenügender Entwicklung, z. T. ausgesprochener Unterentwick-
lung anderer wichtiger Sektoren, wie besonders Landwirtschaft, Ver-
kehrswesen und Wohnungsbau. Fast in allen hier behandelten Ländern 
ließ jedoch zu Beginn der sechziger Jahre diese Expansionskraft nach; 
das Wirtschaftswachstum verlangsamte sich fühlbar, gerade die indu-
striell am höchsten entwickelten Länder - die DDR und die Tschecho-
slowakei - erlebten Jahre einer ausgesprochenen Stagnation. Das mußte 
für ein Wirtschaftssystem von besonderer Bedeutung sein, für das von 
vornherein die Wachstumsrate eine ungewöhnlich große Rolle spielte und 
als besonders überzeugender Beweis für die Überlegenheit gegenüber 
"kapitalistischen" Ordnungen angesehen wurde. Dadurch wurden Er-
wägungen, Diskussionen und theoretische Untersuchungen von wachsen-
dem Umfang und Gewicht ausgelöst; es ist kein Zufall, daß gerade in 
dieser Zeit in den kommunistisch regierten Ländern die wissenschaft-
liche Literatur über Wachstumstheorie erheblich zunahm, und zwar noch 
mehr in Polen, der Tschechoslowakei und nicht zuletzt in der DDR als 
in der Sowjetunion selbst. 

Dabei wurde immer klarer, daß das lange Zeit für die Wachstums-
politik dieser Länder maßgebende Ziel der Maximierung den Anforde-
rungen der neuen Lage nicht mehr entsprach. Je weniger es möglich 
wurde, weitere Wachstumseffekte durch Vermehrung der Beschäftigten-
zahl zu erreichen, desto größeres Gewicht gewann die Produktivitäts- und 
Effizienzsteigerung, für die sich aber die bisher angewendeten Methoden 
der Planung und Lenkung als unzureichend erwiesen. Wenn seit 1962/63 
alle in diesem Bande untersuchten Länder in eine Periode mehr oder 
weniger intensiver Reformdiskussionen, Reformexperimente und Re-
formmaßnahmen eingetreten sind, so ergab sich das nicht zuletzt aus den 
im Wachstumsprozeß entstandenen Schwierigkeiten. Das wird aus allen 
in diesem Bande enthaltenen Darstellungen deutlich. 

Wie bei allen Sammelwerken dieser Art waren nicht geringe Schwie-
rigkeiten vor allem hinsichtlich der Termine zu überwinden, bis der nun 
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Vorbemerkung VII 

vorliegende Band druckfertig gestaltet war. Als Herausgeber möchte ich 
allen denjenigen Mitarbeitern besonders danken, die ein schon früher 
vorgelegtes Manuskript durch - z. T. mehrfache - überarbeitung aktua-
lisiert haben. Wie beim ersten Bande gilt mein sehr herzlicher Dank 
Herrn Prof. Dr. W. M. Freiherrn von Bissing, der mir auch diesmal bei 
der nicht geringen, dem Herausgeber zufallenden Arbeit eine große 
Hilfe geleistet hat. Ein großes Verdienst hat sich auch Herr Dr. Gerhard 
Teich vom Institut für Weltwirtschaft in Kiel durch die einen großen 
Arbeitsa.ufwand erfordernde Zusammenstellung der umfassenden 
Bibliographie ,erworben. 

Dank gebührt ferner der Deutschen Forschungsgemeinschaft, die auch 
dieses Sammelwerk gefördert hat, wie sie das schon beim ersten vom 
"Ausschuß zum Studium der Ostfragen" der Gesellschaft für Wirtschafts-
und Sozialwissenschaften erarbeiteten zweibändigen Werk über "Die 
Wirtschaftssysteme der Staaten Osteuropas und der Volksrepublik 
China" (erschienen 1961 und 1962) getan hatte. 

Berlin, im Mai 1970 

Karl C. Thalheim 
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Probleme des Wirtschaftswachstums in Mitteldeutschland 

Von Prof. Dr. Karl C. Thalheim 

1. Die Ausgangssituation 

Als Folge des Zweiten Weltkrieges sah sich das Gebiet der heutigen 
"Deutschen Demokratischen Republik" aus der wirtschaftlichen Inte-
gration mit den übrigen Teilen des früheren gesamtdeutschen Staats-
raumes herausgelöst, dem Prozeß der schrittweisen Rezeption des Wirt-
schaftssystems der Zentralverwaltungswirtschaft sowjetischen Typs über-
antwortet und in rasch wachsendem Ausmaß dem unter Führung der 
Sowjetunion stehenden wirtschaftlichen Ostblock eingegliedert. Selbst-
verständlich mußten diese Entwicklungen auch den Wachstumsprozeß 
in Mitteldeutschland stark beeinflussen. 

Die deutschen Gebiete, die am Ende des Zweiten Weltkrieges westlich 
der Oder-Neiße-Linie von der Sowjetunion besetzt wurden, bildeten in 
ihrer Gesamtheit das zweitgrößte deutsche Industriegebiet. Der Anteil 
der Industrie an den Erwerbstätigen lag vor dem 2. Weltkriege in ihnen 
etwas höher als in den Teilen des damaligen Deutschen Reiches, die heute 
die Bundesrepublik Deutschland bilden. Allerdings unterschied sich die 
Wirtschaftsstruktur im Norden der heutigen DDR wesentlich von der 
Mitte und dem Süden. Während in Mecklenburg-Vorpommern, im Norden 
der preußischen Provinz Sachsen und in Teilen der preußischen Provinz 
Brandenburg die Landwirtschaft erheblich überwog - und zwar mit sehr 
hohen Anteilen von Großgrundbesitz und landwirtschaftlichem Groß-
betrieb -, waren die übrigen Teile dieser beiden preußischen Provinzen 
sowie das Land Anhalt, vor allem aber die beiden Länder Sachsen und 
Thüringen hochgradig industrialisiert. Dieses mitteldeutsche Industrie-
gebiet und die Tschechoslowakei waren in dem nun geschaffenen wirt-
schaftlichen Ostblock nahezu die beiden einzigen alten Industriegebiete. 
Hinzu kam, daß der unter sowjetische Verwaltung gestellte Ostsektor 
Berlins ebenfalls ein bedeutendes Industriepotential aufwies; die Ber-
liner Bekleidungsindustrie, die bei der Erzeugung von Damenoberbeklei-
dung einen führenden Platz in Deutschland einnahm, war damals ganz 
überwiegend in diesem Teil der Reichshauptstadt angesiedelt. 

Die in Mitteldeutschland gegebenen Standortsbedingungen hatten 
eine ganz bestimmte Industriestruktur bewirkt. Mitteldeutschland ver-

1 Schriften d. Vereins f. SocialpoUtik 50/11 
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2 Karl C. Thalheim 

fügt nur über wenig mineralische Rohstoffvorkommen, besonders das für 
die moderne Industrieentwicklung lange Zeit wichtigste Mineral, die 
Steinkohle, und das in der späteren Zeit immer wichtiger gewordene 
Erdöl fehlen fast völlig. Der große Reichtum an Braunkohle und Salzen 
konnte diese Mängel nur teilweise ausgleichen; immerhin schuf er die 
Voraussetzungen dafür, daß sich - vor allem im mittleren Teil der preu-
ßischen Provinz Sachsen - eine bedeutende Industrie der chemischen 
Grundstoffe entwickeln konnte. Fast alle übrigen Zweige der Grundstoff-
industrie blieben aber schwach entwickeltl. 

Der wichtigste Standortsfaktor der mitteldeutschen Industrie wurde 
also die menschliche Arbeit, auch in der Form der unternehmerischen 
Leistung; diese war bei dem überdurchschnittlich hohen Anteil von Klein-
und Mittelbetrieben an der sächsisch-thüringischen Industrie recht wich-
tig, besonders auch für die Erschließung zusätzlicher Absatzmöglich-
keiten. Die überwiegende Mehrzahl der mitteldeutschen Industriezweige 
war also nicht material-, sondern arbeitsorientiert; Fertigindustrien stan-
den im Vordergrund, und dabei lag der Anteil der Konsumgutindustrien 
über dem gesamtdeutschen Durchschnitt. So lag ein beträchtlicher Teil 
der deutschen Textilindustrie in Mitteldeutschland, manche ihrer Spezial-
zweige, wie z. B. die Strumpfindustrie, fast in ihrer Gesamtheit. Doch hat-
ten sich auch einige Zweige der Investitionsgüterindustrie in Mittel-
deutschland ansehnlich entwickelt, besonders der Maschinen- und Appa-
ratebau, die Kraftwagenproduktion und die feinmechanisch-optische In-
dustrie, während der Anteil der elektrotechnischen Industrie unter dem 
Reichsdurchschnitt lag. Agglomerationsfaktoren spielten dabei eine Rolle; 
so hatte das Schwergewicht der Textil- und Bekleidungsindustrie auch 
einen weit überdurchschnittlich hohen Anteil der Produktion von Ma-
schinen für diese Zweige zur Folge. 

Man wird annehmen können, daß die Produktivität der Industrie im 
ganzen vor dem 2. Weltkrieg in Mitteldeutschland nicht geringer war als 
im Gebiet der heutigen Bundesrepublik; auch die Arbeitseinkommen 
lassen, wenn überhaupt, nur ein geringes Gefälle zugunsten Westdeutsch-
lands erkennen. Das gleiche gilt für die Hektarerträge der Landwirt-
schaft; einige agrarische Spezialzweige, wie z. B. der Zuckerrübenbau und 
die Saatguterzeugung, hatten in ganz Deutschland eine Spitzenposition. 

Es ist deshalb sehr wahrscheinlich, daß in dieser Periode die Wachs-
tumsraten der mitteldeutschen Wirtschaft im Gesamtdurchschnitt etwa 
auf dem gesamtdeutschen Niveau lagen. Von den nur kurzfristigen Wir-

1 Reiches Material zur Strukturanalyse der deutschen Teilräume findet sich 
in dem Buche von Bruno Gleitze: Ostdeutsche Wirtschaft, Berlin 1958. Vgl. 
ferner: Wolfgang F. StolpeT, The Structure of the East German Economy, Cam-
bridge (Mass.) 1960, sowie Gert Leptin, Veränderungen in der Branchen- und 
Regionalstruktur der deutschen Industrie zwischen 1936 und 1962, Berlin 1965. 
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Probleme des Wirtschaftswachstums in Mitteldeutschland 3 

kungen der nationalsozialistischen Investitionspolitik, die für eine An-
zahl von Industriezweigen Mitteldeutschland aus rüstungswirtschaft-
lichen Gründen bevorzugte, sei dabei abgesehen. 

Die Kapazitätsverluste durch unmittelbare Kriegseinwirkungen dürf-
ten in Mitteldeutschland kaum wesentlich größer, eher geringer gewesen 
sein als in West- und Südddeutschland, spielen also als Bestimmungs-
gründe des nachkriegszeitlichen Wirtschaftswachstums nur eine unter-
geordnete Rolle. Hingegen wurden die Wachstumsvoraussetzungen durch 
die Demontagen der sowjetischen Besatzungsmacht erheblich beeinflußt; 
sie gingen - sowohl in der eigentlichen sowjetischen Besatzungszone als 
auch im Berliner Ostsektor - in der Industrie und im Verkehrswesen 
erheblich über die Demontageaktionen der westlichen Besatzungsmächte 
in ihren Besatzungszonen hinaus. Lediglich die Berliner Westsektoren 
haben - fast ausschließlich in der kurzen Zeit der sowjetischen Beset-
z.ung ganz Berlins im Mai und Juni 1945 - noch größere Demontage-
verluste erlebt. Bezogen auf die maschinelle Kapazität von 1936, verloren 
einige Industriezweige ihre gesamte maschinelle Ausrüstung, viele andere 
weit mehr als die Hälfte. Einige Beispiele hierfür seien genannt2 : 

Erzeugung von Elektroenergie ............................... . 
Eisenschaffende Industrie (ohne Gießereien) .................. . 
Maschinen- und Apparatebaua) .............................. . 

Darunter Werkzeugmaschinenbau ......................... . 
Fahrzeugbau (ohne Flugzeugindustrie) ....................... . 
Elektrotechnische Industrie .................................. . 
Feinmechanik und Optik .................................... . 
Chemische Industrie im ganzenb) ............................ . 
Holzindustrie im ganzena) ................................... . 
Textilindustrie im ganzenb) .................................. . 
Papiererzeugunga) .......................................... . 

a) Kapazitätsverlust durch Demontagen und Kriegsschäden. 
b) Schätzung. 
e) Davon 45 v. H. durch Demontagen, 7 v. H. durch Kriegsschäden. 

35 v.H. 
80 v.H. 
70 v.H. 
80 v.H. 
85 v.H. 
75 v.H. 
75 v.H. 

45-50 v.H. 
20-25 v.H. 

25 v.H. 
e) 52 v. H. 

Die Notwendigkeit des Wiederaufbaus solcher so stark demontierten 
Industriezweige band natürlich erhebliche finanzielle und sachliche Mit-
tel. Das galt besonders für Industriezweige mit ho her Kapitalintensität, 
wie die Kraftwerke, die Stahl- und Walzwerke und die Erzeugung che-
mischer Grundstoffe. Andere Zweige, denen von der Planung aus noch 
zu erörternden Gründen kein Schwerpunktcharakter zugebilligt wurde, 

2 Vgl. dazu die Darstellung der Demontagen in der Sowjetzone und in Berlin 
in dem vom Bremer Ausschuß für Wirtschaftsforschung herausgegebenen 
Werk "Am Abend der Demontage", Bremen 1951, S. 59-113. 

1· 
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4 Karl C. Thalheim 

haben im Vergleich mit Westdeutschland ein sehr viel langsameres 
Wachstum zu verzeichnen gehabt. Zwischen 1936 und 1962 ging der 
Anteil Mitteldeutschlands an den Beschäftigten der Industrie des Vier-
zonendeutschland von 31 auf 25 v. H. zurück3• Der Rückgang war am 
stärksten bei der "Leichtindustrie" (von 38 auf 26 v. H.); aber auch bei 
der metallverarbeitenden Industrie im ganzen sank der Anteil von 30 auf 
23 v. H., stieg dagegen bei der Grundstoffindustrie von 24 auf 26 v. H. 
Bei einzelnen Industrieerzeugnissen, bei denen die Entwicklung mengen-
mäßig erfaßt werden kann, ergaben sich folgende typischen Verände-
rungen: 

Tabelle 1 

Anteil Mitteldeutschlands an der Produktion 
des Vierzonendeutschland in v. H. 

1936 1962 

Elektroenergie ...................................... . 
Braunkohle ......................................... . 
Benzin ............................................. . 
Rohstahl ............................................ . 
Schreib- und Rechenmaschinen ........... ............ . 
Lastkraftwagen ..................................... . 
Personenkraftwagen ................................ . 
Güterwagen ........................................ . 
Rundfunkgeräte .................................... . 
Fotoapparate ....................................... . 
Zement ............................................. . 
Fensterglas ......................................... . 
Schwefelsäure .................. . ................... . 
Stickstoffdünger .................................... . 
Teerfarbstoffe ...................................... . 
Papier .............................................. . 
Garne .......................... . ................... . 

35 
63 
56 

7 
75 
31 
26 
21 
63 
34 
17 
10 
22 
62 
14 
43 
31 

25 
71 
15 
10 
42 
3 
3 

26 
21 
19 
16 
22 
22 
22 
17 
18 
31 

Für den Wachstumsprozeß sehr negativ wirkten sich auch die Demon-
tagen im Verkehrswesen aus, besonders der Abbau der zweiten Gleise auf 
fast sämtlichen Eisenbahnstrecken, außerdem die Beschlagnahme von 
rollendem Material in beträchtlichem Umfange. Engpässe des Verkehrs 
haben deshalb in der Folgezeit in Mitteldeutschland eine nicht geringe 

3 Quelle: Gert Leptin, a.a.O., S. 53 und 57-68. 
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Probleme des Wirtschaftswachstums in Mitteldeutschland 5 

Rolle gespielt, zumal die Motorisierung des Verkehrs nicht entfernt in 
dem gleichen Umfang gesteigert werden konnte wie in der Bundes-
republik und aus noch zu behandelnden Gründen das Verkehrswesen 
an den Gesamtinvestitionen nur in unzureichendem Umfang beteiligt 
wurde. 

Hinzu kam, daß das Wirtschaftspotential Mitteldeutschlands von der 
sowjetischen Besatzungsmacht in den ersten Jahren nach Kriegsende in 
beträchtlichem Ausmaß durch Entnahmen aus der laufenden Produktion 
in Form offener oder versteckter Reparationen beansprucht wurde. Die 
Sowjetunion war im Interesse des möglichst raschen Ausgleichs ihrer 
eigenen beträchtlichen Kriegsverluste nicht zuletzt an den Reparations-
lieferungen von Investitionsgütern interessiert; deren Produktionsvolu-
men in Mitteldeutschland war aber nach den Demontagen, die gerade 
die Investitionsgüterindustrie in weit überdurchschnittlichem Ausmaß 
betroffen hatten, sehr beschränkt, so daß nach Erfüllung der sowjeti-
schen Reparationsansprüche die für den Wiederaufbau bzw. Ausbau der 
mitteldeutschen Wirtschaft verfügbaren Mengen weit hinter dem tat-
sächlichen Bedarf zurückblieben. Hinzu kam, daß Mitteldeutschland im 
Gegensatz zur am ERP beteiligten Bundesrepublik Deutschland keine 
ausländische Starthilfe erhielt. 

Diese Lage wurde weiterhin dadurch erheblich verschlimmert, daß im 
Gegensatz zum Potsdamer Abkommen, in dem noch von der Behandlung 
Deutschlands als wirtschaftlicher Einheit die Rede war, die politische Ent-
wicklung zu einer wachsenden Desintegration der gesamtdeutschen Wirt-
schaft führte, besonders nach der getrennten Währungsreform und dem 
Beginn der Blockade West-Berlins im Sommer 1948. Dies führte dazu, 
daß die normalen Güterströme über die Zonengrenze, die nun zu einer 
echten Wirtschaftsgrenze wurde, während der Blockadezeit völlig auf-
hörten und auch danach in der Gestalt des Interzonenhandels nur noch 
einen bescheidenen Bruchteil ihres früheren Umfangs erreichten. Die von 
der Wirtschaftspolitik der DDR intendierten Wachstumsziele wurden 
dadurch erheblich beeinfiußt; beträchtliche Teile des Wachstumspoten-
tials wurden - wie noch darzulegen sein wird - dadurch gebunden, daß 
mit großem Aufwand und nicht selten unter ungünstigen Standortsvor-
aussetzungen Produktionskapazitäten erstellt wurden, deren Erzeugung 
die früheren Bezüge aus dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
ersetzen sollte. 

Die Ausgangslage hinsichtlich der Ausstattung mit Realkapital war 
also recht ungünstig, und die Möglichkeiten der Realkapitalbildung waren 
aus den genannten Gründen beschränkt. Eine ins Gewicht fallende Ver-
besserung dieser Voraussetzungen vollzog sich erst mit dem (zuerst rela-
tiven, dann auch absoluten) Rückgang der Reparationsverpflichtungen 
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6 Karl C. Thalheim 

gegenüber der Sowjetunion, die mit Ablauf des Jahres 1953 ihr Ende 
fanden. 

Günstiger war zunächst die Versorgung mit Arbeitskräften, da einmal 
trotz der Kriegsverluste ein beträchtlicher Teil des Stammes an qualifi-
zierten Arbeitskräften erhalten geblieben war, zum anderen der Zustrom 
von Flüchtlingen und Vertriebenen aus den unter polnische Verwaltung 
gestellten bzw. an die Sowjetunion übergebenen Ostgebieten Deutsch-
lands und aus der Tschechoslowakei die Bevölkerungszahl erheblich an-
wachsen ließ4. Allerdings ließ die politische und wirtschaftliche Entwick-
lung in Mitteldeutschland bald eine Abwanderung nach Westdeutschland 
entstehen, die später zu einem der ernstesten Probleme der mitteldeut-
schen Wachstumspolitik werden sollte. 

2. Der Einfluß der Sowjetisierung 

Diese Abwanderung war zu einem wesentlichen Teil durch den Prozeß 
hervorgerufen worden, den ich zu Anfang als die schrittweise Rezeption 
des sowjetischen Wirtschaftsmodells bezeichnet habe. Von wesentlicher 
Bedeutung für das Wirtschaftswachstum waren vor allem die Sequestrie-
rung und spätere Enteignung der gesamten Großindustrie und eines be-
trächtlichen Teiles der mittleren Industrie, ferner die das Großgrund-
eigentum völlig beseitigende "Bodenreform" und der Kampf gegen das 
Großbauernturn. Beides - vor allem aber die Enteignungsaktion in der 
gewerblichen Wirtschaft - führte dazu, daß eine beträchtliche Zahl 
fähiger Unternehmer, leitender Angestellter, auch sonstiger Fachkräfte 
nach Westdeutschland gingen, um hier, gestützt auf ihre technischen Er-
fahrungen, ihre Marktkenntnis und in der Regel auch auf den Goodwill 
ihres in Mitteldeutschland enteigneten Unternehmens, sich eine neue 
Existenz aufzubauen. Die Wirkungen dieses Tatbestandes für das Wirt-
schaftswachstum werden an späterer Stelle untersucht5• 

Der Einfluß des nach dem sowjetischen Vorbild aufgebauten Wirt-
schaftssystems ging aber noch wesentlich weiter. Ich habe in meinem 
Beitrag "Besonderheiten des Wirtschaftswachstums in den kommunistisch 
regierten Ländern" im ersten Bande dieses Sammelwerks6 die Beziehun-
gen zwischen der Zentralverwaltungswirtschaft sowjetischen Typs in 
ihrer ursprünglichen Form und in ihren heutigen, durch Reformen in 
verschiedenem Grade umgestalteten Formen, und dem Wirtschaftswachs-
tum analysiert. Das dort generell Gesagte kann nahezu in seiner Gesamt-
heit auch auf den Wachstumsprozeß in der DDR angewendet werden. 

4 Vgl. dazu meinen Beitrag "Besonderheiten des Wirtschaftswachstums in 
den kommunistisch regierten Ländern" im ersten Band dieses Sammelwerkes, 
S. 14-15, bes. Anm. 20 auf S. 15. 

5 Siehe S. 26-27. 
e a.a.O., S. 1-44. 
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Als eines der Hauptmerkmale des sowjetischen Wirtschaftssystems 
habe ich dort die Ausrichtung der Wirtschaftsplanung auf Forcierung des 
Wirtschaftswachstums unter "vorrangiger Entwicklung der Schwerindu-
strie" bezeichnet und die sowohl ideologischen als auch realpolitischen 
Gründe für diese zentrale Stellung des Wirtschaftswachstums dargelegt. 
Da die politische Führung der DDR ihr Handeln nach den Maximen des 
Marxismus-Leninismus in der jeweils in der Sowjetunion für gültig 
erklärten Form ausrichtete und weiter ausrichtet, übernahm sie damit 
auch diese Bewertung des Wirtschaftswachstums und die sich daraus für 
die Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsplanung ergebenden Konsequen-
zen. Ebenso wie die Führung der KPdSU sieht auch die Führung der SED 
im "Einholen und Überholen der entwickelten kapitalistischen Länder" 
einen der entscheidenden Beweise für die Überlegenheit des von ihr auf-
gebauten, als sozialistisch bezeichneten Wirtschaftssystems. Wenn die 
Sowjetunion dabei an das Einholen und Überholen der USA denkt, so die 
SED an die Bundesrepublik; das Nebeneinander der beiden Teile Deutsch-
lands mit ursprünglich gleichem Ausgangsniveau, heute aber sehr unter-
schiedlichen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnungen, fordert besonders 
nachdrücklich zum Vergleich der ökonomischen Effizienz beider Systeme 
heraus. Die Lage ist in dieser Beziehung für die DDR als den am weitesten 
nach Westen vorgeschobenen Teil des Ostblocks besonders kritisch, da für 
ihre Bevölkerung die Informationsmöglichkeiten über die Entwicklung 
im Westen lange Zeit hindurch weit besser waren als in irgendeinem 
anderen Ostblocklande und da bis zur Absperrung des Berliner Ostsektors 
durch den Mauerbau am 13. August 1961 noch in beträchtlichem Maße 
die Möglichkeit der Abwanderung nach Westdeutschland über die Ber-
liner Westsektoren bestand. 

Reale Antriebskräfte des Wirtschaftswachstums - sowohl ökonomisch 
als auch politisch begründet - waren das Bestreben, die durch Krieg und 
Demontagen entstandenen Verluste am Potential auszugleichen, ferner 
im Zusammenhang mit der fortschreitenden Desintegration der gesamt-
deutschen Wirtschaft das immer stärker hervortretende Bestreben, die 
Abhängigkeit von westlichen, besonders westdeutschen Lieferungen und 
Diensten durch Aufbau entsprechender Kapazitäten zu verringern. Das 
gilt in erster Linie für die Industrie, aber auch für das Verkehrswesen; 
der kostspielige Ausbau des Hafens Rostock zu einem Überseehafen mit 
beträchtlicher Umschlagskapazität ist dafür ein besonders kennzeich-
nendes Beispiel. 

Je mehr nach dem Ende des Reparationsregimes 1953 die Verhältnisse 
sich zu normalisieren begannen, desto mehr wuchs der Bedarf der Sowjet-
union und der anderen Mitgliedsländer des "Rates für gegenseitige Wirt-
schaftshilfe" (in Zukunft abgekürzt RGW, im Westen gewöhnlich als 
Comecon bezeichnet) an Gütern, die vorzugsweise die DDR zu liefern 
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vermochte, hauptsächlich also an Investitionsgütern; wie an späterer 
Stelle noch zu zeigen sein wird, wurde dieser Bedarf damit zu einer 
wichtigen Triebkraft des wirtschaftlichen Wachstums, vor allem natürlich 
der Expansion des Industriepotentials. 

3. Wirtschaftsplanung und Wirtschaftswachstum 

Nach den Vorstellungen, die dem mitteldeutschen Wirtschaftssystem 
zugrundeliegen, sollen die langfristigen Perspektivpläne - nach sowje-
tischem Vorbild in der Regel Fünfjahrpläne - das entscheidende Steue-
rungsinstrument des Wachstumsprozesses sein; die kurzfristigen Opera-
tivpläne, die jährlichen Volkswirtschaftspläne, sollen aus ihnen abge-
leitet werden und die Realisierung der in den Perspektivplänen fest-
gelegten Wachstumsziele ermöglichen. Diese Vorstellung baut auf dem 
von der sowjetischen Politökonomie behaupteten "Gesetz der planmäßi-
gen proportionalen Entwicklung der Volkswirtschaft" auf. Die Wirklich-
keit sah freilich wesentlich anders aus und stand zu dieser These der 
Politökonomie in beträchtlichem Gegensatz. Der auf den Wiederaufbau 
besonders wichtiger Potentiale ausgerichtete Zweijahrplan für die 
Jahre 1949/50 und der erste Fünfjahrplan für den Zeitraum 1951-1955 
waren die einzigen Perspektivpläne, die im wesentlichen voll realisiert 
wurden und über die dementsprechend auch Abschlußberichte veröffent-
licht worden sind. Der zweite Fünfjahrplan für die Jahre 1956-1960 
wurde, ebenso wie der 6. sowjetische Fünfjahrplan für den gleichen 
Zeitraum, im Jahre 1957 vorfristig abgebrochen. An seine Stelle trat der 
Siebenjahrplan für die Jahre 1959-1965, der jedoch in einigen sehr we-
sentlichen Zielsetzungen, besonders hinsichtlich des Investitionsvolu-
mens, als gescheitert gelten muß7. Ein auf dem VI. Parteitag der SED im 
Jahre 1963 angekündigter zweiter Siebenjahrplan für die Jahre 1964 bis 
1970 ist Konzeption geblieben. Wie die Sowjetunion ist auch die DDR 
zu Fünfjahresperioden der Perspektivplanung zurückgekehrt, aber das 
"Gesetz über den Perspektivplan zur Entwicklung der Volkswirtschaft 
der DDR bis 1970" wurde erst am 26. Mai 1967 erlassen, fast P/2 Jahre 
nach dem vorgesehenen Ende des Siebenjahrplanes und dem beabsich-
tigten Beginn einer neuen Planperiode. 

Wenn jetzt im Zuge der Wirtschaftsreformen in der DDR "der Per-
spektivplan zum Hauptsteuerungsinstrument entwickelt wird"8, so wird 
damit zugegeben, daß die Perspektivpläne diese ihnen an sich von Anfang 
an zugedachte Aufgabe bisher eben nicht erfüllt haben. In der Tat waren 

7 Vgl. dazu besonders: Bruno Gleitze, Die Industrie der Sowjetzone unter 
dem gescheiterten Siebenjahrplan, Berlin 1964. 

8 So im "Beschluß des Staatsrates der DDR über weitere Maßnahmen zur 
Gestaltung des ökonomischen Systems des Sozialismus" vom 22. April 1968. 
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in der Vergangenheit sowohl die zur PlanersteIlung benutzten Instru-
mente und Methoden als auch die dafür gegebenen Voraussetzungen (be-
sonders die völlig unzureichende ökonomische Aussagekraft der admini-
strativ festgesetzten Preise und der die Knappheit des Kapitals nicht be-
rücksichtigenden Kostenrechnung) nicht geeignet, dies zu ermöglichen. 
Die Perspektivpläne, die überdies während ihrer Laufzeit nicht selten 
abgeändert wurden, ohne daß dies der Öffentlichkeit mitgeteilt wurde, 
sind also für die Analyse des tatsächlichen Wachstumsprozesses nur sehr 
begrenzt brauchbar; wohl aber lassen sie die Absichten und Erwartungen 
der Wirtschaftsführung in der DDR erkennen. Dabei darf nicht uner-
wähnt bleiben, daß die Grundentscheidungen über den Charakter und die 
Ziele des jeweiligen Perspektivplanes in den Führungsgremien der SED, 
d. h. im Politbüro und im Zentralkomitee getroffen wurden. Die Staat-
liche Plankommission als Behörde war und ist hinsichtlich der Eckdaten 
der Pläne an diese Entscheidungen der für die politische Willensbildung 
maßgebenden Instanzen gebunden. Der Verabschiedung der Pläne, auch 
der laufenden Volkswirtschaftspläne, als Gesetz durch die Volkskammer 
der DDR kommt - bisher wenigstens - nicht mehr als formale Bedeu-
tungzu. 

Die Perspektivpläne der DDR unterlagen einem Entwicklungsprozeß, 
der ihren Charakter und ihre Ziele nicht unwesentlich verändert hat. Wie 
in allen Ländern, die ihr Wirtschaftssystem nach dem sowjetischen Modell 
gestaltet haben, sind auch in der DDR die Pläne bis heute typische Aus-
prägungen der imperativen, d. h. vollzugsverbindlichen Planung geblie-
ben. Die früheren Pläne (im wesentlichen auch einschließlich des Sieben-
jahrplanes 1959-1965) waren jedoch vor allem dadurch gekennzeichnet, 
daß sie eine große Fülle von genau festgelegten Einzelaufgaben enthiel-
ten': genau festgelegte Steigerungsraten des Volkseinkommens, der Ge-
samtproduktion der einzelnen Wirtschaftszweige in der Regel als Wert-
summen (in "unveränderlichen Preisen"), ebenso lange Listen detaillier-
ter mengenmäßiger Produktionsziele für Einzelprodukte, verbindliche 
Wachstumsraten für die Arbeitsproduktivität, für Investitionen, die Lei-
stungen in Transport- und Nachrichtenwesen, die Entwicklung des Au-
ßenhandels10, die Reallöhne, die Bereitstellung von Waren für den Ver-
kauf an die Bevölkerung u. a. m. Zahlreiche einzelne Investitionsobjekte 
wurden aufgeführt. Weitere Teile der Perspektivpläne beschäftigten sich 
mit Aufgaben auf dem Gebiet des Gesundheits- und Sozialwesens, des 
Erholungswesens und der Urlauberbetreuung, der Körperkultur, des 

D Vgl. dazu für den zweiten Fünfjahrplan: Karl C. Thalheim und Peter D. 
Propp, Die Entwicklungsziele für die gewerbliche Wirtschaft der sowjetischen 
Besatzungszone in der zweiten Fünfjahrplan-Periode, Bonn 1957. 

10 Z. B. enthielt der Siebenjahrplan für 13 Rohstoffe und Halbfabrikate 
mengenmäßig genau - z. T. bis auf die erste Dezimalstelle - festgelegte Im-
portziele für die Jahre 1958-1965. 
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Sports und der Touristik und der Aufgaben zur "Förderung der sozialisti-
schen Nationalkultur" (so im Siebenjahrplan die Aufgabe, die Buch-
produktion bis 1965 um rd. 70 v. H. zu steigern). Ein weiterer umfang-
reicher Teil beschäftigte sich mit der Entwicklung der Bezirke; dabei 
wurden auch regional vielfach sehr detaillierte und spezifizierte Aufgaben 
gestellt. 

Inzwischen hat man jedoch offenbar auch in der SED-Führung ein-
gesehen, daß die formale Vollzugsverbindlichkeit der Perspektivpläne, 
auch wenn sie als Gesetze verkündet werden, keineswegs mit der Reali-
tät übereinzustimmen braucht, zumal wenn die planenden Instanzen mit 
so unzulänglichen Instrumenten und unter so wenig befriedigenden Vor-
aussetzungen arbeiten, wie das bisher der Fall war. Infolgedessen er-
gaben sich denn auch immer wieder gravierende Diskrepanzen zwischen 
Plan und Planerfüllung, in der Periode des Siebenjahrplanes besonders 
durch die erheblichen Rückstände bei den Investitionen. Entscheidend 
ist dabei nicht so sehr das Zurückbleiben hinter den Planzielen an sich; 
wenn diese von vornherein zu hoch angesetzt sind, kann auch eine unzu-
reichende Planerfüllung immer noch ein beträchtliches Wachstums be-
deuten. Schwerer fällt ins Gewicht, daß - wenn der Plan überhaupt in 
sich konsistent ist - infolge der wirtschaftlichen Interdependenzen eine 
Untererfüllung einzelner Planpositionen notwendigerweise negative 
Konsequenzen auch für andere Planpositionen haben muß, z. B. durch 
unzureichende Materialversorgung verarbeitender Produktionszweige 
bei Nichterfüllung von Planzielen der Grundstoffindustrie oder durch 
Diskrepanzen zwischen der Einkommensverteilung und der Bereitstel-
lung von Konsumgütern für den Absatz an die Bevölkerung. 

4. Die Bedeutung der Planungsreformen 

Die Konsequenzen aus diesen Erkenntnissen sind in der DDR einmal 
dadurch gezogen worden, daß man ernstlich und nicht ohne Erfolg um 
eine Verbesserung der Methoden und Instrumente der PlanersteIlung 
bemüht ist, z. B. durch Verwendung der Input-Output-Methode in Form 
der sog. "Verflechtungsbilanzierung" , Anwendung der elektronischen 
Datenverarbeitung, stärkere Einschaltung der Betriebe und ihrer Zu-
sammenschlüsse, der VVB (Vereinigungen volkseigener Betriebe) in den 
Planungsprozeß und v. a. m.lI • Der Plan selbst12 verzichtet zwar auch 

11 Auf diese Veränderungen in der Planungsmethodik kann an dieser Stelle 
nicht näher eingegangen werden. Vgl. dazu u. a.: Gert Leptin, Das "Neue 
ökonomische System" Mitteldeutschlands, in: Wirtschaftsreformen in Ost-
europa, hrsg. von K. C. Thalheim und H. H. Höhmann, Köln 1968; For-
schungsbeirat für Fragen der Wiedervereinigung Deutschlands beim Bundes-
ministerium für gesamtdeutsche Fragen: Fünfter Tätigkeitsbericht 1965/1969. 
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Probleme des Wirtschaftswachstums in Mitteldeutschland 11 

jetzt noch keineswegs völlig auf die Festlegung detaillierter Einzelziele; 
doch ist deren Zahl im Verhältnis zu früheren Perspektivplänen wesent-
lich kleiner geworden, und die Planziele werden nicht mehr, wie früher in 
der Regel, als genau fixierte Größen, sondern mit einer gewissen Band-
breite angegeben (so z. B. Erhöhung des Nationaleinkommens um 28 bis 
32 v. H., der Arbeitsproduktivität in der Industrie um 40 bis 45 v. H.). 

In wesentlich größerem Umfange bezweckt der jetzt laufende Plan die 
Feststellung genereller Richtlinien mit starker Betonung strukturpoli-
tischer Ziele. Als grundlegende Aufgabe der Gestaltung der Wirtschaft 
der DDR im Planungszeitraum wird bezeichnet, 

"von den ökonomischen Gesetzen des Sozialismus ausgehend, die Struktur 
der nationalen Wirtschaft der DDR unter den Bedingungen der wissenschaft-
lich-technischen Revolution auf der Grundlage langfristiger Prognosen13 so 
zu gestalten, daß ein höchstmöglicher Zuwachs an real verfügbarem Natio-
naleinkommen erreicht und dessen effektivste Verwendung gesichert wird". 

Generell läßt der dritte Fünfjahrplan erkennen, daß sich bei der SED-
Führung die Einsicht in die Bedeutung des Optimierungsprinzips gegen-
über dem lange Zeit herrschenden Prinzip der Maximierung weitgehend 
durchgesetzt hat. Im allgemeinen Teil des Planes werden dafür besonders 
die folgenden Grundsätze aufgestellt: 

1. Vorrangige Entwicklung jener Erzeugnisse und Verfahren, 

a) "für die die Bedingungen zur kostengünstigen Produktion auf 
wissenschaftlich-technischem Höchstniveau gegeben sind oder 
geschaffen werden können, 

b) die mit ho her Effektivität der Entwicklung der eigenen Volks-
wirtschaft dienen, 

c) die zur Sicherung einer hohen Exportrentabilität auf längere 
Sicht von besonderer Bedeutung sind, 

d) die als wichtige Zulieferungen bzw. technologische Bedingungen 
das Entwicklungstempo der Produktivität und das wissenschaft-
lich-technische Niveau in wichtigen Zweigen und Bereichen steu-
ern, 

e) die mit hoher Effektivität auf einheimischen Rohstoffen und 
Energiequellen bzw. Folgeproduktionen aufbauen oder mit 
ihnen kombinieren und ... einen hohen Veredelungsgrad erhal-
ten können." 

Zweiter Teil, Abschnitt I D: Zentrale Planung und Planprozeß, Bonn und Ber-
lin 1969. 

12 Gesetz über den Perspektivplan zur Entwicklung der Volkswirtschaft der 
Deutschen Demokratischen Republik bis 1970. Vom 26. Mai 1967. Gbl. der 
DDR Teil I, 1967, Nr. 8, S. 66-87. 

13 Die Bedeutung der langfristigen Prognose auf wissenschaftlicher Grund-
lage wird von der SED-Führung jetzt sehr hoch eingeschätzt, wie zahlreiche 
Reden und Veröffentlichungen der letzten Jahre erkennen lassen. 
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2. "Komplexe sozialistische Rationalisierung aller wichtigen Prozesse" 
einschließlich der Automatisierung ganzer Prozesse als Hauptweg, 
um in Leistungsfähigkeit, Qualität, Herstellungsverfahren und Ko-
sten der volkswirtschaftlich entscheidenden Erzeugnisse den wissen-
schaftlich-technischen Höchststand zu erreichen und zu behaupten. 

3. Konzentration der Kräfte in Forschung, Entwicklung, Produktion 
und Absatz "auf jene Aufgaben, die die Herausbildung einer opti-
malen Struktur der Volkswirtschaft bestimmen". 

4. Anwendung der elektronischen Datenverarbeitung, vorrangig in 
Großbetrieben, mit dem Hauptziel, "die Selbstkosten der Erzeug-
nisse zu senken und die Rentabilität der Betriebe und der gesamten 
Wirtschaft zu erhöhen". 

5. Weitere Entwicklung der Kooperationsbeziehungen "durch die Or-
ganisierung von Kooperationsketten, -gemeinschaften und -ver-
bänden auf der Grundlage effektiver vertraglicher Bindungen". 

6. Ausarbeitung von Perspektivplänen für die (14, mit dem Berliner 
Ostsektor 15) Bezirke der DDR; als wesentliche Voraussetzung dafür 
wird die Erarbeitung der Generalverkehrs- und Generalbebau-
ungspläne bezeichnet. 

7. Entwicklung "der Bank als des wichtigsten Finanzierungsorgans 
gegenüber den Betrieben zu einer sozialistischen Geschäftsbank"14. 

8. Volle Durchsetzung des "Prinzips der Eigenerwirtschaftung der 
Mittel für die erweiterte Reproduktion". 

9. Weitere Entwicklung des Planungs- und Leitungssystems "ent-
sprechend den Erfordernissen des ökonomischen Systems des Sozia-
lismus" unter Verallgemeinerung und konsequenter Anwendung 
der modernen wissenschaftlichen Erkenntnisse und Methoden ein-
schließlich der umfassenden Anwendung der elektronischen Daten-
verarbeitung in der Planung. 

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang auch das große Gewicht, 
das der Wissenschaft als unmittelbarer Produktivkraft beigelegt wird, 
und zwar nicht nur den technischen und Naturwissenschaften, sondern 
auch der Wirtschaftswissenschaft, bei der diese Einsicht der SED-Führung 
erst jüngeren Datums ist. Die Wirksamkeit der ökonomischen Forschung 
müsse bei der Gestaltung des entwickelten gesellschaftlichen Systems des 
Sozialismus, so heißt es im allgemeinen Teil des dritten Fünfjahrplanes, 
entscheidend verstärkt werden. Sie müsse "gemeinsam mit der natur-

14 Zu diesem Zweck wurde die bis dahin nach sowjetischem Muster nahezu 
als Universalbank tätige "Deutsche Notenbank" in die "Staatsbank der DDR" 
als Zentralbank und die "Industrie- und Handelsbank der DDR" als Geschäfts-
bank aufgegliedert. Mit der letzteren wurde die "Deutsche Investitionsbank" 
verschmolzen. 
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wissenschaftlich-technischen Forschung dazu beitragen, die wissenschaft-
lichen Grundlagen für eine weit vorausschauende Strukturpolitik und 
für Strukturentscheidungen zu erarbeiten. Die Erfordernisse der tech-
nischen Revolution, insbesondere die Durchsetzung der komplexen sozia-
listischen Rationalisierung, verlangen grundsätzliche Untersuchungen 
über die günstigste Produktionsstruktur und die Erzielung hoher Struk-
tureffekte in der gesamten Volkswirtschaft sowie in den einzelnen Volks-
wirtschaftszweigen und -bereichen". 

Besonders wird der ökonomischen Forschung auch die Aufgabe gestellt, 
"Fragen der weiteren Entwicklung der ökonomischen Prognose und der 
Vervollkommnung des Planungssystems, insbesondere der Entwicklung 
von modernen Planungsinstrumenten und -methoden einschließlich der 
umfassenden Anwendung der elektronischen Datenverarbeitung in der 
Planung" sowie "Wege zur Erhöhung der Wirksamkeit des Systems öko-
nomischer Hebel" zu untersuchen. "Im Mittelpunkt stehen dabei Pro-
bleme der Eigenerwirtschaftung der Mittel für die intensiv erweiterte 
Reproduktion sowie Fragen des Preises, Kredites und des Lohnes." Die 
SED-Führung hat sich also völlig von der Auffassung gelöst, die StaUn 
noch in seiner letzten, 1952 erschienenen Schrift vertreten hatte, wonach 
derartige Fragen keinesfalls Gegenstand der "Politökonomie" sein könn-
ten. In der Tat hat die wissenschaftliche Arbeit auf diesem Gebiete in 
Mitteldeutschland sowohl an Quantität als auch an Qualität besonders 
seit der Verkündung des "Neuen Ökonomischen Systems der Planung und 
Leitung der Volkswirtschaft" im Jahre 1963 erheblich zugenommen. 

Besonders betont wird ferner die Bedeutung der "Forschung auf dem 
Gebiete der sozialistischen Wirtschaftsführung", was mit "sozialistischer 
Betriebswirtschaftslehre" identisch ist (auch dies ist in der DDR erst eine 
verhältnismäßig neue Entwicklung), sowie der Industrieforschung, in 
deren Rahmen die wissenschaftlichen Arbeiten der Universitäten und 
Hochschulen "durch vertragliche Beziehungen mit der Wirtschaft auf die 
Schwerpunkte der Volkswirtschaftspläne" konzentriert werden sollen. 

Die Mittel für Forschung und Entwicklung sollen bis 1970 um min-
destens 80 v. H. erhöht werden, und dafür sollen von 1966 bis 1970 weitere 
19 500 Hoch- und Fachschulabsolventen tätig werden. 

5. Wachstumsziele im Wandel 

Die Tabelle 2 auf S. 14 ermöglicht einen Vergleich der Wachstumsziele 
früherer Perspektivpläne, besonders des Siebenjahrplanes, mit dem jetzt 
laufenden dritten Fünfjahrplan. Daraus ergibt sich als zweite bemer-
kenswerte Veränderung, daß die Planer der DDR in der Einschätzung 
der weiteren Wachstumsmöglichkeiten erheblich vorsichtiger geworden 
sind. Fast in allen Fällen, in denen in den beiden letztgenannten Plänen 
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Tabelle 2 

Planziele der langfristigen Perspektivpläne der DDR 
(vorgesehene Wachstumsraten in v. H.) 

2. 5-JPl. 
1. 5-JPl. 1956-1960 7-JPl.a) 

1951-1955 (abge- 1959-1965 
brochen) 

Nationaleinkommen .. , . mind.60 58-59 
Arbeitsproduktivität 

in der Industrie ...... 60 33c) 85d) 
in der Bauindustrie .. mind.58 127e) 
in der Landwirtschaft 

Investitionen .......... 
Realeinkommen der 

Bevölkerung ......... 
Angebot an Industrie- I ( waren ............... 125d 40 67 
Angebot an Nahrungs-

und Genußmitteln .... 
Produktion landwirt-

schaftl. Erzeugnisse .. 57 17 
Industrieproduktion .... 92,3 38 88 
Produktion der Grund-

stoffindustrie ........ 90 
Dar. Metallurgie ....... 153,6 85 

chem. Industrie .... 104,4 34 105 
Baustoffind. (Bau-

109,8 materialien) ....... 134 
Prod. d. metallverarb. I. 53h) 118 
Dar. Schwermasch.-bau { 114,8i) 110 

Allg. Masch.-bau 148 
Elektrotechnik .... 89,3 166 

Prod. d. Leichtind. . .... 99,6 30 84 
Prod. d. Lebensm.-Ind ... 86,9 23 39 
Bauproduktion einschl. 

ca. 147 Bauhandwerk .......... 62 108 
Außenhandelsumsatz ... 190 63 72 
Dar. Export ............ 86 
Gütertransport ......... ca. 60 32 40 
Personenverkehr ....... 13 

a) Ausgangsbasis: Stand 1958. 
b) Ausgangsbasis: Das Ist des Jahres 1965 = 100. 

3. 5-JPl.b) 
1966-1970 

28-32 

40-45 
35-40 
30-35 
48-52 

19-21° 

etwa 28-30 

18-20 

13-15 
37-40 

Mehr als 50 

48 

64-67 
mind.42-45k) 

20-25 

40 
37,5-45,8 

35-37 
8 

c) Arbeitsproduktivität je Produktionsarbeiter in der sozialistischen Industrie. 
d) Arbeitsproduktivität in der volkseigenen Industrie. 
e) Arbeitsproduktivität in der volkseigenen Bauindustrie. 
f) Realeinkommen je Kopf der Bevölkerung. 
g) Warenbereitstellung für die Bevölkerung. Für den Warenumsatz im Einzelhandel 

war jedoch nur eine Steigerung von 59 v.H. angesetzt, allerdings .. in Preisen des jewei-
ligen Jahres"; es waren also offenbar Preissenkungen eingeplant. 

h) Produktion der .. Mascrunenbaubetriebe" nach der Nomenklatur der DDR. 
i) Produktion des .. Maschinenbaus" ohne Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik. 
k) Produktion von Konsumgütern der Leichtindustrie. 
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vergleichbare Zahlen genannt werden, liegen - auch nach Eliminierung 
der Unterschiede, die sich aus der verschiedenen Dauer der beiden Plan-
perioden ergeben - die Planziele des dritten Fünfjahrplanes erheblich 
niedriger als die des Siebenjahrplanes. Der letztere war in einer Zeit kon-
zipiert worden, in der eine allgemeine Woge des Optimismus durch die 
kommunistisch regierten Länder ging; das ließ auch der in der gleichen 
Zeit entstandene Siebenjahrplan der Sowjetunion erkennen. An die 
Stelle dieses weitgehend unrealistischen Optimismus ist nun zwar keine 
Resignation, aber doch das Bemühen um eine realistischere Einschätzung 
der gegebenen Möglichkeiten getreten. Die wesentlichen Ursachen hier-
für sind die folgenden: 

1. Die im Vorhergehenden behandelte Einsicht, daß das Ziel der Maxi-
mierung, das weitgehend auch noch dem Siebenjahrplan zugrunde-
lag15, in vielen Fällen zu Fehlentscheidungen geführt habe und 
durch das Streben nach optimaler Gestaltung des Wachstumspro-
zesses ersetzt werden müsse. 

2. Das Zurückbleiben des tatsächlichen Wachstums in der Siebenjahr-
planperiode in wichtigen Teilbereichen hinter den Zielen des Pla-
nes. 

3. Die Erkenntnis, daß die bei der Erstellung des Siebenjahrplanes 
angenommenen Steigerungsraten der Arbeitsproduktivität für die 
neue Planperiode beträchtlich herabgesetzt werden müßten. Da je-
doch das weitere Wachstum der Wirtschaft der DDR bei der sehr 
ungünstigen Alterstruktur ihrer Bevölkerung ganz überwiegend 
von der Steigerung der Arbeitsproduktivität abhängt16, muß eine 
vorsichtige Einschätzung der zu erwartenden Steigerung der Ar-
beitsproduktivität notwendig zu allgemein vorsichtigerer Planung 
des Wachstums führen. 

6. Voraussetzungen des Wirtschaftswachstums 

a) Investitionen und Finanzierung 

In meinem Beitrag "Besonderheiten des Wirtschaftswachstums in den 
kommunistisch regierten Ländern" im ersten Bande dieses Sammel-
werkes habe ich im Abschnitt D "Die Investitionen" folgende 3 Hauptziele 

15 Im Siebenjahrplan wurde als Hauptaufgabe noch bezeichnet, "durch die 
schnelle Erreichung des wissenschaftlich-technischen Höchststandes die Ar-
beitsproduktivität und die Produktion in aUen Zweigen der Volkswirtschaft 
bei ständiger Senkung der Kosten maximal zu erhöhen ... Im Zeitraum des 
Siebenjahrplanes ist die grundlegende Aufgabe zu lösen, ... Westdeutschland 
auf dem Gebiet der Arbeitsproduktivität einzuholen und zu überflügeln". 

18 Vgl. dazu Abschnitt 6, b). 
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16 Karl C. Thalheim 

der sowj etischen W achstumspoli tik genann t 17 : eine möglichst hohe Investi-
tionsquote18, langsamere Steigerung der für Konsumzwecke verfügbaren 
Geldeinkommen der Bevölkerung, d. h. also zunehmende Investitions-
quote; möglichst hoher Anteil der Zweige der materiellen Güterproduk-
tion an den Investitionen, vor allem möglichst hoher Anteil der Industrie, 
ganz besonders der "Schwerindustrie" im Sinne der sowjetischen Nomen-
klatur. 

Diese drei Ziele sind auch von der SED-Führung lange Zeit hindurch 
als maßgebend für ihre Wachstumspolitik angesehen worden und sind es 
großenteils auch heute noch. Jedoch hat sie hinsichtlich der Höhe der 
Investitionsquote Konzessionen machen müssen. Während in der über-
wiegenden Mehrheit der Ostblockländer die realen Investitionsquoten 
- berechnet nach Ausschaltung der in meinem Aufsatz1U beschriebenen 
Fehlerquellen - etwa 30 bis 35 v. H. des Bruttosozialprodukts betrugen, 
ist es der SED in Mitteldeutschland niemals gelungen, ähnlich hohe 
Quoten zu erreichen, die Investitionsquoten blieben sogar regelmäßig 
hinter dem Stande in der Bundesrepublik Deutschland mit ihrem grund-
sätzlich marktwirtschaftlichen System zurück. Nach Untersuchungen im 
Forschungsbeirat für Fragen der Wiedervereinigung Deutschlands20 er-
reichten die mitteldeutschen Bruttoanlageinvestitionen (ohne General-
reparaturen) - "wenn man die nominalen Werte des mitteldeutschen 
Nationaleinkommens um die im Vergleich zum westlichen Bruttosozial-
produkt fehlenden Bestandteile erweitert" - 1965 einen Anteil von 
schätzungsweise 16 v. H. gegenüber 26,3 v. H. in Westdeutschland, 1967 in 
Mitteldeutschland in Preisen des Jahres 1966 knapp 17 v. H., in laufenden 
Preisen - wegen der durch die Industriepreisreform z. T. stark gestiege-
nen Preise für Investitionsgüter und besonders der Baukosten - reich-
lich 19 v. H. gegenüber 22,8 v. H. in Westdeutschland (Rückgang infolge 
der Rezession). Für 1968 rechnet die genannte Untersuchung des For-
schungsbeirats mit Investitionsquoten von rd. 24 v. H. in der Bundes-
republik Deutschland, in der DDR gut 20 v. H. Ungünstiger wird ein 
solcher Vergleich, wenn eine Berechnung auf einheitlicher Preisbasis ver-
sucht wird; der Forschungsbeirat nimmt an21 , daß die Preise für Investi-
tionsvorhaben in Mitteldeutschland schätzungsweise durchschnittlich um 
40 bis 50 v. H. über den westdeutschen Preisen für ähnliche Vorhaben 
liegen, "wobei die Differenz um so größer ist, je höher das technologische 

11 a.a.O., S. 23. 
18 Der Begriff "Investitionsquote" wird hier immer im Sinne der Relation 

von Bruttoanlageinvestitionen zu Bruttosozialprodukt gebraucht. 
19 a.a.O., S. 35-36. 
20 Forschungsbeirat für Fragen der Wiedervereinigung Deutschlands beim 

Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen: Fünfter Tätigkeitsbericht 
1965/69, Bonn und Berlin 1969, S. 230-232. 

21 a.a.O., S. 232. 
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Niveau des entsprechenden Produktes ist ... Wenn man die Komponen-
ten des mitteldeutschen Bruttosozialproduktes jeweils in westdeutschen 
Preisen ausdrückt, um einen Realvergleich zu erhalten, dann ergibt sich 
für Mitteldeutschland für 1967 eine geschätzte Investitionsquote von nur 
rund 16 v. H. - verglichen mit einer Quote von 22,8 v. H. für die Bundes-
republik Deutschland. Für 1969 dürfte die preisbereinigte Investitions-
quote in Mitteldeutschland 17 bis 18 v. H. betragen gegenüber 23,5 bis 
24 v. H. in Westdeutschland". 

Selbst wenn man annimmt, daß diese Gegenüberstellung - die ja not-
wendigerweise mit einer Anzahl von Schätzungen operieren muß - die 
auf vergleichbarer Basis gewonnene Anteilsziffer für die DDR etwas zu 
niedrig erscheinen läßt, dürfte es eindeutig sein, daß die Investitions-
quoten in Mitteldeutschland beträchtlich niedriger liegen als in der 
Bundesrepublik Deutschland. Die oben genannten Ziele der Wachstums-
politik in den kommunistisch regierten Ländern scheinen also für die 
DDR nicht zuzutreffen. Die Erklärung ist freilich nicht schwer zu finden: 
sie liegt in der besonderen Lage der DDR als westlichstem Mitgliedsland 
des Ostblocks und ihrer dadurch bedingten unmittelbaren Konfrontation 
mit der Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland, vor allem mit 
der Entwicklung der Reallöhne und des Lebensstandards der Arbeit-
nehmer. 

Bei relativ niedrigem Sozialprodukt bedeutet eine hohe Investitions-
quote - besonders wenn sich zu dieser noch ein hoher Staatsbedarf für 
zivile und Rüstungszwecke gesellt - notwendig einen niedrigen Lebens-
standard mindestens für einen großen Teil der Bevölkerung. Verglichen 
mit der Bundesrepublik Deutschland war nun in der Tat in Mitteldeutsch-
land das Sozialprodukt relativ niedrig; die Gründe dafür lagen z. T. in 
den ungünstigen Startbedingungen, von denen zu Anfang die Rede war, 
ferner in den Effizienzschwächen des Wirtschaftssystems, schließlich auch 
in den beschränkten Möglichkeiten zur Ausnutzung der Vorteile der in-
ternationalen Arbeitsteilung22• Immerhin bedeutete der schon vor der 
Periode der Sowjetisierung erreichte hohe Entwicklungsstand der mittel-
deutschen Wirtschaft ein Korrektiv, besonders durch die Verfügbarkeit 
einer bedeutenden Zahl qualifizierter Arbeitskräfte verschiedenster Ka-
tegorien. 

Die Sowjetunion der Stalinära befand sich infolge des vergleichsweise 
noch wesentlich niedrigeren Entwicklungsstandes ihrer Wirtschaft in 
einer noch erheblich ungünstigeren Situation. Die stalinistische Politik 
scheute sich jedoch nicht vor einer radikalen Niedrighaltung des Lebens-
standards des größten Teiles der Bevölkerung, zunächst vor allem der 
Bauern, dann mit wachsendem Industrialisierungsgrad auch der Arbeit-

22 Vgl. dazu Abschnitt 6, c). 

2 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik SO/lI 
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nehmer in den nichtlandwirtschaftlichen Produktionszweigen. Die da-
durch gewonnenen materiellen und finanziellen Ressourcen kamen dem 
stark expandierenden Investitionsvolumen zugute. 

Eine so rigorose Konsumbeschränkung verbot sich in Mitteldeutschland 
infolge der Konkurrenzsituation gegenüber Westdeutschland, wo Löhne 
und Lebenshaltung auch der breiten Masse der Arbeitnehmerschaft we-
sentlich rascher anstiegen. Das in dieser Beziehung bestehende Gefälle 
zwischen den beiden Teilen Deutschland war bald unverkennbar. Es 
durch einen noch stärkeren Druck auf Löhne und Lebenshaltung weiter 
zu vergrößern, mußte der SED-Führung zunächst aus politisch-psycho-
logischen Gründen, besonders im Hinblick auf die behauptete überlegen-
heit des mitteldeutschen Wirtschaftssystems, unmöglich erscheinen. Hin-
zu kam als reale Gefahr die Abwanderung nach Westdeutschland, die den 
Bestand des für Mitteldeutschland wichtigsten Produktionsfaktors, der 
qualifizierten Arbeit, ernstlich bedrohte, um so mehr, je größer die 
Attraktivität der höheren Arbeitseinkommen und des höheren Lebens-
standards in der Bundesrepublik Deutschland wurde. Schließlich kam 
hinzu (das gilt heute, wenn auch mit verschiedenem Gewicht, auch für 
die übrigen kommunistisch regierten Länder), daß mit dem Hinein-
wachsen der DDR-Wirtschaft in höhere und kompliziertere Entwick-
lungsstufen die Bedeutung der Leistungsbereitschaft der Arbeitnehmer 
ständig zunahm; diese konnte aber in genügendem Umfange nur dann 
mobilisiert werden, wenn den Arbeitnehmern ein einigermaßen befriedi-
gender Anteil am wachsenden Sozialprodukt gewährt wurde. 

Infolgedessen sind der Reallohn - obwohl er erheblich langsamer 
anstieg als in Westdeutschland23 - und der Lebensstandard der Arbeit-
nehmer in der DDR höher als in irgendeinem anderen Lande des Ost-
blocks einschließlich der Sowjetunion selbst. Das Korrelat dazu ist aber 
die relativ niedrige Investitionsquote. Infolgedessen ergibt sich auch 
absolut - bezogen auf den Kopf der Bevölkerung - im Vergleich zur 
Bundesrepublik Deutschland ein erheblich niedrigerer Stand. Nominal, 
d. h. in den aktuellen Preisen auf beiden Seiten, entfielen 1965 je Ein-
wohner an Bruttoanlageinvestitionen in Mitteldeutschland 1036 Mark 
(Ost), in der Bundesrepublik Deutschland 2015 Mark (West), also 94 v. H. 

23 Der Index des Reallohnes für vollbeschäftigte Arbeiter und Angestellte 
(ohne Lehrlinge) "in den sozialistischen Betrieben der Bereiche der materiellen 
Produktion" entwickelte sich von 1958-1967 folgendermaßen (1960 = 100): 

1958 
1959 
1960 

86,2 
95,0 

100 

1961 
1962 
1963 

103,6 
103,8 
105,5 

1964 
1965 
1966 
1967 

Quelle: Statistisches Jahrbuch der DDR, 1968, S. 437. 

108,9 
113,2 
115,5 
116,8 
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mehr. Im Jahre 1966 sank die Investitionssumme in der Bundesrepublik 
Deutschland wegen der Rezession auf 1844 Mark (West), während sie sich 
in der DDR auf 1405 Mark (Ost) erhöhte, allerdings z. T. wegen des be-
reits erwähnten Preisanstiegs für Investitionsgüter. Der nominale Vor-
sprung der Bundesrepublik verringerte sich infolgedessen auf 31 v. H.; 
ohne die Wirkungen der Preisreformen hätte er nach den Untersuchungen 
des Forschungsbeirats noch 53 v. H. betragen24• 

Im Verhältnis zu den von der politischen Führung der DDR gesetzten 
Wachstumszielen ist ein Investitionsvolumen dieser Größenordnung 
offensichtlich zu klein und nicht ausreichend für das immer wieder als 
Ziel proklamierte "Einholen und überholen" der Bundesrepublik. Um 
so wesentlicher mußte die Erfüllung der beiden anderen wachstums-
politischen Ziele erscheinen: steigende Investitionsquoten bei wachsen-
dem Sozialprodukt sowie Orientierung der Investitionen auf die durch 
die Planung gesetzten Schwerpunkte unter bewußter Vernachlässigung 
aller nach den Prioritäten der politischen Führung weniger wichtigen 
Bereiche. 

Die Tabelle 2 auf S. 14 läßt deutlich erkennen, daß in allen langfristi-
gen Perspektivplänen der DDR die Forderung nach einer im Verhältnis 
zum Sozialprodukt überproportionalen Steigerung der Investitionen eine 
wichtige Rolle spielt; die Notwendigkeit einer solchen überproportio-
nalen Steigerung wird von der Politökonomie auch offen zugegeben. 
Auch der dritte Fünfjahrplan hat, wie ebenfalls aus der Tabelle ersicht-
lich ist, an dieser Grundtendenz nichts verändert. Unter den im Pla-
nungszeitraum zu lösenden "entscheidenden volkswirtschaftlichen Auf-
gaben" steht mit an erster Stelle die Erhöhung "des Anteils der Akku-
mulation am Nationaleinkommen". Dem entsprechen die quantitativ 
festgelegten Planziele: das Nationaleinkommen soll um 28 bis 32 v. H. 
steigen, das Realeinkommen je Kopf der Bevölkerung nur um 19 bis 
21 v. H., die Investitionen dagegen um 48 bis 52 v. H.; das entspricht einer 
jährlichen Zuwachsrate zwischen 8,2 und 8,7 v. H. Erst das Jahr 1970 
wird definitiv zeigen können, ob dieses hochgesteckte Planziel erreicht 
werden konnte. Bruno Gleitze stellte in einer Ende 1968 vorgenommenen 
Analyse des bisherigen Standes der Planerfüllung25 fest, daß bis zur 
Mitte des Jahres 1968 global gesehen der Planansatz annähernd erreicht 
worden zu sein scheint, daß sich aber hinter den durchaus beachtlichen 
Zuwachsraten schwerwiegende Terminverzögerungen bei wichtigen Pro-
jekten, wie z. B. in der chemischen Industrie und in der Energiewirtschaft 
verbergen. 

24 Vgl. Fünfter Tätigkeitsbericht des Forschungsbeirats, S. 231/32. 
25 Bruno Gleitze, Planvollzug und neue Perspektiven in der Industrie Mit-

teldeutschlands. Vortrag, Berlin 1968. (Aktuelle Beiträge zur wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Lage in Mitteldeutschland, hrsg. vom Forschungsbeirat 
für Fragen der Wiedervereinigung Deutschlands). S. 9-10. 

2* 
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20 Karl C. Thalheim 

Tabelle 3: Investitionen (ohne Generalreparaturen) in der DDR 

Investitionen nach 

Investitio- Wirtschafts bereichen 

Jahr nen 
insgesamt Bauwirt- Land- und 

Industrie schaftb) Forstwirt-
schaft 

Millionen 

1960 16096 7646 403 1899 

1961 16310 7600 359 2153 

1962 16706 8019 318 2088 

1963 17091 8460 239 2359 

1964 18745 9691 356 2324 

1965 20489 11 003 389 2725 

1966 21984 11585 506 3078 

1967 24005 12016 668 3312 

196811) 26470 12540 1080 4100 

Anteil 

1960 100 47,5 2,5 11,8 

1961 100 46,6 2,2 13,2 

1962 100 48,0 1,9 12,5 

1963 100 49,5 1,4 13,8 

1964 100 51,7 1,9 12,4 

1965 100 53,7 1,9 13,3 

1966 100 52,7 2,3 14,0 

1967 100 50,1 2,3 13,8 

1968 100 47,4 4,1 15,5 

a) Quelle: Statist. Jb. der DDR Jg. 14, 1969, S.44. Die Zahlen unterscheiden 
sich z. T. beträchtlich von den Angaben in früheren Jahrgängen des Statist. 
Jahrbuchs, da sie jetzt für alle Jahre "in Preisen des Jahres 1967" gemacht 
werden, während die Berechnung vorher in Preisen des jeweiligen Jahres 
erfolgte. Durch die Umstellung auf die Preisbasis von 1967 ist der Anteil der 
Industrie an den Investitionen in den vorhergehenden Jahren weiter ange-
stiegen. 

b) Gemeint sind hier die Investitionen in den Betrieben der Bauwirtschaft. 
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nach Wirtschaftsbereichen in Preisen des Jahres 1967a) 

Investitionen nach 
Wirtschaftsbereichen 

Jahr Verkehr, Sonstige Kulturelle Übrige 
Post- und 

Handel 
produzie- u. soziale nichtpro-

Fernmelde- rende Einrich- duzierende 
wesen Zweige tungen Bereichec) 

Mark 

1960 1626 402 64 623 3433 

1961 1810 506 65 647 3170 

1962 1988 434 67 665 3127 

1963 1743 376 68 680 3166 

1964 1781 506 75 605 3407 

1965 1844 758 82 524 3164 

1966 1847 901 110 401 3556 

1967 2105 1122 131 391 4260 

1968d) 2437 1250 145 413 4505 

in v.H. 

1960 10,1 2,5 0,4 3,9 21,3 

1961 11,1 3,1 0,4 4,0 19,4 

1962 11,9 2,6 0,4 4,0 18,7 

1963 10,2 2,2 0,4 4,0 18,5 

1964 9,5 2,7 0,4 3,2 18,2 

1965 9,0 3,7 0,4 2,6 15,4 

1966 8,4 4,1 0,5 1,8 16,2 

1967 8,8 4,7 0,5 1,6 17,7 

1968 9,2 4,7 0,5 1,6 17,0 

C) In dieser Kategorie dürfte der größte Einzelposten der Wohnungsbau sein. 
Die für den Wohnungsbau aufgewendeten Mittel (ohne aufgewendete Mittel 
für die Erhaltung des Wohnungsbestandes) werden von der amtlichen Statistik 
der DDR für die gleichen Jahre folgendermaßen angegeben (in Mill. Mark, "in 
vergleichbaren Preisen", d. h. offenbar auch in Preisen des Jahres 1967): 1960 
2327, 1961 2397, 1962 2586, 1963 2313, 1964 2363, 1965 2338, 1966 2508, 1967 
2 505, 1968 2754. (Statistisches Jahrbuch 1969 der DDR, S. 158.) Infolge der 
Umstellung auf die Preisbasis 1967 haben sich die für die vorhergehenden 
Jahre angegebenen Summen beträchtlich erhöht. 

d) Vorläufige Zahlen. 
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Die Erfüllung der oben genannten dritten Hauptaufgabe der Wachs-
tumspolitik hat die Struktur der Investitionen stark beeinflußt; diese 
unterscheidet sich infolgedessen beträchtlich von der heutigen Investi-
tionsstruktur in Westdeutschland. Der auffälligste Unterschied liegt in 
dem sehr hohen Anteil der Investitionen in der materiellen Güterproduk-
tion und hier wieder vor allem in der Industrie. Eine genaue Aufgliede-
rung der Investitionen nach Wirtschaftsbereichen liegt nur für die In-
vestitionen ohne Generalreparaturen vor. Das sich dabei ergebende Bild 
ist insofern nicht ganz exakt, als ein Teil der Generalreparaturen sicher-
lich Investitionscharakter hat. Läßt man diese Verzerrung unbeachtet 
- ohne sie würde der Anteil der Industrie noch etwas höher liegen -, so 
ergibt sich folgendes Bild: Siehe Tabelle 3. 

Der Industrieanteil an den Anlageinvestitionen hat also in dieser Pe-
riode niemals unter 46 v. H. gelegen und in den Jahren 1965 und 1966 
sogar mehr als die Hälfte ausgemacht, während in der Bundesrepublik 
Deutschland die Industrie an den Bruttoanlageinvestitionen im Jahre 
1965 mit 30,3, im Jahre 1966 mit 30,2 v. H. beteiligt war26 • Da es bisher in 
aller Regel nicht gelang, die in den Perspektivplänen vorgesehenen In-
vestitionsziele tatsächlich zu erfüllen, wurde die Industrie als Zentral-
bereich der Wachstumspolitik fast immer bevorzugt berücksichtigt, wäh-
rend besonders der Wohnungsbau und die Bereiche Handel und Kultur 
zurückstehen mußten. So stellt z. B. der Forschungsbeirat für Fragen 
der Wiedervereinigung Deutschlands für die Siebenjahrplanperiode 1958 
bis 1965 fest27 : "Mit Sicherheit ist anzunehmen, daß die nominalen In-
vestitionen (einschließlich Generalreparaturen) in der Land- und Forst-
wirtschaft über die im Siebenjahrplangesetz genannten 14 Milliarden 
Mark hinausgingen, und zwar schätzungsweise um 5 v. H. Dagegen dürf-
ten die Investitionen in der Industrie mit insgesamt rd. 56 Milliarden 
Mark um rd. 7 v. H. hinter der globalen Zielsetzung von 60 Milliarden 
Mark, die Investitionen im Verkehrs-, Post- und Fernmeldewesen mit rd. 
12,5 Milliarden Mark um mindestens 10 v. H. hinter dem Plansoll von 
14 Milliarden Mark zurückgeblieben sein. Während aber in diesen wich-
tigen drei Sektoren die insgesamt geplante Summe in Höhe von 88 Mil-
liarden Mark immerhin zu 95 v. H. auch ausgegeben wurde, ergab sich 
für den Restbetrag von 54 Milliarden Mark, der sich auf die Bereiche 
Bauwirtschaft, Handel, Kultur usw. und Wohnungsbau verteilen sollte, 
nur noch eine Erfüllungsquote von rd. 60 v. H." 

28 Errechnet nach: Dieter MeTtens und Wolfgang KirneT, Investitionsverflech-
tung in der Bundesrepublik Deutschland 1950-1970 (DIW-Beiträge zur Struk-
turforschung, H. 1), Berlin 1967, übersicht 5, S. 63. Dabei sind für Westdeutsch-
land die Gruppen "Energiewirtschaft und Bergbau" und "Verarbeitendes Ge-
werbe" zusammengefaßt. 

27 Forschungsbeirat, Fünfter Tätigkeitsbericht, S. 217. 
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Wenn trotzdem, wie die obige Tabelle zeigt, in den Jahren 1960-1967 
die Investitionen im Handel und in der Land- und Forstwirtschaft am 
stärksten gestiegen sind, so sind dabei die niedrigen Ausgangswerte zu 
berücksichtigen. Beachtlich sind auch die nach wie vor niedrigen Anteile 
des Verkehrs (einschließlich Post- und Fernmeldewesen) sowie der "übri-
gen Bereiche", zu denen auch der Wohnungsbau gehört. Der niedrige 
Verkehrsanteil steht natürlich in engem Zusammenhang mit dem ge-
ringen Motorisierungsgrad in Mitteldeutschland. 

Innerhalb der Industrie ist noch immer der Anteil der Grundstoff- und 
Produktionsmittelindustrie entscheidend, wie die folgende Übersicht 
zeigt28 : 

Tabelle 4 

Struktur der Industrieinvestitionen 1960 und 1967 

Investitionen Anteil an den insgesamt in Industrie-Mill. Mark investitionen Industriebereich (in jeweiligen in v.H. Preisen) 

1960 I 1967 1960 1967 

Grundstoffindustrie 4499 I 6854 69,2 59,3 ................ I 
Metallverarbeitende Industrie ...... 1 153 2757 17,7 23,9 

Leichtindustrie ..................... 647 1 195 9,9 10,3 

Nahrungs- und Genußmittelindustrie 209 745 3,2 6,5 , 
Industrie insgesamt ................ 6508 11 551 100,0 100,0 

Der Anteil der Grundstoffindustrie ist also zurückgegangen, und 
zwar vor allem infolge ziemlich geringer absoluter Zunahmen bei den 
Energiebetrieben, dem Bergbau und der Baumaterialienindustrie; in der 
chemischen Industrie wurde jedoch die Investitionssumme fast genau ver-
doppelt (von 1139 Mill. im Jahre 1960 auf 2284 Mill. im Jahre 1967). Da-
gegen konnte die vor allem Produktionsmittel herstellende Metallverar-
beitende Industrie ihren Anteil an den Industrieinvestitionen beträcht-
lich erhöhen; die stärkste Steigerung, auf mehr als das Vierfache (von 
53 auf 235 Mill.), wies dabei die Feinmechanische und optische Industrie 
auf. 

28 Quelle: statistisches Jahrbuch der DDR, Jg. 13, 1968, S. 53. 
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Diese Investitionsstruktur muß bei der Analyse des beträchtlichen 
Wachstums der Industrieproduktion in der DDR in erster Linie berück-
sichtigt werden. 

Nun sind freilich für das Wirtschaftswachstum nicht nur die Investi-
tionsquote, die absolute Größe der Investitionen und ihre Struktur maß-
gebend, sondern auch ihre ökonomische Effizienz. Diese wird offenbar 
durch das Wirtschaftssystem, in dessen Rahmen die Investitionen er-
folgen, stark beeinflußt. In meinem mehrfach zitierten Beitrag im ersten 
Band diese Sammelwerkes habe ich versucht, die positiven und nega-
tiven Wirkungen der Zentralverwaltungswirtschaft sowjetischen Typs 
für die Effizienz der Investitionen zu analysieren29• Das dort generell 
Gesagte kann in vollem Umfange auf die DDR angewendet werden. Wenn 
man bedenkt, daß fast die Hälfte der Bruttoanlageinvestitionen in Mittel-
deutschland auf die Industrie entfällt, dann ist das relativ rasche Wachs-
tum der Industrieproduktion ohne weiteres verständlich; es ist damit 
aber noch keineswegs ein Beweis dafür erbracht, daß die Effizienz der 
Investitionen im Wirtschaftssystem Mitteldeutschlands größer ist als in 
der im Grundsatz marktwirtschaftlichen Ordnung der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Behauptung der sowjetischen Politökonomie, daß allein 
durch die Existenz einer zentralen Planung eine bessere Effizienz ge-
währleistet sei, ist jedenfalls bisher durch die Tatsachen nicht bestätigt 
worden. Fehlinvestitionen großen Ausmaßes sind, wie Ulbricht vor eini-
ger Zeit für die Braunkohlenindustrie zugeben mußte, auch in Mittel-
deutschland vorgekommen. 

Wesentlich bedeutsamer ist jedoch, daß die lange Zeit hindurch ange-
wendeten Kriterien der Investitionsauslese ganz ungenügend waren. Die 
seit 1963 als "Neues ökonomisches System der Planung und Leitung der 
Volkswirtschaft" - jetzt in "Ökonomisches System des Sozialismus" um-
getauft - in Gang gebrachten Reformen des Wirtschafts- und Planungs-
systems sollen, wie auch aus Abschnitt 4 dieses Aufsatzes hervorgeht, 
nicht zuletzt eine Verbesserung der Investitionsstruktur ermöglichen. 

Dem gleichen Ziele dienen auch die Veränderungen in der Finanzierung 
der Investitionen. Das alte Prinzip, den größten Teil der Investitionen 
unmittelbar aus dem Staatshaushalt zu finanzieren, ist aufgegeben; man 
hat erkannt, daß es in zahlreichen Fällen zu einer Kapitalverschwendung 
geführt hat. Das "Prinzip der Eigenerwirtschaftung der Mittel für die 
erweiterte Reproduktion" spielt jetzt in den wirtschaftspolitischen Vor-
stellungen der SED-Führung eine wichtige Rolle; das bedeutet, daß die 
Betriebe selbst aus ihren Gewinnen die Mittel für die in die Planung 
aufgenommenen Investitionen aufbringen sollen. In gewissem Umfange 
kann allerdings auch eine Umverteilung der für Investitionen verfüg-

29 a.a.O., S. 36-38. 
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baren Gewinnteile innerhalb der "sozialistischen Konzerne", der Ver-
einigungen Volkseigener Betriebe, erfolgen. Eine weitere Finanzierungs-
möglichkeit besteht in der Aufnahme verzinslicher Bankkredite durch 
die Betriebe30• 31. Der öffentliche Haushalt soll also von der Finanzierung 
der Investitionen im Bereich der nach dem Prinzip der "wirtschaftlichen 
Rechnungsführung" arbeitenden Betriebe im wesentlichen entlastet wer-
den. Durch die Einschaltung des Eigeninteresses der Betriebe an der 
möglichst sparsamen und raschen Durchführung von Investitionen soll 
die ökonomische Effizienz der eingesetzten Mittel gesteigert werden. 

Mit diesen neuen Entwicklungen, die hier nur ganz grob skizziert wer-
den konnten, ist freilich eine Fülle von Fragen und Problemen ver-
bunden. Im Mittelpunkt steht dabei die heute überhaupt für das Wirt-
schaftssystem der DDR entscheidende Frage, ob und wie es gelingt, die 
durch die Dezentralisation von Entscheidungsbefugnissen angestrebte 
größere Beweglichkeit mit dem Fortbestand der zentralen Planung 
zu verbinden. Denn die wesentlichen Entscheidungen im Investitions-
bereich fallen nach wie vor nicht in den Betrieben oder ihren Zusammen-
schlüssen, sondern in den zentralen Instanzen. 

b) Die Arbeitskräfte 

Es wurde zu Anfang darauf hingewiesen, daß vor dem 2. Weltkrieg auf 
Grund der in Mitteldeutschland gegebenen Standortsvoraussetzungen 
die Arbeitskraft zum entscheidenden Faktor der Wirtschaftsentwicklung 
in diesem Raume geworden ist, und zwar durch ihre Qualifikation, nicht 
durch ihre Billigkeit. Die Zeit nach dem 2. Weltkriege brachte dem Gebiet 
der heutigen DDR zunächst einen erheblichen Zustrom an Arbeitskräften 
durch die Zuwanderung von Heimatvertriebenen (in der DDR werden 
diese offiziell als "Umsiedler" bezeichnet) aus den deutschen Ostgebieten 
und den sudetendeutschen Gebieten32• Während bei der Volkszählung 
1939 auf dem Territorium der heutigen DDR (einschließlich des Berliner 

30 über die aus diesem Grunde erfolgte Umorganisation des Bankwesens in 
der DDR vgl. S. 12. 

31 In dem "Beschluß des staatsrates der DDR über weitere Maßnahmen zur 
Gestaltung des ökonomischen Systems des Sozialismus" vom 22. April 1968 
heißt es: "Die Bank hat Kredite grundsätzlich nur nach dem Nutzeffekt der 
Investitionen und nach der Effektivität der Umlaufmittelbestände zu gewäh-
ren. Vorrangig sind Kredite zur Finanzierung hocheffektiver Rationalisierungs-
und Automatisierungsvorhaben und zur Einführung moderner Technik mit 
Weltspitze einzusetzen. Die Bank hat die Finanzierung in den Fällen zu ver-
weigern, in denen kein Bedarf für die Erzeugnisse besteht, eine schlechte 
Qualität produziert wird, der Absatz nicht gewährleistet ist und hohe Bestände 
vorhanden sind." (Zitiert nach "Die Wirtschaft", Beilage zur Ausgabe 1968118, 
S.5.) 

32 Vgl. dazu P.-H. Seraphim, Die Heimatvertriebenen in der Sowjetzone 
(Schriften des Vereins für Socialpolitik, N.F. Bd. 7/1), Berlin 1954. 
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Ostsektors) 16,745 Mill. Menschen wohnten, waren es infolgedessen im 
Höhepunkt der Nachkriegsentwicklung, im Jahre 1948, 19,066 Mill. Von 
da ab ging die Bevölkerungszahl jedoch ständig zurück, um am Jahres-
ende 1961 einen ersten Tiefpunkt mit 17,079 Mill. zu erreichen. 

Die entscheidende Ursache dieser Abnahme, deren Ausmaß in keinem 
einzigen anderen Lande der Erde eine Parallele findet, lag natürlich in 
der Abwanderung nach Westen, weitaus am meisten in das Gebiet der 
heutigen Bundesrepublik. Die wesentlichen Ursachen dieses - schon 
unmittelbar nach Kriegsende einsetzenden, aber zunächst durch die Zu-
wanderung von Heimatvertriebenen noch überkompensierten - Men-
schenverlustes waren die folgenden: 

a) Die Ausschaltung der früheren Führungsschichten, nicht zuletzt mit 
Hilfe einer rigorosen Anwendung der Entnazifizierungsbestimmungen 
des Alliierten Kontrollrats. Hiervon wurden vor allem betroffen: Beamte, 
leitende Angestellte, selbständige Unternehmer, Großgrundbesitzer, 
Großbauern, zum nicht geringen Teil Angehörige der meisten akademi-
schen Berufe. 

b) Der wachsende Druck des immer entschiedener nach sowjetischem 
Muster gestalteten wirtschaftlichen, sozialen, politischen und kulturellen 
Systems. Dieser Umstand traf nun nicht mehr nur die ehemaligen Füh-
rungskräfte, sondern in immer größerem Umfange auch breite Volks-
schichten, z. B. die Arbeitnehmer durch die strenge Bindung der Ent· 
lohnungsformen an die Arbeitsleistung (Arbeitsnormen!) und durch 
scharfe Maßnahmen der Arbeitsdisziplin, die in dieser Form im Westen 
unbekannt waren. 

c) Der bald offenkundig werdende wirtschaftliche Niveauunterschied 
zwischen West- und Mitteldeutschland, der sich für die Masse der Arbeit-
nehmer vor allem in den erheblich niedrigeren Reallöhnen und -gehältern 
auswirkte. Infolge der noch vorhandenen persönlichen Verbindungen 
zwischen beiden Teilen Deutschlands wurden diese Niveauunterschiede 
für die Masse der Bevölkerung in Mitteldeutschland deutlicher als in den 
anderen nach dem 2. Weltkrieg unter kommunistische Herrschaft ge-
kommenen Ländern, in denen die Informationsmöglichkeiten über die 
Entwicklung im Westen schlechter waren. Die Hoffnung auf bessere Ent· 
lohnung und Versorgung ist sicher für viele Mitteldeutsche, die sich allein 
aufgrund des Druckes des politischen und kulturellen Systems nicht zum 
Verlassen der Heimat entschlossen hätten, die Ursache zur Abwanderung 
geworden. Andererseits darf man aber auch nicht übersehen, daß dieser 
Druck eine Abwanderungsursache von beträchtlichem Gewicht blieb. 

Es kann kein Zweifel darüber bestehen, daß, wenn man die gesamte 
Nachkriegsperiode betrachtet, dieser Menschenverlust eine starke Wachs-
tumshemmung für die Wirtschaft Mitteldeutschlands bedeutet hat. In den 
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ersten Jahren galt das freilich vor allem für die Abwanderung der Ange-
hörigen der früheren Führungsschichten. Mit ihnen verlor Mitteldeutsch-
land schon frühzeitig einen großen Teil seiner bisherigen Führungskräfte 
in Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur. Die neue politische Führungs-
gruppe war jedoch durchaus bereit, diesen Verlust in Kauf zu nehmen, 
da sie gerade von den Angehörigen dieser Schichten eine besonders ernst-
hafte Opposition gegen die Durchsetzung ihrer politischen Ziele erwar-
tete. Wirtschaftlich freilich mußte sich dieser Verlust mindestens kurz-
und mittelfristig als beträchtliche Wachstumshemmung erweisen. Die 
Abwanderung der Führungskräfte aus der Industrie und aus anderen für 
das Wachstum wichtigen Wirtschaftszweigen ging häufig mit der Se-
qestrierung oder Enteignung der bisher von ihnen geleiteten Betriebe 
überein; die neuen leitenden Personen der verstaatlichten Betriebe wur-
den längere Zeit hindurch in vielen Fällen weniger nach ihrer fachlichen 
Eignung als nach ihrer politischen Zuverlässigkeit ausgesucht, was ökono-
mische Einbußen und Effizienzmängel mit sich bringen mußte. Freilich 
bemühte man sich nach Sicherung des politischen Machtmonopols der 
SED, fachlich unzureichende Personen wieder auszuschalten und den 
Verbleibenden eine ausreichende Ausbildung zu geben. Diese hielt sich 
jedoch im Rahmen des aus der Sowjetunion übernommenen streng zen-
tralistisch-planwirtschaftlichen Systems, so daß die seit 1963 eingeleiteten 
Wirtschaftsreformen mit ihrer partiellen Rezeption marktwirtschaftlicher 
Elemente und der Tendenz zur Dezentralisierung von Entscheidungs-
befugnissen die "sozialistischen Manager" vielfach erneut vor Aufgaben 
stellten, denen sie nach Entwicklungs- und Ausbildungsgang nicht ge-
wachsen sein konnten. 

Je mehr die Abwanderung jedoch zur Massenbewegung wurde, desto 
mehr wurde nicht nur die Sicherung der Führungskräfte, sondern die 
ausreichende Versorgung mit Arbeitskräften fast aller Kategorien ein 
ernstes Problem33• Der Bau der Mauer, die den Ostsektor Berlins von den 
Westsektoren trennt, am 13. August 1961 war der verzweifelte Versuch, 
der Abwanderung Herr zu werden. Er gelang im wesentlichen, und seit-
her hat sich die Bevölkerungszahl der DDR bei etwas über 17 Millionen 
annähernd stabilisiert. Daß damit jedoch die demographischen Probleme 
des Wirtschaftswachstums nicht gelöst sind, wird im folgenden noch zu 
behandeln sein. 

In quantitativer Beziehung versuchte man vor allem, zusätzliche Ar-
beitskraftreserven durch die Gewinnung einer möglichst großen Zahl ver-

33 Mit dem Arbeitskräftepotential in Mitteldeutschland beschäftigen sich die 
folgenden Arbeiten von Dietrich Storbeck: Arbeitskraft und Beschäftigung in 
Mitteldeutschland, Köln - Opladen 1961. Das Arbeitskräftepotential als struk-
turelle Bedingung der wirtschaftlichen Entwicklung in Mitteldeutschland bis 
1965, in: Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, Bd. 117, 1961, H. 2, 
S. 224-240. Soziale Strukturen in Mitteldeutschland, Berlin 1967. 
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heirateter Frauen als Arbeiterinnen oder Angestellte zu erschließen; das 
wurde dadurch erleichtert, daß der niedrige Reallohn es im allgemeinen 
unmöglich macht, einen Haushalt ausschließlich durch die Arbeit eine.~ 
Erwerbstätigen zu finanzieren. Infolgedessen liegt heute der Anteil der 
Frauen an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen in der DDR wesentlich 
höher als in der Bundesrepublik Deutschland. Zwischen 1952 und 1967 
stieg der Anteil der Frauen an der Gesamtzahl der Berufstätigen (ohne 
Lehrlinge) von 42,7 auf 47,2 v. H.34. In den einzelnen Bereichen betrug 
der Frauenanteil am 30. September 1967 (in v. H.): 

Industrie ........................................... 41,1 
Bauwirtschaft ...................................... 11,2 
Produzierendes Handwerk (ohne Bauhandwerk) ...... 39,2 
Land-, Forst- und Wasserwirtschaft .................. 44,5 
Verkehr ............................................ 25,2 
Post- und Fernmeldewesen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 66,5 
Handel ............................................. 67,6 
Bereiche außerhalb der materiellen Produktion . . . . . .. 66,5 
Lehrlinge insgesamt. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 44,3 

Dem Mangel an qualifizierten Arbeitskräften suchte man durch eine 
Fülle von Maßnahmen zu begegnen, die die berufliche Qualifizierung 
bzw. die Bereitschaft der Arbeitnehmer zu einer solchen fördern sollten. 

Die starke Differenzierung der Löhne und Gehälter zugunsten der 
höher qualifizierten Tätigkeiten spielte dabei eine nicht geringe Rolle. 
Ausführlicher auf diese Maßnahmen einzugehen, ist hier nicht der Ort. 
Jedoch darf nicht übersehen werden, daß sie in Verbindung mit den 
beträchtlichen Mitteln, die für Erziehung und Bildung aufgewendet wur-
den, einen Wachstumsfaktor von nicht geringer Bedeutung darstellten. 
über die Zahl der Berufstätigen mit Hochschul- und Fachschulabschluß 
und ihre Zunahme in den Jahren 1961-1967 gibt die Tabelle 5 auf S. 29 
Aufschluß35: 

Der Anstieg sowohl der Hochschul- als auch der Fachschulabsolventen 
in der kurzen Zeitspanne von 6 Jahren ist beträchtlich. In den kommu-
nistisch regierten Ländern ebenso wie in den nichtkommunistischen 
Industrieländern hat sich immer stärker die Einsicht durchgesetzt, daß 
der Bildungspolitik im Rahmen der gesamten Wachstumspolitik ein hoher 
Stellenwert zukommt. Die genannten Zahlen zeigen, daß aus dieser Ein-
sicht in der DDR - wie ja ebenso auch in der Sowjetunion - mit großer 
Entschiedenheit praktische Konsequenzen gezogen worden sind36. 

34 Quelle: statist. Jb. der DDR, Jg. 13, 1968, S. 67. 
35 Quelle: ebd., S. 74. 
36 In seiner Hauptrede auf der 9. Tagung des ZK der SED vom 22.-25. Okto-

ber 1968 sagte Walter Ulbricht: "In den industriell entwickelten Ländern wird 
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30 Karl C. Thalheim 

Allerdings zwingt die demographische Situation in der DDR dazu, man-
gelnde quantitative Expansionsmöglichkeiten soweit wie möglich durch 
Verbesserung der Qualität auszugleichen. Die Altersstruktur der mittel-
deutschen Bevölkerung ist sehr ungünstig, wie die folgende Tabelle zeigt: 

Tabelle 6 

Altersstruktur der mitteldeutschen Bevölkerung 

Von 100 der Wohnbevölkerung waren Auf 100 Personen im 
arbeitsfähigen Alter 

I 
kamen ... Personen im 

Jahr:.) im ar- im nichtarbeitsfäh. Altere) nichtarbeitsfähigen Alter 
beits- I 

fähigen Ins- Kinder im Ins- I Kinder im 
Alterb) gesamt unter Renten- gesamt unter Renten-

15 J. alter 15 J. alter 

1939 67,5 32,5 21,4 11,1 48,1 31,6 16,5 

1946 63,1 36,9 23,9 13,0 58,6 38,0 20,6 

1950 64,1 35,9 22,1 13,8 56,1 34,5 21,6 

1964 58,4 41,6 23,2 18,4 71,2 39,7 31,5 

1967 57,8 42,2 
I 

23,1 19,1 72,9 39,9 33,0 

a) 1939, 1946, 1950 und 1964: Stichtag der Volkszählung; 1967: Jahresende. 
b) Personen im Alter von 15 bis unter 65 (männlich) bzw. 60 Jahren (weiblich) zuzüg-

lich 5/12 der Personen des Altersjahres von 14 bis unter 15 Jahren. 
e) Kimier unter 14 Jahren zuzüglich 7112 der Personen des Altersjahres von 14 bis 

unter 15 Jahren und Personen im Rentenalter (Männer 65 Jahre und älter, Frauen 60 
Jahre und älter). 

QueHe: Statist. Jb. der DDR, Jg. 13, 1968, S.516/17. 

Aus den angeführten Zahlen läßt sich deutlich die Wachstumsbegren-
zung erkennen, die in der Altersstruktur der Bevölkerung in Mittel-
deutschland liegt. Auch die Reserve der verheirateten Frauen ist im 
wesentlichen ausgeschöpft. Arbeitskräftewanderungen innerhalb des 
RGW-Bereiches waren bisher ohne Bedeutung; erst in allerjüngster Zeit 
sind Anzeichen dafür feststellbar, daß die DDR versucht, zur Ergänzung 
ihres eigenen nicht ausreichenden Potentials Arbeitskräfte aus anderen 

heute damit gerechnet, daß etwa ein Drittel des Wirtschaftswachstums auf die 
Bildung der Werktätigen, das heißt auf die Wirksamkeit des Bildungssystems, 
zurückzuführen ist. Infolgedessen stellt die konsequente, zielgerichtete Aus-
bildung (bei minimalen Ausbildungsverlusten) und die enge, mit der ideologi-
schen Bildung und Erziehung verbundene arbeitsbezogene Weiterqualifizie-
rung einen außerordentlich wichtigen Wachstumsfaktor dar. In den nächsten 
Jahren muß vor allem eine noch bessere organisierte und wohldurchdachte Er-
wachsenenqualifizierung erreicht werden." (Zitiert nach "Die Wirtschaft", Bei-
lage zur Ausgabe 1968/44, S. 15.) 
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RGW-Ländern heranzuziehen. Hierfür kommt besonders Polen in Be-
tracht, wo es - aus strukturellen Gründen - eine nicht unerhebliche 
Arbeitslosigkeit gibt. Erst die Zukunft wird zeigen können, welche Be-
deutung dieser Faktor für das Wirtschaftswachstum in Mitteldeutsch-
land gewinnen kann; es ist nicht wahrscheinlich, daß diese Bedeutung 
groß sein wird. 

Gegenwärtig jedenfalls rechnen die Planer der DDR nicht damit, daß 
in der nächsten Zukunft Wachstumsziele durch eine nennenswerte Stei-
gerung der Beschäftigtenzahl erreicht werden können. Dieser Umstand 
erklärt zu einem guten Teile das ungemein starke Gewicht, das jetzt 
in der DDR der Steigerung der Arbeitsproduktivität beigelegt wird; auch 
von der politischen Führung wird mit Recht in ihr das Kardinalproblem 
des weiteren Wirtschaftswachstums gesehen. 

c) Der Einfluß der außenwirtschaftlichen Beziehungen 

Für ein Wirtschaftsgebiet unter den heutigen Voraussetzungen der 
DDR kommt den außenwirtschaftlichen Beziehungen im Rahmen des 
Wachstumsprozesses eine erhebliche Bedeutung zu; denn dieser Raum 
ist zu klein, um allein aus den eigenen Gegebenheiten heraus eine opti-
male Wirtschaftsstruktur zu entwickeln. Das sächsisch-thüringische In-
dustriegebiet war deshalb schon in der Vergangenheit nicht nur mit den 
übrigen Teilen des damaligen gesamtdeutschen Wirtschaftsraumes auf 
das engste verflochten, sondern auch in hohem Maße export- und import-
orientiert. Außenhandelsbeziehungen mit den entwickelten westlichen 
Industrieländern standen dabei im Vordergrund; der Anteil der heute 
zum RGW gehörigen ost- und südosteuropäischen Länder dürfte kaum 
höher gewesen sein als beim damaligen gesamtdeutschen Außenhandel, 
lag also wahrscheinlich zwischen 15 und 20 v. H. Die interregionale Ver-
flechtung innerhalb des Deutschen Reiches enthob Mitteldeutschland der 
Notwendigkeit, unter ungünstigen Standortsbedingungen eine eigene 
Grundstoffindustrie größeren Ausmaßes aufzubauen, mit Ausnahme der 
standortsmäßig begünstigten chemischen Grundstoffindustrie. 

Diese Lage wurde durch die Nachkriegsentwicklung tiefgreifend ver-
ändert. Zwei Grundtendenzen wurden jetzt für den Wachstumsprozeß in 
Mitteldeutschland von entscheidender Bedeutung: erstens die wirtschaft-
liche Spaltung Restdeutschlands, die die west-östliche Zonengrenze zu 
einer echten Wirtschaftsgrenze machte und den Interzonenhandel zu einer 
marginalen Größe einschrumpfen ließ. Die zweite Tendenz war die weit-
gehende wirtschaftliche Eingliederung Mitteldeutschlands in den wirt-
schaftlichen Ostblock, die zu einem ungewöhnlich hohen Anteil des Intra-
blockhandels führte. Dieser liegt regelmäßig zwischen 80 und 85 v. H. des 
gesamten Außenhandelsumsatzes; dabei ist der Interzonenhandel nicht 
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eingerechnet, der ja auch nach der Auffassung des EWG-Vertrages nicht 
als echter Außenhandel zu betrachten ist. Da ich diese tiefgreifenden 
Strukturwandlungen und ihre Wirkungen an anderen Stellen ausführ-
licher behandelt habe37, sollen hier nur ihre spezifisch wachstumsrelevan-
ten Effekte erörtert werden. 

Wachstumsfördernd kann der Außenhandel immer dann wirken, wenn 
er zu einer effizienteren Allokation der Ressourcen führt, als sie ohne 
den grenzüberschreitenden Wirtschaftsverkehr möglich wäre. In jeder 
Volkswirtschaft wird diese Allokation zunächst durch die im eigenen 
Raum bestehenden Möglichkeiten bestimmt. Vor dem zweiten Weltkriege 
waren Arbeitsteilung, Standortswahl und Austausch innerhalb des ge-
samtdeutschen Wirtschafts raumes hochentwickelt. Welche negativen Kon-
sequenzen die (ganz überwiegend politisch bedingte) Desintegration 
dieses Raumes für Mitteldeutschland gehabt hat, ist bereits an anderer 
Stelle38 erörtert worden; der ungenügende gesamtwirtschaftliche Nutzen 
der Investitionen in Mitteldeutschland ist ja nicht zuletzt darauf zurück-
zuführen, daß mit erheblichem Aufwand Investitionen in den kapital-
intensiven Grundstoffindustrien vorgenommen wurden, um bisherige 
Bezüge aus der Bundesrepublik Deutschland auszugleichen. 

Ähnliches gilt aber auch für die Wirkungen der einseitigen Intrablock-
ausrichtung des mitteldeutschen Außenhandels. Bis in die jüngste Ver-
gangenheit war die Sowjetunion, als der bei weitem größte Außen-
handelspartner der DDR39, waren aber auch die übrigen Mitgliedsländer 
des RGW an vielen der traditionellen Industrieprodukte Mitteldeutsch-
lands besonders im Konsumgüterbereich wenig interessiert, wohl aber 
an anderen Erzeugnissen, für die Kapazitäten erst aufgebaut oder wesent-
lich erweitert werden mußten. Ein besonders charakteristisches Beispiel 
dafür ist die Schiffbauindustrie, die vor dem zweiten Weltkriege im 
Gebiet der heutigen DDR kaum vorhanden war. Beim Aufbau solcher 
Zweige spielt natürlich der Mangel an Erfahrung und an fachlich spezia-
lisierten und qualifizierten Arbeitskräften eine erhebliche Rolle; es ist 
deshalb mit ziemlicher Sicherheit anzunehmen, daß mindestens in einer 
längeren Anlaufzeit die ökonomische Effizienz derartiger Produktions-
zweige gering ist. Das bedeutet freilich nicht, daß sie sich nicht auf län-
gere Zeit als zukunftsträchtig erweisen können. Aber unter den schwie-

37 Vgl. besonders: Karl C. Thalheim, Die Wirtschaft der Sowjetzone in Krise 
und Umbau, Berlin 1964, Kap. IX, S. 107-121; derselbe: Der Rat für gegen-
seitige Wirtschaftshilfe und die innerdeutschen Wirtschaftsbeziehungen. In: 
Fünfter Tätigkeitsbericht des Forschungsbeirats für Fragen der Wiedervereini-
gung Deutschlands, Bonn und Berlin 1969, S. 440-455. 

38 Vgl. S. 5. 
39 Der Anteil allein der Sowjetunion am gesamten Außenhandelsumsatz 

der DDR einschließlich des Interzonenhandels liegt in der Regel bei 40-45 v. H. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-42285-2 | Generated on 2025-08-26 06:29:29



Probleme des Wirtschaftswachstums in Mitteldeutschland 33 

rigen Bedingungen, unter denen in Mitteldeutschland der wirtschaftliche 
Wiederaufbau erfolgen mußte, wäre es sicherlich für geraume Zeit 
wachstumsfördernder gewesen, die traditionellen Produktionszweige 
wieder auf- oder auszubauen, für die auch ein entsprechend qualifiziertes 
Arbeitskräftepotential zur Verfügung stand. Das hätte aber voraus-
gesetzt, daß entweder die Sowjetunion und die übrigen RGW-Länder eine 
andere Wirtschaftspolitik betrieben hätten oder daß für die Ausfuhr 
Mitteldeutschlands der Weltmarkt außerhalb des RGW in wesentlich grö-
ßerem Umfange zugänglich gewesen wäre. 

Die einseitige Ausrichtung auf die RGW-Märkte bedeutet also, daß die 
DDR beim Export nur sehr begrenzt die Möglichkeit hat, sich den gün-
stigsten Partner auszusuchen. Ähnliches gilt aber auch beim Import; ein 
sehr großer Teil der gesamten Rohstoffe und Halbfabrikate, die einge-
führt werden müssen, kommt aus der Sowjetunion. Verschiedene Unter-
suchungen westlicher Nationalökonomen4o haben gezeigt, daß bei einer 
größeren Zahl sowjetischer Exportprodukte die Preise, die ihre RGW-
Partner zahlten, wesentlich höher lagen als die Preise, die die Sowjet-
union beim Export in nichtkommunistische Länder erzielte - eine Wir-
kung der Position der Sowjetunion als "economie dominante" innerhalb 
des wirtschaftlichen Ostblocks. Das besagt nicht unbedingt, daß die RGW-
Länder sich die gleichen Güter auf Märkten außerhalb des Ostblocks 
wesentlich billiger hätten verschaffen können; denkbar ist durchaus, daß 
die Sowjetunion zwecks Erwerbs freier Devisen einen Marktanteil an den 
Importmärkten westlicher Industrieländer durch Preisunterbietung zu 
gewinnen suchte. Zu berücksichtigen ist ferner auch, daß die Sowjetunion 
offenbar in einer Reihe von Fällen für die Exportgüter der RGW-Partner 
höhere Preise zahlte, als diese auf westlichen Märkten zu erzielen ver-
mochten41 • Der Umfang der Preis diskriminierungen beim sowjetischen 
Export ist aber offenbar doch so erheblich, daß sich für die DDR im ge-
samten Außenhandel mit der Sowjetunion ein (quantitativ freilich nicht 
exakt bestimmbarer) Preisnachteil im Vergleich mit einem weltweit 
orientierten Außenhandel ergeben hat42 • Nicht unerwähnt bleibe aller-
dings, daß im Laufe der letzten Jahre die Preisdiskriminierung zuungun-
sten der RGW-Partner abgenommen hat. 

40 Vgl. besonders die umfangreiche Arbeit von Oliver von Gajzcigo, Preis-
entwicklung und Preispolitik im sowjetischen Außenhandel 1955 bis 1963, Köln 
1966. 

41 Die Aussagekraft der vorliegenden Untersuchungen ist hinsichtlich der 
von der Sowjetunion gezahlten Preise für importierte industrielle Fertig-
erzeugnisse deshalb gering, weil in der sowjetischen Außenhandelsstatistik auf 
der Importseite wesentlich weniger homogene Güter ausfindig gemacht wer-
den können als beim sowjetischen Export, der sich immer noch zum großen Teil 
aus mindestens relativ homogenen Massengütern zusammensetzt. 

42 Ob das auch beim Außenhandel der DDR mit den übrigen RGW-Ländern 
der Fall war, ist aus den bisher vorliegenden Untersuchungen nicht ersichtlich. 
Der Verfasser hält es für unwahrscheinlich. 

3 Schriften d. Vereins f. Socialpolltik SO/lI 
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Ein weiterer Wachstumsnachteil der einseitigen Ostblockorientierung 
liegt in den relativ engen Grenzen, die dadurch einer Expansion des 
Außenhandels der DDR gezogen sind. Auf Grund der in ihren heutigen 
Grenzen gegebenen strukturellen Voraussetzungen würde die DDR an 
sich eine größere außenwirtschaftliche Ergänzung brauchen als die 
Bundesrepublik Deutschland; in der Tat ist aber das Gegenteil der Fall, 
wie die folgenden Zahlen zeigen: 

Tabelle 7 

Außenhandel der DDR und der BRD 
(ohne Interzonenhandela) 

1963 

Gesamtumsatz 
Ausfuhr 
Einfuhr 
Wohnbevölkerung 

Umsatz je Kopf der Bevölkerung 
Ausfuhr je Kopf der Bevölkerung 
Einfuhr je Kopf der Bevölkerung 

1967 

Gesamtumsatz 
Ausfuhr 
Einfuhr 
Wohnbevölkerung 

Umsatz je Kopf der Bevölkerung 
Ausfuhr je Kopf der Bevölkerung 
Einfuhr je Kopf der Bevölkerung 

DDR 

19334 Mil!. Valutamarkb ) 
10 374 Mil!. Valutamark 
8960 Mill. Valutamark 

17,181 Mill. 
(Ende 1963) 

1125 Valutamark 
604 Valutamark 
521 Valutamark 

25 749 Mil!. Valutamark 
13266 Mill. Valutamark 
12483 Mill. Valutamark 
17,090 Mill. 

(Ende 1967) 
1 506 Valutamark 

776 Valutamark 
730 Valutamark 

BRD 

110587 Mill. DM 
58 310 Mill. DM 
52 277 Mill. DM 
57,587 Mil!. 

(Mitte 1963) 
1921 DM 
1013 DM 

908 DM 

157 228 Mill. DM 
87045 Mil!. DM 
70 183 Mill. DM 
59,873 Mill. 

(Mitte 1967) 
2626DM 
1454DM 
1172 DM 

a) Für die DDR errechnet nach: Statistisches Jahrbuch der DDR, Jg. 13, 1968, S. 34, 374, 
375. Für die BRD: Statistisches Jahrbuch für die BRD 1968, S. 25 und 275. 

b) Für die beiden Jahre gilt der Umrechnungskurs: 1 US-Dollar = 4,20 Valutamark = 
4DM. 

Die beschränkten Expansionsmöglichkeiten des Außenhandels inner-
halb des RGW haben verschiedene Ursachen, unter denen nach Mei-
nung des Verfassers die noch immer ganz überwiegende Bilateralität des 
Austausches und die geringe Funktionsfähigkeit des multilateralen Clea-
rings im Vordergrunde stehen. 

Ein letzter Nachteil liegt noch darin, daß die Exporte der DDR an 
Investitionsgütern zum Teil auf Kosten der eigenen Wachstumsziele 
gehen, da sie - mindestens bisher - vielfach nicht mit Überschuß-
kapazitäten hergestellt werden können. Bei einer Reihe von Investitions-
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gütern werden sehr hohe Exportquoten verzeichnet43, die, wie auch aus 
mitteldeutschen Quellen entnommen werden kann, offenbar nicht nur in 
Ausnahmefällen auf Kosten eigenen Investitionsbedarfs gehen. 

Diesen Wachstumsnachteilen der Intrablockorientierung des Außen-
handels der DDR stehen sicherlich auch einige Vorteile gegenüber. An 
erster Stelle sei dabei die relative Sicherheit von Außenhandelsbeziehun-
gen genannt, die bei beiden Partnerländern Bestandteil ihrer Volkswirt-
schaftsplanung werden. Langfristige Handelsverträge, die regelmäßig 
mit den langfristigen Perspektivplänen der Partnerländer synchronisiert 
werden, geben die Möglichkeit, für die Planperiode die beiderseitigen 
Liefer- und Bezugsmengen und damit ein wichtiges Datum für die Pro-
duktions- und Versorgungspläne festzulegen. Das schließt natürlich nicht 
aus, daß durch Planwidrigkeiten Störungen im Ablauf der Austausch-
beziehungen eintreten; es ist jedoch auf diesem Wege möglich, die auf dem 
freien Weltmarkt immer wieder auftretenden konjunkturellen Schwan-
kungen auszuschalten und die Wirkungen struktureller Wandlungen 
stärker unter Kontrolle zu halten bzw. ihren zeitlichen Ablauf zu regulie-
ren, als das unter marktwirtschaftlichen Voraussetzungen der Fall sein 
kann. 

Es besteht auch die Möglichkeit, durch langfristige Vereinbarungen 
innerhalb des Ostblocks unter Einschaltung der Organe des RGW die 
langfristige Strukturplanung der Partnerländer so zu gestalten, daß die 
zu schaffenden Kapazitäten auf die zukünftigen Bedürfnisse des Intra-
blockhandels ausgerichtet werden. Die Erfahrung zeigt allerdings, daß 
diese theoretische Möglichkeit keineswegs immer mit der Realität über-
einzustimmen braucht. So haben die seit 1956 laufenden Bestrebungen, 
innerhalb des RGW zu einer internationalen Arbeitsteilung besonders in 
der Industrieproduktion zu kommen, bisher nur ziemlich bescheidene 
Ergebnisse gehabt. 

Zusammenfassend wird man zu dem Ergebnis kommen müssen, daß 
der Außenhandel auch in seiner jetzigen Verfassung für die DDR-Wirt-
schaft durchaus eine Bedeutung als Wachstumsfaktor gehabt hat, daß 
diese aber ohne die einseitige Ostblock-Orientierung wesentlich größer 
hätte sein können. 

7. Zur statistischen Erfassung des Wachstumsprozesses44 

Eine zahlenmäßig einigermaßen exakte Beobachtung des Wirtschafts-
wachstums wird, wie in allen kommunistisch regierten Ländern, so auch 

43 Vgl. dazu die Tabelle "Anteil der Ausfuhr ausgewählter Erzeugnisse an 
der Produktion" für die Jahre 1960-1967 im Statist. Jb. der DDR, Jg. 13, 1968, 
S.394. 

44 Der Raum verbietet es, hier den Wachstumsprozeß in Mitteldeutschland 
im einzelnen zu analysieren, zumal darüber eine umfangreiche Literatur vor-

3' 
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in der DDR durch eine Reihe von Umständen erschwert. Es sind vor allem 
die folgenden: 

1. In der Statistik der DDR fehlt eine dem Bruttosozialprodukt (GNP) 
der westlichen Statistik entsprechende Größe. Das "Gesellschaftliche Ge-
samtprodukt (Bruttoprodukt)" ist der "Wert der materiellen Produktion 
in effektiven Preisen bzw. in Preisen des Jahres 1963"45. Es wird errechnet 
als "Summe der Bruttoproduktionswerte der zum produktiven Bereich 
der Volkswirtschaft gehörenden Betriebe. Die Berechnung erfolgte nach 
der Betriebsmethode, das heißt, daß die Gesamtleistung eines Betriebes 
dem Wirtschaftsbereich zugerechnet wurde, in dem die Haupttätigkeit 
liegt". 

Es ergibt sich dabei vor allem in zwei Punkten ein wesentlicher Unter-
schied zum westlichen GNP: 

a) Das "Gesellschaftliche Gesamtprodukt" ist das Ergebnis einer 
Bruttorechnung, die zahlreiche Doppelzählungen enthält. Auch der indu-
strielle Produktionsindex der DDR wird auf der Basis von Bruttowerten 
errechnet. Das wäre für die Analyse von Wachstumsvorgängen dann 
ohne Bedeutung, wenn Brutto- und Nettowerte sich gleichsinnig ent-
wickelten. In der Tat wird eine solche Behauptung von führenden Sta-
tistikern der DDR erhoben, so von dem Ersten Stellvertreter des Leiters 
der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik, Dr. Günter Hartig, der 
1968 schrieb46 : 

"Den Untersuchungen wurde die Kennziffer Bruttoproduktion zu-
grundegelegt, da die Berechnungen des Nettoprodukts der Industrie nach 
Zweigen zu vergleichbaren Preisen noch nicht abgeschlossen sind. Die bis-

liegt. Hingewiesen sei besonders auf das Buch von Bruno Gleitze, Die Industrie 
der Sowjetzone unter dem gescheiterten Siebenjahrplan, Berlin 1964, sowie 
vom gleichen Verfasser die in der vom Forschungsbeirat für Fragen der Wie-
dervereinigung Deutschlands herausgegebenen Reihe "Aktuelle Beiträge zur 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lage in Mitteldeutschland" veröffent-
lichten Hefte: "Die wirtschaftliche Entwicklung Mitteldeutschlands zwischen 
dem VI. und VII. Parteitag der SED und die Perspektiven bis 1970" (1967); "Das 
Wirtschaftswachstum in beiden Teilen Deutschlands" (1968); "Planvollzug und 
neue Perspektiven in der Industrie Mitteldeutschlands" (1969). Umfangreiches 
Material enthalten der Zweite bis Fünfte Tätigkeitsbericht des Forschungsbei-
rats für Fragen der Wiedervereinigung Deutschlands; der Fünfte Bericht er-
schien im Sommer 1969. Für die Landwirtschaft vgl. das Buch von Georg Blohm, 
Edgar Tümmler, Konrad Merkel, "Die Agrarpolitik in Mitteldeutschland und 
ihre Auswirkung auf Produktion und Verbrauch landwirtschaftlicher Erzeug-
nisse", Berlin 1969. 

45 Diese und die folgenden Definitionen nach Statist. Jb. der DDR, Jg. 13, 
1968, S. 35-36. 

46 In einem Aufsatz "Industrie der DDR 1950 bis 1966. Untersuchungen über 
das Wachstum der Produktion und einiger Wachstumsfaktoren", in: "Statisti-
sche Praxis", Jg. 23, 1968, H. 3, S. 132-140. Hartig setzt sich dabei allerdings 
in Widerspruch zu dezidierten Aussagen des Altmeisters der sowjetischen 
Statistik, S. G. Strumilin; vgl. dazu meinen Beitrag im ersten Bande dieses 
Sammelwerks, S. 34-35, besonders Fußnote 55. 
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her vorliegenden Ergebnisse lassen jedoch erkennen, daß sich die dar-
gestellten Tendenzen nicht wesentlich verändern." 

Diese These muß schon aus deduktiven Erwägungen zweifelhaft er-
scheinen: eine Intensivierung der Arbeitsteilung innerhalb einer Volks-
wirtschaft - das ist ein Prozeß, der für die DDR ebenso wie für jedes 
andere entwickelte Industrieland zutrifft - muß offenbar wegen des 
vergrößerten Gewichtes der Zulieferungen den Bruttoproduktionswert 
rascher ansteigen lassen als die Wertschöpfung. 

Aber auch die eigenen Zahlen der von Hartig mit geleiteten Statisti-
schen Zentral verwaltung widerlegen seine These. Bei der Berechnung 
des "Nationaleinkommens (Nettoprodukts)" wird nämlich "der im gesell-
schaftlichen Gesamtprodukt enthaltene neugeschaffene Wert, das heißt 
gesellschaftliches Gesamtprodukt (Bruttoprodukt) abzüglich des Ver-
brauchs von Produktionsmitteln"47 erfaßt. Das Aufkommen des National-
einkommens wird auch, ebenso wie das Aufkommen des Bruttoprodukts, 
nach den Wirtschaftsbereichen seiner Entstehung aufgegliedert. Demnach 
lassen sich - allerdings nur global- die Anteile des Wirtschaftsbereichs 
"Industrie und produzierendes Handwerk (ohne Bauhandwerk)" bei der 
Entstehung des gesellschaftlichen Gesamtprodukts und des Nationalein-
kommens einander gegenüberstellen48• Für eine Anzahl ausgewählter 
Jahre ergeben sich dann folgende Werte für den Anteil des Nettoprodukts 
am Bruttoprodukt der Industrie: 

1950 
1955 
1960 
1963 

48,7 v. H. 
50,1 v. H. 
49,9 v. H. 
49,3 v. H. 

1964 
1965 
1966 
1967 

46,5 v. H. 
44,5 v. H. 
44,6 v.H. 
38,9 v. H. 

Berechnet nach: Statistisches Jahrbuch der DDR, Jg. 13, 1968, S. 38 und 40. 

47 Der Verbrauch von Produktionsmitteln wird definiert "als Summe des 
Materialverbrauchs und der Abschreibungen auf Grundmittel sowie Mieten 
und Pachten bei den Betrieben, die zum produktiven Bereich der Volkswirt-
schaft gehören" . 

48 Nicht völlig geklärt erscheint dem Verfasser dabei allerdings, ob der beim 
Aufkommen des Nationaleinkommens ausgewiesene Posten "Verrechnungen" 
für eine solche Gegenüberstellung eine Bedeutung hat. Für diesen Posten wird 
folgende Erläuterung gegeben: "Verrechnungen enthalten Preisstützungen und 
-ausgleiche, die vom Staatshaushalt gezahlt werden. Das Bruttoprodukt der 
abgebenden Betriebe enthält den Abgabepreis einschließlich Preisstützungen, 
der abnehmende Betrieb bezieht das Material in den Produktionsverbrauch zu 
Preisen ohne Preisstützungen ein. Es tritt damit eine Doppelerfassung im 
Nationaleinkommen ein, während der Produktionsverbrauch zu niedrig aus-
gewiesen wird. Deshalb wird das Nationaleinkommen um die Verrechnungen 
vermindert und der Produktionsverbrauch erhöht." Eine Aufgliederung der 
Verrechnungen nach Wirtschaftsbereichen gibt jedoch die DDR-Statistik nicht. 
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Während bis 1963 die Relation nur unerheblich schwankte, sinkt in den 
Jahren 1964-1967 der Anteil des Nettoproduktes beträchtlich, was sicher-
lich mindestens zu einem Teile auf die Intensivierung der innervolkswirt-
schaftlichen Arbeitsteilung zurückzuführen ist49• Infolgedessen besteht 
ein beträchtliches Maß von Wahrscheinlichkeit, daß die auf Bruttobasis 
errechneten wachstumsrelevanten Indices überhöht sind. 

2. Sowohl in der Berechnung des gesellschaftlichen Gesamtprodukts 
als auch des Nationaleinkommens wird im wesentlichen nur der Wert der 
materiellen Produktion erfaßt; allerdings ist dieses Prinzip durch die 
Einbeziehung der Einnahmen aus Personen-, Güter- und Nachrichten-
beförderung, der Handelserlöse und Verbrauchsabgaben sowie der Um-
sätze bzw. Leistungen einiger unwichtiger Zweige durchbrochen worden. 
Nach wie vor bleibt jedoch ein großer Teil der Leistungen des tertiären 
Sektors unberücksichtigt. Auf diese "Bereiche außerhalb der materiellen 
Produktion" entfielen aber 1967 immerhin 1,459 Millionen von insgesamt 
7,714 Millionen Berufstätigen, also fast 19 v. H. Wachsen die Leistungen 
des nicht einbezogenen tertiären Sektors rascher als der Wert der "ma-
teriellen Produktion", dann würde entsprechend dem westlichen Kon-
zept des Bruttosozialproduktes die tatsächliche Wachstumsrate des Na-
tionaleinkommens höher sein als die statistisch ausgewiesene. Für die 
Vergangenheit dürfte bei der überragenden Bedeutung, die die Wachs-
tumspolitik in der DDR der Steigerung der materiellen Produktion bei-
maß, wohl eher das Umgekehrte gelten. Aber auch die DDR entwickelt 
sich unter den Bedingungen einer modernen Industriegesellschaft, für 
die nun einmal aus einer ganzen Reihe von Gründen nicht die noch immer 
nicht ganz aufgegebene sowjetkommunistische Parole der "vorrangigen 
Entwicklung der Schwerindustrie", sondern das überproportionale 
Wachstum des tertiären Sektors gilt. Es erscheint deshalb durchaus mög-
lich, daß in der Zukunft diese Entwicklung bei der Bewertung des Na-
tionaleinkommens als Wachstumsindikator in der DDR nicht außer acht 
gelassen werden darf. 

3. Die allergrößte Schwierigkeit liegt nach Meinung des Verfassers 
im Preissystem. Da es einen globalen naturalen Wachstumsindikator nicht 
geben kann, ist eine Aggregierung der wachstumsrelevanten Einzel-
größen nur auf wertmäßiger Basis, d. h. über die Preise möglich. Unter-
schiedliche Preisstrukturen müssen deshalb sowohl bei interregionalen 
als auch bei intertemporalen Wachstumsvergleichen verzerrend wirken; 
diese Feststellung ist unabhängig davon, ob für die Berechnung "effek-

49 Allerdings weisen die Jahre 1964-1967 auch besonders hohe Summen der 
"Verrechnungen" auf. Der Rückgang des im Bereich der Industrie entstande-
nen Nettoprodukts im Jahre 1967 bei gleichzeitig beträchtlich gestiegenem 
Bruttoprodukt kann wohl nur aus dem gleichzeitigen starken Rückgang der 
"Verrechnungen", d. h. den Wirkungen der Preisreform erklärt werden. 
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tive Preise", d. h. die im Erhebungszeitraum tatsächlich geltenden Preise, 
"unveränderliche Preise" als statistische Meßgrößen oder die Preise eines 
bestimmten Basisjahres verwendet werden. Wenn im Rahmen eines 
manipulierten Preissystems bestimmte Güter oder Leistungen zu über-
höhten Preisen in die Aggregierung einbezogen werden und es sich dabei 
um besonders rasch wachsende Kategorien handelt, so ergibt sich daraus 
eine Überhöhung der Wachstumsrate. Natürlich kann bei überpropor-
tional raschem Wachstum preislich unterbewerteter Güter oder Leistun-
gen auch das Gegenteil der Fall sein. Bilden, wie das in Mitteldeutschland 
bei der Berechnung des gesellschaftlichen Gesamtprodukts und des Na-
tionaleinkommens der Fall ist, "effektive Preise" die Basis, so können 
von der bei den einzelnen Güterkategorien sehr verschieden hohen 
PDHA50 ebenfalls verzerrende Wirkungen ausgehen. 

Es besteht kein Zweifel darüber, daß die Preisverzerrungen vor der 
in den Jahren 1964-1967 in drei Etappen durchgeführten "Preisreform" 
(besser: Preisrevision) beträchtliches Ausmaß hatten und die Aussage-
kraft der auf der Basis dergestalt manipulierter Preise errechneten Indi-
ces stark beeinflussen mußten51 • Die Preisrevision hat einen großen Teil 
dieser Verzerrungen beseitigt oder doch wenigstens erheblich verringert; 
völlig verschwunden sind sie und die von ihnen ausgehenden Wirkungen 
auf eine realistische quantitative Erfassung des Wirtschaftswachstums 
aber noch immer nicht. 

Aus den bisherigen Darlegungen lassen sich zwei Schlußfolgerungen 
ziehen: 

1. Keine der Zahlenreihen oder Indices, die die Statistik der DDR zur 
Verfügung stellt, kann als voll repräsentativ für das wirtschaftliche 
Wachstum angesehen werden. 

2. Die relativaussagekräftigste Globalgröße ist trotz der gemachten Ein-
schränkungen das Nationaleinkommen. Bei der erstrangigen struk-
turellen Bedeutung der Industrie für Mitteldeutschland ist daneben 

50 PDHA = "Produktions-, Dienstleistungs- und Handelsabgabe der volks-
eigenen Wirtschaft", in der DDR die Parallele zur differenzierten Umsatz-
steuer der Sowjetunion, seit Einführung der Handelsfondsabgabe nur noch als 
PDA erhoben. Sie ist wesentlich Konsumbesteuerung, die die Güter des täg-
lichen Massenbedarfs nur wenig oder gar nicht, Güter des gehobenen Bedarfs 
aber großenteils mit sehr hohen Sätzen belastet. 

51 Es überrascht, daß Hartig in seinem oben zitierten Aufsatz (S. 132) eine 
Steigerung der Industrieproduktion "in vergleichbaren Preisen" im Zeitraum 
1950-1966 auf 416 v. H. angibt. Nach dem Statist. Jb. der DDR 1968, S. 38, stieg 
die Bruttoproduktion der Industrie in diesem Zeitraum "in effektiven Preisen" 
von 34,15 Mrd. Mark auf 144,23 Mrd. Mark, d. h. auf 422 v. H. Wenn beide Zah-
len stimmen würden, dürfte bei den Erzeugnissen der Industrie im ganzen Zeit-
raum 1950-1966 fast überhaupt keine Preis steigerung eingetreten sein. Für 
das gesellschaftliche Gesamtprodukt im ganzen gibt die Statistik der DDR für 
den Zeitraum 1950-1966 jedoch eine Steigerung in effektiven Preisen auf 
421 v. H., in "vergleichbaren Preisen" nur auf 366 v. H. an (ebd., S. 17). 
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die Entwicklung der Industrieproduktion für die Analyse von Wachs-
tumsvorgängen unentbehrlich. Da jedoch, von einer einzigen und nicht 
unproblematischen globalen Nettogröße abgesehen, über die Indu-
strieproduktion bisher nur Ergebnisse auf Bruttobasis veröffentlicht 
werden, sind hier noch größere Vorbehalte nötig als beim National-
einkommen. 

Aus dem gleichen Grunde ist auch der industrielle Produktionsindex 
sehr problematisch, da er ebenfalls auf Bruttobasis errechnet wird 
und deshalb gegen ihn die gleichen Vorbehalte zu machen sind. Für 
die Industrie im ganzen weist dieser Index für den Zeitraum 1950 
bis 1967 eine Steigerung auf 443 v. H. auf, was ohne Zweifel als er-
heblich überhöht angesehen werden muß52. Es besteht andererseits 
wohl auch übereinstimmung darüber, daß die Indexberechnung heute 
wesentlich realistischer geworden ist, wenn auch die von der Brutto-
rechnung herrührenden Fehlerquellen noch nicht beseitigt sind. Da 
aber immer noch auf der Grundlage der früheren überhöhten Zahlen 
weitergerechnet wird, bleibt der Index im ganzen unrealistisch. 

52 Gert Leptin hat in seiner oben angeführten Arbeit auf den Seiten 17-19 
eine überzeugende Kritik dieses Index geliefert. 
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Wachstumsprohleme in der Tschechoslowakei 

Von Dr. Helmut Klocke 

1. Aspekte des Wirtschaftswachstums in der 
volkswirtschaftlichen Theorie der Tschechoslowakei 

Die Wirtschaftswissenschaftler in der Tschechoslowakei gehen seit An-
fang der 60er Jahre im allgemeinen von der Tatsache aus, daß zwar die 
Marxsche Ökonomie in ihrer Theorie der erweiterten Reproduktion den 
ersten Schritt auf dem Wege zur Erkenntnis des wirtschaftlichen Wachs-
tums tat, daß auch die Anfänge einer Theorie der Zentralverwaltungs-
wirtschaft in den zwanziger Jahren in der Sowjetunion formuliert wur-
den, daß aber von der Mitte der dreißiger bis zum Ende der fünfziger 
Jahre die marxistische Wirtschaftstheorie stagnierte. Es wird jedoch der 
nichtmarxistischen Wissenschaft eingeräumt, daß sie sich seit den drei-
ßiger Jahren unter der Wirkung der Weltwirtschaftskrise sehr nach-
drücklich mit den Fragen des Wirtschaftswachstums, mit den entsprechen-
den Versuchen zur Lösung der Krise und mit den Methoden und Instru-
menten ihrer Erforschung beschäftigt habe. Die Theorie von Keynes 
wird als Wende bezeichnet, auch wenn sie mehr nach Wegen suchte, das 
gestörte wirtschaftliche Gleichgewicht wiederherzustellen, als die Be-
dingungen für ein ungestörtes langfristiges Wachstum zu erforschen. Die 
abstrakten Modelle der nichtmarxistischen Ökonomen werden als An-
regungen und nützliche Forschungsinstrumente für den marxistischen 
Ökonomen anerkannt. Die Dynamisierung des statischen Modells von 
Keynes durch Harrod, Domar, Leontiej, die Sonderstellung von Schum-
peter, das Betonen außerökonomischer Einflüsse bei Rostow, alle diese 
Erkenntnisse erscheinen den gegenwärtigen marxistischen Ökonomen 
für die eigene Forschung von außerordentlichem Interesse. Man erkennt 
an, daß sich diese Theorien mit den gleichen Aufgaben beschäftigten wie 
die "marxistische Ökonomie des Sozialismus", mit den Problemen des 
proportionalen und permanenten ökonomischen Wachstums, der opti-
malen Relation zwischen Akkumulation und Verbrauch, der Effektivität 
der ökonomischen Entwicklung usw. Heute betrachten die meisten mar-
xistischen Wirtschaftswissenschaftler viele Methoden und Instrumente 
als wertfrei, d. h. als "klassenmäßig neutral", als sowohl in der Praxis 
der bürgerlichen als auch der sozialistischen Ökonomen anwendbar!. 

1 Urban, Ludek, 0 Teoriich Ekonomickeho Rustu. In: Politickä Ekonomie, 
Jg. 1965, H. 2, S. 136-142. 
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Die konkrete Erkenntnis der auf das Wirtschaftswachstum einwir-
kenden Faktoren und ihres Zusammenspiels ist vor allem durch die in der 
Tschechoslowakei bereits ab Ende 1960 erkennbare und bis 1964 andau-
ernde wirtschaftliche Stagnation und Rezession angeregt und gefördert 
worden. Auf Grund der amtlichen Daten sind die einzelnen Phasen des 
Wirtschaftswachstums von 1948 bis 1964 von den führenden Volkswirten 
in der Tschechoslowakei sehr konkret untersucht und dargestellt worden, 
so u. a. äußerst konzentriert von Ota Sik in einem Aufsatz in Nr. 1 von 
Politickä Ekonomie2 des Jahres 1966. Die Folgerungen für eine theore-
tische Erfasung und Messung entscheidender Vorgänge dieser Entwick-
lung wurden ein Jahr später in der gleichen Zeitschrift niedergelegt3• 

Insbesondere wird an der Entwicklung der Jahre 1962 bis 1964 nachge-
wiesen, daß das Wachstumstempo des Nationaleinkommens und der 
Arbeitsproduktivität entscheidend sank, obwohl das Tempo der Zunahme 
der Investitionen, der Beschäftigung und der technischen Ausrüstung 
gegenüber den Vorjahren so gut wie unverändert blieb. Es waren andere 
Ursachen, die dieses Ergebnis herbeiführten. So wurden Anlagekapital 
und Arbeitskräfte unvollständig ausgenützt, ebenso der wissenschaftlich-
technische Fortschritt. Die "gesellschaftliche Produktivität" stieg, aber 
nicht die "integrale Produktivität", die sich aus dem sinnvollen Zusam-
menwirken aller dieser Faktoren hätte ergeben müssen. Verhindert 
wurde der Erfolg durch das "traditionelle Lenkungssystem, das den Pro-
zeß des technischen Fortschritts bremste und eine chronische Nichtaus-
nützung des qualifizierten und technischen Potentials unseres Landes 
bewirkte"4. 

2. Das Wirtschaftswachstum vor dem Zweiten Weltkriege 

Bis 1918 hatte die Donaumonarchie als übernationales politisches 
Gebilde in einem großen Wirtschaftsraum in Mittel- und Südosteuropa 
verhältnismäßig günstige Austauschmöglichkeiten für die agrarischen 
und industriellen Teilräume geboten, so daß eine weitgehende wirtschaft-
liche Selbstgenügsamkeit bestand und die Außenhandelsquote pro Kopf 
niedriger lag als bei den anderen europäischen Großmächten mit Aus-
nahme Rußlands. Nach dem Zusammenbruch der Monarchie wurden ihre 
kleinen und mittleren Völker staatlich selbständig, zum Teil auch durch 
den Zusammenschluß mit bereits bestehenden Staaten. Dieser neue Na-
tionalismus setzte sich ebenfalls auf ökonomischem Gebiet durch. Das 
ehemals belebende Bank- und Kreditzentrum Wien bot nun nur noch 
geringere Kredite, in den weitgehend kapitalarmen neuen Staaten stie-

2 Pi'ispevek k analyze naseho hospodäi'skeho vyvoje, S. 1-32. 
3 Hajek, Mojmir, Toms, Miroslav, Produkcni funkce a hospodarsky rust 

Ceskoslovenska v letech 1950-1964. 
4 Siehe 3, mit Berufung auf Sik. 
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gen die Zinsen, die neuen Staatsgrenzen hinderten den Warenaustausch, 
vor allem auch durch einen Protektionismus, sowohl zugunsten der eige-
nen Landwirtschaft, als auch der eigenen neu entstandenen Industrien. 

Im westlichen Teile der Doppelmonarchie, im industriell stärker durch-
setzten Österreich, war in den zehn Jahren vor dem Ersten Weltkriege 
(1902-1912) das monetäre Nationaleinkommen (ohne Außenbeitrag) ver-
hältnismäßig stark, und zwar um 86 v. H. gestiegen5• In Böhmen, Mähren 
und Schlesien wurde im gleichen Zeitraum die Zunahme des Einkommens 
auf 97 v. H., die der Löhne auf 94 v. H. geschätzt6• Eine vom Verbrauch 
an Rohstoffen ausgehende Bewertung kommt zu ähnlichen Ergebnissen6• 

Die agrarische Erzeugung in der österreichischen Reichshälfte dürfte je-
doch nur etwa um ein Drittel zugenommen haben7• Zu festen Preisen 
ergibt sich eine Zunahme des Nationaleinkomm~ns in Österreich um 
69 v. H.B, d. h. bei einem Bevölkerungswachstum von 9,3 v. H. eine Pro-
Kopf-Zunahme von 63 v. H. Dieses Wirtschaftswachstum war schneller 
als im damaligen Großbritannien und im Deutschen Reich. 

Unter den Nachfolgestaaten der alten Monarchie hatte das neue Öster-
reich die höchste, die Tschechoslowakei die zweithöchste Außenhandels-
quote pro Kopf, und zwar eine nicht viel niedrigere als das Deutsche Reich 
(1924, 1929). 1924 war die Exportquote der Tschechoslowakei sogar 
wesentlich höher9• Wie die anderen Nachfolgestaaten - mit Ausnahme 
Österreichs - setzte die Tschechoslowakei für alle wesentlichen Einfuhr-
güter, selbst für diejenigen, mit denen sie auf dem Weltmarkt kon-
kurrieren konnte, außerordentlich hohe Zolls ätze fest, die bis An-
fang der dreißiger Jahre noch stiegen. 1927 lag der Durchschnitts-
satz bei 35,8 v. H., für Eisen bei 53,3 v. H. und für Maschinen bei 46,2 v. H., 
und zwar offensichtlich aus militärischen Erwägungen. Bei den gegebe-
nen außenpolitischen Spannungen wurde die Tschechoslowakei einer der 
wichtigsten Exporteure von Waffen und Munition für die Nachfolge-
staaten10• Andererseits wurden hohe Exportsubventionen - so Ende der 
zwanziger Jahre für Zucker - gezahlt. Diese Außenhandelspolitik schei-
terte sehr bald, denn die Subventionen belasteten den Steuerzahler zu 
stark, die hohen Einfuhrzölle führten zu ausländischen Gegenmaßnah-
men und die übrigen Nachfolgestaaten begannen bald eigene Rüstungs-
industrien aufzubauen. Ab 1929 wirkten sich die Weltwirtschaftskrise und 
im Zusammenhang damit 1931 der Zusammenbruch des Wiener Bank-
vereins auf das Wirtschaftswachstum der Tschechoslowakei aus. So sank 

5 Hertz, Frederick, The Economic Problem of the Danubian States, London 
1947, S. 38. 

6 Ebenda, S. 41. 
7 Ebenda, S. 43/44. 
8 Ebenda, S. 49. 
9 Ebenda, S. 58. 
10 Ebenda, S. 78. 
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der Außenhandelsumsatz von 1928 bis 1935 auf ein reichliches Viertel, 
mit den Nachfolgestaaten sogar auf ein schwaches Viertel. 

Von 1921 bis 1931 war die landwirtschaftliche Bevölkerung in Böh-
men, Mähren und Schlesien stärker zurückgegangen als im vorher-
gehenden Jahrzehnt, in den östlichen Landesteilen hatte sie zugenom-
men. Insgesamt war der Anteil der landwirtschaftlichen Bevölkerung von 
39,6 v. H. 1921 auf 34,6 v. H. 1931 gesunken, der der gewerblichen Be-
völkerung leicht (33,4 bis 34,9 v. H.) und der der anderen Wirtschafts-
zweige etwas stärker gestiegen. Die Agrarproduktion nahm von 1911/13 
bis 1935/37 nur sehr wenig zu, die der vier Hauptgetreidearten, Kartof-
feln und Zuckerrüben wertmäßig um 3,7 v. H.t1 Mengenmäßig hatten die 
vier Hauptgetreidearten in Böhmen, Mähren und Schlesien um 7 v. H. 
abgenommen, allerdings war die Weizen ernte um 50 v. H. gestiegen. 
Dies war das Ergebnis einer Politik, die das Land vom ungarischen Wei-
zen unabhängig machen wollte, die aber zum Handelskrieg mit Ungarn 
führte, der die tschechoslowakische Industrie erheblich beeinträchtigte. 
Der gesamte Rindviehbestand war 1937 nicht höher als 1910/11, der Kuh-
bestand nur um 7 v. H. gestiegen, auch der Schweinebestand hatte nur um 
7,8 v. H. zugenommen. In den Krisenjahren 1928 bis 1936 war die Fleisch-
erzeugung von 475000 tauf 379000 t gefallen, da der schrumpfende 
Inlandsmarkt die Produktion nicht mehr aufnehmen konnte. Das land-
wirtschaftliche Nettoeinkommen je ha in den westlichen Landesteilen 
stieg leicht an, nahm aber in den östlichen stark ab, so daß sich im ganzen 
eine Abnahme von 4,5 v. H. ergab. Die landwirtschaftliche Nutzfläche 
war etwa unverändert geblieben. 

Der neue Staat hatte vom alten Österreich etwa die Hälfte der Indu-
striekapazität übernommen. Die amtlichen Indices der industriellen 
Produktion - günstigstes Jahr 1929 = 100 - entwickelten sich wie 
folgt: 

1927 
1928 
1929 
1930 
1931 

89,0 
95,8 

100 
89,2 
80,7 

1932 
1933 
1934 
1935 
1936 

63,5 
60,2 
66,5 
70,1 
80,212 

Die Rohstoffeinfuhr übertraf nur 1929 den Vorkriegsstand, und zwar 
nur um 5 v. H., in allen übrigen Jahren lag sie unter dem Vorkriegs-
niveau. Die Förderung von Braunkohle und Eisenerz nahm ab, die Ge-
winnung von Steinkohle, Eisen und Stahl zu. So stieg die Roheisen-

11 Ebenda, S. 124. 
12 Ebenda, S. 172. 
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erzeugung von 1,237 Mill. t 1913 auf 1,675 Mill. t 1937, d. h. um 35 v. H. 
und die Stahlerzeugung von 1,257 Mill. t 1913 auf 2,315 Mill. t 1937, d. h. 
um 84 v. H. Dies entsprach der Politik der Regierung, die die Schwer-
industrie aus militärischen Erwägungen besonders förderte. 

Die Erzeugung der gesamten Verbrauchsgüterindustrie lag bereits im 
Maximaljahr 1929 unter dem Vorkriegsniveau - abgesehen von der 
Alkoholindustrie, die als Staatsmonopol Treibstoffe für die Streitkräfte 
produzierte. 1929 wurden nur 71 v. H. des Zuckers und 95 v. H. des 
Bieres, 1937 etwa die Hälfte bzw. zwei Drittel von 1912/13 erzeugt. Die 
Porzellanindustrie erreichte 1928/29 nicht mehr als 60 v. H., 1935 noch 
erheblich weniger, die Glasindustrie 1938 nur ein Drittel des Vorkriegs-
standes. In der Baumwollindustrie fiel die Anzahl der Spindeln von 
1920-1937 um ein Drittel, die der Webstühle fast um die Hälfte. Von den 
Verbrauchsgüterindustrien stieg nur die Schuhproduktion - infolge 
der organisatorischen Leistung Bat'as - bis 1939 erheblich, anschlie-
ßend mußte sie wegen sinkender Exportmöglichkeiten stark gedrosselt 
werden. Hingegen stieg die Produktion rüstungswichtiger oder prestige-
gewinnender Zweige der verarbeitenden Schwerindustrie, so der Rü-
stungsindustrie, des Maschinen- und Kraftwagenbaues, der chemischen 
Industrie einschließlich Gummiwaren13• Der Verlust der alten traditio-
nellen Märkte im Rahmen der Donaumonarchie, die eigene nationali-
stisch-protektionistische Politik und seit 1933 auch die Autarkiepolitik 
des Deutschen Reiches hatten zu dieser Entwicklung geführt. 

Die Industrie war meist durch den deutschen Bevölkerungsteil aufge-
baut worden. Unter den Schlägen der Weltwirtschaftskrise litt sie beson-
ders stark; so war auch die Arbeitslosigkeit unter den deutschen Arbei-
tern weit stärker als unter den tschechischen. Auch in der Slowakei ging 
die industrielle Produktion stark zurück. Die Regierung versuchte militä-
risch relevante Industrien insbesondere in den tschechisch besiedelten 
Landesteilen zu gründen. Die Zahl der Arbeiter erreichte 1929 den 
Höchststand mit rd. 2,5 Mill. und sank bis 1934 auf den Tiefpunkt von 
1,88 Mill., d. h. etwa um 25 v. H.14. 1933 betrug die Zahl der Arbeitslosen 
920000, 1936 lag ihr Durchschnitt immer noch bei 621000. Die Weltwirt-
schaftskrise hatte in der Tschechoslowakei später eingesetzt als in an-
deren Ländern, sie dauerte jedoch auch länger. 

Von 1926 bis 1930 sank der Verbrauch stark ab, er muß damals er-
heblich unter dem Niveau von 1913 gelegen haben. Vieles spricht dafür, 
daß 1926 sowohl Nationaleinkommen als auch landwirtschaftliche und 
industrielle Produktion unter dem Vorkriegsstand blieben15• 

13 Ebenda, S. 173/174. 
14 Ebenda, S. 176. 
15 Ebenda, S. 181. 
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Die Kapitalbildung für industrielle Zwecke betrug in der gesamten 
Tschechoslowakei nur etwa ein Drittel der Summe, die im alten Öster-
reich allein von Böhmen, Mähren und Schlesien aufgebracht worden war. 

Die verschiedenen Schätzungen des Nationaleinkommens der Nach-
kriegszeit kommen zu dem Ergebnis, daß es selbst im besten Jahre hinter 
dem Vorkriegsniveau zurückbliebl6• Da die Bevölkerung von 1910 bis 
1936 um 12 v. H. zunahm, war das Pro-Kopf-Einkommen 1936 auf jeden 
Fall niedriger als 1913. Die Schwierigkeiten der Bewertung gehen aus der 
folgenden Tafel klar hervorl7• 

Hertz hat die Angaben des ehemaligen Handelsministers Hotovec aus 
dem Bulletin of the National Bank of Czechoslovakia, No. 147, 1939, auf 
das Preisniveau der Vorkriegszeit zurückgeführt, bemerkt jedoch hierzu, 
daß die jährlichen Schwankungen dabei nicht deutlich zum Ausdruck 
kommen, und setzt deshalb andere Indices als Vergleichsmaßstäbe hinzu. 

1929 1930 1931 1932 1933 1934 1935 1936 1937 

Nationaleinkommen 
inMrd.Kc 90,0 79,2 68,4 58,1 53,6 56,2 58,4 59,6 66,7 

Index 1929 = 100 100 88 76 65 59 63 65 66 74 
Realeinkommen nach 

dem Vorkriegs-
Preisniveau (1914 = 100) 67,4 66,8 63,6 58,3 55,6 66,2 68,0 72,3 

Index 1929 = 100 100 99 94 87 83 98 101 107 
Index der 

Industrieproduktion 100 89,2 80,7 63,5 60,2 66,2 70,1 80,2 
Anzahl der 

Arbeitslosen in Tsd.a) 42 105 291 554 738 677 686 621 

a) Im Jahresdurchschnitt. 

Demnach wäre von 1929 bis 1933 das Realeinkommen nur um rd. 
17 v. H. zurückgegangen. Das entspricht jedoch nicht dem scharfen Rück-
gang der Industrieproduktion. Geht man von den Werten der ersten 
Längsspalte aus wie Basch, so ergibt sich ein Absinken des Nationalein-
kommens auf rd. 60 v. H.IS. Auch wenn nur eine grobe Größenordnung 
ermittelt werden kann, so wird sie zumindest um das Mittel beider Rück-
gangszahlen liegen. Im Durchschnitt der Jahre 1929 bis 1934 betrug das 
Pro-Kopf-Einkommen der arbeitenden Bevölkerung in der Tschecho-
slowakei mit 455 "internationalen Einheiten" der Völkerbundsstatistik, 

16 Ebenda, S. 211. 
17 Ebenda, S. 211. 
18 Basch, Antonin, The Danube Basin and the German Economic Sphere. 

New York 1943, S. 105. 
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die etwa mit 125 v. H. des damaligen Dollarwertes anzusetzen sind19, etwa 
70 v. H. des deutschen Standes. Ab 1933 wirkte sich auch insofern die 
deutsche Autarkiepolitik auf den Außenhandel der Tschechoslowakei 
aus, als die Verlagerung der deutschen Agrareinfuhren von Übersee auf 
die südosteuropäischen Staaten zu Lasten des Außenhandels der Tschecho-
slowakei mit diesen Staaten ging. Die Tschechoslowakei war dabei im 
Nachteil, da ihr agrarischer Einfuhrbedarf nur gering und außerdem an 
andere Länder gebunden war. Im übrigen hatte der tschechoslowakische 
Außenhandel 1933 seinen Tiefpunkt mit 28,9 v. H. im Export und 29,1 
v. H.20 im Import, bezogen auf die Werte des Maximaljahres 1929, er-
reicht. Durch die zweimalige Abwertung der Krone (1934 und 1936) und 
die Ausweitung des Handels mit den Ländern mit frei austauschbarer 
Währung gelang es, bis 1937 die Ausfuhr wieder auf 58,4 v. H. und die 
Einfuhr auf 54,9 v. H. des Standes von 1929 zu erhöhen. 

Durch das Münchener Abkommen wurden die sudetendeutschen Ge-
biete ab Oktober 1938 dem Deutschen Reich eingegliedert, als Ergebnis 
des 1. Wiener Schiedsspruchs fiel ein südlicher Streifen der Slowakei an 
Ungarn. Durch den Einmarsch vom 15. März 1939 wurden die tschechisch 
besiedelten Gebiete Böhmens und Mährens als "Protektorat" dem Reich 
angegliedert, während die restliche Slowakei als selbständiger Staat in 
die Herrschaftssphäre des Reiches einbezogen wurde. Die Karpathen-
ukraine wurde zu Ungarn geschlagen. So hörte bereits ab Oktober 1938 
der bisherige Staats- und Wirtschaftsraum der Tschechoslowakei zu be-
stehen auf. 

3. Die Voraussetzungen des Wachstums 

a) Die natürliche Ausstattung des Wirtsehaftsraumes 

In der unmittelbaren Nachkriegszeit beurteilte man die eigenen Re-
serven an Bodenschätzen recht optimistisch. Die Kleinheit vieler Lager, 
die vielerorts schon ungünstigen Abbauverhältnisse wurden übersehen, 
man machte sich auch noch keine präzise Vorstellung vom künftigen 
Bedarf. Die Gewinnung von Erdöl, Erdgas und Eisenerzen blieb prak-
tisch bedeutungslos. Die zunächst noch relativ günstige Standortver-
teilung der Kohleförderung verschlechterte sich durch die mit dem 
industriellen Aufbau verbundene neue Verteilung der Produktionskapa-
zitäten. Bald zeigte sich, daß die eigenen Rohstoffquellen den Anforde-
rungen der verhältnismäßig schnell ansteigenden industriellen Produk-
tion nicht genügten, so daß ein erheblicher Anteil der Rohstoffe einge-
führt werden mußte. 

19 Basch, a.a.O., S. 233. 
20 Ebenda, S. 92. 
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Die Steinkohlenvorräte liegen zu etwa 95 v. H. im Ostrau-Karwiner 
Revier, auf einer Fläche von 160 km2 konzentriert, und enthalten neben 
anderen Kohlearten hochwertige, gut verkokbare Kohle mit einem Heiz-
wert bis zu 7000 kal/kg. In der Vorkriegszeit wurde der Gesamtkohlen-
vorrat des Reviers mit 5 bis 10 Mrd. (bis 2000 m Tiefe) angenommen, da-
von die Hälfte Fettkohle. Bis zu diesem Zeitpunkt waren reichlich 
400 Mill. t gefördert worden21 • Die Braunkohlenvorräte sind zu 80 v. H. 
im Nordböhmischen Becken konzentriert, der Heizwert liegt zwischen 
2300 und 5600 kal/kg. Die Flöze liegen zum Teil dicht an der Oberfläche 
und sind leicht abzubauen. Die Vorräte an nicht verkokbarer Fettkohle 
im Schatzlarer Revier wurden damals auf 80 Mill. t geschätzt (bis 1200 m 
Tiefe). Der Vorrat des Rositzer Beckens wurde mit 30 Mill. t angenom-
men22• 

Die noch anstehenden Vorräte des Nordböhmischen Braunkohlen-
reviers wurden in der Vorkriegszeit auf mindestens 10 Mrd. t geschätzt, 
davon die Hälfte hochwertige Kohle mit mindestens 5500 WE, die des 
Falkenauer Reviers auf 10 Mrd. t, die des Gödinger Reviers in Südmähren 
auf 200 Mill. t23• 

Die Lagerstätten für Eisenerz liegen zu 80 v. H. in Böhmen, sind leicht 
abzubauen, haben aber einen geringen Eisengehalt (vor dem Kriege 
35,5 v. H.). Die Vorräte in der Slowakei sind noch nicht genügend er-
forscht und zum Teil nur mit hohen Kosten abzubauen. Ungenügend 
erforscht und im Abbau durch die komplizierten tektonischen Verhält-
nisse erschwert sind die Eisenerzvorräte in Nordmähren. 

Die in der Slowakei nachgewiesenen Vorräte wurden damals mit 
300 Mill. t angegeben24 • 

Die Gesamtvorräte an Eisenerz wurden auf 336 Mill. t "sichere" 
Mengen mit einem Fe-Gehalt von 122 Mill. t, ferner auf 200 Mill. t "mög-
liche" Mengen geschätzt25• Die slowakischen Vorräte (33,6 v. H Fe) wur-
den mit 35 bis 40 Mill. tErz angenommen26• 

Die Vorkommen an Mangan- und Buntmetallerzen sind gering, der 
Metallgehalt der Kupfer- und Legierungsmetallerze ist niedrig. Jedoch 
gehört die Tschechoslowakei nach dem Umfang der Förderung zu den 
wichtigsten Urangebieten der WeIt27. 

21 Friedensburg, Ferdinand, Die Bergwirtschaft der Erde, Stuttgart 1944, 
S.237. 

22 Ebenda, S. 238. 
23 Ebenda, S. 239. 
24 Ebenda, S. 408. 
25 Ebenda, S. 240. 
26 Ebenda, S. 410. 
27 Blazek, Miroslav, Ökonomische Geographie der Tschechoslowakischen 

Republik, Berlin (Ost) 1959, S. 25. 
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Chemische Rohstoffe besitzt die Tschechoslowakei außer der Kohle 
nur in geringen Mengen. Doch sind bedeutende Rohstoffmengen für die 
keramische und die Glasindustrie sowie für die Baustoffindustrie vor-
handen. 

Die landwirtschaftliche Nutzfläche betrug 1950 rd. 59 v. H., 1965 rd. 
56 v. H. des Staatsgebietes. Auf den Kopf der Bevölkerung entfielen 1950 
rd. 0,6, 19640,51 ha. 

Fast ein Viertel (22 v. H.) des landwirtschaftlich genutzten Bodens hat 
eine Hangneigung von über 10 Grad mit unmittelbarer Gefahr der 
Bodenerosion und begrenzten Einsatzmöglichkeiten für landwirtschaft-
liche Maschinen. 

Das Klima des Landes ist gemäßigt kontinental. Stärker als die regio-
nalen Ost-West-Unterschiede wirken sich die Oberflächen- bzw. Höhen-
unterschiede aus, insbesondere auch auf die Länge der Vegetations-
periode. 

Menge (728 mm im gesamtstaatlichen Niederschlagsmittel) und jahres-
zeitliche Verteilung (über die Hälfte Mai bis August) der Niederschläge 
sind günstig, echt mitteleuropäische Verhältnisse herrschen in Böhmen 
und Mähren. Unter den Bodenarten stehen die mittelschweren Lehm-
böden mit etwa 40 v. H. an erster, die schwer zu bearbeitenden, wenig 
wasserdurchlässigen Tonböden mit etwa 25 v. H. an zweiter Stelle. Die 
Schwarzerdeböden nehmen zusammen mit den stark kalkhaltigen Hu-
muskarbonatböden etwa 8 v. H., die relativ fruchtbaren mitteleuropä-
ischen braunen Waldböden 22 v. H. des Staatsgebietes ein und machen 
44 v. H. der landwirtschaftlichen Nutzfläche aus. Insgesamt sind die Böden 
überwiegend fruchtbar. 

Der Wald nimmt etwa ein Drittel des Staatsgebietes ein. Während bis 
zu einer Höhe von 300 m die Kultursteppe weitgehend dominiert, nehmen 
mit steigender Höhenlage die Wälder zu. Mitte der 50er Jahre nahm der 
Nadelwald fast 70 v. H. der Waldfläche ein, davon die Fichte fast die 
Hälfte, die Kiefer 14 v. H. In dem überwiegenden Nadelwaldgebiet Böh-
mens (meist Fichten) wird intensive Forstwirtschaft betrieben, in der 
mittleren und nördlichen Slowakei hat sich der ursprüngliche Gebirgs-
wald erhalten. Mitte der 50er Jahre wurde der tatsächliche Holzvorrat 
auf mehr als 500 Mill. Festmeter Rohholz (ohne Rinde) geschätzt. Dem 
Wald kommt auch eine hohe wasserwirtschaftliche Bedeutung zu. 

Große Abflußamplitude und relativ geringe Wasserführung erschweren 
die Ausnutzung der tschechoslowakischen Flüsse für die Energieversor-
gung, die Schiffahrt und die Wasserversorgung der Industrie. 

Mitte der 50er Jahre betrug die potentielle Wasserenergie 21,8 Mrd. 
kWh, von denen nach einem langfristigen Plan 9,6 bis 12 Mrd. kWh aus-

4 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 50/ll 
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genutzt werden sollten, und zwar zu über 50 v. H. in der Slowakei, für 
deren Energiebilanz die Wasserkraftnutzung wegen des Mangels an 
festen Brennstoffen von besonderer Bedeutung ist. 

Theoretisch kann eine jährliche Wassermenge von rd. 15 Mrd. m3 ange-
staut werden, praktisch jedoch nur etwa die Hälfte. 1954 verbrauchte 
allein die Industrie 2 Mrd. m3 Wasser (davon 85 v. H. aus Wasserläufen). 
Der Wassermangel ist ein ernstes Problem für die tschechoslowakische 
Wirtschaft, besonders im Nordböhmischen Braunkohlenbecken und in 
den Industriegebieten von Mittelböhmen und Ostrau, aber auch in an-
deren Regionen. Abgesehen von einigen Kleinräumen gibt es keine sehr 
gut versorgten Gebiete. 

Die kontinentale Lage der Tschechoslowakei im östlichen Mitteleuropa 
bietet eine Reihe von natürlichen Voraussetzungen für die großen Ver-
kehrslinien. Es fehlt der unmittelbare Zugang zum Meer, aber die großen 
Verbindungslinien der Oder, EIbe und Donau sind geeignet, dem Ausbau 
von Schiffsverbindungen zur Ostsee, zur Nordsee und zum Schwarzen 
Meer zu dienen, wenn sie auch für den Binnenverkehr relativ bedeutungs-
los sind. Von entscheidender Bedeutung ist nur die Donau, auf der Mitte 
der 50er Jahre 60 v. H. aller Güter im Flußschiffahrtsverkehr befördert 
wurden, während die beiden anderen Ströme auf tschechoslowakischem 
Staatsgebiet nur den Einsatz von Schiffen geringer Tragkraft zulassen. 
Wegen ihrer kontinentalen Lage ist die Tschechoslowakei aber ein Land 
des Durchgangsverkehrs, der erhebliche Einnahmen liefern kann. 

In den Historischen Ländern (Böhmen, Mähren und Schlesien, die zur 
österreichischen Reichshälfte der Donaumonarchie gehörenden Länder, 
heute in der Statistik als Ceske zeme [Tschechische Länder] bezeichnet) 
war das Eisenbahn- und Straßennetz bis 1918 stark ausgebaut, im Unter-
schied zu den wirtschaftlich und sozial rückständigen, weitgehend gebir-
gigen Teilen des alten Ungarns, d. h. der Slowakei und der Karpathen-
ukraine, wo aber bis 1938 insbesondere aus strategischen Gesichtspunkten 
ein gewisser Ausbau erfolgte. Entscheidend wurden jedoch die unmittel-
bare Grenze der Tschechoslowakei mit der Sowjetunion und die engen 
Wirtschaftsbeziehungen, die zu einer Kapazitätserweiterung der wichtig-
sten west-östlichen Durchgangsstrecken führten. So wurde die Strecke 
Prag-Kaschau-Cierna n. T. zur Hauptstrecke der Republik. Dazu trug 
auch die Industrialisierung der Slowakei erheblich bei. Die für den vor 
1945 vor allem nach Norden und Westen ausgebauten Auslandsverkehr 
bestehenden Straßen verloren ihre Bedeutung. 

Die langgestreckte Form des Territoriums und die Oberflächenbedin-
gungen sind Gründe für die verhältnismäßig hohe Belastung der tschecho-
slowakischen Wirtschaft durch Transportausgaben. 
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b) Die Arbeitskräfte 

Eines der Kennzeichen der tschechoslowakischen Wirtschaftsentwick-
lung der Nachkriegszeit ist der stetige Arbeitskräftemangel. War die Zahl 
der wirtschaftlich Abhängigen vom Beginn der Weltwirtschafts krise bis 
zu ihrem Höhepunkt um einen Anteil von einem reichlichen Fünftel ge-
fallen, und hatte die verdeckte Arbeitslosigkeit in den verschiedenen 
Agrargebieten, in erster Linie in den slowakischen, zugenommen, so hatte 
demgegenüber die deutsche Kriegswirtschaft die Arbeitskräfte weit-
gehend erfaßt. Dies gilt für das gesamte alte Staatsgebiet mit Ausnahme 
der 1938/39 von Ungarn besetzten Teile. Während ein großer Teil der 
deutschen und ein geringerer Anteil der slowakischen männlichen Ein-
wohner unter den Waffen stand, nahmen die tschechischen Kräfte zeit-
weilig verlassene und neu geschaffene Arbeitsplätze ein. 

Vergleicht man den Bevölkerungsstand von 1950 mit dem von 1930 
und zugleich Anzahl und Anteil der Beschäftigten in den Hauptwirt-
schaftszweigen, so wird die neue Situation der Nachkriegszeit besonders 
deutlich. Die Gesamtbevölkerung sank auf dem heutigen Staatsgebiet von 
14004 179 auf 12 338 450 Einwohner, d. h. um mehr als 1,67 Mill. Men-
schen. Die zur Gruppe Land- und Forstwirtschaft und Fischerei gehörige 
Bevölkerung nahm jedoch allein von 4 605 684 auf 3 076 261, d. h. um rund 
1,53 Mill. Menschen ab. Der Bevölkerungsverlust ging demnach mittelbar 
fast ganz zu Lasten der Landwirtschaft, die landwirtschaftliche und forst-
wirtschaftliche Bevölkerung war damit fast um ein Drittel geringer als 
1930. An der aktiven Arbeitsbevölkerung sank der Anteil der Land- und 
Forstwirtschaft von 1948 bis 1951 um 13 v. H. Nach dem absoluten Tief-
stand von 1952 erfolgte ein leichter Anstieg. Bis 1956 blieb jedoch die 
landwirtschaftliche Arbeitsbevölkerung so gut wie stabil; nur der Be-
völkerungsüberschuß aus der Landwirtschaft wechselte in andere Berufe 
hinüber. Der Abzug der Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft war in der 
Slowakei bei der starken Überbevölkerung ohne Beeinträchtigung der 
landwirtschaftlichen Produktion durchzuführen. 

In den innerböhmischen und innermährischen Landesteilen sowie in 
den fruchtbaren Gebieten des ehemals deutschen Siedlungsraumes dürfte 
der Arbeitskräftemangel in der Landwirtschaft aber bald fühlbar ge-
worden sein und die Erzeugungsleistung beeinflußt haben. Der Abzug 
von Arbeitskräften aus der Landwirtschaft Osteuropas ging überall 
schneller vor sich als der Ersatz menschlicher Arbeitskraft durch tech-
nische Mittel, doch wurde dieser Vorgang in der Tschechoslowakei noch 
zusätzlich durch den hohen Anteil der Vertreibungsverluste verschärft. 

Von 1930 bis 1950 ging der Anteil der land- und forstwirtschaftlichen 
Bevölkerung in der Tschechoslowakei von einem Drittel auf ein Viertel 

4· 
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zurück, in den Historischen Ländern aber von einem Viertel auf weniger 
als ein Fünftel (25,5 v. H. zu 18,8 v. H.). 

Die Geschlechtsgliederung der Bevölkerung war 1947 in der Tschecho-
slowakei außerordentlich günstig. Im Unterschied zu anderen Staaten 
mit hohen männlichen Kriegsverlusten, bestand ein relativ ausgegliche-
nes, fast vorkriegsmäßiges Geschlechterverhältnis (94,4 männliche auf 
100 weibliche Einwohner), insbesondere in den Altersklassen bis zu 
44 Jahren, d. h. für die Masse der Arbeitskräfte. Zu den Arbeitsfähigen 
(15 bis 64 Jahre) gehörten über zwei Drittel (68,2)28 der Bevölkerung. Der 
Anteil der Arbeitsfähigen entsprach etwa dem anderer mittel- und west-
europäischer Länder. Das entspricht im groben etwa der Lage in Mittel-
deutschland und Polen, nur ist in Mitteldeutschland der Anteil des Nach-
wuchses bis zu 14 Jahren schwächer und der der Alten (über 60 Jahre) 
weit stärker, während für Polen das umgekehrte Verhältnis gilt. 

Mit 12165000 Einwohnern war in der Tschechoslowakei 1947 auf dem 
Nachkriegsterritorium etwa der gleiche Bevölkerungsstand gegeben wie 
1900. Auch 1950 war die Bevölkerung nur um 1,5 v. H. stärker. Im Ver-
gleich zu 1939 ergab sich ein Bevölkerungsverlust von 2,45 Mill. Den 
Hauptfaktor in dieser Summe bildeten die vertriebenen Deutschen, wei-
tere Faktoren waren Kriegsverluste und politische Emigration zwischen 
1948 und 1952. Regionale Vergleiche sind nur zwischen 1930 und 1947 
möglich, sie zeigen einen Verlust von 18 v. H. in den Historischen Län-
dern und eine Zunahme von 2,4 v. H. in der Slowakei. 

Im gesamten Zeitraum von 1947 bis 1954 wurden natürliche Bevölke-
rungszunahmeraten zwischen 11,6 und 12,1 a. Tsd. erreicht, d. h. höhere 
als im Jahrzehnt 1900 bis 1910, insbesondere wegen der sinkenden Sterbe-
rate. Mit dieser Zunahmerate lag die Tschechoslowakei 1951 bis 1954 etwa 
bei der doppelten Größenordnung Frankreichs und der BRD. Von 1955 
bis 1959 betrug die natürliche Zunahmerate nur 8,8 a. Tsd. bei relativ 
gleichbleibender Sterbe- und stark abfallender Geburtenrate. Diese Ten-
denz setzte sich in den folgenden Jahren fort. Ab 1959 nahmen die Ge-
burten- und Zunahmeraten ab. Die natürliche Zunahme lag bis 1966 zwi-
schen 7,6 und 5,6 a. Tsd. (1962). 1963 und 1964 erfolgte ein Anstieg auf 7,4 
und 7,6 a. Tsd., 1965 und 1966 ein Abstieg auf 6,4 und 5,629. 

Eines der Kennzeichen der Bevölkerungsentwicklung ist der wachsende 
Anteil der Slowaken an der Gesamtbevölkerung des Staates. Er erhöhte 
sich von 26,3 v. H. 1950 auf 28,9 v. H. 1966. Während der tschechische Be-
völkerungsteil von 1950 bis 1966 um 10,2 v. H. zunahm, wuchs der slo-

28 Das Gesetz verpflichtet alle gesunden Männer unter 65 und Frauen unter 
60 ohne Kleinstkinder zur Arbeitsleistung. Für einige Beschäftigungskatego-
rien liegt die Altersgrenze bei 60 und 55 Jahren. 

29 Stat. Jahrb. (Statisticka Rocenka CSSR) 1965, S. 91 und 1967, S. 81. 
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wakische um 26,6 v. H.30. Die innerstaatliche Wanderungsbewegung 
brachte für die Historischen Länder einen - wenn auch unbedeuten-
den - Wanderungsgewinn aus der Slowakei. Am stärksten war diese 
Wanderungsbewegung in den ersten Nachkriegsjahren, als auch in die 
menschenleeren sudetendeutschen Gebiete Slowaken zuwanderten. 

Die wirtschaftlich aktive Bevölkerung der Tschechoslowakei bestand 
1947 aus 5852000, d. h. weniger als der Hälfte der Bevölkerung, davon 
65 v. H. Männer (3,793 Mill.) und 35 v. H. (2059000) Frauen. Damit war 
die männliche Bevölkerung mit 86 v. H. der über 15jährigen fast ausge-
schöpft, während von den entsprechenden weiblichen Altersgruppen nur 
42,7 v. H. erfaßt waren. Von den Frauen arbeiteten über die Hälfte 
(52,6 v. H.) in der Landwirtschaft, von den Männern nur 29,6 v. H. 

Insgesamt waren die Arbeitskräfte 1947 wie folgt auf die einzelnen 
Wirtschaftszweige verteilt: 

Landwirtschaft, Forsten, Fischerei ............................. . 
Verarbeitende Industrie, Handwerk ............................ . 
Baugewerbe ................................................... . 
Bergbau ...................................................... . 
Handel, Banken und Versicherungen ............................ . 
Transport ..................................................... . 
Öffentliche Verwaltung und Dienstleistungen ................... . 
Freie Berufe .................................................. . 
Andere ........................................................ . 

37,7 v.H. 
34,9 v.H. 
2,5 v.H. 
6,4 v.H. 
4,9 v.H. 

10,0 v. H. 
0,5 v.H. 
2,7 v.H. 
0,4 v.H. 

100,0 v. H. 

In den Historischen Ländern entfielen 29,2 v. H., in der Slowakei 59,0 
v. H. der Arbeitskräfte auf die Landwirtschaft. 

Von 1948 bis 1966 stieg die Anzahl der in der Volkswirtschaft Arbeiten-
den um reichlich 19 v. H., d. h. um 1,063 Mill., von 5,545 Mill. auf 6,608 
Mill. Demnach entspricht die prozentuale Zunahme der Beschäftigten 
etwa der prozentualen Zunahme der Gesamtbevölkerung. Die jährlichen 
Zunahme raten waren sehr unterschiedlich. So stagnierte die Beschäf-
tigtenzahl praktisch bis 1951, dann folgten bis 1956 vier Jahre mit höheren 
Zunahme raten, weiterhin vier Jahre der Stagnation und des Rückganges 
bis 1960, denen sechs Jahre mit höheren Raten folgten (insbesondere 
1965 und 1966). Auch in den Zunahmejahren konnten keine außerge-
wöhnlichen Sprünge beobachtet werden. 

30 Eigene Berechnung aufgrund der Angaben im Stat. Jahrb. 1967, S. 77. 
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Die an sich geringe Zunahme der Arbeitskräfte wurde in erster Linie 
durch die steigende Beschäftigung der Frauen erreicht. Ihr Anteil an der 
Gesamtzahl der Beschäftigten stieg von 37,8 v. H. 1948 auf 45,2 v. H. 1966, 
das heißt, von 2,098 Millionen auf 2,997 Millionen und damit auf einen 
der höchsten Hundertsätze im internationalen Vergleich. Verglichen mit 
der Zunahmerate der Gesamtzahl der Beschäftigten betrug die der Frauen 
innerhalb dieses Zeitraumes mit fast 43 v. H. mehr als das Doppelte. Von 
der Gesamtzunahme aller Beschäftigten würden rund 90 v. H. auf die 
Frauen entfallen sein. Diese Zahlen sind wahrscheinlich etwas überhöht, 
da sie von 1953 an den Stand der beschäftigten Frauen zum Jahresende 
angeben. 

Ende 1962 betrug der Anteil der Arbeitenden unter der weiblichen 
Bevölkerung über 15 Jahre 51 v. H., im Unterschied zu 72 v. H. der 
männlichen. Ende 1961 waren 53,4 v. H. der verheirateten Frauen be-
rufstätig, in den Historischen Ländern 58,5 v. H., in der Slowakei 40 v. H. 
Die Ursache des niedrigen Anteiles in der Slowakei ist die höhere Kinder-
zahl. Verläßt doch auch im gesamten Staatsgebiet ein volles Drittel der 
beschäftigten Frauen nach der Geburt eines Kindes den Arbeitsplatz. Be-
dürfen die Kinder nicht mehr der unmittelbaren Aufsicht und Pflege der 
Mutter, so treten die Frauen wieder in den Arbeitsprozeß ein31 • 

Einen relativ hohen Frauenanteil (1964 40,3 v. H.) hat auch der stärkste 
Wirtschaftszweig, die Industrie. Der Frauenanteil der Landwirtschaft 
mit 52 v. H. entspricht der Tradition. Von allen beschäftigten Frauen 
waren demnach fast 58 v. H. in diesen bei den Wirtschaftszweigen tätig. 
Handel und öffentliche Gaststätten verzeichneten einen Frauenanteil von 
71 v. H. In der Sparte Gesundheitswesen und Sozialfürsorge mit einem 
Anteil von 76,9 v. H. und im Schul- und kulturellen Bereich mit einem 
Anteil von 60,2 v. H. arbeiteten 1964 zusammen 384 000, d. h. 13,5 v. H. der 
beschäftigten Frauen. Die Veränderungen im Arbeitseinsatz von 1948 bis 
1964 .zeigt die nebenstehende Übersicht32 : 

So steht einer Abnahme um 42,4 v. H. in der Landwirtschaft eine Zu-
nahme von 53,8 v. H. in den nichtlandwirtschaftlichen Berufen gegen-
über. Dabei ist die Anzahl der aus der Landwirtschaft ausgeschiedenen 
Arbeitskräfte höher als der Gesamtzuwachs aller Beschäftigten. Die Zu-
nahme in den nichtlandwirtschaftlichen Berufen entspricht etwa dem 
Doppelten des Gesamtzuwachses. Die Verschiebung der Arbeitskräfte 
ist demnach für das Wirtschaftswachstum einer der entscheidenden Fak-
toren. 

31 Jurecek, Zdenek, Nektere poznatky 0 ekonomicke cinnosti zen z vysledku 
scitäni lidu. In: statistika, Jg. 1964, H. 8-9, S. 343-353. 

32 Stat. Jahrb. 1965, S. 22, 23. 
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Zu- oder Abnahme 
Beschäftigte in 1000 1948 1964 in 1000 in v.H. 

Beschäftigte insgesamt 5545 6374 829 15 

Beschäftigte in der Industrie 1640 2437 797 48,6 

im Bauwesen 253 509 206 101 

in der Landwirtschaft 2239 1289 -950 -42,4 

im Verkehr 228 326 98 42,9 

im Verbindungs-
und Nachrichtenwesen 52 83 31 59,6 

im Handel und in der 
öffentlichen Verpflegung 370 460 90 24,4 

im Gesundheitswesen und 
in der Sozialfürsorge 91 205 114 125,2 

in Schulwesen, Kultur, Volksauf-
klärung und Körpererziehung 138 358 220 159,4 

c) Arbeitskräfte und Arbeitsproduktivität 

Die Erhöhung der Arbeitsproduktivität war für die tschechoslowa-
kische Volkswirtschaft bei der schon sehr früh aufgetretenen Spannung 
zwischen den hochgesteckten Zielen für das wirtschaftliche Wachstum 
und dem Mangel an Arbeitskräften in den letzten 10 bis 12 Jahren stets 
eine besonders dringliche Aufgabe. Zunächst erfolgte ein verhältnis-
mäßig schneller Anstieg der Arbeitsproduktivität bis 1952, der sich aber 
in den folgenden Jahren verlangsamte. Nach den amtlichen Angaben 
lag die durchschnittliche jährliche Zunahme in der Industrie von 1948 bis 
1956 bei 8,5 v. H. Das Ausgangsniveau von 1948 war allerdings sehr 
niedrig. 

Zum Teil wird die Erhöhung der Arbeitsproduktivität je Beschäftig-
ten auf die höhere Arbeitsstundenzahl- insbesondere in der Industrie-
zurückzuführen sein. Nach MichaP3 wurde sie von etwa 46 Stunden 1948 
auf über 50 im Jahre 1954 erhöht und blieb auf diesem Niveau bis 1957. 

Die Erfolge in der Steigerung der Arbeitsproduktivität im ersten Zeit-
abschnitt nach dem Wiederaufbau sind aber insbesondere auf die folgen-
den Faktoren zurückzuführen: 

1. Die Konzentration der Kapazitäten in der Verbrauchsgüter- und 
Lebensmittelindustrie, 

2. die bessere Ausnutzung der vorhandenen Kapazitäten, 

33 Michal, Jan, Central Planning in Czechoslovakia, S. 41. 
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3. die Intensivierung der Arbeit, insbesondere in der Verbrauchsgüter-
industrie. 

Die Zunahme der Arbeitsproduktivität ging aber bis 1952 in einigen 
Industriezweigen, und zwar namentlich in der Verbrauchsgütererzeu-
gung, auf Kosten des Verbrauchers, und zwar durch Einschränkung der 
Sortimente und Fertigung schlechter Qualitäten34• 

Ungünstig wirkte sich in den folgenden Jahren die mangelnde Über-
sicht über die Absatzmöglichkeiten aus, und zwar selbst im Maschinen-
bau. Auf diese Weise hinderten niedrige Serienzahlen die Zunahme der 
Produktivität. Ab Mitte der 50er Jahre konnte häufig der Bedarf der 
verarbeitenden Industrie an Energie und Rohstoffen nicht ausreichend 
oder nicht zeitgerecht gedeckt werden. So wurde der kontinuierliche Ab-
lauf der Produktion häufig gestört, erhebliche Arbeitszeit ging verloren, 
manche Kapazitäten wurden nicht voll ausgenutzt. 

Einen maßgeblichen Anteil am Anstieg der Arbeitsproduktivität hatte 
die technische Entwicklung, die weitgehend von den Investitionen ab-
hängig war. Die neuen oder technisch überholten Kapazitäten lieferten 
Mitte und Ende der 50er Jahre einen hohen Anteil der Produktion. Die 
einseitige Forcierung der industriellen Produktion führte jedoch insofern 
zu einem Rückschlag, als die vernachlässigten Sparten, so z. B. Landwirt-
schaft, Schulwesen und Wohnungsbau, mehr Investitionen zu Lasten der 
Industrie erhalten mußten. Die verarbeitende Industrie wurde zugunsten 
des Ausbaues der Baustoff- und Energiegewinnung vernachlässigt. 

Von tschechischer Seite35 werden die industriellen Investitionen um 
die Mitte der 50er Jahre wie folgt kritisiert: 

1. Niedriger Anteil der Maschineninvestitionen an den industriellen Ge-
samtinvestitionen, so 1953 52 v. H. und 1956 50 v. H. im Vergleich zu 
den Vereinigten Staaten mit 69 bzw. 63 v. H. 

2. Zu niedriges technisch-ökonomisches Niveau und damit Zurückblei-
ben hinter der Produktivität der industriellen westlichen Länder, 
z. B. in der Energiegewinnung, im Hüttenwesen, in der chemischen 
und der Baumaterialienindustrie. 

Für Mitte der 50er Jahre werden folgende Vergleichswerte angege-
ben35 : 

Die durchschnittlichen Kapazitäten der neuerbauten Dampfkraftwerke 
betragen nur ein Zehntel bis ein Fünfzehntel der entsprechenden Werte 
in den USA, die durchschnittliche Kapazität der neu erbauten Hochöfen 

34 Pick, Milos, ZvYsit pozornost rüstu produktivity präce. In: Plänovane 
Hospodäfstvi, Jg. 1958, S. 250-267. 

35 Komarek, Valtr, Otäzky efektivnosti investic v perspektivnim plänu. In: 
Plänovane Hospodäfstvi, Jg.1958, H. 4, S. 285-301. 
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zwei Drittel bis die Hälfte der entsprechenden Werte in der BRD. 1955 
produzierte ein Arbeiter in der Tschechoslowakei 790 t Roheisen, bzw. 
550 t Stahl, in der BRD hingegen 1670 t bzw. 920 t. So wird 1958 die 
Arbeitsproduktivität in der Tschechoslowakei aus dem Grunde geringer 
als im westlichen Ausland bewertet, weil die Betriebe und die Aggregate 
kleiner sind35, die Technik weniger leistungsfähig ist und die übermäßige 
Breite des Sortimentes in der verarbeitenden Industrie nur kleine Serien 
zuläßt. Die Hilfsbetriebe sind nicht rationalisiert, Unterhaltung und 
Instandsetzen von Maschinen und Ausrüstung beschäftigen einen zu 
großen Anteil der Belegschaft. Zu Beginn der 60er Jahre ist der Ma-
schinenpark der Industrie stark überaltert. Sehr häufig werden auch 
modern ausgerüstete Betriebe mit unqualifizierten Arbeitskräften be-
setzt, so daß ihre Produktivität weit hinter den Möglichkeiten zurück-
bleibt. Ein schwerwiegender systembedingter Faktor ist die häufige Ver-
änderung des Produktionsprogrammes. Absentismus und Fluktuation 
sind zum Teil ebenfalls systembedingt. Seit etwa 10 Jahren wird stets 
wieder versucht, die Arbeitsproduktivität durch Umgruppierung der 
Arbeitskräfte zu steigern. Doch ergeben sich immer wieder die gleichen 
Schwierigkeiten. Die Arbeitskräfte in der Landwirtschaft sind überaltert; 
die Belegschaft der Leichtindustrie läßt sich nicht wesentlich verringern, 
da Frauen und alte Männer einen sehr hohen Anteil ausmachen; die 
überbesetzte Bürokratie wurde zwar mehrmals verringert, nahm aber 
stets aufs Neue zu. Seit dem Rezessionsjahr 1962, insbesondere aber 
seit 1964 sehen die amtlichen Stellen in dem Mangel an Arbeitskräften 
eine der wichtigsten materiellen Ursachen der wirtschaftlichen Stagna-
tion bzw. des Rückganges. Aber der kleine Rest der unbeschäftigten 
Hausfrauen, die 2 Millionen Rentenempfänger und die Verwaltungs-
bürokratie waren die letzten unausgeschöpften Reserven, ferner regional 
einzelne slowakische Gebirgsgegenden. Es war der Staats- und Partei-
führung klar, daß diese Reserven nur durch besondere Anreize zu mobili-
sieren seien. Dementsprechend wurden 1964 verschiedene Gesetze er-
lassen. So werden Alters-, Witwen- und Waisenrenten auch dann ohne 
Abzug weitergezahlt, wenn die Betroffenen bis zu 120 Tagen jährlich in 
der Land- und Forstwirtschaft arbeiten, ebenso Altersrenten bei Hand-
arbeit im Bauwesen oder in der Baumaterialienindustrie. Ferner ver-
suchte man, Kleinhandel und Dienstleistungshandwerk - wenn auch im 
Kleinstbetrieb - zu erweitern, allerdings 1964 mit geringem Erfolg, 1965 
und 1966 mit besserem. 

Erforderlich sind vor allem Arbeitskräfte in der Landwirtschaft, im 
Bergbau und im Transportwesen. 1964 suchte man Arbeitskräfte in der 
Landwirtschaft durch neue gesetzliche Maßnahmen festzuhalten, so durch 
höhere Leistungen der Sozialversicherung, Hausbaudarlehen für junge 
Familien und Streichen der Hypothekenabzahlungen bei zehnjähriger 
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landwirtschaftlicher Berufstätigkeit, durch Prämien und Lohnerhöhun-
gen für besondere Arbeitsgruppen. Man versuchte durch Vergünstigun-
gen im Wehrdienst junge Kräfte in die Landwirtschaft zu bringen, im 
Kohlenbergbau wurden 1965 die Anheuerungsprämien bei einer Ver-
pflichtung für fünf jährige Tätigkeit erhöht36• Die an der Rezessions-
periode geübte Kritik betonte ferner, daß das planwirtschaftliche System 
durch Festlegung der Arbeiterzahl für eine bestimmte Arbeitsleistung, 
durch Einsatz von ungenügend qualifizierten Kräften in leitenden Stel-
len sowie nivellierte Löhne und durch die zu große Verwaltungsbüro-
kratie die vorhandenen Arbeitskräfte nicht gut ausnütze. 

So wurde ab 1964 in einzelnen Arbeitsbereichen gestattet, einer Ar-
beitsgruppe, die eine festgesetzte Arbeitsleistung mit weniger Arbeits-
kräften schaffe, eine Zeitlang einen Anteil an dem auf diese Weise er-
sparten Lohn zu zahlen. Aus der von 1958 bis 1964 um 70 000 Kräfte ver-
mehrten Verwaltungsbürokratie wollte man 1964 die reichliche Hälfte in 
produktivere Arbeitsplätze überführen. 

Die Thesen zum XIII. Parteikongreß vom 31. Mai bis 4. Juni 1966 be-
tonten die frühere These der Reformer nachdrücklich, daß das System 
der nivellierten Löhne geändert werden müsse. Daß nur rund 12 v. H. der 
Leiter von industriellen Betrieben und rund 3 v. H. der Leiter von land-
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften Hochschulbildung hatten, 
wurde heftig kritisiert. Man war sich jedoch über die Schwierigkeit klar, 
schnell genug eine ausreichende Anzahl von Ökonomen heranzubilden, 
die diejenigen wirtschaftlichen Entscheidungen fällen können, die bei der 
Durchführung der Wirtschaftsreform - selbst bei sehr langsamem und 
schrittweisem Vorgehen - nötig sind. 

Aus den beschäftigten Frauen läßt sich insofern noch ein Zuwachs an 
Arbeitsleistung gewinnen, als sie zu einem erheblichen Teil noch weit 
weniger vor- und ausgebildet sind als die Männer. Das geht allein schon 
aus der Tatsache hervor, daß im Durchschnitt die Löhne der im sozialisti-
schen Sektor der Volkswirtschaft arbeitenden Frauen etwa um ein Drittel 
niedriger sind als die Löhne der Männer. Dieser Unterschied ist zwar bis 
zu einem gewissen Grade durch die geringere körperliche Leistungsfähig-
keit der Frau bedingt, aber im übrigen durch die geringere berufliche 
Qualifikation, die jedoch bei den jüngeren Jahrgängen bereits besser ist37• 

So ergibt sich für die gegenwärtige Lage auf dem Gebiet der Arbeits-
kräfte als abschließendes Urteil: lohnende Ergebnisse können im wesent-
lichen nur durch bessere Ausnützung der vorhandenen Kräfte, durch 
bessere Vorbildung und durch differenziertere Löhne erzielt werden. 

36 Shaffer, Harry G., The Labor Shortage in Czechoslovakia. In: Osteuropa-
Wirtschaft, Jg.1965, H. 4, S. 278-287. 

31 Fremr, Jifi, Rozdily ve mzdäch muzft azen. In: statistika, Jg. 1965, H. 11, 
S.503-511. 
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Die Grundlage für die neue gesellschaftliche und wirtschaftliche Ord-
nung der Tschechoslowakei in der Nachkriegszeit war das Kaschauer 
Regierungsprogramm vom 5. April 194538, das weitgehend auf den Grund-
sätzen beruhte, die von der Moskauer Führung der Tschechoslowakischen 
Kommunistischen Partei im Jahre 1943 und später aufgestellt worden 
waren. Den Grundlinien von 1943 folgt auch der am 12. Dezember 1943 
abgeschlossene tschechoslowakisch-sowjetische Vertrag über Freund-
schaft, gegenseitige Hilfe und Zusammenarbeit. Während die nichtkom-
munistischen Politiker diese Zusammenarbeit mehr als eine taktische 
Notwendigkeit ansahen, die durch die machtpolitische Lage bedingt war, 
sahen die Kommunisten darin die grundsätzliche und entscheidende 
Richtlinie für die Außenpolitik, und zwar auch für die Außenwirtschafts-
politik. 

In der ersten "Antifaschistischen Phase" ging es vor allem darum, den 
"Feindeinfluß" in der Wirtschaft zu beseitigen. Die nationalistische Welle 
richtete sich ebenso gegen das von jenseits der Grenzen hereingeleitete 
deutsche Fremdkapital und seine Eigentümer wie gegen denjenigen Teil 
der ehemaligen tschechoslowakischen Staatsangehörigen deutscher und 
zum Teil magyarischer Volkszugehörigkeit, die ihr Eigentum durch die 
Vertreibung verloren. Auch jene tschechischen und slowakischen Staats-
angehörigen waren davon betroffen, die der Zusammenarbeit mit dem 
Feind beschuldigt wurden. Dadurch gewann die neue politische Führung 
einen entscheidenden Teil der wirtschaftlichen Machtmittel als Grund-
stock für eine später einzuführende zentrale Verwaltungswirtschaft. Zu-
gleich wurden das Geld- und Kreditsystem, die industriellen Schlüssel-
betriebe, die Versicherungen, die natürlichen und energetischen Reserven 
der allgemeinen staatlichen Lenkung unterstellt. Bis zum 1. August 1945 
waren 9045 Betriebe mit 923486 Beschäftigten und damit ein wesent-
licher Teil der Industrie durch die "Nationalverwaltung" unter staat-
lichen Einfluß gestellt worden. 

Agrarpolitisch standen eine Bodenreform und eine neue Preisfest-
setzung auf dem Programm. Die Verteilung des Bodeneigentums der 
obengenannten Gruppen an Landarbeiter, Häusler, Klein- und Mittel-
bauern sollte vorgenommen werden. Neue Ablieferungsnormen und feste 
Abnahmepreise für Agrarerzeugnisse, differenziert nach der Größe der 
Betriebe und der Bodenqualität sollten festgelegt werden. Das Programm 
hatte demnach neben dem nationalistischen einen ausgesprochenen 
Klassenkampfcharakter39• Somit hatten zunächst die politischen Ziel-

38 Busek, Vratislav and Spulber, Nicolas, Czechoslovakia, New York 1957, 
8.46. 
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setzungen Vorrang vor den wirtschaftlichen. Die Revolution konnte 
zunächst keinen wirtschaftlichen Zuwachs, sondern nur Kosten verur-
sachen. 

Durch das Dekret des Präsidenten der Republik vom 24. 10. 1945 wur-
den der Bergbau und die Rüstungsindustrie nationalisiert, ebenso fast die 
gesamte Hüttenindustrie und die Kraftwerke. Damit war der kapitali-
stische Sektor in der Industrie auf 23,9 v. H. begrenzt4o• Im Bauwesen, in 
der Verbrauchsgüter-, insbesondere der Lebensmittelindustrie, im Han-
del und in der Landwirtschaft dominierte der Privatbetrieb noch. Das 
Dekret des Präsidenten der Republik vom 21. Juni 1945 über die Kon-
fiskation und Verteilung des feindlichen Bodens hatte sowohl bestimmte 
monetäre als auch wirtschaftlich-produktions technische Auswirkungen. 
Da die ehemaligen Bodeneigentümer keine Entschädigung erhielten, aber 
die neuen Eigentümer an den Staat zahlen mußten, zog der Staat daraus 
Einnahmen, wenn auch nicht sehr erheblichen Ausmaßes, da für den 
zugeteilten Boden nur der Wert von zwei Jahresernten, und zwar inner-
halb eines langfristigen Zeitraumes zu zahlen war. Die Norm von 13 ha 
landwirtschaftlichen Bodens, die das Gesamteigentum der Bodenempfän-
ger nicht überschreiten sollte, zielte auf eine Nivellierung nach unten, 
die das Marktaufkommen beeinträchtigen mußte, wenn auch nur ein Teil 
des Bodens betroffen war. 

Der lebhafte Druck der Partei führte dann zu einer Bodenreform, die 
auch die tschechischen und slowakischen Bodeneigentümer betraf und 
die am 11. Juni 1947 verkündet wurde. Unter der bekannten Parole: "Der 
Boden gehört denen, die ihn bearbeiten" wurde das Bodenmaximum auf 
50 ha festgesetzt, wenn der Boden vom Eigentümer selbst bearbeitet 
wurde, niedriger sogar, wenn dies nicht zutraf, oder die Existenz der 
Eigentümer nicht von diesem Boden abhing. So war die "erste" Boden-
reform, d. h. die Verteilung des Bodens, vollzogen, bevor durch den 
Putsch vom Februar 1948 die kommunistische Herrschaft mit den ent-
sprechenden wirtschaftlichen und politischen Konsequenzen als zentrales 
planwirtschaftliches System eingeführt wurde. In der Industrie fiel der 
Anteil des privatwirtschaftlichen Sektors von 20,4 v. H. zum 1. Februar 
1948 auf 5,1 v. H. am 1. Mai 1948. Jetzt wurden auch Außenhandel und 
Großhandel verstaatlicht. 

e) Der Einfluß der Außenwirtschaft 

Bereits in den Jahren vor dem Kriege, und zwar einsetzend mit der 
Weltwirtschaftskrise, sank der Anteil der Tschechoslowakei am Welt-

39 Siroky, V., Prejav na oslaväch 10. vyrocia vyhlasenia kosickeho vladiieho 
programu, "Pravda" (Bratislava), vom 5. April 1953. 

40 Turcan, Pavol, 80cialistickä industrializäcia 81ovenska, Bratislava 1960, 
8.47. 
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handel; diese Tendenz galt auch für die erste Nachkriegszeit. Dann be-
gann ein langsames Ansteigen, ohne daß der Anteil vom Ende der 20er 
Jahre wieder erreicht werden konnte. Doch stieg das Außenhandels-
volumen stark an, es erreichte 1956 knapp das Doppelte, 1961 etwa das 
Dreifache von 1937 bzw. 1938. In den meisten Perioden41 , so auch 1960 
bis 196542, stieg der Außenhandel schneller als das Sozialprodukt. Die 
Pro-Kopf-Raten des Außenhandels in vergleichbaren Preisen von 1956 
zeigen, daß der Stand von 1928 in den Jahren 1961 und 1962 etwa um 
ein Fünftel überschritten wurde. So hat zwar die Tschechoslowakei heute 
die höchste Außenhandelsrate pro Kopf unter den Sowjetblockstaaten, 
doch bleibt sie nicht nur erheblich hinter der der BRD zurück, sondern 
insbesondere hinter denjenigen Staaten, die nach Einwohnerzahl, Poten-
tial, Binnenmarkt und Rohstoffabhängigkeit viel sinnvoller mit der 
Tschechoslowakei zu vergleichen sind, wie z. B. Holland, Belgien und 
Schweden. So betrug der Außenhandelsumsatz pro Kopf 1965 in der 
Tschechoslowakei 379 $, in Holland 1127 $, in Belgien 1340 und in Schwe-
den 1080 $43. Unter dem Aspekt der spezifischen Wirtschaftsstruktur 
wurde die Teilnahme an der internationalen Arbeitsteilung auch von der 
Regierung Lenart als unbefriedigend angesehen44• Eine umstrittene 
Größe wird der Anteil der Ausfuhr an bestimmten globalen Werten 
bleiben. Alle Autoren betonen mit Recht die Unsicherheit dieser Daten. 
So gibt Zauberman für 1956 einen Anteil von 18 v. H. am Bruttosozial-
produkt an, hält aber an sich diesen Satz für zu hoch. Michal rechnet für 
1957 mit einem Anteil von 12 bis 14 v. H. am Nationaleinkommen. Das 
Statistische Jahrbuch der Tschechoslowakei enthält von 1959 bis 1965 An-
gaben, die den Anteil der Exporte an der industriellen Bruttoproduktion 
in Großhandelspreisen angeben. 

Diese Werte liegen Anfang der 50er Jahre um 10 v. H., in den Jahren 
1956 bis 1958 zwischen 11 und 12 v. H., um dann anschließend bis zu einem 
Satz von 15,6 v. H. (1963 und 1964) zu steigen. Anscheinend versuchte man 
in den 60 er Jahren, das Tempo des Wachstums des Außenhandels auf der 
gleichen Höhe zu halten wie das der industriellen Produktion. Für die 
Tschechoslowakei besteht auf jeden Fall eine starke Außenhandelsab-
hängigkeit, wenn man die Lage unter dem Aspekt einer zentralen Plan-
wirtschaft betrachtet. Diese Abhängigkeit erschwert einerseits die Pla-
nung, zwingt aber andererseits - gerade bei der Methode des bilateralen 
Handels zwischen den Sowj etblockstaaten -, die Exporte in der geplanten 
Höhe einzuhalten. Störungen treten unter anderem durch unvorherge-

41 Zauberman, Alfred, Industrial Progress in Poland, Czechoslovakia and 
East Germany 1937-1962. London 1964, S. 277. 

42 Budin, Jaroslav, K nekterym otäzkam struktury es. zahranieniho obchodu. 
In: Plänovane Hospodärstvi, Jg. 1966, H.12, S. 79-82. 

43 In: Rude Prävo vom 22.12.1966. 
44 Ebenda. 
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sehene niedrige Ernten auf, die zu umfangreichen Getreideeinfuhren 
zwingen. Die entsprechende Umstrukturierung der tschechoslowakischen 
Industrie sowohl im Zusammenhang mit dem besonders starken Aufbau 
der Schwerindustrie als auch mit dem sowjetischen Interesse am Bezug 
von tschechoslowakischen Investitionsgütern und mit der Abhängigkeit 
der tschechoslowakischen Industrie von sowjetischen Rohstoffen ergab 
eine erhebliche Abhängigkeit des Wachstums der tschechoslowakischen 
Schwer- und Grundstoffindustrie, ebenso der metallverarbeitenden In-
vestitionsgüter-, aber auch der Textilindustrie, vom Außenhandel mit der 
Sowjetunion. 

Betrachtet man den Anteil der Exporte an den verschiedenen Zweigen 
der industriellen Produktion, so ergeben sich in vielen Jahren in einer 
großen Anzahl von Zweigen Größenordnungen, die nicht weit vom 
Exportanteil an der industriellen Gesamtproduktion entfernt sind. Be-
sonders hoch waren die Anteile im Maschinenbau mit rund einem Fünftel 
der Gesamtproduktion (1953 bis 1958). Dabei nimmt der Maschinenbau 
mit mehr als zwei Fünftel an der Gesamtausfuhr dieser Jahre den ersten 
Platz unter den großen Gruppen der Ausfuhrgüter ein. In der Einfuhr 
stehen als erste Gruppe mit über der Hälfte der Gesamtimporte Brenn-
stoffe, Baumaterialien und Rohstoffe. Diese Werte gelten mit geringen 
Verschiebungen bis 1964. Die Bedeutung des Maschinenbaus für die 
Ausfuhr und ebenso der Ausfuhr für den Maschinenbau nahm sogar noch 
zu. So betrug 1963 der Ausfuhranteil am Maschinenbau mehr als ein 
Viertel und in den Jahren 1962 bis 1964 der Anteil des Maschinenbaues 
an der Ausfuhr zwischen 47 und 48 v. H. 

Entscheidend für den tschechoslowakischen Außenhandel wurde die 
eindeutig außenpolitisch bedingte regionale Umorientierung auf die So-
wjetunion und die "sozialistischen" Staaten. Ein vorläufiger Handels-
vertrag mit der Sowjetunion trat im April 1946 in Kraft, im Juli 1947 
wurde stattdessen ein langfristiger Vertrag abgeschlossen. Die west-
lichen Siegermächte hielten jedoch in den ersten zwei Jahren nach dem 
Kriege noch an der Konzeption eines ungespaltenen Europas fest und 
boten der Tschechoslowakei Kredite an - Großbritannien, USA, Inter-
national Bank -, zugleich wurde über Handelsverträge verhandelt. Ein 
britischer Protest gegen die Verstaatlichung von Unternehmen der tsche-
choslowakischen Industrie, an denen britisches Kapital beteiligt war, die 
amerikanische Forderung auf Entschädigung der enteigneten amerika-
nischen Eigentümer führten zum Abbruch der Verhandlungen. Die zuvor 
von den nichtkommunistischen Gruppen befürwortete Angliederung, 
von den Kommunisten jedoch nach sowjetischem Vorbild vollzogene 
Absage an den Marshall-Plan, führte 1947 zu den endgültigen lang-
fristigen tschechoslowakischen Entscheidungen in der Orientierung des 
Außenhandels. 1945 war es den Kommunisten nicht gelungen, diese 
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Orientierung sprungartig zu vollziehen, vielmehr hatte sich der Außen-
handel wieder mehr in den regulären traditionellen Bahnen bewegt. So 
wurden Mitte 1947 über zwei Drittel des Außenhandels mit dem Westen 
abgewickelt. In dieser Orientierung wird der Einfluß des privaten Han-
dels deutlich. Erst die Verstaatlichung, die den kommunistischen Ein-
fluß auf die Außenwirtschaft sicherte, führte zu einer ruckartigen Ände-
rung. 1948/49 betrug der Anteil der "sozialistischen" Länder am Außen-
handel 60 v. H.; er entfiel hauptsächlich auf die Sowjetunion. Nach dem 
kommunistischen Februarputsch 1948 schränkten führende westliche 
Mächte ihren Außenhandel mit der Tschechoslowakei ein. Am 27. Februar 
1948 gab Marshall bekannt, daß die Vereinigten Staaten der Tschecho-
slowakei keine Anleihe für Baumwolleinkauf gewähren würden, auch 
die Weltbank lehnte die Gewährung einer Anleihe ab, die Marshallplan-
Länder erließen Ausfuhrverbote für 182 Waren arten in die sozialistischen 
Länder. Auch Großbritannien unterbrach die Handelsvertragsverhand-
lungen mit der Tschechoslowakei Ende Februar 1948. Doch war die 
Tschechoslowakei noch in der vorkommunistischen Periode (30. Oktober 
1947) dem GATT beigetreten und setzte am 20. April 1948 seine Bestim-
mungen in Kraft. 

Der Beitritt der Tschechoslowakei zum Rat für Gegenseitige Wirt-
schaftshilfe (RGW) im Januar 1949 war ein weiterer entscheidender 
Schritt zur Bindung an den im Entstehen begriffenen sowjetisch be-
herrschten Großwirtschaftsraum. 

Der 1950 ausbrechende Koreakrieg und andere politische Spannungen 
(1951) führten zu einem Vollembargo auf die US-Ausfuhr in die Tsche-
choslowakei. So sank auch der Anteil des tschechoslowakischen Außen-
handels mit dem Westen. Mit der politischen Entspannung zwischen Ost 
und West nahm ab 1954 der westliche Anteil wieder zu. 

Unter diesen Bedingungen entwickelte sich der Außenhandel der Tsche-
cheslowakei mit den sozialistischen Ländern wie folgt (in v. H. des ge-
samten Außenhandelsumsatzes) : 

1949 
1950 
1951 
1952 

48,4 
55,5 
61,6 
70,4 

1953 
1954 
1955 
1956 

78,4 
74,8 
70,0 
65,7 

1957 
1958 
1959 
1960 

67,6 
70,5 
72,3 
71,8 

1961 
1962 
1963 
1964 
1965 

69,7 
74,2 
74,6 
73,2 
71,3 

Die Anteile der Mitgliedsstaaten des Rates für Gegenseitige Wirt-
schaftshilfe (RGW) , mit ALbanien) im gan.zen und der Sowjetunion im 
besonderen betrugen in v. H.45: 

45 Stat. Jahrb. 1966, S. 426. 
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RGW Sowjetunion 

1955 64 35 
1960 64 34 
1962 76 38 
1963 70 39 
1964 69 38 
1965 70 37 

Die außenwirtschaftliche Bindung der Tschechoslowakei an die Sowjet-
union entsprach ebensosehr einer Moskauer Forderung wie dem Wunsch 
der herrschenden Gruppen der Tschechoslowakei, durch möglichst enge 
Zusammenarbeit mit der östlichen Siegermacht den Status quo nach dem 
Februar-Putsch zu sichern. Die Garantie des auf die Vertreibung der 
Deutschen und die Verstaatlichung der wichtigsten Produktionsmittel 
gegründeten "sozialistischen Nationalstaates" erforderte Gegenleistun-
gen. Der Riß zwischen Ost und West, die gegebene politische und militä-
rische Machtsituation sowie das von Moskau damit auferlegte Konzept 
der weiteren Industrialisierung mit dem Akzent auf der Schwerindustrie 
hatten für die Außenwirtschaft der Tschechoslowakei einschneidende 
Konsequenzen. Der Außenhandel mit den sozialistischen Staaten, insbe-
sondere der Sowjetunion, ist als laufender Beitrag zur Planerfüllung ge-
dacht, da er auf dem System fest vereinbarter Warenkontingente zu 
festen Preisen für jedes Jahr beruht; für einige Waren werden sogar die 
Mengen für den Fünfjahreszeitraum festgelegt. Die Tschechoslowakei 
nahm nach dem Ausscheiden Chinas als erster oder zweiter Handels-
partner der Sowjetunion in den letzten Jahren stets nach Mitteldeutsch-
land die zweite Stelle im sowjetischen Außenhandel ein. 

Die Bedeutung der Ausfuhr in die Sowjetunion wird besonders deut-
lich auf dem Sektor Maschinen und industrielle Ausrüstungen. Diese 
Güter waren an der Ausfuhr der Tschechoslowakei in die Sowjetunion 
meist zu mehr als 50 v. H. beteiligt und erreichten 1966 sogar über 60 v. H., 
das heißt 42 v. H. des Gesamtexports der Tschechoslowakei an diesen 
Erzeugnissen46, 

Die Priorität des industriellen Wachstums führte zur Vernachlässigung 
der Landwirtschaft und damit zu hohen Getreideeinfuhren. Sie stiegen 
dauernd an und belasteten den Außenhandel, Anfang der 60er Jahre 
erreichten sie rund 1,3, 1963 1,8 und 1964 2,3 Millionen t. 

46 Jahrbuch des Außenhandels der Tschechoslowakei 1967, Autorenkollektiv. 
Hrsg. Tschechoslowakische Handelskammer, Prag 1967, S. 68. 
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Ferner ergab sich die Notwendigkeit wachsender Rohstoffeinfuhren 
für die Schwerindustrie. Dieser Faktor hat die Außenhandelsbilanz im 
Rahmen der Brennstoffe, mineralischen Rohstoffe und Metalle entschei-
dend verändert. So bestand 1957 in diesem Sektor ein Überschuß zu-
gunsten der Tschechoslowakei von 587 Millionen Kcs., während z. B. 1964 
ein Defizit von 1,368 Millionen Kcs. eingetreten ist. Bis 1956 war insofern 
noch eine ausreichende eigene Rohstoffgrundlage gegeben, als es möglich 
war, für eigene Rohstoffe andere im Außenhandel einzukaufen. 

Ebenfalls entscheidend erhöht hat sich das tschechoslowakische Defizit 
im Rahmen des Außenhandels mit Erzeugnissen der Lebensmittelindu-
strie einschließlich Rohstoffen und Halbfabrikaten, dabei beginnt die 
besonders schnelle negative Entwicklung ab 1955. 

Die zunehmende Industrialisierung, aber zugleich die Schwierigkeit, 
einen ausreichenden Überschuß im Außenhandel mit Maschinen für die 
Einfuhr anderer Sektoren zu erzielen, geht aus dem wachsenden Anteil 
der Maschineneinfuhr am Gesamtaußenhandel hervor. Doch bleiben die 
Überschüsse im Außenhandel mit Maschinen und Gebrauchsgütern die 
günstigsten Posten für die Außenhandelsbilanz47 • Insgesamt hatte die 
Tschechoslowakei fast in jedem Jahr bisher einen leichten Außenhandels-
überschuß zu verzeichnen. 

Die Frage der Preisdiskriminierung im Sowjetblockhandel durch die 
Sowjetunion ist oft diskutiert worden. Die in der sowjetischen Außen-
handelsstatistik ausgewiesenen hohen Preise für sowjetische Rohstoffe 
bei der Ausfuhr in die RWG-Länder im Unterschied zu den niedrigen 
sowjetischen Preisen beim Export in Länder außerhalb des Blocks, ins-
besondere in die NATO-Staaten, sind noch kein absolut schlüssiger Be-
weis für die Preisdiskriminierung, vor allem, da keine präzisen Preis-
angaben für Investitionsgüter vorliegen. Das gesamte Preissystem im 
Innerblockhandel weicht vom Preissystem im Handel mit der Welt außer-
halb des Blocks ab. Es steht aber ganz eindeutig fest, daß die Sowjetunion 
bis 1956 die Lieferungen der osteuropäischen Staaten unterbezahlt hat 
und daß sie ihre Lieferungen von diesen Beziehern überbezahlen ließ. 
Seitdem hat sich die Lage gebessert. Trotzdem ist klar, daß die Sowjet-
union in Außenhandelsverhandlungen mit der Tschechoslowakei ihr ent-
scheidendes Übergewicht auf dem außenpolitischen, parteipolitischen, 
militärischen und wirtschaftspolitischen Gebiet ins Spiel bringen und die 
Bedingungen innerhalb eines bestimmten Spielraumes weitgehend dik-
tieren kann. 

Preise und Wechselkurse spielen dabei eine wesentliche Rolle. insbe-
sondere die unrealistisch hohen amtlichen Kurse ("Devisenkronen"), die 

47 Stransky, FrantiSek, K problemum vnejsich ekonomickych vztahu eSSR. 
In: Plänovane Hospodärstvi, Jg. 1962, H. 12, S. 44-52. 

5 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 50/lI 
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die Preise für einen Vergleich mit den Inlandspreisen verzerren. Anderer-
seits sind jedoch viele Inlandspreise infolge des Prinzips der Umvertei-
lung (Subventionen und Abschöpfung) auch nicht "real". Das Grund-
problem für die über dem Weltmarktniveau liegenden, von der Tschecho-
slowakei an die Sowjetunion zu zahlenden Preise für Rohstoffe liegt 
jedoch wohl in der Autarkietendenz des Sowjetblocks begründet. Da die 
Investitionen in die meisten Roh- und Grundstoffindustrien weniger 
Ertrag erbringen als in die verarbeitende Industrie, vor allem einen weit 
späteren Kapitalrückfluß, hat die Sowjetunion gewisse Argumente für 
ihre hohen Rohstoffpreise. Ferner sind die meisten sowjetischen Roh-
stoffvorkommen weit von den Grenzen der Empfängerstaaten und meist 
so kontinental gelegen, daß im sowjetischen Lieferpreis hohe Kosten 
durch lange Eisenbahnfrachten enthalten sein müssen. Hohe Rohstoff-
preise bzw. Kreditleistungen der RGW-Staaten an die Sowjetunion - so 
z. B. in Zukunft tschechoslowakische Kredite für die sowjetische Rohöl-
gewinnung, für die Gewinnung von Kupfer, Zink, Blei und für die Zu-
kunft wahrscheinlich auch von Erdgas48 - belasten so die Käufer weit 
mehr, als es bei Einkäufen auf dem Weltmarkt der Fall sein würde. 

Die Orientierung auf die Sowjetunion, die im wesentlichen nur in 
engen, sehr beschränkten Industriezweigen, so in der Rüstungsfertigung 
und den rüstungsrelevanten Industrien, technisch führend ist, hat die 
Tschechoslowakei in hohem Maße von der internationalen technischen 
Entwicklung abgeschnitten. So ist auf vielen Gebieten ein technischer 
Rückstand eingetreten, der einen Absatz tschechoslowakischer Investi-
tionsgüter auf westlichen Märkten nur beschränkt zuläßt. 

Trotz der Schwierigkeiten eines Preisvergleiches ist klar, daß die 
Waren aus der Tschechoslowakei auf den Weltmärkten meist nur unbe-
friedigende Preise erzielen konnten. So wurde festgestellt, daß 1962 nicht 
einmal 23 v. H. der Ausfuhren in die "kapitalistischen" Staaten Preise um 
den Durchschnitt der Binnenpreise erzielten und über 14 v. H. weit unter 
dem Durchschnitt liegen. Bei einer Bewertung des Außenhandelsnutzens 
für die Tschechoslowakei kommt Michal49 zu dem Ergebnis, daß sein Bei-
trag für die wirtschaftliche Gesamtleistung niedriger lag, als die Ver-
rechnung dieser Transaktionen zu Inlands-Großhandelspreisen ergeben 
hätte. Die erforderliche "Subvention" berechnet er für 1957 mit 36 bis 
46 v. H. des Außenhandelsumsatzes, d. h. mit 7 bis 9 Milliarden Kcs. Diese 
Summe ergibt sich aus dem Abzug der Exportverluste von den Gewinnen, 
die durch den Import von Waren erzielt werden, deren Preise unter den 

48 Die Entwicklung der Außenwirtschaftsbeziehungen und des Außenhandels. 
Aus dem in der Sitzung des ZK der KPC in den Tagen vom 19.-20. Dezember 
1966 erstatteten Referat des Vorsitzenden der Regierung Jozef Lenart. In: Neue 
Richtungen in der Tschechoslowakischen Ökonomie, Jg. 1967, H. I, S. 47-80. 

48 Michal, a.a.O., S. 126 ff. 
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Inlands-Großhandelspreisen liegen. Die Einbußen im Export nach den 
Ländern außerhalb der kommunistischen Welt bewertet er relativ (d. h. 
im Verhältnis zum Umsatz) höher, insbesondere im Export nach den 
Entwicklungsländern. Qualitätsfragen und die zum Teil damit verbun-
dene Notwendigkeit, westliche Preise zu unterbieten, spielen dabei eine 
Rolle. Insgesamt übt die hohe "Außenhandelssubvention" eine inflatio-
nistische Tendenz aus. 

Die Serienfertigung von Maschinen für die Sowjetunion und andere 
kommunistische Staaten, ein Ergebnis der industriellen Arbeitsteilung 
im Sowjetblock, dürfte zwar bei Berücksichtigung der derzeitigen Macht-
verhältnisse für die Tschechoslowakei nicht ungünstig sein, aber doch im 
Vergleich zu einer größeren Bewegungsfreiheit auf westlichen Märkten 
ganz erhebliche Nachteile mit sich bringen. Die Festlegung von Kontin-
genten zu festen Preisen mit einigen wenigen Ländern als Haupthandels-
partnern läßt die Fertigung auf einem bestimmten Niveau verharren und 
verhindert Strukturveränderungen. 

Die Vertreter der gegenwärtigen maßgeblichen Strömungen der tsche-
choslowakischen Außenhandeispolitik50 sind sich völlig klar darüber, daß 
heute das entscheidende Kriterium für den Nutzeffekt der Arbeitsteilung 
und des Außenhandels im Sowjetblock fehlt: Die Vergleichbarkeit der 
Binnen- und Außenhandelspreise. "Die Binnenpreise haben eine andere 
Struktur als die Auslandspreise, und auch der offizielle Devisenkurs 
bietet kaum eine Möglichkeit zu ihrem Vergleich5t ." 

Bei dieser Lage ging man bei der Preisbildung im Außenhandel stets 
davon aus, daß man im Ausland zu Konkurrenzpreisen einkaufen und 
verkaufen müsse. Das bisherige administrative System hat jedoch nach 
Auffassung der heutigen tschechoslowakischen Kritiker eine günstige 
Preispolitik sehr erschwert, da die Außenhandelsunternehmen im Hin-
blick auf den Export wegen der Prämien für die Planerfüllung nur an 
einem möglichst hohen Umsatz interessiert wären. Theoretisch sahen die 
Reformer eine schrittweise Annäherung des Niveaus der inländischen 
Großhandelspreise an die Weltmarktpreise vor. Unter diesem Gesichts-
punkt ist vorgesehen, diejenigen Betriebe zu unterstützen, die effektiv 
exportieren. Die Betriebe, die dazu nicht fähig sind, sollen nicht mehr 
staatlich subventioniert werden, sondern vielmehr dem Druck des Welt-
marktes ausgesetzt werden52• 

50 Maly, Bohuslav (Prag), Die planmäßige Steuerung der Außenhandelsbe-
ziehungen der RGW-Länder. In: ESTO (Institut f. Europäische Studien), Heft 2: 
Ost-West-Handel 5. Internationale Konferenz 3.-8. Mai 1965 in Graz: "Euro-
päische Begegnung in Österreich", S. 7. 

51 Horsky, Josef (Prag), ebd., S. 11. 
52 Cernik, Oldi'ich, Die Wirtschaftspolitik in der nächsten Etappe. In: Neue 

Richtungen in der Tschechoslowakischen Ökonomie, Jg. 1967, H. 6, S. 3-17. 
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Wie in anderen kommunistischen Staaten wurde auch in der Tschecho-
slowakei der Außenhandel von der Einfuhrseite her geplant, um sich vor 
allem die nötigen Rohstoffe und Nahrungsmittel zu sichern. "Die Export-
seite wurde als sekundär betrachtet53." Statt dieser bisherigen Konzep-
tion wird für die Zukunft eine "aktive Außenhandelskonzeption" vorge-
schlagen, die von einer planmäßigen Ausdehnung des Exportes ausgeht. 
Allerdings haben 1967 noch die gleichen Schwierigkeiten bestanden, von 
denen Michal in seinen Untersuchungen berichtet. Die Erzeugnisse des 
Maschinenbaus der Tschechoslowakei konnten nur zu Preisen abgesetzt 
werden, die die Kosten nicht deckten und weit unter dem Niveau der 
Weltmarktpreise blieben, während für entsprechende Erzeugnisse aus 
dem Westen weit höhere Preise gezahlt werden mußten, als sie die Expor-
teure der Tschechoslowakei für ihre Güter erzielten. Außerdem waren die 
so häufig beklagten Hindernisse auch jetzt noch nicht zu überwinden: es 
war unmöglich, die Exporte in den Westen plangemäß zu erhöhen. Es 
blieb ein Defizit bestehen, während die Exporte in die RGW-Staaten zu 
einem überschuß führten, der wegen der systemimmanenten starren 
Regelungen (kein wirksames multilaterales Clearing, keine Konvertibili-
tät) nicht ausgenutzt werden konnte. 

4. Die im Rahmen der Planung aufgestellten Wachstumsziele 

Das amtliche Statistische Jahrbuch der Tschechoslowakei bietet keiner-
lei Angaben über Planziele und Planergebnisse. Diese Tatsache steht im 
unmittelbaren Zusammenhang damit, daß der Plan zwar Gesetzescharak-
ter hat, aber in seinen Zielsetzungen auch während einer zusammen-
hängenden Periode sehr häufig geändert wird. Ferner wurden Fünf-
jahrespläne vorzeitig abgebrochen, manche Zielsetzungen nicht annä-
hernd erreicht. Diese Aussagen sollen nicht leugnen, daß eine erhebliche 
Anzahl von Planzielen erfüllt wurde. 

Der erste Fünfjahresplan für die Jahre 1949 bis 1953, der vom ZK der 
KP im Februar 1950 beschlossen wurde, war wesentlich durch die außen-
politische Lage bedingt. Bereits die Kominformsitzung vom November 
1949 hatte den übergang der "Imperialisten" zu offenen Kriegsvorberei-
tungen festgestellt, daraufhin waren auch in der Tschechoslowakei die 
Forderungen an die Schwerindustrie erhöht und der beschleunigte Um-
bau der Wirtschaft gefordert worden. Nach Verhandlungen Slanskys mit 
StaUn im Februar 1950 stiegen die Forderungen. Die gleiche Tendenz galt 
für 1951, nachdem 1950 der Korea-Krieg ausgebrochen war. Der Ab-
bruch der Wirtschaftsbeziehungen mit dem Westen, der an sich als 
Investitionsgüterlieferant gedacht war, und die schwierige Eingliederung 

53 HOTsky, a.a.O., S. 12. 
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in den RGW erschwerten die Lage in den nächsten Jahren weiterhin. 
Hohe Kosten entstanden auch durch die Umbewaffnung der tschecho-
slowakischen Streitkräfte. Deshalb wurden besonders einseitige Ziele 
aufgestellt: Eine außerordentlich schnelle Steigerung der schwerindu-
strielIen Produktion mit Entwicklung einer einheimischen Rohstoff-
grundlage sollte ohne Lieferungen aus industriell entwickelten Staaten 
des Westens erfolgen. Dazu kamen hohe Rüstungsausgaben. Diese waren 
1955 besonders hoch, und zwar betrugen sie zu laufenden Marktpreisen 
8,4 v. H., zu Faktorkosten aber 11,5 v. H. des verwendeten Bruttosozial-
produktes54• 

Bei diesen Tendenzen wurde die Produktion der Schwerindustrie und 
des Maschinenbaues noch über den Plan hinaus gesteigert (Schwerindu-
strieproduktion lt. Gesetz + 166 v. H., im Ergebnis + 219 v. H.; Ma-
schinenbau lt. Gesetz + 139 v. H, im Ergebnis + 323 v. H.). Auch das 
Volkseinkommen stieg erheblich an (lt. Gesetz + 51 v. H., im Ergebnis 
+ 73 v. H.). Unter dem Gesichtspunkt, daß hier der - heute auch von 
Ökonomen in der Sowjetunion - sehr kritisch betrachtete Begriff der 
"industriellen Bruttoproduktion" zugrundeliegt, müssen sicher Abstriche 
von den Ergebnissen gemacht werden. 

Wenn es auch gelang, die pflanzliche Produktion um 16 v. H. statt der 
im Gesetz festgelegten 8 v. H. zu steigern, so blieb die tierische Produk-
tion hinter den irrealen Zielen weit zurück (Entwurf des ZK + 38 v. H., 
lt. Gesetz + 96 v. H., im Ergebnis + 18 v. H.). Sah der ursprüngliche Ent-
wurf eine Erhöhung des Verbrauches der Bevölkerung um 60 v. H. vor, 
das Gesetz nur noch um 34 v. H., so wurde nach den amtlichen Angaben 
eine tatsächliche Zunahme von nur 24 v. H. erreicht. 

Das geplante Volumen der Investitionen wurde zu etwa einem Drittel 
überschritten. Als volkswirtschaftliches Gesamtergebnis folgte bald nach 
dem Ablauf der ersten Hälfte der Planperiode eine Inflation, die eine 
Währungsreform nötig machte und den Lebensstandard erheblich senkte. 
Die zweite Währungsreform im Laufe von 8 Jahren55 setzte zum 1. Juni 
1953 für alle Geldwerte den Satz von 5 alten Kronen für eine neue Krone 
fest. Persönliches Bargeld wurde in dieser Relation nur bis zu 300 Kronen 
umgewechselt, Spareinlagen bis zu 5000, darüber hinaus im Verhältnis 
50 : 1. Die Spargelder wurden so etwa bis zu 75 v. H. konfisziert. Privat-
betriebe und Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften konnten 

54 Alton, Thad Paul, Czechoslovak National Income and Product, 1947-1948 
and 1955-1956. New York and London 1962, S. 68. 

55 Die Währungsreform vom Oktober 1945 schuf als neue Einheit anstelle der 
bestehenden Währungen in den bisher unter verschiedener Herrschaft stehen-
den Gebieten des Staates die Kcs, und zwar wurden die Werte auf der Grund-
lage 1:1 umgetauscht, doch waren die Auszahlungen an Privatpersonen und 
Betriebe gering, und die Bankkonten blieben zu einem beträchtlichen Ausmaß 
blockiert. Busek, Vratislav, and Nicolas Spulber, a.a.O., S. 373 ff. 
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ebenfalls nur geringe Summen zu der günstigen Relation umtauschen. 
Alle öffentlichen Körperschaften wurden von der Währungsreform nicht 
betroffen. Die gesamte innere öffentliche Verschuldung wurde nicht aner-
kannt. Trotz erhöhter Löhne und Gehälter sank der Lebensstandard 1953 
ab. Der Staat hatte sich auf diese Weise erhebliche finanzielle Reserven 
geschaffen56• 

In der zweiten Jahreshälfte 1953 mußten Staats- und Parteiführung 
einsehen, daß die Produktionssteigerung der Schwerindustrie eine über-
forderung bedeutete, und das Tempo der Zunahme in den Jahren bis 
1957 drosseln. 

Der neue Fünfjahresplan für die Jahre 1956 bis 1960 erhöhte die In-
vestitionen um etwa zwei Drittel, verteilte sie aber vor allem gleich-
mäßiger auf die einzelnen Wirtschaftszweige. So wurden die Investitio-
nen in die Landwirtschaft mehr als verdoppelt und stiegen damit auf 
einen Anteil von 16,2 v. H. gegenüber 11,2 v. H. im vorhergehenden Plan. 
Die höchsten Investitionen in der Industrie erfolgten in den Sparten Roh-
stoff- und Energiegewinnung, im Hüttenwesen, in der chemischen und 
Baumaterialienindustrie. 

In dieser Periode sind die Investitionen außerordentlich hoch, und zwar 
waren sie von 24,2 v. H. 1955 auf 29,5 v. H. 1956 (in laufenden Markt-
preisen), von 33,5 v. H. auf 39 v. H. (zu Faktorkosten) des verwendeten 
Bruttosozialproduktes gestiegen57• 

In der Planung des wirtschaftlichen Wachstums spielte als regionaler 
Faktor die Slowakei eine beträchtliche Rolle. Die wirtschaftliche Rück-
ständigkeit dieses Gebietes zwang aus allgemeinen staatspolitischen 
Gründen unter dem seit 1945 akzeptierten Aspekt der Gleichberechtigung 
beider Staatsvölker, einen Wohlstandsausgleich anzustreben. Dement-
sprechend sollte das wirtschaftliche Wachstum gegenüber dem Wachstum 
in den anderen Landesteilen beschleunigt werden. Bei der Durchführung 
des Planes ergab sich in der Tat ein schnelleres Wachstum in der Slowakei 
als in den Historischen Ländern und somit ein relativ größerer Beitrag 
zum wirtschaftlichen Gesamtwachstum. Dementsprechend stieg von 1958 
bis Ende 1961 die industrielle Produktion in der Tschechoslowakei im gan-
zen um rund 35 v. H., in der Slowakei aber um 49 v. H. Auch 1964 war in 
der Slowakei eine Zunahme der Investitionen um 22 v. H. geplant gegen-
über 12 v. H. für den Gesamtstaat, eine Zunahme der Industrieproduktion 
um 7,2 v. H. gegenüber 3,6 v. H. im Gesamtstaat. 

Der dritte Fünfjahresplan für die Jahre 1961 bis 1965 (Gesetz vom 
17. November 1960) verfolgte wiederum die Tendenz des schnellen Aus-

55 Michal, a.a.O., S. 142. Busek-Spulber, a.a.O., S. 387. 
57 Alton, a.a.O., S. 68. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-42285-2 | Generated on 2025-08-26 06:29:29



Wachstumsprobleme in der Tschechoslowakei 71 

baues der schwerindustriellen Produktion: einer Steigerung der Produk-
tionsmittelproduktion um 60 v. H. stand ein Satz von 34 v. H. für die 
Verbrauchsgüterproduktion gegenüber. Jährlich sollte die Industriepro-
duktion um 8,5 v. H. steigen. Insbesondere war der Bau großer Werke 
vorgesehen, die erst nach dem Ablauf des Planes in Betrieb genommen 
werden können, so das große Eisenhüttenkombinat bei Kaschau. 

Da aber bereits die Ergebnisse des ersten Planjahres (1961) und der 
ersten Hälfte des zweiten Planjahres nicht befriedigten, insbesondere 
große Schwierigkeiten in der Metallurgie auftraten, wurde beschlossen, 
diesen Fünfjahresplan überhaupt nicht weiter zu führen, sondern viel-
mehr einen Jahresplan für 1963 und einen Siebenjahresplan für 1964 bis 
1970 auszuarbeiten. Man half sich aber praktisch bis 1965 mit Jahres-
plänen durch. Der Abbruch des dritten Fünfjahresplanes zeigte, daß man 
sich über die unvermeidbar kommenden Ereignisse, über Stagnation und 
Rückgang der Wirtschaftsleistung klar war. Im Zusammenhang damit 
klangen auch schon reformerische Parolen an58• 

So wurden von den bisherigen drei Fünfjahresplänen zwei vorzeitig 
geändert. Der erste, der an sich schon sehr hoch gesteckte Ziele verfolgte, 
konnte noch weit mehr erreichen, jedoch um den Preis einer substanz-
verbrauchenden Inflation, die freilich von der Führung unter Klassen-
kampfaspekten kaum bedauert wurde, wenn sie auch den breiten Massen 
erhebliche Opfer auferlegte. Der mittlere Plan wurde ohne große Er-
schütterungen zu Ende geführt. Eine Erfüllung des dritten Planes wurde 
bald als aussichtslos erkannt. Trotz mangelnden Übereinstimmung zwi-
schen Plan und Ergebnis konnte der industrielle Ausbau weit vorwärts 
getrieben werden, allerdings blieb die Agrarplanung völlig illusionär. 

5. Das tatsächliche Wirtschaftswachstum 1945 bis 1963/64 

a) Allgemeines 

Besondere Schwierigkeiten ergeben sich für die Bewertung des Wirt-
schaftswachstums in den Jahren 1945 bis 1948, schon die Ausgangsdaten 
sind unbekannt. Die Unruhe, die durch die Aus- und Umsiedlung eines 
großen Teiles der Bevölkerung hervorgerufen wurde, führte zu starken 
Produktionsschwankungen, ebenso erschwerte der fast völlig zusam-
mengebrochene Außenhandel das Funktionieren der Gesamtwirtschaft. 
Eine Reihe von Produktionsangaben aus einzelnen Sparten spricht für 
die amtliche Behauptung, daß 1948 etwa der Stand von 1938 wieder 
erreicht wurde, d. h. die Leistung der Tschechoslowakei in ihren alten 
Grenzen. Verläßliche Angaben über den Ausbau der Wirtschaft auf dem 

58 0 vyhledech dalsiho rozvoje nasi socialisticke spolecnosti. In: Rude Pravo 
vom 14. August 1962. 
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ehemaligen tschechoslowakischen Staatsgebiet fehlen für die Zeit von 
Ende 1938 bis Anfang 1945. Einige Hinweise liegen für die Slowakei vor. 
Zu berücksichtigen ist noch der Gebietsverlust der Karpatenukraine 
(1939 an Ungarn, 1945 an die Sowjetunion). Im übrigen vollzog sich in den 
sechs Jahren 1939 bis 1944 ein erheblicher Wandel der Produktionsstruk-
tur auf dem gesamten Staatsgebiet der ehemaligen Tschechoslowakei. 

Globalangaben über das Wirtschaftswachstum in der Tschechoslowa-
kei wurden in größerem Ausmaß und in einem selbständigen Kapitel (5.) 
zum ersten Mal im amtlichen Statistischen Jahrbuch von 1965 veröffent-
licht59• Die Angaben umfassen das "Gesellschaftliche Produkt" (spole-
censky produkt) und das "Nationaleinkommen" (narodni duchod) in lau-
fenden und festen Preisen von 1948 bis 1964 mit Indexberechnungen für 
ausgewählte Jahre. Der Beitrag der einzelnen Wirtschaftszweige zu bei-
den Aggregaten wird ebenso angeführt wie die Verwendung nach Haupt-
zwecken. Ergänzend sind Zuwachsberechnungen angefügt. Definitionen 
und Erläuterungen klären die begriffliche Konzeption. In konzentrierter 
Form sind diese Angaben unter der gleichen überschrift im Rahmen der 
"Grundindices der Entwicklung der Volkswirtschaft der CSSR" zusam-
mengefaßt60 • 

Demgegenüber enthält das Statistische Jahrbuch 19646\ und zwar 
allein im Rahmen der Grundindices, nur Angaben über das National-
einkommen, während das "Gesellschaftliche Produkt" überhaupt nicht 
erwähnt wird. Keinerlei absolute Zahlen, nur Prozent angaben aufgrund 
der laufenden und der festen Preise, werden für 1948, 1950 sowie für 
1955 bis 1963 veröffentlicht, mit den Beiträgen der einzelnen Wirtschafts-
zweige zur Entstehung und einem schmalen Hinweis auf die Verwendung. 
Entsprechend ist die Art der Veröffentlichung in den Jahrbüchern 1958 
bis 1964. Das Jahrbuch 1957 begnügt sich mit einer Zeile. 

Der beschränkte Aussagewert derartiger Globalaussagen, der insbe-
sondere auch durch grundsätzliche methodische Schwierigkeiten bedingt 
ist, gilt sowohl für das marktwirtschaftliche als auch für das planwirt-
schaftliche System. Das gegenüber den westlichen Volkswirtschaften ab-
weichende Konzept für die Begriffe des Sozialproduktes und National-
einkommens in den Statistiken der planwirtschaftlich gelenkten Länder 
gestattet keinen unmittelbaren Vergleich. Die tschechoslowakische Sta-
tistik definiert das "Gesellschaftliche Produkt" als den komplexesten 
Ausdruck der Ergebnisse der gesellschaftlichen Arbeit, die in den Pro-
duktionen und den Leistungen von Produktionscharakter enthalten sind 
und so den gesamtwirtschaftlichen Umsatz in der Volkswirtschaft dar-

S9 S.133-144. 
M Stat. Jahrb. 1965, S. 24/25. 
81 Stat. Jahrb. 1964, S. 42-45. 
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stellen. Das "Gesellschaftliche Produkt" umfaßt die Bruttoproduktion 
der einzelnen Zweige der Produktion einschließlich des Handels und des 
Anteiles der Dienstleistungszweige, der für die materielle Produktion 
aufgewendet werden muß. Die Bewertung erfolgt zu Endverkaufspreisen, 
in denen Produktions-, Einkaufs- und Verkaufskosten, Gewinn und 
Umsatzsteuer enthalten sind. 

Zieht man vom "Gesellschaftlichen Produkt" den Wert der Produk-
tionsmittel ab, die für die Erzeugung verbraucht wurden, d. h. die Roh-
stoffe und die Abnutzung der Produktionsgrundfonds, den sogenannten 
"übertragenen Wert" (pfenesena hodnota), so ergibt sich der verbleiben-
de Rest, das "Nationaleinkommen". Dieses entspricht dem "neu geschaf-
fenen Wert", d. h. dem Wertzuwachs. Das "Geschaffene Nationaleinkom-
men" dient der Befriedigung des "gesellschaftlichen Bedarfs", der Dek-
kung der materiellen Verluste und des eventuellen Einfuhrüberschus-
ses62• Nach Deckung der materiellen Verluste und des eventuellen Ein-
fuhrüberschusses verbleibt das "zur Verwendung kommende National-
einkommen" (uzity narodni düchod), das den folgenden beiden Zwecken 
zu dienen hat: dem nichtproduktiven Verbrauch (nevyrobni spotfeba = 
persönlicher und materieller gesellschaftlicher Verbrauch) und der Ak-
kumulation (akumulace). Die Akkumulation erfolgt als Erweiterung des 
nationalen Eigentums der Gesellschaft in Form des Zuwachses der 
Grundfonds (zakladni fondy), als Veränderung des Standes der unvoll-
endeten Bauten und der laufenden Fonds, Vorräte und Reserven63• 

Der Anteil der Akkumulation am zur Verwendung kommenden Na-
tionaleinkommen in laufenden Preisen schwankte von 1948 bis 1964 in 
den Grenzen von 10,6 bis 25,3 v. H. Doch lagen während dieser 17 Jahre 
die Anteile in 11 Jahren in den Grenzen zwischen 17,7 und 22,2 v. H. 
normalerweise unter einem FünfteL Eine zusammenhängende Jahres-
reihe mit hohen Akkumulationswerten liefern die Jahre 1948 bis 1953. 
1956 und 1957, 1963 und 1964 liegen die Anteile besonders niedrig. Dabei 
stellte sich - wie für jede Zentralverwaltungswirtschaft - auch für die 
tschechoslowakische die Frage, ob diese Anteile in der Tat in westlichen 
Preisen nicht größer sind, da für die Investitionsgüter im Vergleich zu den 
Verbrauchsgütern sehr niedrige Preise festgelegt sind. Alton64 hat für 
1955 und 1956 aufgezeigt, daß der Anteil der Investitionen am verwen-
deten Bruttosozialprodukt zu Faktorkosten um ein Drittel höher lag 
als zu laufenden Normpreisen. Aus der Preisstruktur erklärt sich - aller-
dings wohl nur zum kleineren Teil - auch die Tatsache, daß der Ma-
schinen- und Ausrüstungsanteil an den Nettoinvestitionen im Vergleich 
zum Westen recht niedrig ist. 

62 Stat. Jahrb. 1965, S. 133. 
63 Stat. Jahrb. 1965, S. 134. 
64 Alton, Th. P., a.a.O., S. 2, 68, 89. 
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Das Problem des ständig steigenden Produktionsaufwandes, d. h. des 
"produktiven Verbrauchs" (vyrobni spotfeba)65 tritt während der gesam-
ten Wirtschafts entwicklung der Nachkriegszeit auf. Die Zunahme des 
Produktionsaufwandes ist zu einem erheblichen Teil durch Struktur-
wandlungen beeinflußt, sei es, daß im Rahmen der Gesamtwirtschaft ein-
zelne Wirtschaftszweige, sei es, daß in einem einzelnen Wirtschaftszweig 
bestimmte Sektoren ein anderes Gewicht erhalten. Ferner wirkt sich in 
diesem Zusammenhang noch die Umsatzsteuer aus, deren Anteil an den 
einzelnen Produktions arten sehr verschieden ist und der sich keines-
wegs so verändert wie andere Faktoren. Die Umsatzsteuer ist vor allem 
für die Industrie, in zweiter Linie für die Landwirtschaft von Bedeutung. 

Der Produktionsaufwand betrug 1955 47,460 v. H. des Gesellschafts-
produktes, 1963 aber schon 54,014 v. H. Von 1956 bis 1960 erhöhte er sich 
in der Industrie, vor allem durch das zunehmende Gewicht der Sektoren 
Brennstoffe, Energetik, Hüttenwesen, Maschinenbau und chemische In-
dustrie, ferner infolge der absinkenden Umsatzsteuer. Im gleichen Zeit-
raum nahm der Produktionsaufwand relativ zu in der Landwirtschaft, 
im Bauwesen, im Verbindungswesen, im Binnenhandel, in der öffent-
lichen Beköstigung und in der materialtechnischen Versorgung. Die Zu-
nahme gilt auch für 1961 bis 1963. 

Eine Erhebung der fachlichen Struktur der tschechoslowakischen In-
dustrie aufgrund von im Jahre 1964 von den Industriebetrieben gewon-
nenen Angaben, die Anfang 1965 durchgeführt wurde, hat ergeben, daß 
die Rentabilität in den Betrieben mit Fertigerzeugung meist höher lag 
als in jenen mit Erzeugung von Grund- und Rohstoffen. So ergab sich für 
1964 für die sehr stark mit Löhnen belastete Steinkohlenförderung ein 
erheblicher Verlust, für die nur wenig mit Löhnen belastete Roheisen-
gewinnung ein nicht unerheblicher Gewinn. Auch in den Produktions-
bereichen herrscht keine einheitliche Lage. So wies die Mehrzahl der 
Braunkohlenbetriebe einen Rentabilitätsstand von über 50 v. H. aus, ein 
Drittel der Betriebe jedoch einen Verlust. Die tschechoslowakische Kritik 
äußerte lebhafte Zweifel, ob die Rentabilität bei den willkürlich fest-
gesetzten Preisen objektiv festgestellt werden kann. 

Nach den amtlichen Angaben stieg das "Gesellschaftliche Produkt" in 
festen Preisen von 1948 bis 196466 von 130,6 Milliarden Kcs. auf 384,0 
Milliarden Kcs. (1963 371,1), d. h. rund auf das Dreifache. Demgegenüber 
stieg das Nationaleinkommen67 in festen Preisen von 70,2 Milliarden Kcs. 
auf 173,1 Milliarden Kcs. (1963171,1), d. h. auf das 2,7fache. Der materielle 
Aufwand zur Schaffung einer Einheit des Wertzuwachses ist heute dem-

65 Nachtigal, Vladimir, K otazce, zijist'ovani vlivu strukturalnich zmen na 
relativni rUst vYrobni spotreby - statistika, Jg. 1966, H. 1, S. 2-13. 

66 Stat. Jahrb. 1965, S. 136. 
87 Stat. Jahrb. 1965, S. 139. 
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nach höher als früher. Diese Erscheinung zeigte sich besonders deutlich 
in den Jahren 1961 bis 1964, als das Nationaleinkommen praktisch sta-
gnierte, das gesellschaftliche Produkt aber weiterhin zunahm. Dabei 
ergab sich keine gleichmäßige Zunahme, sondern eine sehr unruhige Be-
wegung. Diese Unruhe war weitgehend dadurch bedingt, daß sich die 
aufgestellten Planziele als unerreichbar erwiesen und aufgegeben wer-
den mußten. 

Wenn auch das Sozialprodukt der zentralen Verwaltungswirtschaft in 
seiner Zusammensetzung mit dem der Marktwirtschaft nicht verglichen 
werden kann, da die "nichtproduktiven Wirtschaftszweige" im östlichen 
Produkt nicht enthalten sind, so zeigt ein roher Vergleich, daß das wirt-
schaftliche Wachstum in der Tschechoslowakei, auch wenn man die amt-
lichen Angaben zugrunde legt, schwächer war als in der Bundesrepublik. 
Hier stiegen Bruttosozialprodukt und Nettosozialprodukt zu Faktor-
kosten 1950 bis 1964 auf mehr als das Vierfache an (in laufenden Prei-
sen)67a. 

b) Die Agrarproduktion 

Eine kritische Bewertung der Produktionszunahme der einzelnen 
Wirtschaftszweige ist außerordentlich schwierig. Der Beitrag der Land-
wirtschaft zum gesellschaftlichen Produkt nahm von 1950 bis 1964 in 
laufenden Preisen auf etwas mehr als das Doppelte zu, in festen Preisen 
jedoch nur um 11 v. H. Der Index der landwirtschaftlichen Bruttoproduk-
tion wird für 1964 (1948/50 = 100) mit 128,3 angegeben68• Der Stand der 
Basisjahre gegenüber dem Vorkriegsjahr 1936 betrug jedoch 76,4 (1948) 
bzw. 86,2 (1950). Gegenüber 1936 = 100 betrug der Index der landwirt-
schaftlichen Bruttoproduktion demnach 1964 nur 104,9. Die tatsächliche 
Produktion der tschechoslowakischen Landwirtschaft stagnierte dem-
nach; nach dem Kriege lag sie zum ersten Mal 1960 mit 103,168 über dem 
Stand von 1936, 1962 trat noch einmal ein Tiefpunkt mit 95,3 ein. Die 
Nahrungsmittelproduktion in der Bundesrepublik lag jedoch um 59 v. H. 
über dem Stand der Jahre 1935/3869• Der Beitrag des Sektors Landwirt-
schaft, Forstwirtschaft, Fischerei hatte sich in laufenden Preisen des 
Bruttosozialproduktes der Bundesrepublik im Zeitraum 1950 bis 1964 nur 
verdoppelt. Die Diskrepanz ist hier demnach viel kleiner. 

Die Steigerung der Agrarproduktion seit 1948/50 wurde in erster Linie 
durch eine Steigerung der tierischen Produktion erreicht (Index 1964: 
146,0). Die pflanzliche nahm auch gegenüber jenem niedrigem Stand nur 

G7a Stat. Jahrb. für die Bundesrepublik Deutschland 1968, S. 494. 
68 Stat. Jahrb. 1965, S. 30/31. 
69 Taschenbuch für die Wirtschaft. Hrsg. Deutsches Industrieinstitut, Köln 

1965, S. 923. 
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wenig zu (auf 113,6). Gegenüber 1936 war die pflanzliche Produktion ge-
ringer (93,5), die tierische etwas höher (118,5). Allerdings ging die land-
wirtschaftliche Nutzfläche etwas zurück (1950 - 64 ./. 4,2 v. H.). Die 
Ackerfläche blieb bei geringen Schwankungen auf dem gleichen Umfang. 
Gegenüber 1936 = 100 betrug der Umfang des Ackerlandes 1948 bis 1964 
etwa 91 bis 92. Gegenüber der Vorkriegszeit wurde nur ein geringfügiger 
Anstieg der Bodenproduktivität erreicht, das Niveau der Vorkriegszeit 
im Jahre 1955, das in den folgenden Jahren dann mehr oder weniger 
überschritten wurde. Die landwirtschaftliche Bruttoproduktion auf 1 ha 
landwirtschaftlicher Nutzfläche stieg gegenüber 1948/50 auf 132,4 und 
gegenüber 1936 auf 114. 1960 bis 1964 blieb der Umfang der pflanzlichen 
Produktion auf dem Ackerland mit 97,1 v. H. noch unter dem Stand von 
19367°. Gegenüber 1948 betrug der Rückgang der Getreidefläche bis 1964 
rund ein Sechstel, gegenüber 1950 mehr als ein knappes Zehntel. Die 
Fläche der technischen Kulturen wurde um die Hälfte erhöht, jedoch nicht 
annähernd um den Rückgang der Getreideanbaufläche. Die Flächenaus-
dehnung wurde im wesentlichen vor 1948 vollzogen. Dabei zeigte sich, 
daß die Intensität auch da (ausgedrückt in Geldwert) zwischen 1960 und 
1964 um rund ein Viertel unter der von 1936 lag; das gleiche gilt für 
Futterpflanzen auf dem Ackerland. Bei Kartoffeln betrug der Unterschied 
etwa ein Fünftel, im Unterschied zu den anderen Anbauarten ergab sich 
auch keine Besserung von 1948/52 bis 1960/64. 

Innerhalb der Getreidearten zeigt sich ein ähnlicher Wandel wie in 
der Sowjetunion (und im Westen) in bezug auf Weizen. Die Weizen-
anbaufläche hielt sich etwa auf der Höhe von 1948, die Roggenanbau-
fläche nahm erheblich ab, so daß die Roggenernte etwas weniger als die 
Hälfte der Weizenernte beträgt, während 1948 und 1950 das Verhältnis 
etwa 100: 80 war. Die Ernte von Körnermais wurde um reichlich 50 v. H. 
gesteigert, damit wurde die sowjetische Linie eingehalten. Die ha-Erträge 
bei Weizen lagen 1960 bis 1964 fast um die Hälfte über denen von 1936 
und etwa um ein reichliches Viertel über dem Durchschnitt von 1948 bis 
1952. Jedoch konnten die ha-Erträge von Körnermais erst 1952 bis 1956 
wieder das Vorkriegsniveau erreichen und 1960 bis 1964 um ein Sechstel 
übersteigen. Futter- und Kohlrüben erzielten 1960 bis 1964 um ein reich-
liches Drittel höhere ha-Erträge gegenüber 1936. Ganz beträchtlich unter 
dem Vorkriegsstand blieben die ha-Erträge für Ölpflanzen. Insgesamt 
wurde im Durchschnitt der Jahre 1960 bis 1964 eine um 50 v. H. höhere 
Erzeugung technischer Pflanzen als vor dem Kriege erzielt, aber bei einer 
Verdoppelung der Fläche, da die ha-Erträge um ein knappes Viertel 
niedriger lagen als 1936. Besonders ungünstig war die Ertragsentwick-
lung der einjährigen Futterpflanzen. Während die Fläche von 1936 bis 

70 GaVOTova, Elena, K otazke vyuzitia orney pody v CSSR. In: Statistika, 
Jg. 1966, H. 3, S. 116-123. 
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1964 auf über das Fünffache zunahm, fiel der ha-Ertrag um 29 v. H. 
Außerordentlich unrationell war der Grünmaisanbau, dessen Fläche zwar 
auf das 17fache ausgedehnt wurde, dessen ha-Ertrag aber auf die reich-
liche Hälfte von 1936 zurückging. Die slowakische Kritikerin71 macht für 
die schwache Zunahme der Flächenintensität zu einem Teil die falsche 
Standortwahl (Rüben, Mais) verantwortlich, ferner die unzureichende 
Qualität des Saatgutes, aber auch die unbefriedigende Qualität der Be-
stellungsarbeiten. In dem letztgenannten Faktor sind zweifellos sozial-
politische Einwirkungen enthalten, sowohl die Kollektivierung als Vor-
gang, als auch die kollektivierte Landwirtschaft als System. Man muß sich 
auch fragen, weshalb die Bodenproduktivität nur so geringfügig erhöht 
werden konnte, wenn man die erhebliche Steigerung der Verwendung 
von Kunstdünger berücksichtigt. Von 18,4 kg 1948 und 28,2 kg 1950 stieg 
die Kunstdüngermenge je 1 ha des landwirtschaftlichen Bodens auf 
68,3 kg 1960 und 115,2 kg 1964 an (BRD: 220,6 kg im Wirtschaftsjahr 
1963/64). 

Die tierische Produktion hat sich günstiger entwickelt. Der Rindvieh-
bestand blieb seit 1950 allerdings fast unverändert, der Kuhbestand 
nahm leicht ab. Parallel zur sowjetischen Tendenz ist eine starke Steige-
rung des Schweinebestandes festzustellen, und zwar fast eine Verdoppe-
lung seit 1948 und eine Zunahme um über 60 v. H. seit 1950. Die Steige-
rung der Produktionsleistung je Tier trug recht wenig zum wirtschaft-
lichen Wachstums bei. Das Schlachtgewicht der Rinder und Schweine 
blieb 1964 etwa das gleiche wie 1950. Allerdings entspricht das Beharren 
auf dem Schlachtgewicht der Schweine von rd. 110 kg allgemeinen, auch 
für die Tschechoslowakei geltenden Geschmacksrichtungen. Läßt man 
die sehr niedrige Milchleistung der Kühe (1334 I) im Jahre 1948 außer 
Betracht, so ist doch auch die Steigerung von 1950 bis 1964 um rund 
17 v. H. (rund 44 v. H. in der BRD) sehr gering. Auch die Legeleistung je 
Huhn stieg kaum an und bleibt mit 122,1 Eiern gegenüber 115,3 i. J. 1950 
recht niedrig. Im Zusammenhang mit den Produktionsleistungen je Tier 
werden die Kosten der Kollektivierung besonders deutlich, und zwar in 
erster Linie in den Jahren 1953/54. 1953 hatte man einen entscheidenden 
Schritt in der forcierten Kollektivierung getan. Wilde Abschlachtungen 
ließen 1953 das Schlachtgewicht der Schweine leicht absinken. Das 
Schlachtgewicht der Rinder sank um über 10 v. H., der Milchertrag der 
Kühe um 11 v. H. Erst 1955 wurde das Niveau von 1952 wieder erreicht. 
Die Leistung der Legehennen war 1954 um 20 v. H. gegenüber dem Vor-
jahr gesunken und blieb bis 1962 unter diesem Stand. 

Die Arbeitsproduktivität in der Landwirtschaft war jedoch erheblich 
gestiegen. Die auf einen in der Landwirtschaft ständig Beschäftigten ent-

71 GavoTova, a.a.O. 
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fallende landwirtschaftliche Bruttoproduktion stieg von 1948 bis 1950 
= 100 auf mehr als das Doppelte (207,8) und von 1956 an auf an auf mehr 
als das Zweieinhalb fache (261,6). Insofern trug die Landwirtschaft erheb-
lich zum allgemeinen Wirtschaftswachstum bei. Praktisch heißt das: 
Beschäftigte konnten aus der Landwirtschaft herausgezogen und in an-
deren Volkswirtschaftszweigen untergebracht werden, in denen die Pro-
duktivität höher lag. Der Anteil der Landwirtschaft am "Gesellschaft-
lichen Produkt" zeigt jedoch, mit welch hohen Aufwendungen diese Pro-
duktivitätssteigerung auf den Kopf des Beschäftigten erkauft wurde. Den 
echten Gewinn an Produktionssteigerung aus dieser Relation zu errech-
nen, wäre eine lohnende Aufgabe. Ein großer Teil der Aufwendungen für 
die Landwirtschaft wurde nicht für wirtschaftliche Zwecke, sondern für 
Aufgaben ausgegeben, die dem Wandel der sozialpolitischen Struktur in 
der Landwirtschaft dienen sollten. Die neue Ordnung der Eigentums-, 
Arbeits- und Betriebsbedingungen sollte zugleich der Ertragssteigerung 
dienen. Zunächst verursachte sie jedoch "Kosten", so daß der Friedens-
stand der landwirtschaftlichen Produktion nur sehr langsam wieder er-
reicht werden konnte. Die Kollektivierung war nach einer ersten Pause 
ab 1953 etwa 1960 abgeschlossen. In den folgenden Jahren standen jene 
sehr schematischen Pläne spezialisierter Großgüter zur Debatte, die die 
notwendigen Vorbedingungen viel zu wenig berücksichtigten und die 
allein für Neubauten von Ställen und anderen Gutsgebäuden große 
Mittel erforderten, die - wenn überhaupt - nur auf lange Sicht unmit-
telbare Produktionsgewinne erwachsen lassen. 

Es ist ein Charakteristikum der landwirtschaftlichen Entwicklung in 
der Tschechoslowakei, daß weit mehr Arbeitskräfte abgezogen wurden 
als z. B. in Frankreich, Italien und der BRD. In der BRD betrug der Rück-
gang von 1939 bis 1959 rund 33 v. H., in der Tschechoslowakei von 1936 
bis 1963 jedoch fast 62 v. H. der ständig in der Landwirtschaft Beschäftig-
ten (am Jahresende 3,298 Millionen und 1,261 Millionen). Ferner sank die 
Anzahl der mithelfenden Familienangehörigen, und im übrigen sind die 
Arbeitskräfte stark überaltert. Das bedeutet eine schnelle Abschöpfung 
der Arbeitskräfte bis zu einem untragbaren Ausmaß, und der entstehende 
Fehlbetrag wurde nicht ausreichend durch Investitionen ausgeglichen. 
Von 1948 bis 1964 wurden 64 Milliarden Kronen in die Landwirtschaft 
investiert, aber allein 50,7 Milliarden waren erforderlich, um den Ab-
gang der Arbeitskräfte auszugleichen72• 

Die Industrie lieferte jedoch weder der Menge noch der Qualität und 
dem technischen Niveau nach der Landwirtschaft die Mittel, um wirkli-
che Erfolge erreichen zu können. So ging die forcierte Industrialisierung 

72 Houska, Vaclav, Glaserovci, Jaroslava, Nektere poznamky k rozvoji 
vyrobnich sil v ceskoslovenskem zemediHstvi. In: statistika, Jg. 1966, H. 2, 
S.69-81. 
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zu Lasten der Landwirtschaft, vor allem 1948 bis 1950, als die Investi-
tionen in die Landwirtschaft sehr gering waren, aber auch 1951 und 1952, 
als die Investitionen für landwirtschaftliche Bauten zwar sprungartig 
anstiegen, für Maschinen jedoch sehr niedrig blieben. Erst ab 1955 und 
dann fortlaufend bis zur Gegenwart erreichten die Ausgaben für land-
wirtschaftliche Maschinen etwa die Hälfte der Bauinvestitionen. In den 
Jahren 1949 bis 1952 konnten jeweils nur 6 bis 9 v. H. des Abganges der 
Arbeitskräfte durch Investitionen ausgeglichen werden, 1953 bis 1955 
11 bis 15 v. H. Diese Anteile stiegen von 21 v. H. i. J. 1955 laufend bis 
auf 50 v. H. i. J. 1964 an72 • Der höchste Investitionssatz je ha landwirt-
schaftlicher Nutzfläche fiel mit 1026 Kcs. auf das Jahr 1961, seitdem 
sank er wieder ab. Dabei war 1964 die Kapitalausstattung (ohne Vieh) 
eines Beschäftigten in der Landwirtschaft in Preisen von 1960 etwa das 
1,8fache wie in der Industrie, in bezug auf Maschinen und Ausrüstung 
jedoch rund das Dreifache. 

Ab 1952/53 glaubte die Führung von Partei und Staat mit ausreichen-
den Lieferungen von Traktoren und Maschinen für die Mechanisierung 
der Landwirtschaft rechnen zu können, um die Kollektivierung wenig-
stens technisch unter besseren Vorbedingungen anzupacken als die 
Sowjetunion Ende der zwanziger Jahre. Ab 1953 nahm tatsächlich die 
Lieferung von Traktoren und Sämaschinen gegenüber dem Vorjahr 
sprungartig zu. Bei Traktorensämaschinen erfolgte ein Sprung auf das 
Fünffache im Jahre 1954. In keineswegs so sprunghaftem, aber doch 
lebhaftem Tempo stiegen die Lieferungen von Mähdreschern ab 1953. 
Erst ab 1954 setzten die Lieferungen von kompletten Rübenerntemaschi-
nen ernsthaft ein, von kompletten Kartoffelerntemaschinen überhaupt 
erst ab 1960. So waren ab Mitte 1955 die ersten Vorbedingungen für eine 
Produktivitätssteigerung je Beschäftigten in der Landwirtschaft und 
damit auch für den Abzug von Arbeitskräften aus der Landwirtschaft 
derjenigen Gebiete gegeben, die unter den herrschenden agrartechnischen 
Bedingungen nicht als überbesetzt gelten konnten. 

Ein erheblicher Teil der landwirtschaftlichen Produktion wird noch 
immer im Zusammenhang mit dem in individueller Nutzung stehenden 
Hofland erzeugt, und zwar bei hoher Flächenproduktivität. Die private 
tierische Produktion erbringt vor allem wegen des Arbeitsaufwandes 
in Zucht und Wartung günstige Ergebnisse, das Futter wird weitgehend 
vom "sozialistischen Sektor" geliefert. Der Flächenanteil des Hoflandes 
am landwirtschaftlich genutzten Boden machte 19604,9 v. H., 19644,2 v. H. 
aus, er wird amtlich in den "sozialistischen Sektor" statistisch einbezogen. 
Noch 10 v. H. der landwirtschaftlichen Nutzfläche wird von privaten 
bäuerlichen Betrieben (fast ausschließlich unter 15 ha) bewirtschaftet, 
unter ungünstigen Bedingungen und mit entsprechend schlechten Lei-
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stungen. Eine relativ hohe Produktivität je ha landwirtschaftlicher Nutz-
fläche und je Beschäftigten wird für die Staatsgüter ausgewiesen. 

Vergleicht man die landwirtschaftliche Produktion je Kopf der Be-
völkerung nach einzelnen Erzeugungsgruppen 1964 mit dem Stand von 
1936, so ergibt sich für Kartoffeln ein Stand von etwa 70 v. H., für 
Milch von 78 v. H., für Getreide von etwa 100 v. H., für Fleisch (ohne 
Geflügel) von 177 v. H., für Eier von 148 v. H., für Zuckerrüben von 
157 v. H.73 

Die geringe Leistung der Landwirtschaft ist zu einem erheblichen Teil 
auch auf die mangelnde Ausbildung der Fach- und Führungskräfte zu-
rückzuführen, insbesondere in der kollektivierten Wirtschaft, die nicht 
über die entsprechenden leitenden Kräfte verfügt. Die Spitzenstellungen 
sind im wesentlichen mit politisch zuverlässigen Kräften besetzt, die auf 
keinen Fall in der Lage sind, selbständige Entscheidungen bei der Ein-
führung neuer Produktionszweige, moderner Arbeitsverfahren oder 
neuer technischer Mittel zu treffen. Am 30. September 1963 hatten in 
den Kollektivbetrieben (60 v. H. der LNF) 61 v. H. der Vorsitzenden nur 
Grundschulausbildung, rund 31 v. H. mittlere Schulausbildung, aber nur 
3,3 v. H. Hochschulausbildung. Besser ist die Ausbildung der eigentlichen 
Fachkräfte, wie der Tierzüchter, Agronomen und Ökonomen74• In den 
ersten beiden Gruppen hatten die Fachleute mit Hochschulausbildung 
einen Anteil von 5,0 bzw. 6,6 v. H., die mit Mittelschulbildung zwischen 
40 und 45 v. H. Völlig anders ist der Ausbildungsstand der Spitzen-
kräfte auf den Staatsgütern (26 v. H. der LNF), die als Mustergüter eine 
wichtige Rolle spielen sollen. Hochschulausbildung haben hier 21,2 v. H. 
der Direktoren und 32,8 der Haupttechniker. Insbesondere ist auch der 
Anteil der Mitarbeiter mit Mittelschulausbildung so hoch, daß nur 17,1 
v. H. der Direktoren und 5,9 v. H. der Haupttechniker nicht über die 
Grundschulausbildung hinausgekommen sind. 

Die ungenügende Produktionsleistung der Landwirtschaft, insbeson-
dere an Getreide, hat die Tschechoslowakei zu Getreideeinfuhren gezwun-
gen, die mit anderen Leistungen bezahlt werden müssen. Im Rahmen 
einer internationalen Arbeitsteilung könnte man sich fragen, ob nicht 
dieser Weg sogar besser wäre. Bei den gegebenen natürlichen Vorbedin-
gungen in der Tschechoslowakei muß man diese Frage verneinen. Dies 
zeigt der Vergleich mit den benachbarten Gebieten Mitteldeutschlands, 
der auch von tschechoslowakischer Seite sehr häufig in die Diskussion 
geworfen wird. Grundsätzlich lautet die agrarpolitische Forderung in der 
Tschechoslowakei - wie übrigens zur Zeit in allen kommunistischen 

73 stat. Jahrb. 1965, S. 28. 
74 Snizek, Josef, Skolni vzdt!lani vedoucich pracovniku zemediHstvi. In: 

statistika, Jg. 1965, H. 11, S. 512-513. 
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Staaten -, daß man den höchsten Grad agrarischer Selbstversorgung 
anstreben solle. Ob dieses Ziel erreicht werden kann, wenn nicht gänzlich 
andere Wege in der Agrarpolitik eingeschlagen werden, ist sehr frag-
lich. Heute steht der überwiegende Teil der kritischen Beobachter der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in der Tschechoslowakei auf dem 
Standpunkt, daß der größte Unterschied zu anderen entwickelten Volks-
wirtschaften im langfristigen Rückstand der Landwirtschaft sowie einiger 
Zweige der Infrastruktur liegt. 

c) Die Industrie 

Die industrielle Erzeugung lag 1948 bereits bei 108 v. H. und 1950 
bei 143 v. H. von 1937. Der weite Sprung von 1948 auf 1950 zeigt, daß es 
sich noch um eine Wiederaufbauperiode handelte, in der allein schon die 
Reparatur und Wiederingangsetzung von industrieller Kapazität eine 
erhebliche Produktionssteigerung hervorrufen konnte. Für den Gesamt-
zeitraum 1948 bis 1964 gibt die amtliche Statistik75 eine Zunahme der in-
dustriellen Produktion auf beinahe das Viereinhalbfache (444) an, das 
bedeutet gegenüber 1937 eine Steigerung auf fast das Fünffache (482). 
Die Produktionsmittelerzeugung nahm noch weit mehr zu (527 bzw. 549) 
als die Erzeugung der industriellen Verbrauchsgüter (357 bzw. 383). 

Die Industrie ist im gesamten Zeitraum der entscheidende Faktor in der 
wirtschaftlichen Entwicklung der Tschechoslowakei. Das kommunistische 
System übernahm bereits eine hochentwickelte Industriewirtschaft, die 
es laufend weiter auszubauen suchte. Dementsprechend war auch die 
Zuweisung von Produktionsfaktoren sehr hoch. Von den Investitionen 
in die Volkswirtschaft entfielen (zu Preisen vom 1. Januar 196476 und 
195977) meist zwischen 40 bis 50 v. H. auf die Industrie, und zwar 45,8 
bis 49 v. H. 1948 bis 1952 und zwischen 40 und 46 v. H. von 1958 bis 1964. 
In den Jahren 1955 bis 1957, nachdem es nach den Erfahrungen der 
Jahre 1953 und 1954 erforderlich schien, einen weniger angespannten 
Kurs in der Steigerung des industriellen Wachstums einzuschlagen, 
betrug der Anteil der Industrie nur zwischen 35 und 36 v. H. Dieser 
niedrigere Anteil der industriellen Investitionen wurde bereits 1953 
mit 40,3 v. H. und 1954 mit 41,3 v. H. eingeleitet. Demgegenüber stiegen 
im Jahre 1955 die Investitionsanteile der Landwirtschaft und vor allem 
der Wohnungswirtschaft (erster Anstieg bereits 1954) sprunghaft an; 
letztere hielten sich bis 1957 auf einem verhältnismäßig hohen, bis dahin 
ungewohnten Niveau, um dann wieder abzusinken, während der Anteil 

75 Stat. Jahrb. 1965, S. 26, 27. 
76 Stat. Jahrb. 1965, S. 151. 
77 Stat. Jahrb. 1959, S. 107-109. 

6 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik SO/lI 
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der Landwirtschaftsinvestitionen in manchen späteren Jahren sogar 
n~ch höher lag. 

Die Höhe der Investitionen wird in den amtlichen Angaben insofern 
unterbewertet, als seit Beginn der fünfziger Jahre die Preise der In-
vestitionsgüter niedrig, d. h. unter den Erzeugungskosten, gehalten wur-
den, während die steigenden Konsumgüterpreise durch hohe Umsatz-
steuern belastet waren. Doch erscheint auch unter diesen Aspekten der 
Anteil der Bruttokapitalbildung am Bruttosozialprodukt, wie er von 
Zauberman78 errechnet wurde (Anfang der fünfziger Jahre 44 v. H., Mitte 
der fünfziger Jahre 36 v. H.) zu hoch. 

Zur Kapitalbildung dieser Zeit trug auch die Hilfe durch die UNRRA 
sowohl indirekt als auch direkt erheblich bei. Die Tschechoslowakei er-
hielt damals insgesamt 270 Millionen $78. Auch wenn man davon ausgeht, 
daß die Industriekapazität der Tschechoslowakei 1945 erheblich höher 
lag als 1937 und deshalb in den ersten Nachkriegsjahren die Produk-
tionssteigerung im wesentlichen auf die Wiederinbetriebnahme zeit-
weilig stillgelegter Kapazitäten zurückzuführen war, so sind die Zu-
nahmeraten der industriellen Produktion im Durchschnitt des Jahr-
zehntes von 1951 bis 1960 mit rund 10 v. H. im Vergleich mit den west-
europäischen Ergebnissen als sehr hoch zu bewerten. Die außerordent-
lichen Schwierigkeiten, die im Vergleich der Meßmethoden zwischen 
Marktwirtschaft und zentraler Verwaltungswirtschaft sowjetischen Typs 
bestehen, führen letzten Endes zu dem Urteil, daß die eindeutigsten 
Ergebnisse nur durch den Vergleich der detailliert erfaßten und einheit-
lich bewerteten industriellen Produktion gewonnen werden können. 
Allerdings ergeben sich auch dabei viele Faktoren, die sich einer exakten 
Messung entziehen. Im übrigen bieten die statistischen Unterlagen nur 
begrenztes Material. So ist entweder nur eine auf vielen angenommenen 
Werten basierende Rechnung möglich oder nur ein sehr grober Ver-
gleich einiger repräsentativer Produkte bzw. Produktionsarten. 

Bei dem auch in der Tschechoslowakei gültigen sowjetischen Konzept 
der Gesamtbewertung der industriellen Produktion, die Zauberman als 
"gross gross method" bezeichnet, tauchen viele Teilfaktoren mehrfach 
in der Rechnung auf, "da auf jeder Verarbeitungsstufe der Wert von 
Einsätzen, die von anderen Betrieben übernommen wurden, in den 
statistischen Produktionswert eingeschlossen wird"79. Demnach sind die 
Endwerte auch erheblich von der organisatorischen Gliederung der 
Betriebe abhängig: Wenn die verschiedenen Erzeugungsstufen eines 
Produktes in einem Betrieb vereinigt sind, so wird der Endwert des Er-
zeugnisses weit niedriger liegen, als wenn die Erzeugungsstufen auf eine 

78 Zauberman, a.a.O., S. 40, 41. 
79 Zauberman, a.a.O., S. 110. 
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Reihe von Betrieben verteilt sind. Die heutigen Reformer lehnen den 
Begriff des industriellen Bruttoproduktionswertes als Maßstab der Be-
triebsleistung scharf ab. 

Die Tschechoslowakei hat jedoch neben jenen anderen über die Zu-
nahme der industriellen Produktion Zahlen veröffentlicht, die metho-
disch der westlichen Wertzuwachsrechnung (allerdings ohne Berücksich-
tigung der Abschreibung) entsprechen. Geht man von dieser Reihe aus, 
auf die auch Zauberman80 hinweist8t, so ergeben sich weit niedrigere 
- wenn auch immer noch erhebliche - Wachstumsraten. 

Von 1948 bis 1964 wurde der Beitrag der Industrie zum Nationalein-
kommen in absoluten Zahlen (MilL Kcs. zu laufenden Preisen) auf rd. 
das Dreifache (302,3) gesteigert82• In diesem Rahmen ergibt sich von 
1948 bis 1964 eine durchschnittliche Zunahmerate von 7,2 v. H., 1956 
bis 1960 von 8,9 v. H. und in den vier Jahren 1961 bis 1964 von 3,8 v. H. 

Die kritischen Jahre für die wirtschaftliche Gesamtentwicklung zeich-
nen sich auch hier eindeutig ab: 1953 und 1954 lagen die Zunahmeraten 
bei 4,5 v. H. bzw. knapp 4 v. H., 1963 trat eine Abnahme von 2,5 v. H. 
und 1964 eine Zunahme von 2,5 v. H. ein. 

Zauberman geht von den tschechoslowakischen Berechnungen der Ge-
wichtung der Industrie in der unmittelbaren Nachkriegszeit aus, die er 
mit Hilfe von Vorkriegsberechnungen berichtigt. Elemente dieser Be-
rechnungen, die er als grobe Annäherung an die Wirklichkeit bezeichnet, 
sind die Anteile der betreffenden Industrien an den Verkaufswerten, 
den Arbeitskräften und der Antriebskraft nach der tschechoslowakischen 
Zählung von 1930. Aus jedem Industriezweig wird eine repräsentative 
Ware ausgewählt, deren Produktion in physischen Einheiten dann auf die 
industrielle Gewichtung bezogen wird. Daß diese Methode schon auf den 
Maschinenbau nicht mehr anwendbar ist, unterstreicht Zauberman. Für 
diese Sparte wählt er die "gross gross production figure" und macht 
dann Abstriche entsprechend den zwei Engpässen, d. h. dem Metallver-
brauch und dem Arbeitskräfteeinsatz. 

Insgesamt legt sich Zauberman auf eine Verdreifachung der tschecho-
slowakischen Industrieproduktion von 1937 bis 1962 fest. Mit dieser 
Steigerung liegt er dicht unter den Ergebnissen der offiziellen Reihe der 
"Entstehung des Nationaleinkommens nach Zweigen". 

Als rohe Faustformel kann auch die Stahlproduktion angesehen wer-
den, deren Zunahme in industriell entwickelten Staaten mit einiger-
maßen gleichmäßig ausgebildeten Wirtschaftszweigen etwa der durch-
schnittlichen Zunahme der industriellen Produktion entspricht. Sie stieg 

80 Ebenda, S.114. 
81 Stat. Jahrb. 1965, S. 141 und Erklärungen S. 133 "Entstehung (bzw. Wachs-

tum) des Nationaleinkommens nach Zweigen". 
82 Stat. Jahrb. 1967, S. 131. 
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in der Tschechoslowakei in den Jahren 1948 bis 1964 von 100 auf 320. 
Bei dem hohen Stahlverbrauch im tschechoslowakischen Maschinenbau 
kann die durchschnittliche Zunahme der Industrieproduktion niedriger 
angesetzt werden als die Zunahme der Stahl produktion. 

Michal, dessen Darstellung in den Jahren 1957/58 endet, geht davon 
aus83, daß bei Vergleichen der Indizes der industriellen Produktion der 
Tschechoslowakei mit anderen Ländern 1953, das Jahr der zweiten 
Währungsreform, als Trennungsjahr zweier Perioden genommen wer-
den sollte. Für die Tschechoslowakei übernimmt Michal sowohl den 
amtlichen Index des Bruttowertes der industriellen Produktion als auch 
den Nettoindex (Beitrag der Industrie zum Nationaleinkommen). Die 
Entwicklung des letzteren entsprach etwa dem französischen und lag unter 
dem Westdeutschlands und Österreichs, mit ihrem im Vergleich zum 
eigentlichen Westeuropa verspäteten Nachkriegswachstum. Ein Vergleich 
des Bruttowertes einzelner Industriezweige in der Tschechoslowakei mit 
denen westlicher Industriestaaten, bzw. selbst der Gesamtindustrie, zeigt 
in der Tschechoslowakei nur 1949 bis 1953 ein schnelleres Wachstum, im 
Zeitabschnitt 1953 bis 1957 aber ein langsameres als in Österreich, West-
deutschland und Frankreich und etwa das gleiche wie in Italien. In der 
ersten Periode nahm vor allem der Maschinenbau entscheidend schneller 
zu als im Westen, erheblich stieg auch die Chemieproduktion. Nach Mi-
chals Urteil waren Disproportionen und Inflation der Preis für dieses 
schnelle Wachstum. 1953 traten dann auch die entscheidenden Rück-
schläge ein. Insgesamt fiel die Zunahme des Bruttowertes der indu-
striellen Produktion gegenüber den Vorjahren auf die Hälfte ab, eben-
falls die der Produktion von Investitionsgütern, erheblich stärker noch 
die der Verbrauchsgüter. Die Effektivität der Investitionen nahm ab. Vor 
allem aber war der Rückgang des industriellen Wachstums auf den ge-
ringen Neuzugang von Arbeitskräften zurückzuführen, die in der Ver-
brauchsgütersparte sogar abnahmen. 1954 sank die Zunahmerate des 
Bruttowertes der industriellen Produktion nochmals um die Hälfte, dies-
mal stärker bei Investitions- als bei Konsumgütern. Der Bruttowert der 
industriellen Produktion je Arbeiter nahm im Jahre 1954 weit weniger 
zu als 1953. Hier trat somit eine Korrektur ein. Es war notwendig gewor-
den, für das mit laufend absinkenden Realverdiensten (jährlich 3 v. H.) 
erzielte Wirtschaftswachstum 1949 bis 1953 einen Gegenwert zu bieten, 
der Reallohn stieg nun stark an. 

6. Strukturwandlungen als Folge des Wirtschaftswachstums 

In der gesamten Periode änderte sich der Anteil der einzelnen Wirt-
schaftszweige an der Schöpfung des gesellschaftlichen Produktes nicht 

83 Michal, Jan M., a.a.O., S. 37. 
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radikal. So stieg der an sich hohe Anteil der Industrie (in laufenden 
Preisen) von 61,7 v. H. auf 66,7 v. H. (maximal 1962 und 1963 mit 
67,8 v. H.), der der Landwirtschaft fiel hingegen wesentlich, und zwar 
von 21,3 v. H. auf 14,7 v. H. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, daß 
1948 ein Jahr war, in dem die industriellen Kapazitäten noch nicht wie-
der voll genutzt werden konnten; etwa normal war hingegen das Jahr 
1950, in dem der Anteil der Landwirtschaft bereits nur 16,6 v. H. betrug. 
Der Anteil des Bauwesens lag 1948 bei 6,4 v. H., 1964 bei 8,8 v. H., machte 
aber in einigen Jahren 10,1 bis 10,4 v. H. aus. 

Nicht wesentlich anders spiegelt sich der Strukturwandel im Anteil 
der einzelnen Wirtschaftszweige am Nationaleinkommen in laufenden 
Preisen, doch kommt hier die veränderte Relation Industrie-Landwirt-
schaft noch etwas deutlicher zum Ausdruck. Auch hier zeigt sich das 
Jahr 1950 als besserer Ausgangspunkt als 1948. Der Anteil der Industrie 
nimmt von 58,6 v. H. 1948 und 61,4 v. H. 1950 bis auf 64,3 v. H. 1964 zu 
(mit Spitzen in den Jahren 1962 und 1963 von 66,9 v. H. und 66,7 v. H.). 
Der landwirtschaftliche Anteil fällt hingegen von 20,4 v. H. 1948 bzw. 
16,1 v. H. 1950 auf 12,5 v. H. 1964 mit einem Tiefpunkt von 11,2 v. H. 1962. 

Die Landwirtschaft trug erheblich zur Steigerung des Nationaleinkom-
mens in den Jahren 1948 bis 1950 bei. Der Zuwachs der Nettoproduktion 
der Landwirtschaft am Gesamtzuwachs des Nationaleinkommens machte 
damals 28 v. H. aus. So erzielte die Landwirtschaft auch 1950 den höch-
sten Anteil an der Entstehung des Nationaleinkommens (19 v. H. in fe-
sten Preisen). In den folgenden Jahren fiel der landwirtschaftliche Anteil 
ständig bis auf 10,6 v. H. 1964. Wenn 1961 der Anteil der Landwirtschaft 
am gesellschaftlichen Produkt in laufenden Preisen zunahm, so war das 
auf die Tatsache zurückzuführen, daß die Aufkaufpreise für landwirt-
schaftliche Erzeugnisse erhöht worden waren. Auch wurden die Preise 
einer Reihe von Industrieerzeugnissen gesenkt, so insbesondere im 
Maschinenbau, die Preise für industrielle Rohstoffe wurden jedoch an-
gehoben. 

Der Wandel der Produktionsstruktur der Industrie zeigt sich in der 
Zunahme des Anteils der Produktionsmittelindustrie, ein Trend, der al-
lerdings auch in anderen modernen Industriewirtschaften festzustellen 
ist. Während 1948/50 die Produktionsmittelproduktion der Verbrauchs-
güterproduktion etwa entspricht, hat sich das Verhältnis 1963/64 etwa 
zu einer Größenordnung wie 60: 40 geändert84• Im Rahmen dieser Ge-

84 a) 1948: 51,8 - 1962: 60,5 Anteil der Produktionsmittel an der industriel-
len Gesamtproduktion, nach Bcilek, A.: Rozvoj närodniho hospodäi'stvi v letech 
1945-1964. In: statistika, Jg. 1965, H. 4, 8. 145-154 (1964: 61,3. 8tat. Jahrb. 1965, 
8.182). 

b) 1950: 49,8 - 1963: 59,4 Anteil der Erzeugung von Produktionsmitteln an 
der Industrieproduktion. 
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samttendenz nahm das Gewicht der Textil-, Konfektions-, Leder-, Schuh-
und Lebensmittelindustrie ab, wenn sich auch der absolute Produktions-
umfang der meisten dieser Industriezweige vergrößerte. Demgegenüber 
waren die größten Zunahmen im Maschinenbau, in der Metallurgie und 
in der chemischen Industrie zu verzeichnen. 

Für den an erster Stelle stehenden Maschinenbau85 ergibt sich aus 
den amtlichen Zahlen eine ähnliche bzw. sogar etwas höhere Größen-
ordnung der Zunahme wie für die BRD, die DDR und Italien. Bei 1953 
= 100 wurden 1963 268 v. H. erreicht. Dabei ergeben sich insbesondere 
hohe Zunahmeraten in den Jahren 1956 bis 1960 (13,10; 16,16; 16,15 v. H.) 
gegenüber weit niedrigeren vorher (1954: 8, 1955: 7) und nachher (1961: 
11, 1962: 8, 1963: 0 v. H.). Auch die niedrigeren Raten der letzten Jahre 
(abgesehen von 1963) sind mit denen entwickelter industrieller Staaten 
im Westen z. T. noch vergleichbar. Die tschechische Kritik sieht aber 
in dieser Entwicklung auch negative Faktoren: bei schnellem Tempo un-
zureichende Effektivität. Dies ist aber nicht nur ein Kennzeichen des 
Maschinenbaues, sondern der gesamten Volkswirtschaft. Die Relationen 
zwischen dem Nationaleinkommen und dem Akkumulationsfonds sind 
ebenso ungesund wie zwischen dem gesellschaftlichen Produkt und dem 
"produktiven Verbrauch", d. h. dem Produktionsaufwand. Innerhalb des 
Maschinenbaues wirken sich besonders ungünstig die qualitative Seite 
und die Arbeitsproduktivität aus, der hohe Materialverbrauch, die wenig 
effektive Struktur und die nicht genügend klar vorgezeichnete weitere 
Entwicklung. Bis zur Mitte der 60er Jahre ging man stets nur von der 
Maximierung der Produktion aus. Für den entscheidendsten Teil des 
tschechoslowakischen Maschinenbaues mit fast der gesamten Arbeiter-
schaft ergibt sich von 1955 = 100 bis 1962 eine Steigerung der Beschäf-
tigtenzahl auf 138, der Produktion auf 230 und damit der Arbeitspro-
duktivität auf 171. Damit steht die Tschechoslowakei in der Entwicklung 
der Arbeitsproduktivität von 1955 bis 1962 an der Spitze vor Frank-
reich, Italien, der BRD, den USA und Großbritannien. Das niedrige 
Ausgangsniveau der Produktivität in der Tschechoslowakei und der 
Maßstab der industriellen Bruttoproduktion relativieren allerdings diese 
Aussage ganz wesentlich. 

Der Abstand in der Pro-Kopf-Relation zum Westen hat in den letzten 
Jahren abgenommen, ist aber immer noch erheblich. 1963 betrug nach 
Veverka der Stand gegenüber den USA rund 70 v. H., gegenüber der 
BRD rund 80 v. H. und gegenüber Großbritannien rund 95 v. H., jedoch 
155 v. H. gegenüber der UdSSR. 

85 Veverka, Milan, Tempa vyroby a produktivita prace ve strojirenstvi. In: 
statistika, Jg. 1964, H.10, S. 409-418. 
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Die heute sehr eindeutige tschechoslowakische Kritik an der Erfas-
sung der industriellen Produktion und dem Meßwert der Brutto- statt 
der Nettoproduktion wie im Westen kommt jedoch zu dem Ergebnis, daß 
zumindest im Maschinenbau etwa ein Fünftel von den tschechoslowa-
kischen Zuwachswerten in Abzug zu bringen wäre, wenn man mit west-
lichen Methoden messen würde (Veverka). Dieser Grundsatz gilt nun 
keineswegs nur für die Erzeugung im Maschinenbau, sondern im wesent-
lichen wohl für die meisten Bereiche der industriellen Produktion. 

Auch andere Erscheinungen kennzeichnen den tschechoslowakischen 
Maschinenbau als einen verhältnismäßig extensiv arbeitenden Industrie-
zweig, insbesondere der hohe Stahlverbrauch. So betrugen nach Veverka 
1963 im Vergleich zu einem Stand von 100 in der Tschechoslowakei die 
Maschinenbauproduktion je Einwohner in der BRD 126, in den USA 143, 
der Stahlverbrauch jedoch in beiden Fällen 90. Dies ist nicht nur darauf 
zurückzuführen, daß der tschechoslowakische Maschinenbau mehr auf den 
materialintensiveren Schwermaschinenbau ausgerichtet ist, sondern auch 
auf einen hohen Materialverbrauch an sich, der sowohl durch einen 
niedrigeren Materialausnutzungsgrad als auch durch ungünstige Kon-
struktions- und technologische Lösungen bedingt ist. Die Ursache ist im 
unzureichenden Ausmaß der Forschungskapazität für die einzelnen Pro-
duktionssektoren zu suchen, die weit hinter den westlichen industriali-
sierten Staaten zurückbleibt. 

Diese negativen Erscheinungen des tschechoslowakischen Maschinen-
baues wirken sich einerseits erheblich auf die gesamte Volkswirtschaft 
aus, andererseits sind sie auch aus bestimmten volkswirtschaftlichen Ge-
samttendenzen abzuleiten. Der hohe Stahlverbrauch steht im ungün-
stigen Verhältnis zur eigenen Eisenerzversorgung und erhöht die Ein-
fuhr von Walzmaterial oder von den entsprechenden Vorprodukten. So 
erklärt sich in diesem Sektor der hohe Produktionsaufwand in Relation 
zum gesellschaftlichen Produkt. 

Als Beispiel für die Strukturveränderung sei die Entwicklung der 
Textilindustrie angeführt86• Im Unterschied zu den industriell entwickel-
ten westlichen Ländern, wo die Textilindustrie eine verhältnismäßig 
geringe Produktionssteigerung oder sogar eine Abnahme (Großbritan-
nien) in der Nachkriegszeit zu verzeichnen hatte, da die Exportchancen 
in die Entwicklungsländer sanken, nahm die Produktion der Textilindu-
strie in der Tschechoslowakei noch weiter zu. Am wenigsten erhöhte sich 
die Erzeugung des wichtigsten Zweiges der Textilindustrie, der Baum-
wollindustrie. Der Produktionsindex für Baumwollgarn stieg von 1950 
= 100 auf 138 i. J. 1963, jedoch von 1937 = 100 nur auf 121. Stärker stieg 

88 PitHk, Josef, Textilni prumysl v CSSR a v zahranici. In: statistika, Jg. 1964, 
H. 8-9, S. 371-379. 
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die Erzeugung von Wollgarn gegenüber 1937 (auf 151), aber nur schwä-
cher gegenüber 1950 (auf 120). Innerhalb der Textilindustrie liegt das 
Gewicht des Strukturwandels und damit auch der Produktionszunahme 
auf den künstlichen Fasern. Die Erzeugung von Zellulosefasern erhöhte 
sich gegenüber 1937 auf das 16fache, gegenüber 1950 auf das 21/2fache, die 
von synthetischen Fasern gegenüber 1950 auf das 6lfache. So änderte 
sich das gewichtsmäßige Verhältnis der verschiedenen Garnarten er-
heblich zu Gunsten der modernen Erzeugnisse: 

Baumwollgarn ........................ . 
Wollgarn ............................. . 
Zellulosefaser ......................... . 
Synthetische Fasern ................... . 

Insgesamt ............................ . 

1937 

73,8 
22,6 

3,6 

° 
100,0 

1950 

56,05 
24,91 
18,96 
0,08 

100,00 

1963 

48,1 
18,5 
30,8 
2,6 

100,0 

In den sechziger Jahren war der Anteil der synthetischen Fasern an der 
Textilproduktion der westlichen industrialisierten Staaten erheblich 
höher, in der Tschechoslowakei lag er jedoch höher als im Durchschnitt 
der kommunistischen Staaten. 

Die Pro-Kopf-Produktion von Geweben erhöhte sich in der Tschecho-
slowakei von 26,1 qm 1937 auf 40,8 qm 1962, d. h. um 56 v. H. Der Pro-
Kopf-Verbrauch im letzteren Jahre wurde mit rd. 37 m87 angegeben, 
vermutlich wird er gegenüber der Vorkriegszeit gestiegen sein, da der 
Anteil der Textilindustrie an der Ausfuhr der Jahre 1922 bis 1937 durch-
schnittlich 30 v. H. ausmachte. Doch ist das Jahr 1937 kein günstiges Ver-
gleichsjahr, da damals gegenüber der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg und 
selbst den zwanziger Jahren die Erzeugung gesunken war. Hatte doch 
1936 die Baumwolleinfuhr 95 000 t betragen, gegenüber 192 000 t vor dem 
Ersten Weltkriege und 195000 t im Maximaljahr 1927 (1960 bis 1964 
durchschnittlich 106 000 t). In den letzten Jahren ist der Anteil der Textil-
ausfuhr an der Textilerzeugung gestiegen, und zwar von 7,3 v. H. 1955 
auf 18,5 v. H. 1964. Die gleiche Tendenz gilt für die Konfektionsindustrie 
(von 3 v. H. 1955 auf 14,8 v. H. 1964). Hier ist demnach eine gewisse 
Korrektur in Richtung auf die frühere Ausfuhrstruktur festzustellen. 

Die Vernachlässigung der Leichtindustrie zeigt sich auch in der Maschi-
nenausrüstung der Textilindustrie, Mechanisierung und Automation sind 
noch nicht weit fortgeschritten. Auf Handarbeit entfallen 43 v. H., auf 
mechanische Arbeit 52 v. H. und auf die Automation 50 v. H. Günstiger 

87 Stat. Jahrb. 1965, S. 413 / m - nicht qm! Vorkriegsangaben fehlen an die-
ser Stelle. 
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ist das Niveau in den Webereien. Vom Gesamtmaschinenpark der Textil-
industrie sind nur 28 v. H. jünger als 15 Jahre. Entsprechend dem Akzent 
auf der Förderung der Schwerindustrie waren die Investitionen in die 
Textilindustrie sehr niedrig. Auch die Zahl der Arbeitskräfte war hier 
unzureichend. So blieb auch die Leistung der Spindeln je Zeiteinheit 
hinter Japan, Frankreich und den USA, besonders aber gegenüber der 
BRDzurück. 

Schwierigkeiten ergaben sich fast ständig in der Energiebilanz. Ungün-
stig und langsam entwickelte sich der Steinkohlenbergbau. Die Netto-
förderung von 1950 (18,5 Millionen t)88 lag um 10 v. H. über der von 1937, 
in den nächsten beiden Jahrfünften konnte jeweils eine Steigerung von 
rd. 20 v. H. erzielt werden, im Jahrfünft 1961 bis 1965 dagegen nur von 
5,7 v. H. Da die Steinkohle zuletzt zu knapp einem Drittel zur Verkokung 
diente, standen nur sehr geringe Mengen, deren Qualität sich laufend 
verschlechterte, für den energetischen Verbrauch zur Verfügung. So 
mußte der zunehmende Energiebedarf vor allem durch Braunkohle ge-
deckt werden, die wegen des Gewinnungsverfahrens besonders hohe An-
teile von taubem Gestein enthielt. Dieses zwang wiederum zum Bau von 
kostspieligen Aufbereitungsanlagen, und ferner verschlechterten sich die 
natürlichen Bedingungen. Von 1950 bis 1965 fiel nicht nur der durch-
schnittliche Kalorienwert der Braunkohle um 700 Kcal/kg, sondern auch 
der Anteil der sortierten Kohle (von 57 v. H. 1952 auf 40 v. H. 1962). 

Die Braunkohle verdrängte in den Jahren 1950 bis 1965 die Stein-
kohle mehr und mehr als Energiekohle. Dies zeigen die folgenden sinken-
den Verbrauchsanteile der Steinkohle: 

1950 
1965 

in der Industrie 

50 v.H. 
19 v.H. 

für die Lokomotiven 

60 v.H. 
30 v.H. 

In den Betrieben ergibt sich wegen der Überalterung der Kessel und des 
unterlassenen Umbaues der Feuerungseinrichtungen auf Braunkohle ein 
recht niedriger Ausnutzungsgrad. Die Industrialisierung der Slowakei 
erforderte den Abtransport von Kohle aus dem Westen des Landes und 
erhöhte damit den Anteil der Transportkosten. 

Die laufend erhöhte Einfuhr von Erdöl aus der UdSSR belastete die 
tschechoslowakische Handelsbilanz und erhöhte die wirtschaftliche Ab-
hängigkeit des Landes von der UdSSR. 

88 Bystficky, K., Fcirka, V., K rozvoji palilove a energeticke zäkladny. In: 
Plänovane Hospodäfstvi, Jg. 1966, H. 1, S. 1-9 (hier abweichende Zahlen vom 
Stat. Jahrb. 1965, S. 208). 
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Die gleiche Schwierigkeit, die bei der Gewinnung von Rohstoffen für 
die Energieerzeugung auftrat, zeigte sich auch bei der Gewinnung von 
Rohstoffen für die nach dem schwerindustrielIen Konzept stark ausge-
baute Eisen- und Stahlindustrie. So nahm die Abhängigkeit von den 
sowjetischen Eisenerzzufuhren laufend zu. Von 1948 bis 1964 stieg die 
Einfuhr von Eisenerzen von rd. 1,8 auf rd. 9,3 Millionen t, d. h. auf reich-
lich das Fünffache. Für die Jahre 1955 bis 1964 liegen genaue Zahlen über 
die Eisenerzeinfuhren aus der Sowjetunion vor, die in diesem Zeitraum 
noch etwas schneller anstiegen als die Gesamteinfuhren, d. h. auf reichlich 
das Zweieinhalbfache, von rd. 3 Millionen t auf knapp 7,7 Millionen t. 
Der Sowjetanteil betrug in diesen 10 Jahren normalerweise zwischen 
70 und 74 v. H., 1961 sank er auf 65 v. H., 1964 stieg er wieder auf 82 v. H. 
Das gesamte Eisenerzaufkommen stieg von 1948 bis 1964 nur auf das 
3,7fache, da die Eigenförderung nur von rd. 1,4 Millionen t auf rund 3,5 
Millionen t, d. h. auf das 2,4fache zunahm, und zwar praktisch nur bis 
1962. An dieser Steigerung waren die Slowakei und die Historischen 
Länder etwa zu gleichen Teilen beteiligt. 1964 betrug die Eigenförderung 
nur das Doppelte von 1948. Der mengenmäßige Anteil der Inlandserze 
am gesamten Eisenerzaufkommen des Landes nahm damit mit fast 
ununterbrochener Stetigkeit von 44 v. H. auf 26 v. H. ab. In der Ent-
wicklung der Eisen- und Stahlindustrie spiegelt sich deutlich die mit dem 
Ausbau der Schwerindustrie verbundene wachsende wirtschaftliche Ab-
hängigkeit von der Sowjetunion. 

7. Zusammenfassung und 
kritische Gesamtwürdigung des bisherigen Wachstumsprozesses 

Die Wirtschaftsentwicklung der Tschechoslowakei unter dem kommu-
nistischen Regime läßt sich verständlicher deuten, wenn sie auch im 
gesamteuropäischen Rahmen und im historischen Zusammenhang ge-
sehen wird. In den Jahren 1902 bis 1912 konnten in den Historischen 
Ländern hohe Wachstumsraten des Nationaleinkommens (um 69 v. H. 
bzw. um 63 v. H. pro Kopf) erzielt werden. Das quantitative Niveau der 
industriellen Produktion der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg wurde zwi-
schen beiden Kriegen (bis 1936) nicht mehr erreicht. Mit der Einordnung 
in größere Wirtschaftsbereiche, so in das Deutsche Reich kurz vor Beginn 
des Zweiten Weltkrieges und in den Sowjetblock nach 1945 nahm das 
Tempo des Wirtschaftswachstums zwar wieder zu, doch wurde die wirt-
schaftliche Entwicklung des Landes dadurch sehr einseitig beeinflußt. 
Eine stagnierende Agrarproduktion kennzeichnete die Jahre 1902 bis 
1937 ebenso wie die Zeit unter dem kommunistischen Regime, wenn auch 
die Gründe für diese Entwicklung völlig verschieden waren. Die Periode 
1913 bis 1937 stand - wie die kommunistische - unter dem Zeichen der 
Förderung der Schwerindustrie, mit einer Steigerung der Stahl erz eu-
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gung um 84 v. H. Die Rüstung des Nationalstaates und sein Waffenexport 
bestimmten (ab 1918) dieses Konzept. Die Eingliederung der Tschecho-
slowakei in die deutsche Kriegswirtschaft förderte diese Tendenz. 

Ähnlich war das Konzept nach 1945. Bedingt war es durch die allge-
meine These der marxistischen Ökonomie über die Bedeutung der Schwer-
industrie für das Wirtschaftswachstum; durch die Rolle der Tschecho-
slowakei als Investitionsgüterlieferant in erster Linie für die industriell 
schwächer entwickelte Sowjetunion und für die zunächst noch stark 
agrarischen Länder Südosteuropas innerhalb des Blocks, ferner auch für 
die im politischen Gesamtkonzept der Sowjetführung bedeutsamen Ent-
wicklungsländer; nicht zuletzt durch die traditionelle Rolle als Waffen-
produzent. Dazu kommt, daß in der Periode nach dem Zweiten Weltkrieg 
die allgemeine Tendenz in der Entwicklung der Industriestaaten - auch 
aus produktionstechnischen und technologischen Gründen - auf ein zu-
nehmendes Gewicht der Schwerindustrie zu Ungunsten der Leichtindu-
strie zielte8u • 

Gegenüber dem Anstieg der Schwerindustrie war in den kurzen Kon-
junkturperioden der Zwischenkriegszeit die Produktion der Leicht- und 
Lebensmittelindustrie zurückgegangen. Ihre auf den großen Absatzraum 
im gleichen Staatswirtschaftsgebiet zugeschnittenen Kapazitäten konnten 
bei den gegebenen Außenhandelsschwierigkeiten nicht mehr genutzt 
werden. Die Einschränkung des Anteils der Leichtindustrie in der kom-
munistischen Periode setzte demnach den Strukturwandel fort. Dabei 
spielte die allgemeine Konsumdrosselung im eigenen Land wie im gesam-
ten Sowjetblock eine entscheidende Rolle, ferner die Isolierung von den 
westlichen Märkten. 

Gewisse Schwierigkeiten des Außenhandels waren in der Weltwirt-
schaftskrise aufgetreten, hatten sich insbesondere im Rahmen der deut-
schen Vorherrschaft für das Protektorat ergeben und traten in der Nach-
kriegszeit in noch höherem Maße auf. Sehr hohe Exportsubventionen 
unter dem Gesichtspunkt notwendiger Importe aus dem Westen, politisch 
geforderte Exporte in die Entwicklungsländer - zum erheblichen Teil 
durch den Grundsatz der Blockautarkie bedingt - haben dazu beigetra-
gen, daß die Außenhandelsquote zwar meist sehr hoch lag, aber - auf 
die einzelne Waren einheit bezogen - zum wirtschaftlichen Wachstum 
weniger beitrug, als dies unter den gleichzeitigen Bedingungen im In-
landsabsatz möglich gewesen wäre. 

Im System der zentralen Verwaltungswirtschaft wurde ein schnelles 
Wachstum erzielt, das mit dem der am stärksten expandierenden west-

89 Siehe für die BRD und die SBZ Leptin, Gert, Veränderungen in der Bran-
chen- und Regionalstruktur der deutschen Industrie zwischen 1936 und 1962 
(Berlin 1965). 
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europäischen Staaten im gleichen Zeitabschnitt durchaus vergleichbar 
war. Von 1948 bis 1964 stieg es nach amtlichen Angaben auf mehr als 
das Zweineinhalbfache. Hauptträger dieser Entwicklung war das indu-
strielle Wachstum, durch das etwa eine Verdreifachung des Produktions-
standes von 1948 bzw. der Vorkriegszeit erreicht wurde. Unbedeutend 
war bei dem einseitigen Einsatz der Mittel und den einschneidenden 
sozialpolitischen Maßnahmen das Wachstum der Agrarproduktion. 

Beherrscht wurde die gesamte Wirtschaftspolitik von 1948 an von der 
Tendenz einer maximalen Steigerung der wirtschaftlichen Produktion, 
die eindeutig als quantitative Zunahme verstanden wurde. Dies erfor-
derte einen übermäßig hohen Verbrauch an Brenn- und Rohstoffen, Ma-
terialien und Arbeitskräften. Man war bemüht, diese Grund- und Ar-
beitsstoffe im Lande selbst zu erzeugen, und lenkte deshalb einen hohen 
Anteil der Investitionen in die Produktion von Brennstoffen, Elektrizität 
und Metallen. So stieg der Anteil des Anlagekapitals dieser Zweige am 
Anlagekapital der gesamten Industrie von 35 v. H. 1948 auf 44,5 v. H. 
1963. Ihr Anteil an der industriellen Bruttoproduktion blieb jedoch prak-
tisch fast unverändert (1963 21,2 v. H.). "Das führte zum Absinken der Ef-
fektivität der Investitionenuo." Bis zum Jahre 1958 verlief die quantitative 
Zunahme im ganzen gesehen günstig, wenn man sie mit der Entwicklung 
in hochindustrialisierten Staaten vergleicht. 

Der Mangel an Arbeitskräften wurde zwar nicht durch Mechanisierung 
ausgeglichen, doch wurde eine erhebliche Produktionszunahme durch 
Steigerung der Arbeitsproduktivität erzielt. Dies war insbesondere auch 
durch die Verschiebung der Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft in die 
anderen Wirtschaftszweige möglich. 

Die Gesamtentwicklung von 1949 bis 1963 zeigt sinkende jährliche Zu-
nahmeraten sowohl des gesellschaftlichen Produktes als auch des Natio-
naleinkommens in vergleichbaren Preisen. 

Nach Schlosser und TiteraU1 ergibt sich folgende Entwicklung: 

Periode 

1949-53 
1954-55 
1956-60 
1961-63 

Zunahme des 
Gesellschaftlichen Produkts Nationaleinkommens 

in v. H. in Mrd. Kcs. in v. H. in Mrd. Kcs. 

9,6 
7,4 
7,9 
3,3 

15,26 
15,76 
21,97 
11,39 

9,3 
6,9 
7,0 
1,8 

7,91 
7,78 

10,16 
3,04 

90 Bcilek, A., Rozvoj närodniho hospodäfstvi v letech 1945-1964. In: statis-
tika, Jg. 1965, H. 4, 8.145-154. 

91 Schlosser, Stefan, Titera, Dusan, K vyvoji spolecenskeho produktu a 
närodniho duchodu v CSSR v letech 1948-1963. In: statistika, Jg. 1964, H. 8-9, 
S.333-342. 
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Jedoch schließt diese Entwicklung eine verhältnismäßig lange Periode 
gleichbleibender Raten ein (1954 bis 1960), deren längerer zweiter Un-
terabschnitt sogar durch eine leicht steigende Tendenz gekennzeichnet 
ist. Auch das absolute Ausmaß der Zunahme (in vergleichbaren Preisen), 
das von 1949 bis 1955 fast unverändert blieb, ist am Ende des Gesamt-
zeitraumes niedriger als zu Anfang. Etwa gleichbleibenden Größen im 
Zeitabschnitt 1949 bis 1955 steht eine erheblich erhöhte Zunahme ab 
Mitte der fünfziger Jahre gegenüber, denen die niedrige Zunahme ab 
1961 folgt. Vor allem tritt ab 1961 eine bis zu diesem Zeitpunkt ganz un-
gewöhnliche, sprungartige Senkung ein. Insbesondere erscheint jetzt eine 
völlig neue Größenordnung der Differenz zwischen beiden Zunahme-
raten. überprüft man die chronologische Einteilung von Schlosser und 
Titera, so kommt man sowohl für das gesellschaftliche Produkt als auch 
für das Nationaleinkommen auf besonders geringe Zunahmeraten für 
die Jahre 1953 und 1954 und auf eine sehr gleichmäßige Entwicklung der 
Jahre 1956 bis 1960. Ab 1961 ist das Bild unregelmäßig und ungünstiger: 
1963 bringt eine Abnahme gegenüber dem Vorjahre, 1964 bleibt hinter 
dem Maximum von 1962 zurück. Die auf die oben angegebenen länge-
ren Perioden berechnete Wirkung der verschiedenen Faktoren auf das 
Wachstum des Nationaleinkommens macht besonders deutlich, wie un-
verhältnismäßig stark die Erhöhung des Produktionsaufwandes in den 
sechziger Jahren (1961 bis 1963) war. Der an sich in absoluten Werten 
gemessene geringe Zuwachs wird zu ungefähr vier Fünf teIn durch die 
Zunahme der gesellschaftlichen Arbeitsproduktivität erreicht. Die Er-
höhung des Produktionsaufwandes machte aber fast 40 v. H. des gesamten 
Zuwachses des Nationaleinkommens aus, während es in den vorherigen 
Perioden um völlig andere Größenordnungen ging, so 1956 bis 1960 um 
8,8 v. H. als Maximum. 

Die Unregelmäßigkeit des Wirtschaftswachstums wurde detailliert von 
dem tschechischen Nationalökonomen Josef Goldmann untersucht92• Die 
hohen Zunahmeraten Anfang der fünfziger Jahre erklärt er als einmalige 
Erscheinung, die darauf beruht, daß durch die Sozialisierung der Pro-
duktionsmittel und den übergang zur Planwirtschaft erhebliche Reser-
ven an Produktionskapazität und Arbeitsproduktivität frei gemacht wer-
den konnten. Hingegen bezeichnet Goldmann die starke Zunahme Ende 
der fünfziger Jahre als periodische Erscheinung, die er auf die Voll-
endung großer Investitionsprojekte zurückführt. Da jedoch eine über-

82 Goldmann, Josef, Tempo rustu a opakujici se vykyvy v ekonomice nek-
terych socialistickych zemi. In: Plänovane Hospodäfstvi, Jg. 1964, H. 9, S. 
1-14. Goldmann, Josef, Tempo rustu v nekterych socialistickych zemich a 
model fizeni närodniho hospodäfstvi. In: Plänovane Hospodarstvi, Jg. 1964, 
H. 11, S. 11-27. Hier wird eine umfassende Analyse der Wirtschaftsentwick-
lung in Verbindung mit der Kritik an der bestehenden Form des Managements 
gegeben. 
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optimale Zunahmerate realisiert wurde, mußte ein immer stärkeres 
Ungleichgewicht eintreten, und die entstehenden Schwierigkeiten konn-
ten nur durch eine Verlangsamung des Wirtschaftswachstums gelöst 
werden. Die Schwankungen des Wirtschaftswachstums führt Goldmann 
auf die ungenügende Kenntnis der "ökonomischen Gesetze des Sozialis-
mus" zurück bzw. auf ihre unrichtige Anwendung durch das Planungs-
management. Letzten Endes ist dies für ihn das Ergebnis der zu sche-
matischen übertragung des Sowjetsystems93 • 

Ota Sik kommt zu dem Ergebnis, daß bereits in den Jahren 1954 bis 
1955 die Produktionszunahme ganz überwiegend und in ständig wachsen-
dem Ausmaß durch die Expansion der Produktionsfaktoren gewährlei-
stet wurde, und daß sich das Verhältnis zwischen der Expansion der Pro-
duktionsfaktoren und der Zunahme der Produktion derartig verschlech-
terte, daß man im Rahmen eines internationalen Vergleiches nicht nur 
von einer extremen Expansion der Produktionsfaktoren, sondern von 
einer makroökonomisch widerspruchsvollen Entwicklung sprechen 
müsse84• 

Das Jahr 1963 zeigte deutlich die Schwierigkeiten, die in den letzten 
Jahren eine schnelle wirtschaftliche Expansion hinderten. Das war vor 
allem die weiterhin rückgängige Effektivität der Investitionen. Es ge-
lang nicht, die Investitionen schnell genug in entsprechende produktions-
fähige Kapazitäten zu verwandeln, Milliardenwerte froren in unvoll-
endeten Bauten, nicht absatzfähigen Waren und ungenützten Reserven 
ein. Dies war jedoch ein langfristiger Vorgang, der auch 1966 trotz der 
überwindung der Stagnation noch nicht ausgelaufen ist. 

Das Nationaleinkommen (in Milliarden Kcs. zu laufenden Preisen) war 
von 1962 bis 1965 durch Stagnation und Rückgang gekennzeichnet. Erst 
1966 stieg es wieder - als Ergebnis eines hohen langfristigen Kapital-
aufwandes: 

1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 

163,095 

172,0 
175,4 
172,9 
169,5 
174,0 
186,298 

Auf den Anstieg des Nationaleinkommens im Jahre 1966 war insbe-
sondere auch der hohe Ertrag der Landwirtschaft von erheblichem Ein-
fluß. 

93 Korda, Benedikt, Poznämky k clanku J. G61dmanna 0 tempu rustu. In: 
Plänovane Hospodäfstvi, Jg. 1965, H. 2, S. 41-45. 

84 Sik, üta, Pfispevek k analyze naseho hospodäfskeho vYvoje. In: Politickä 
Ekonomie, Jg. 1966, H. 1, S. 1-32. 

95 Stat. Jahrbuch 1965, S. 25. 
80 Planerfüllungsbericht, Zunahme gegenüber 1965 = 7 v. H. 
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Nach den amtlichen Indexzahlen ergibt sich eine knappe Verdoppelung 
des persönlichen Verbrauchs gegenüber der Vorkriegszeit. In der Bundes-
republik Deutschland stieg das Volumen des gesamten privaten Ver-
brauchs - unter Ausschaltung der Preissteigerungen - allein von 1950 
bis 1960 um 102 v. H.97 Für die Tschechoslowakei beträgt bei 1937 = 100 
die Indexzahl 1964 183, bei 1948 = 100 220; die Indexzahlen je Kopf er-
reichen 188 und 193. Der Gesamtverbrauch der Vorkriegszeit wird prak-
tisch erst 1954 überschritten, der Pro-Kopf-Verbrauch allerdings schon 
1950 (116)98. Ein Teil dieser Zunahme ist somit zweifellos auf das Konto 
der Bevölkerungsabnahme, in erster Linie durch die Vertreibung, zu 
setzen. Die Anspannung der Jahre 1950 bis 1953 geht dabei eindeutig 
aus dem unveränderten Stand dieser vier Jahre hervor. Ganz langsam 
ist der Anstieg von 1957 auf 1958, aber auch die Jahre 1961 bis 1964 zeigen 
nur eine geringe Zunahme. Der persönliche Verbrauch stieg demnach 
nur in einigen Jahren erheblich an. In vielen Jahren kam der wirtschaft-
liche Gesamterfolg nicht in der Erhöhung des persönlichen Verbrauchs 
zum Ausdruck, eher noch im gesellschaftlichen Verbrauch99. 

Die überprüfung der amtlichen tschechoslowakischen Angaben über 
den Anteil des Verbrauches am Sozialprodukt ist im Rahmen dieser 
Arbeit nicht möglich. Daß dieser Anteil bei der Bewertung nach Markt-
preisen höher ausgewiesen ist, als es der Wirklichkeit entspricht, weil 
- im Unterschied zu Investitionsgütern - in den Verbrauchsgütern hohe 
Umsatzsteuern enthalten sind, zeigen die sehr gründlichen Unter-
suchungen von Altan und seiner Arbeitsgruppe, die für 1955 zu dem 
Ergebnis kommen, daß der zu Marktpreisen mit 55 v. H. angegebene 
Anteil bei einer Bewertung zu Faktorkosten auf 44,4 v. H. absinkt'oo. 
Wie stark die Belastung durch Investitionen und Verteidigung waren, 
zeigen besonders deutlich die Jahre 1955 und 1956 mit einem Anteil von 
rd. 45 v. H.IOI Diese Tendenzen entsprechen dem sowjetischen Modell. 
Hingegen würde es den Absichten der Reformer angemessen sein, daß die 
Tschechoslowakei "die traditionelle industrielle Produktionsstruktur 
planmäßig vertieft und damit die eigene Wohlstandsgrundlage einschließ-
lich ihrer Stellung als Welthandelspartner ständig verbessert"102. Wenn 
auch in den Jahren 1965 und vor allem 1966 wieder ein stärkeres Wirt-
schaftswachstum zu verzeichnen war, so blieben sowohl Reformer als auch 

g7 Taschenbuch für die Wirtschaft. Hrsg. Deutsches Industrieinstitut, Köln, 
1961, S. 547. 

gB Stat. Jahrbuch 1965, S. 24/25. 
gg Stat. Jahrbuch 1965, S. 142. 
100 Alton, Th. P., a.a.O., S. 2. 
101 Ebenda, S. 89. 
102 Raupach, Hans, System und Struktur im Konflikt, dargestellt am Beispiel 

der tschechoslowakischen Wirtschaftsentwicklung. In: "Wirtschaft, Geschichte 
und Wirtschaftsgeschichte", Festschrift zum 65. Geburtstag von Friedrich 
Lütge, Stuttgart 1966, S. 394-406. 
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Partei- und Staatsführung im Hinblick auf die ungelösten strukturellen 
und qualitativen Probleme skeptisch für die Zukunft103• 

Die tschechoslowakische Partei- und Staatsführung sieht sich in ihrer 
Wirtschaftspolitik auch stets wieder mit dem Problem des regionalen 
Wachstums, und das heißt in diesem besonderen Falle des regionalen 
Wohlstandsausgleichs, konfrontiert. Die bis 1918 zur ungarischen, wirt-
schaftlich rückständigen Reichshälfte der Donaumonarchie gehörenden 
slowakischen Gebiete erlitten durch die Angliederung an die Tschecho-
slowakei erhebliche wirtschaftliche Rückschläge. Auch der Prager Zen-
tralismus und die Weltwirtschaftskrise wirkten sich auf die Slowakei 
sehr ungünstig aus. Nach 1945 wurden die staatlichen Mittel in einem 
größeren Umfang in die Slowakei geleitet, als es deren Bevölkerungs-
anteil entsprach. In manchen Jahren blieben die tatsächlichen Zuwen-
dungen allerdings hinter den Plan ansätzen zurück. Da das Problem des 
Wohlstandsausgleichs - wie in Jugoslawien - mit der nationalen Frage 
unmittelbar verknüpft ist, ist es recht kompliziert. Zweifellos wurden 
in der Slowakei mit zentralen Investitionsmitteln Industriebetriebe ge-
gründet, deren wirtschaftlicher Ertrag - auch unter den Bedingungen 
des bisherigen starren Plansystems - besonders ungünstig war, aber 
die Politik des nationalen Ausgleichs zwang zu diesen Maßnahmen. Auch 
im slowakischen Problem liegen Ursachen für das gesamtstaatliche ex-
tensive Wirtschaftswachstum, die nur durch eine politisch und wirt-
schaftlich gut ausgeglichene Regionalplanung im gesamtstaatlichen Rah-
men beseitigt werden können. 

8. Die Aussichten des künftigen Wirtschaftswachstums 

Die entscheidende Problematik für das Wirtschaftswachstum in der 
Tschechoslowakei ist die Frage der Effektivität des Systems im Sinne 
eines optimalen Wirtschaftens, d. h. der Notwendigkeit, mit möglichst 
geringem Einsatz von Mitteln ein möglichst hohes Ergebnis zu erreichen. 
Auch die innere Diskussion wird seit der Stagnation der Jahre 1962 bis 
1965 von dieser Thematik beherrscht. Im Zusammenhang damit steht 
zur Debatte, ob der zentrale Plan nicht durch andere indirekte Instru-
mente der Wirtschaftslenkung ergänzt werden solle. Die Eingliede-
rung marktwirtschaftlicher Elemente und in Verbindung damit auch eine 
erweiterte Dispositionsfreiheit der Betriebe stehen auf dem Programm 
der Reformer. Vorsichtig experimentierend wurden ab 1964, vor allem 
aber seit Anfang 1965 praktische Erfahrungen in einem industriellen 

103 Aus dem Beschluß des ZK der KPC über die Richtungen der Lösung des 
ökonomischen Gleichgewichts und des Lebensniveaus (Mai 1967). In: Neue 
Richtlinien in der tschechoslowakischen Ökonomie, Jg. 1967, H. 4, S. 3-33. 
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Rahmen gesammelt, der etwa ein Fünftel der industriellen Produktion 
umfaßt und auch schwerindustrielle Betriebe einschließt. Eines der prak-
tischen Ergebnisse war bisher eine straffere Betriebskonzentration in 
Form von "Konzernen" und "Trusts". Im übrigen ist das ursprüngliche 
Programm der aus der kommunistischen Partei stammenden Reformer104, 

das, abgesehen von dem unter völlig anderen Ausgangsbedingungen ent-
standenen Reformprogramm in Jugoslawien - und dem gleichsam aus 
der Retorte ab 1. Januar 1968 in Ungarn eingeführten - das weitrei-
chendste in allen Staaten mit zentral geleiteter Wirtschaft war, durch die 
Exekutive inhaltlich bereits erheblich reduziert worden. Dies zeigte auch 
die neue Phase der Reform seit Beginn des Jahres 1967. Außerdem tra-
ten jetzt die praktischen Schwierigkeiten zu Tage, die Mentalität der 
Betriebsleiter zu ändern. So erschien es schon 1967/ Anfang 1968 fraglich, 
ob von den Reformen in absehbarer Zeit wesentliche Wirkungen auf das 
Wirtschaftswachstum zu erwarten seien. Doch trat das reformerische 
Bemühen der Analytiker aus Forschungsinstituten und Wirtschaftsorga-
nen in vielen Publikationen weiterhin deutlich in Erscheinung. Allerdings 
entsteht aus allen internen Diskussionen im Laufe des Jahres 1967 der 
deutliche Eindruck, daß die an sich zu von der Praxis her unumgänglichen 
Kompromissen bereiten Reformer doch sehr skeptisch sind, ob mit den 
bisherigen Maßnahmen und Methoden das Ziel überhaupt erreicht wer-
den kann. 

Betrachtet man das komplexe Programm der Reformer in seinen ein-
zelnen Forderungen, so ergibt sich, daß sie zum Teil verwirklicht werden 
können, auch wenn man das Instrumentarium der Wirtschaftslenkung 
nicht entscheidend ändert. So könnten z. B., um die verheirateten weib-
lichen Arbeitskräfte am Arbeitsplatz zu erhalten und unter Umständen 
noch weitere heranzuziehen, bessere Vorbedingungen durch den Aufbau 
entsprechender Sozialeinrichtungen und Dienstleistungszweige geschaf-
fen werden. Über diese materiellen Einzelrnaßnahmen hinaus kann ein 
zentraler Plan, der nicht zu viele Einzelkennziffern, sondern vielmehr 
nur den großen Rahmen festlegt, zur Qualitätsverbesserung der Produk-
tion und zu größerer Effektivität führen. Die von Sik als extensiv be-
zeichnete Periode, die die Produktion vor allem durch neue Werke und 
zusätzliche Produktionsanlagen erweiterte, könnte in der Tat endgültig 
beendet werden, indem die Investitionen in erster Linie für die Erneue-
rung und Modernisierung von Maschinenpark und Ausrüstung verwen-
detwürden. 

104 Sik, Ota, Das neue System der Planung und Leitung der Wirtschaft. In: 
Probleme des Friedens und des Sozialismus, Jg. 1965, H. 3, S. 196-204; siehe 
ferner Sik, Ota, Plan und Markt im Sozialismus, Wien 1967. Hensel, K. Paul, 
und Mitarbeiter, Die sozialistische Marktwirtschaft in der Tschechoslowakei. 
Mit Dokumentation. (Schriften zum Vergleich von Wirtschaftsordnungen, H. 12.) 
Stuttgart 1968. 

7 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 50/11 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-42285-2 | Generated on 2025-08-26 06:29:29



98 Helmut Klocke 

Jedoch waren die Ergebnisse der Jahre 1966 und 1967 in diesem Be-
reich keineswegs ermutigend, vor allem soweit es um die Effizienz ging. 
Sik forderte auf dem Mai-Plenum 1967 eine Kürzung der industriellen 
Investitionen im Vergleich zum Nationaleinkommen und damit auch der 
Nachfrage nach inländischen Investitionsgütern im Verhältnis zu den 
vorhandenen Mitteln. Vor allem sollte die Investitionsstruktur zugunsten 
derjenigen Wirtschaftszweige geändert werden, die die höchste Außen-
handelseffizienz versprachen. Insgesamt ging zwar das Investitions-
volumen im ersten Halbjahr 1967 um 2,2 v. H. unter das Volumen des 
ersten Halbjahres 1966 zurück. Der Rückgang betraf vor allem den Ma-
schinen- und Ausrüstungsbereich, ferner den Wohnungsbau. Bis Ende 
1967 sollten die Investitionen stärker auf die Konsumgüter-, die chemische 
und die Bauindustrie verlagert werden. Die bisherigen Ergebnisse sind: 
starker Rückgang des Wohnungsbaues, der den Wohnungsmangel noch 
verschärft, unvorhergesehenes Steigen der Baukosten und wiederum zu 
starke Zunahme schlecht absetzbarer Warenbestände. Die Wirkung der 
an sich der erforderlichen Tendenz entsprechenden Maßnahmen war erst 
später zu erwarten105• 

Die Wirkung der marktwirtschaftlichen Elemente ist in einem hohen 
Grade von der Lösung des Preisproblems abhängig, die jedoch außer-
ordentlich schwierig und auf jeden Fall nur langfristig erreichbar ist. 
Dabei bleibt die Frage offen, ob die neuen Preise im Sinne wirtschaft-
licher Rationalität und Effektivität wirksam werden können. Im übrigen 
haben auch die Reformer ein dreiteiliges Preissystem vor Augen: Fest-
preise für die wichtigsten Erzeugnisse, d. h. für den quantitativ weit-
gehend größten Bereich, Limitpreise für einen Mittelbereich und freie 
Preise für einen schmalen Bereich. In der Praxis war mit folgenden 
Größenordnungen zu rechnen: Festpreise sollten für 71,5 v. H., Limit-
preise für 24,4 v. H. und freie Preise nur für 4,1 v. H. der industriellen 
Erzeugnisse gelten. Die Spielraum der marktwirtschaftlichen Elemente 
wurde somit weit stärker eingeschränkt, als es den ursprünglichen Vor-
stellungen der Reformer entsprach. 

Die Lösung des Preisproblems umfaßt zwei Stufen. Erstens müssen 
die Preise die Kosten decken. In dieser Hinsicht wurden gewisse Erfolge 
erzielt, allerdings im wesentlichen nur im formalen Sinne, indem die 
Betriebe die Preise so stark erhöhten, daß die Kosten tatsächlich gedeckt 
wurden. Die Preise wurden jedoch so hoch angesetzt, und zwar durch die 
Bemühungen der Betriebe, verbunden mit entsprechend langwierigen 
Verhandlungen, daß auf diese Weise eine Gesamtsumme der "Gewinne" 
erzielt wurde, die weit über alle Planungen der obersten Lenkungsbehör-
den hinausging. Im Prinzip wurden nur die Großhandelspreise geändert, 

105 Trend, Harry, Wirtschaft der CSSR in Bedrängnis. In: Osteuropäische 
Rundschau, Jg. 13, Nr. 12, 1967. 
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die Auswirkung auf die Kleinhandelspreise blieb sehr gering, in diesem 
Sinne also auch die Auswirkung der Preisreform auf das gesamte Gefüge 
der Wirtschaft. Durch die hohen Preise und Gewinne der Betriebe stie-
gen auch die Löhne und Gehälter, und zwar stärker als die Arbeits-
produktivität. Auch nahm die Anzahl der Arbeitskräfte über Erwarten 
zu. Das Sortiment des Konsumgüterangebots wurde jedoch eher schlech-
ter. So ist zweifellos ein inflationärer Druck vorhanden. Im Grunde 
kommt man zu dem Urteil, daß viele Maßnahmen der Regierung schei-
terten, weil die Betriebe sich früh genug darauf einstellten, ihre Inter-
essen zu wahren - und dies merkwürdigerweise auch gelang. So ver-
suchte man dann auch durch unmittelbaren Staatseingriff einen hohen 
Anteil der unvorhergesehenen, das Gleichgewicht störenden Betriebs-
gewinne wieder einzuziehen. 

In Zukunft hofft man durch indirekte Einwirkung derartige Entwick-
lungen zu vermeiden, indem man die Betriebe durch Kreditdruck zwingt, 
eigene Mittel für Investitionen zu erwirtschaften und bereitzustellen. 
Die Betriebserfolge werden dann von der Effektivität der Investitionen 
abhängen, Staatsgarantien sollen dann wegfallen. Diese Maßnahmen 
waren für 1968 vorgesehen. "Der Staat muß ... nicht nur auf dem Gebiet 
der Finanzen und des Kredites, sondern auch auf dem Gebiet der Preise 
eine inflationshemmende Politik durchführen106." "Im Prinzip ist kein 
rascheres Steigen der Einzelhandelspreise und der Lebenskosten als im 
Ausmaß von 1 bis 1,5 v. H. zuzulassen107." 

Die zweite Stufe der Preis regulierung betrifft die zu berücksichtigen-
den Knappheitsrelationen. Inwiefern es möglich ist, dieses Problem zen-
tral und der Entwicklung elastisch angepaßt zu regeln, kann erst die Er-
fahrung lehren. Auf jeden Fall sind 1967 kaum Schritte zur Lösung dieses 
Problems erfolgt, die wirtschaftliche Gesamtentwicklung nach einer 
gewissen Anlaufsfrist nachhaltig beeinflussen können. 

Die interne Kritik in der Tschechoslowakei kommt heute weitgehend 
zu der Auffassung, daß die durch den zentralen Plan festgelegten Präfe-
renzen, insbesondere für die Gewinnung von Roh- und Brennstoffen, 
und die schon seit Jahren bestehende Spannung zwischen den Zielen 
und den zur Verfügung stehenden Mitteln zu einem Ungleichgewicht der 
gesamten Volkswirtschaft geführt haben. Als Ziel gilt für diese Kritiker 
heute die Wiederherstellung des Gleichgewichtes, das selbst um den 

106 Sik, Ota, Wege zur überwindung der Gleichgewichtsstörung in der 
Tschechoslowakischen Volkswirtschaft. Neue Richtungen der Tschechoslowa-
kischen Ökonomie, Jg.1967, H. 5, S. 16-45. 

107 über die Richtungen der Lösung des Ökonomischen Gleichgewichts und 
der Lebenshaltung. Aus dem Referat des Genossen Oldrich Cernik in der Sit-
zung des Zentralkomitees der Tschechoslowakischen Kommunistischen Partei 
in den Tagen vom 3. bis 4. Mai 1967. In: Neue Richtungen in der Tschechoslowa-
kischen Ökonomie, Jg. 1967, H. 7, S. 59. 

7· 
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Preis eines langsameren Wachstums angestrebt werden soll. Aber alle 
diese notwendigen Änderungen in der Volkswirtschaft, dieser Übergang 
von der extensiven zur intensiven wirtschaftlichen Entwicklung, sind 
nach der Auffassung der Reformer unmöglich, wenn nicht statt der admi-
nistrativen Lenkung nach Präferenzen die ökonomische optimal planende 
Lenkung eingeführt wird. Eine schrittweise Einführung tiefgreifender 
makro ökonomischer und mikroökonomischer sowie technischer und tech-
nologischer Veränderungen in der Produktion, die ein gleichmäßiges bzw. 
ein beschleunigtes Tempo der gesellschaftlichen Arbeitsproduktivität 
sichern, und eine bessere Ausnützung des Anlagekapitals sind die Grund-
voraussetzungen für das Gelingen der Reform nach der Auffassung von 
Sik108• 

Außer diesen rein wirtschaftlichen Maßnahmen gehören in die allge-
meine Vorstellung von den Notwendigkeiten der Zukunft auch sozial-
politische, insbesondere eine neue Lohnpolitik, die an das materielle In-
teresse der Beschäftigten appelliert. Der Lohn soll dabei auch wesentlich 
von den wirtschaftlichen Leistungen der einzelnen Industriezweige, ja 
selbst der Betriebe mitbestimmt sein. Vor allem aber soll auch die Nivel-
lierung der Löhne ein Ende finden, die Leistung des Einzelnen, vor allem 
die bisher weit unterbewertete geistige Arbeit soll entsprechend honoriert 
werden. Doch wagte man diese schwerwiegenden Entscheidungen 1967 
noch nicht zu treffen. Um das Gleichgewicht zwischen erzeugtem Mehr-
wert und privatem Verbrauch zu sichern, war festgelegt worden, daß 
1967 in der Industrie die Arbeitsproduktivität um 4 v. H., die Durch-
schnittslöhne um 2,5 v. H. gesteigert werden sollten. In den "nichtproduk-
tiven" Zweigen der Wirtschaft waren Lohn- und Gehaltserhöhungen um 
2 bis 2,5 v. H. vorgesehen. 

Die grundsätzliche Tendenz der Reformer ist jedoch auch auf die 
Änderung der Produktionsstruktur der Gesamtwirtschaft sowie einzel-
ner Industriezweige gerichtet. Es geht dabei um eine gewisse Akzent-
verlagerung von der allzu sehr betonten Schwerindustrie auf andere, ins-
besondere auch leichtindustrielle Zweige und um eine stärkere Berück-
sichtigung der Landwirtschaft. Schritte in dieser Richtung können unter 
Berücksichtigung der bestehenden industriellen Produktionsstruktur, der 
Bindung an die Sowjetunion und die übrigen Partner im RGW nur sehr 
vorsichtig erfolgen. Der für 1966 bis 1970 abgeschlossene Handelsver-
trag mit der Sowjetunion deutet an, daß von sowjetischer Seite kleine 
Zugeständnisse in diesem Sinne gemacht wurden; so sind zum Beispiel 
die an sich schon sehr hohen Lieferungen an Lederschuhen auf das 
Doppelte erhöht worden. An sich paßt eine derartige Verlagerung der 

108 Sik, üta, Pi'ispevek k analyze naseho hospodätskeho vyvoje. In: Politickä 
Ekonomie, Jg. 1966, H. 1, S. 1-32. 
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Produktion eines Teiles des zukünftigen innersowjetischen Konsum-
güterbedarfs in die übrigen RGW-Staaten durchaus in das sowjetische 
Konzept. Eine entschiedene Umstellung, die nur so verstanden werden 
kann, daß die vorhandenen schwerindustrielIen Grundlagen langsamer 
ausgebaut, die leichtindustrielIen Zweige aber stärker gefördert werden, 
wäre zunächst mit erheblichen Investitionen in diese vernachlässigten 
Sektoren verbunden. 

Mit dem Sturz NovotniJs nahmen die Aussichten auf eine Verwirk-
lichung der Reformen zu, insbesondere ab April 1968 wurde das Reform-
programm klarer, schärfer und umfassender formuliert. Doch traten in 
den folgenden Monaten die politischen Probleme immer mehr in den 
Vordergrund, ohne daß eine völlig eindeutige Entscheidung über die 
innenpolitische Machtverteilung fiel. Der sowjetische Einmarsch vom 
21. August 1968 und der damit verbundene Einfluß Moskaus auf die ver-
schiedenen Lebensgebiete entschied in erster Linie über die politische 
Macht, zugleich aber auch über die künftige Tendenz der Wirtschafts-
reform. Die Ideen von 8ik wurden von Moskau als bürgerliche Theorien 
gebrandmarkt, 8ik mußte Anfang September 1968 als stellvertretender 
Vorsitzender der Regierung zurücktreten. 

Die außenwirtschaftlichen Bindungen der Tschechoslowakei an die 
Sowjetunion sollen in Zukunft wieder enger werden. Doch wurde im 
Herbst des Jahres 1968 wiederholt von führenden Ökonomen in der 
Tschechoslowakei erklärt - so insbesondere im "Rude Pravo" vom 
16. September 1968 -, daß die Reformen im Grunde eine seit der Stag-
nation der 60er Jahre erkannte objektive Notwendigkeit darstellten 
und deshalb durchgeführt werden müßten. 

Schluß 

Bis zum Spätherbst des Jahres 1969 hat sich die allgemeine Wirt-
schaftslage der Tschechoslowakei verschlechtert, die politischen Vor-
bedingungen für eine Wirtschaftsreform sind nicht mehr vorhanden. 
So sind in absehbarer Zeit höchstens einige vorsichtige Teilmaßnahmen 
zu erwarten, die jedoch nicht geeignet sind, den Übergang zu einem aus-
geglichenen Wirtschaftswachstum vorzubereiten. Die Sowjetunion ist 
zwar an einem Wirtschaftswachstum in der Tschechoslowakei inter-
essiert und wird deshalb auch zu gewissen Leistungen bereit sein. Doch 
wird sich Moskau auch mit einem einseitigen und wenig rentablen 
Wachstum zufrieden geben. 
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Wachstumsprobleme der ungarischen Volkswirtschaft 

Von Oliver von Gajzago 

1. Die natürlichen Voraussetzungen des Wachstums 

Ungarn gehört mit einer Grundfläche von 93 030 km2 und mit einer 
Bevölkerung von 10,217 Millionen Menschen (1967) zu den kleineren 
europäischen Staaten. Auf dieses Land entfallen damit knapp 2 vH der 
Fläche und rund 2 vH der Bevölkerung des europäischen Kontinents. 
Ungarn liegt in der mitteleuropäischen Zone des jung gefalteten eura-
sischen Gebirgssystems. Rund zwei Drittel der Landesfläche liegen nur 
bis zu 200 Meter über dem Meeresspiegel. Sie wird nur in Transdanubien, 
also im Gebiet westlich der Donau, von einer mittelhohen Bergkette 
unterbrochen, während sie im Norden von der nordungarischen Gebirgs-
gegend begrenzt wird. 

Man teilt Ungarn in vier größere Landschaften ein. Die größte von 
ihnen, die Große Ungarische Tiefebene, der mittlere Teil des Landes, 
erstreckt sich zwischen der Donau und im Osten der rumänischen sowie 
im Süden der jugoslawischen Grenze. Westlich der Donau befindet sich 
das etwas hügelige Transdanubien, das sich bis zur österreichischen 
Grenze ausdehnt. Es wird von der dritten Landschaft, der Kleinen Tief-
ebene im Nordwesten des Landes, durch eine mittelhohe Bergkette, das 
Transdanubische Mittelgebirge, getrennt, das sich in südwest-nordöst-
licher Richtung erstreckt und im Donauknie an das Nördliche Mittel-
gebirge, die vierte Landschaft, anschließt. Hier im Norden des Landes 
befindet sich auch der höchste Gipfel Ungarns, der etwas mehr als 1000 
Meter hoch ist. 

Ungarn gehört zum Stromsystem der Donau, in welche alle Flüsse des 
Landes unmittelbar oder mittelbar einmünden. Neben der Donau sind 
die Flüsse Tisza (Theiß), Riiba (Raab), Körös, Maros und Szamos zu er-
wähnen. Ungarn hat im ganzen drei Seen, die nennenswert sind. Unter 
ihnen nimmt der größte See Mitteleuropas, der Balaton (Plattensee), den 
ersten Platz ein. Die beiden anderen Seen, der Velence-See (Venedig er-
See) und der Fertö-See (Neusiedler-See), der erstere etwa in der Mitte 
der Achse Budapest-Balaton und der letztere im west-nordwestlichen 
Zipfel des Landes, sind mit einer Fläche von 17 bzw. 23 km2 gegenüber 
dem Balaton, dessen Fläche fast 600 km2 beträgt, sehr klein. Alle unga-
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rischen Flüsse, einschließlich der Donau, haben ein relativ geringes Ge-
fälle und eignen sich daher nicht ohne weiteres zur Gewinnung von 
Elektrizität. 

Ungarn hat ein kontinentales Klima, das nach dem Westen des Landes 
hin durch den Einfluß des atlantischen Ozeans (Golfstrom) gemäßigt wird. 
Im allgemeinen zeigt die Temperatur im Jahresdurchschnitt etwa 11 Grad 
Celsius und sinkt vom Westen zum Osten des Landes, und die jährliche 
absolute Temperaturschwankung beträgt etwa 70 Grad Celsius. Auch die 
jährliche Niederschlagsmenge zeigt eine vom Westen nach Osten fallende 
Tendenz; sie beträgt im Südwesten Ungarns 750 mm, im östlichen Lan-
des gebiet dagegen nur 500-550 mm. Infolge des geringen Gefälles der 
ungarischen Flüsse gibt es relatLv oft zeitweilige Hochwasser, dagegen 
nur selten eine anhaltende Dürre. 

Infolge des kontinentalen Klimas ist die Sonneneinstrahlung in Ungarn 
im Vergleich zu anderen westeuropäischen Ländern auf gleicher geo-
graphischer Breite intensiver; sie beträgt im Jahresdurchschnitt 1700 bis 
2100 Sonnenstunden. Doch gibt es von diesem Mittel natürlich sowohl 
von Jahr zu Jahr als auch räumlich Abweichungen. Trotzdem sorgt das 
allgemein kontinentale Klima in Ungarn meist für eine Erntereife aller 
Getreidarten und Feldfrüchte. 

Die Bodenschätze Ungarns sind infolge der besonderen erdgeschicht-
lichen Entwicklung des Landes zum größten Teil sedimentären und nur 
zum geringeren Teil magmatischen Ursprungs. Von den magmatischen 
Mineralien, die in Ungarn gefördert werden, sind Kupfererz, und zwar 
mit geringem Goldinhalt (Enargit), bei Recsk im Mätragebirge (Nörd-
liches Mittelgebirge) und Galenit (PbS), Sphalerit (ZnS) sowie in geringe-
rer Menge Pyrit (FeS2), Markasit (FeS2) und Kalkopyrit (CuFeS2) bei 
Gyöngyösoroszi, ebenfalls im Mätragebirge, zu erwähnen. Das Kupfer-
erz bei Recsk enthält im allgemeinen 3 g Gold, 18 g Silber und 6,5 kg 
Kupfer je Tonne. Ferner gibt es Kalitrachyt mit einem Kaliumoxydgehalt 
von 10-12 vH im ZemplEmer Gebirge im äußersten Nordosten des Lan-
des, dessen technologische Aufbereitung allerdings noch nicht gelöst zu 
sein scheint. Sollte das erforderliche technologische Verfahren gefunden 
sein, so würden die Kalitrachytlager im ZemplEmer Gebirge den ganzen 
inländischen Bedarf an Kalisalz decken können. Schließlich ist noch das 
Eisenerzlager in der Nähe von Rudabänya im Nordborsoder Karstgebirge 
zu nennen; es enthält hauptsächlich Siderit (FeC03), das sich durch Oxy-
dation in Brauneisenerz verwandelt hat. Das Erz wird hier größtenteils 
im Tagebau, aber auch im Untertagebau gewonnen. Die Jahresförderung 
von Brauneisenerz liegt zwischen 300 000 und 350 000 t. 

Weit umfangreicher sind in Ungarn die Bodenschätze sedimentären 
Ursprungs. Hier ist vor allem das Bauxit zu nennen. Die wichtigsten 
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Bauxitlager befinden sich bei Gant im Vertesgebirge, dem Ausläufer des 
Transdanubischen Mittelgebirges zum Donauknie hin, sowei bei Iszka-
szentgyörgy, Halimba und Nyiräd im Bakonyerwald, dem mittleren Zug 
des Transdanubischen Mittelgebirges. Das ungarische Bauxit enthält all-
gemein 50-60 vH AhOs, 15-23 vH Fe203, 1-5 vH Si02 und 2-3 vH 
TiOs. Ebenfalls im Bakonygebirge findet sich bei Urkut und Epleny 
Manganerz mit einem durchschnittlichen Mangangehalt von 25-30 vH. 
In Europa verfügt Ungarn nach der Sowjetunion und Rumänien über die 
größten Manganvorräte und die größte Manganproduktion. Manganerze 
können von Ungarn sogar exportiert werden, da die Vorkommen weit 
über den inländischen Bedarf hinausreichen. 

Neben Aluminium- und Manganerz verfügt Ungarn über Braunkohle-
Lager, vor allem im Gebiet des Donauknies und der westlichen Ausläufer 
des Transdanubischen Mittelgebirges vom Norden bis etwa zur Mitte des 
Gebirgszuges. Daneben sind Braunkohlenlager noch im N ögräder- und 
im Borsoder Kohlenbecken vorhanden. Sie liegen nördlich des Matra-
bzw. des Bükk-Gebirges im mittleren Teil des Nördlichen Mittelgebirges. 
Der Heizwert der in Ungarn geförderten Braunkohle bewegt sich zwi-
schen 2000 und 5500 Kalorien. Außer Braunkohle gibt es ein Steinkohle-
vorkommen im Mecsek-Gebirge im Süden Ungarns, wo auch übrigens das 
(vorerst) einzige Uranerz-Lager bei Kövagöszöllös ausgebeutet wird. Die 
Steinkohle vom Mecsek ist verkokbar. Die Ungarn haben in der Zwi-
schenzeit sogar (angeblich) ein Verfahren zur Verkokung höherwertiger 
Braunkohle entwickelt. Neben Braun- und Steinkohle sind auch noch 
Lignitvorkommen anzutreffen, besonders bei Värpalota in Transdanu-
bien, deren Heizwert bei etwa 2500 Kalorien liegt. 

Die jährliche Förderung von Braunkohle beträgt in Ungarn um 22 
Mill. t, von Steinkohle um 4 bis 4,4 Mill. t und von Lignit um 5 Mill. t. 
Diese Zahlen beziehen sich auf die Jahre zwischen 1960-1967. Da der 
ungarische Verbrauch an Kohle aller Art vorerst noch eine steigende 
Tendenz aufweist und seit 1962 über 30 Mill. t jährlich liegt, ist Ungarn 
auf die Einfuhr zusätzlicher Kohlenmengen, vor allem an verkokbarer 
Steinkohle angewiesen. 

Für die Energiebasis des Landes verfügt Ungarn neben Kohle auch noch 
über Erdöl- und Erdgasvorkommen, die allerdings noch nicht überall 
systematisch aufgedeckt worden sind. Die gewinnbaren Erdölvorräte Un-
garn belaufen sich zur Zeit auf etwa 10 bis 15 MilL t, aber es ist seit 
Jahren eine umfassende Schürftätigkeit im Gange, so daß mit der Auf-
findung weiterer Vorkommen gerechnet werden dürfte. Die Erdölförde-
rung bewegt sich seit 1963 um 1,8 MilL t jährlich und zeigt wenig Dyna-
mik. Dagegen scheint die Förderung von Erdgas weit aussichtsreicher zu 
sein, stieg doch die Fördermenge allein in den Jahren zwischen 1960 und 
1965 von 342 auf 1.107 Mill. m3• 
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An sonstigen mineralischen Rohstoffen findet man in Ungarn besonders 
Kalkstein, Dolomit, Andesit, Basalt, Schotter, Kies und Sand, Kieselgur, 
Bentonit, Kaolin, Ton, Gips und Perlit. Die Aufzählung dieser Boden-
schätze könnte den Eindruck erwecken, als wäre Ungarn ein mit Boden-
schätzen relativ gesegnetes Land. Die Vielfalt der in Ungarn auffindbaren 
Mineralien darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß die erwähnten 
Mineralien, mit Ausnahme von Bauxit und Manganerz, nirgends den ein-
heimischen Bedarf auch nur annähernd zu decken vermögen, so daß 
Ungarn im Hinblick auf die Entfaltungsmöglichkeiten seiner Industrie als 
ein im Grunde rohstoffarmes Land zu bezeichnen ist. Neben der Rohstoff-
armut ist das Land auch an natürlichen Energiequellen arm. Das sind zwei 
Faktoren, denen wir noch bei der Erörterung der Wachstumsprobleme der 
Volkswirtschaft ausführlicher begegnen werden. 

Da Ungarn auf seiner Bodenfläche nur relativ wenig Wälder aufweist 
- das Waldgebiet Ungarns zusammen mit dem aufgeforsteten Gebiet 
hatte mit 1,4 Mill. ha 1965 an der landwirtschaftlichen Gesamtfläche des 
Landes einen Anteil von rund 15 vH -, muß Ungarn auch Holz in gro-
ßem Umfang zur Deckung des Landesbedarfs einführen. In den letzten 
Jahren wurde allerdings eine starke Aufforstungstätigkeit entfaltet. In 
den Jahren 1950-1955 wurde die Waldfläche um 91000, in den Jahren 
1955-1960 um 49000 und in den Jahren 1960-1965 um 116000 ha er-
weitert. In Ungarn findet sich fast nirgends Nadelholzwald, mit Aus-
nahme eines der westlichen Zipfel des Landes in der Nähe von Köszeg 
(Steinamanger) im Köszegi-Gebirge. Sonst hat Ungarn als zusammen-
hängende Wälder nur Laubholzwälder. 

Die verkehrsgeographische Lage des Landes ist recht günstig. Da es zu 
rund zwei Dritteln flach ist, sind der Entwicklung und dem Ausbau eines 
Straßen- und Eisenbahnnetzes von der Geographie her keine wesent-
lichen Hindernisse entgegengestellt. Daneben bildet die Donau einen 
außerordentlich wichtigen Transportweg für Ungarn, verbindet sie das 
Land mit sieben weiteren Anliegerstaaten und verbilligt einen wesent-
lichen Teil der ungarischen Ein- und Ausfuhr. Neben der Donau ist ferner 
auch die Theiß in einer Länge von 443 km schiffbar, von den kleinen 
Flüssen jedoch nur der Körös in einer Länge von 124 km. 

Das Eisenbahn- und Straßennetz Ungarns ist im Vergleich zu der gün-
stigen geographischen Lage noch nicht optimal ausgebaut. Dabei blieb 
bisher der Ausbau des Straßennetzes besonders im Rückstand. Im Jahre 
1965 entfielen auf einen Quadratkilometer 108 m Eisenbahnen und 299 m 
Straßen. In der Bundesrepublik betrugen dieselben Zahlen von 1965 
142 bzw. 623 m. Das Straßennetz der Bundesrepublik war demnach je 
Quadratkilometer im Vergleich zu Ungarn besser ausgebaut als das 
Eisenbahnnetz. Man muß allerdings hier hinzufügen, daß das Eisenbahn-
streckennetz in beiden Ländern zurückgeht, wobei das Tempo der Strek-
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kenverringerung in der Bundesrepublik schneller ist als in Ungarn, wäh-
rend die Straßen in der Bundesrepublik schneller ausgebaut werden. 
Allerdings wurden hier sowohl hinsichtlich des Eisenbahn- als auch des 
Straßennetzes nur quantitative Vergleiche angestellt. Die Qualität beider 
Verkehrsnetze dürfte in der Bundesrepublik im allgemeinen jene in 
Ungarn weit überflügeln. Auf die Leistungsfähigkeit des ungarischen 
Verkehrsnetzes werden wir noch später zurückkommen. 

2. Die Arbeitskraftquellen des Wachstums 

Bereits im Eingang wurde gesagt, daß Ungarn zu den europäischen 
Ländern mit relativ geringer Bevölkerung zählt. Wenn ein kleines Land 
in seiner wirtschaftlichen Entwicklung innerhalb relativ kurzer Zeit 
einen gewaltigen Schritt vorwärts tun will, so muß es - mehr als Länder 
mit reichlichem Bevölkerungsreservoir - versuchen, sein Arbeitskraft-
potential in den wirtschaftlichen Entwicklungsprozeß maximal und ratio-
nal einzugliedern. Eine maximale Eingliederung des eigenen Arbeits-
kraftpotentials braucht nicht unbedingt auch rational zu sein, und sie ist 
es auch in den meisten Fällen nicht. Aus diesem Grunde ist eine Unter-
suchung der Entwicklung des Arbeitsmarktes in Ungarn als eine der 
wesentlichen Stützen des wirtschaftlichen Aufschwungs sehr aufschluß-
reich. 

Die Zahl der "aktiven" Erwerbstätigen stieg in Ungarn vom 1. Januar 
1950 bis zum 1. Januar 1967 um insgesamt 723600 Personen!. (In dieser 
Zahl sind nach neue ster ungarischer Berechnungsmethode die Fachschü-
ler nicht mehr enthalten, während sie bis zum Jahre 1964 noch unter den 
aktiven Erwerbstätigen mitgeführt wurden.) Um die Zahl der "aktiven", 
d. h. aus einem tatsächlichen Arbeitseinkommen lebenden Erwerbstätigen 
in diesen 17 Jahren um die angegebene Zahl erhöhen zu können, mußten 
insgesamt rund 2,5 Mil!. Personen neu in den Arbeitsprozeß eingegliedert 
werden. Von 1950-1967 sind nämlich rund 900000 Erwerbstätige pen-
sioniert worden, etwa 620 000 Personen sind gestorben und 150 000 Er-
werbstätige haben das Land 1956 nach dem gescheiterten Aufstand ver-
lassen. Da die Bevölkerung in derselben Zeit nur um 843 000 Personen 
zunahm, rekrutierte sich die Mehrzahl der in den Arbeitsprozeß neu ein-
gegliederten Personen aus dem Kreis der bisher nicht erwerbstätigen 
Bevölkerung, und hier vornehmlich aus der weiblichen Bevölkerung. 

Welche Veränderungen diese Zunahme der Erwerbstätigen von 723600 
Personen in den 17 Jahren von 1950 bis 1967 in der Bevölkerungsstruktur 
hervorgerufen hat, zeigt folgende Tabelle: 

1 Statisztikai evkönyv (Statistisches Jahrbuch) 1965, S. 50/51. 
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Tabelle 1 
Die Entwicklung der Bevölkerung und der Erwerbstätigen in Ungarn 

Bevölkerungsgruppe 1950 1955 1960 1965 1967 

Gesamtbevölkerung .......... 9292,5 9766,6 9961,0 10135,5 10196,8 
a) Bevölkerung im erwerbs-

fähigen Altera) ............ 5788,0 5929,8 5896,3 6024,9 6082,0 
b) Bevölkerung im nicht 

erwerbsfähigen Alterb) .... 3504,5 3836,8 4064,7 4110,6 4114,8 
c) Erwerbstätige im erwerbs-

fähigen Alter ............. 3591,2 3914,7 4076,8 4286,9 4384,6 
d) Schüler im erwerbs-

fähigen Alter ............. 241,7 270,1 348,6 548,3 589,8 
e) Rentner im erwerbs-

fähigen Alter .............. 77,3 65,8 54,1 79,7 112,5 
f) Erwerbstätige im nicht 

erwerbsfähigen Alter ...... 515,6 555,3 633,1 451,6 445,8 
g) Erwerbstätige Bevölke-

rung insgesamt ............ 4106,8 4470,0 4709,9 4738,5 4830,4 
h) Anteil der erwerbstätigen 

Bevölkerung an der Gesamt-
bevölkerung .............. 44,2 45,8 47,3 46,8 47,4 

i) Anteil der Frauen an der 
Gesamtzahl der Erwerbs-
tätigen in v. H ............. 30,5 32,5 35,5 38,8 39,6 

a) Als erwerbsfähiges Alter gilt für die männliche Bevölkerung die Altersgruppe zwi-
schen 14-60 Jahren und für die weibliche Bevölkerung zwischen 14-55 Jahren . 

. b) Als nicht erwerbsfähiges Alter gilt für die männliche Bevölkerung die Altersgruppe 
bIS 14 Jahren und über 60 Jahren sowie für die weibliche Bevölkerung bis 14 und über 
55 Jahren. 

Die Tabelle deutet bereits starke strukturelle Veränderungen nicht nur 
innerhalb der Bevölkerungsgruppen, sondern noch mehr innerhalb der 
Gruppe der Erwerbstätigen an. Von den 723 600 zwischen 1950 und 1967 
neu in den Arbeitsprozeß eingegliederten Personen waren nämlich nicht 
weniger als 663 200 Personen Frauen; das sind rund 93 vH der neu hinzu-
gekommenen Erwerbstätigen. Aber selbst diese Zunahme hatte ein unter-
schiedliches Entwicklungstempo. Während in den Jahren 1950-1955 
293 200 neue Erwerbstätige in den Arbeitsprozeß eingegliedert werden 
konnten (davon 201 700 Frauen), betrug ihre Zahl in den Jahren 1955 bis 
1960 309900 (davon 220000 Frauen), in den Jahren 1960-1965 28600 
(167900 Frauen), und in den Jahren 1965-1967 91900 (davon 73600 
Frauen). Mit anderen Worten: eine Zunahme der Erwerbstätigen in den 
Jahren 1960-1965 konnte überhaupt nur durch Eingliederung weiterer 
Kreise der weiblichen Bevölkerung erzielt werden. Offenbar sind also 
in der männlichen Bevölkerung keine nennenswerten Arbeitskraftreser-
ven mehr vorhanden. 

Will man angesichts dieser Tatsache eine gewisse Vorstellung über die 
künftige Entwicklung der ungarischen Arbeitskräftebilanz gewinnen, 
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so muß man hierzu die Entwicklung der Bevölkerungsgruppen unter-
suchen, die vor dem erwerbsfähigen Alter, also jünger als 15 Jahre sind, 
sowie den Teil der Bevölkerung, der in erwerbsfähigem Alter ist, jedoch 
weder eine Ausbildung durchmacht, noch in die Gruppe der Frührentner 
eingestuft werden kann. Bei der Bevölkerungsgruppe über dem erwerbs-
fähigen Alter (bei Männern also über 60 und bei Frauen über 55 Jahren) 
scheint auf Grund der Entwicklung der letzten Jahre (s. Tabelle 1) die 
Neigung zur Fortsetzung einer Erwerbstätigkeit erheblich gesunken zu 
sein, so daß aus dieser Quelle ebenfalls keine nennenswerte Zunahme 
von Erwerbstätigen erwartet werden dürfte. 

Hier muß noch einmal wiederholt werden, daß die Eingliederung zu-
sätzlicher Erwerbstätiger in den letzten 10 Jahren zunehmend gerade 
aus der Bevölkerungsgruppe in erwerbsfähigem Alter erfolgte, also 
zunehmend solche Frauen eine Tätigkeit aufgenommen haben, die bisher 
nur als Hausfrauen tätig waren. Infolgedessen ist der Anteil der Erwerbs-
tätigen an der Bevölkerung in erwerbsfähigem Alter von 1950 bis 1967 
von 62 auf 79 vH gestiegen. Dabei sank das "potentielle Arbeitskraft-
reservoir" in dieser Bevölkerungsgruppe von 1 877 800 (1950) auf 995 100 
(1967) Personen. Die Bevölkerungsgruppe bis 14 Jahren hat ihren Anteil 
an der Gesamtbevölkerung von 23,3 vH (1950) auf 22,5 vH (1967) ver-
ringert, nachdem dieser Anteil in der Zwischenzeit zeitweilig (zwischen 
1955 und 1960) auf 24 vH zunehmen konnte. Seit 1960 sinkt der Anteil 
dieser Bevölkerungsgruppe ununterbrochen. Ungarn weist bekanntlich 
seit Jahren eine der niedrigsten (wenn nicht gar die niedrigste) Ge-
burtenrate der Welt auf (1966: 13,6 v. T., 1967: 14,6 v. T.). 

Rechnet man die Bevölkerungsgruppe bis 15 Jahren und den verblei-
benden Teil der Bevölkerungsruppe in erwerbsfähigem Alter ohne Schü-
ler und Rentner (Tabelle 1: Gruppe a-(c+d+e», dann ergibt sich ein 
"potentielles Arbeitskraftreservoir" von 4 043 000 Personen im Jahre 
1950 und ein solches von 3 292100 Personen in 1967. Doch ist dies nur ein 
theoretisches Reservoir, das erst in künftigen Jahren und dann auch nur 
zum Teil herangezogen werden kann. 

Ein weiteres theoretisches Arbeitskraftreservoir bestand in Ungarn zu-
nächst bei der landwirtschaftlichen Bevölkerung, da die Mechanisierung 
der Landwirtschaft noch nicht jenen Grad erreicht hat, bei welchem eine 
weitere Abgabe von Arbeitskräften an nichtlandwirtschaftliche Produk-
tionszweige nicht mehr möglich ist. Doch hat sich auch hier das im Jahre 
1950 noch relativ reichlich vorhandene Arbeitskraftpotential im Laufe 
der Jahre weitgehend ausgeschöpft. Es genügt darauf hinzuweisen, daß 
die Zahl der in der Landwirtschaft aktiv wirkenden Erwerbstätigen am 
1. Januar 1950 noch 2111600 Personen betrug, dagegen am 1. Januar 
1967 nur noch 1 493 900. Demnach sind 617 700 Personen aus der Land-
wirtschaft in andere Wirtschaftszweige abgewandert oder pensioniert 
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worden. Dabei hat es den Anschein, daß besonders der genossenschaft-
liche Sektor der ungarischen Landwirtschaft vieler seiner ursprüng-
lichen Arbeitskräfte verlustig gegangen ist, während im staatlichen Sek-
tor (wohl teilweise wegen der besseren und sicheren Verdienstverhält-
nisse) der Abgang nicht so kraß war. Die Angaben der offiziellen unga-
rischen Statistik hierüber sind allerdings widersprüchlich. Im staatlichen 
Sektor der Landwirtschaft waren am 1. 1. 1960 nach einer Quelle 370 300 
und am 1. 1. 1967 433 200 Personen als Arbeiter und Angestellte beschäf-
tigt2• Das würde eine Zunahme der Beschäftigten um 62900 Personen 
bedeuten. Nach einer anderen Angabe ist dagegen die Zahl der Arbeiter 
und Angestellten im staatlichen Sektor der Landwirtschaft von 291000 
Personen (1960) auf 272000 (1967), d. h. um 19000 Personen, zurück-
gegangen3• 

Eindeutiger ist dagegen die Statistik über die Arbeitskraftentwicklung 
in dem genossenschaftlichen Sektor der Landwirtschaft. Nach derselben 
Statistik betrug die Zahl der LPG-Mitglieder am Ende der Vollkollek-
tivierung (etwa Mitte 1961) 1128252 Personen, von denen 815000, d. h. 
72 vH "aktiv" waren. Im Jahre 1965 wurden nur noch 1 052 078 LPG-
Mitglieder ausgewiesen, von denen 684 000 "aktiv" waren, d. h. nur noch 
65 vH. Dies besagt, daß die Zahl der Rentner auch unter den LPG-Mit-
gliedern in den letzten Jahren relativ bemerkenswert zugenommen hat. 
Daneben ist eine ständige Veralterung der LPG-Mitglieder festzustellen. 
Allein von 1963 auf 1965 ist der Anteil der LPG-Mitglieder unter 40 Jah-
ren von 21,9 (1963) auf 21,2 vH gesunken, der Anteil der 60 und über 
60 Jahre alten LPG-Mitglieder dagegen von 37,8 vH auf 40,7 vH ge-
stiegen'. 

Diese Angaben zeigen, daß eine nennenswerte Arbeitskraftreserve in 
der Landwirtschaft für eine Abwanderung in andere Wirtschaftszweige 
nur noch sehr bedingt vorhanden ist. 

Man kann auf Grund des Dargelegten ohne übertreibung sagen, daß 
das ungarische Arbeitskraftpotential praktisch kaum noch Reserven auf-
weist. Die sich technisch immer mehr entwickelnde Produktion verlangt 
von jeder Volkswirtschaft, in welcher der Wendepunkt von der extensiven 
zur intensiven Weiterentwicklung erreicht worden ist, daß der fachliche 
Ausbildungsgrad der Erwerbstätigen gesteigert werden soll, damit nun-
mehr die Arbeitsproduktivität für eine Produktionssteigerung sorgen 
kann. Entsprechend scheint auch in Ungarn die Neigung der Erwerbs-
tätigen, besonders und in erster Linie der Arbeiter, zur Fortbildung 

2 Statisztikai evkönyv (Statistisches Jahrbuch) 1967, S. 54. 
3 Statisztikai evkönyv (Statistisches Jahrbuch) 1967, S. 55. 
4 Stat. Idöszaki Közlemenyek, 88. kötet: Mezögazdasagi adatok (Stat. Perio-

dische Mitteilungen, Bd. 88: Landwirtschaftliche Daten) I, S. 152. 
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immer mehr zu steigen. Es gibt jedoch keine umfassende statistische Ver-
öffentlichung über die Entwicklung des Ausbildungsgrades der Arbeiter-
schaft und der damit verbundenen Aufstiegsmöglichkeiten (d. h. zum 
Beispiel, ob und in welchem Umfange durch Fortbildung aus Arbeitern 
technische oder administrative Führungskräfte geworden sind). 

Was man zur Zeit feststellen kann, ist die zunehmende Zahl der Schüler 
und Studenten sowie der Absolventen von Fachschulen und Fachtechnika. 
Innerhalb der Arbeiterschaft kann man, zumindest für den Bereich der 
staatlichen Industrie, z. B. feststellen, daß der Anteil von Facharbeitern 
an der Gesamtzahl der in der Industrie tätigen Arbeiter am 1. Oktober 
196542 vH betrug gegenüber 39 vH am 30. September 1959. Der Anteil 
der angelernten Arbeiter belief sich in den entsprechenden Jahren auf 
37,1 bzw. 37,6 vH, während der der Hilfsarbeiter 19,6 bzw. 23,4 vH aus-
machte. Das bedeutet, daß ein bedeutsamer Teil der Hilfsarbeiter in der 
Zwischenzeit sich zumindest anlernen ließ, während bei den angelernten 
Arbeitern die Ausbildung zum Facharbeiter nicht in demselben Tempo 
erfolgte. Doch war auch hier ein Trend zum Facharbeiter hin zu beob-
achten. 

Die Zahl der Schüler und Fachschüler hat sich von 1950 bis 1967 wie 
folgt entwickelt: 

1950 1955 1960 1964 1964a) 

Schüler (männlich) ......... 101000 116500 114500 169100 185300 
Schüler (weiblich) .......... 80400 101500 117600 187500 220900 
Fachschüler (männlich) ..... 52700 45800 97600 120900 143300 
Fachschüler (weiblich) ...... 7500 6300 19600 30300 40300 

Quelle: Munkaeröhelyzet (1949 - 1. Januar 1964) (Lage der Arbeitskräfte), S. 143 und 
148--151. 

a) Für 1967 = Statisztikal evkönyv (Statistisches Jahrbuch) 1967, S. 52. 

Diese Zusammenstellung zeigt allerdings nur die Zahl der Schüler in 
den Tageskursen und den Stand am 1. Januar des betreffenden Jahres 
(nach dem ungarischen Schulsystem also inmitten des Schuljahres). Eine 
andere Zusammenstellung der Schüler und Studenten (im Statistischen 
Jahrbuch 1967, S. 352) zeigt dagegen die Schülerschaft am Beginn der 
entsprechenden Schuljahre und umfaßt alle Schüler und Studenten der 
Tages-, der Abend- und der Fernkurse. Diese Zusammenstellung ver-
mittelt folgende Entwicklung: 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-42285-2 | Generated on 2025-08-26 06:29:29



112 Oliver von Gajzäg6 

Schuljahr Grundschule Mittelschule Hochschule Fachschule 

1950/51 1229957 107925 32501 56800 
1955/56 1226200 155264 45431 61692 
1960/61 1392260 241036 44585 125343 
1965/66 1413512 407485 93957 172383 
1967/68 1331079 351186 83938 194591 

Zunahme 1950/68 102510 243261 51437 137791 

Die Zahl der Grundschulbesucher sinkt übrigens seit dem Jahre 1962/63 
ständig. Dieses Schuljahr zeigt einen Kulminationspunkt der Bevölke-
rung vom Geburtsjahrgang her an. Dies bedeutet praktisch, daß vom 
Schuljahrgang 1963/64 an nunmehr mit einer abnehmenden Möglichkeit 
der Auffüllung von Arbeitsplätzen aus dem Nachwuchs zu rechnen ist, 
auch dann, wenn ein geringerer Prozentsatz der Grundschüler sich zur 
Fortsetzung ihrer Weiterbildung auf den Mittel- und Hochschulen ent-
schließen würde. Im Gegenteil scheint jedoch die Neigung der Jugend, 
eine Arbeitsaufnahme durch Studium und Weiterlernen möglichst weit 
hinauszuschieben, immer noch im Wachsen begriffen. Dies wäre im 
Grunde ohnehin in volkswirtschaftlichem Interesses. 

3. Die finanziellen Quellen des Wachstums 
Investitionen und Entwicklung der Grundmittel 

Das ungarische statistische Jahrbuch 1965 ermöglicht einen Gesamt-
überblick über die in der Volkswirtschaft in der Zeit vom 1. August 1947 
(dem Zeitpunkt des Anlaufens des ersten Dreijahresplanes) bis Ende 
1965 getätigten Investitionssummen. Danach wurden in der angegebenen 
Zeit insgesamt 404,6 Mrd. Forint in die gesamte ungarische Volkswirt-
schaft (einschließlich der sog. nichtproduktiven Zweige) investiert. Weder 
Zusammensetzung noch Tempo dieses Investitionsgesamtbetrages war 
jedoch einheitlich, und so dürfte die Auf teilung des Gesamtbetrages in 
einzelne Zeitabschnitte einige Auskünfte über die seinerzeit und derzeit 
verfolgte Wirtschaftspolitik geben. An dieser Stelle soll allerdings zu-
nächst nur ein allgemeines Bild über die Entwicklung und Zusammen-
setzung der Investitionsbeträge gegeben werden. An späterer Stelle soll 
die Investitionspolitik kritisch ausgewertet und ihr tatsächlicher Einfluß 
auf die Wirtschaftsentwicklung des Landes untersucht werden. 

5 Der Einsatz höher und besser ausgebildeter Erwerbstätiger in den Arbeits-
prozeß wiegt den Zeitverlust ihrer später erfolgenden Arbeitsaufnahme im 
volkswirtschaftlichen Interesse meist auf. 
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Tabelle 2 
Die ungariscllen Investitionen 1947-1967 

(Werte in Mill. Forint in laufenden Preisen) 

Volkswirtschaftszweig Bis Ende 1951/ 1956/ 1961/ 1966/ 
1950 1955 1960 1965 1967 

Investitionen insgesamt .... 20070 68204 113504 202777 105684 
davon: 

Industrie ................ 7039 30857 48503 85208 46245 
darunter: 

Schwerindustrie ....... 6260 27976 40884 69258 36939 
Leichtindustrie ........ 371 1400 4136 8824 5171 
Nahrungsmittelindustrie 408 1481 3483 7126 4135 

Bauindustrie ............ 483 1495 2198 4554 2117 
Landwirtschaft .......... 2726 10996 19342 38680 16257 
Verkehr ................. 4020 7675 12815 23309 14936 
Handel .................. 474 1589 3964 6865 3655 
Kommunalwesena) ....... 5328 15592 26682 44161 22474 

in v.H. 

Investitionen insgesamt .... 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
davon: Industrie ......... 35,1 45,2 42,7 42,0 43,7 
darunter: 

Schwerindustrieb) ...... 88,9 90,7 84,3 81,3 79,9 
Leichtindustrieb) ....... 5,3 4,5 8,5 10,3 11,2 
Nahrungsmittelindustrieb) 5,8 4,8 7,2 8,4 8,9 

Bauindustrie ............ 2,4 2,2 1,9 2,2 2,0 
Landwirtschaft .......... 13,6 16,1 17,1 19,1 15,4 
Verkehr ................. 20,0 11,3 11,3 11,5 14,1 
Handel .................. 2,4 2,3 3,5 3,4 3,5 
Kommunalwesena) ....... 26,5 22,9 23,5 21,8 21,3 

a) Unter Investitionen für das Kommunalwesen fallen alle Investitionen im Bereich 
des Wohnungsbaus, des Verwaltungs-, des Gesundheits- und des Kulturwesens ein-
schließlich der Investitionen von Wirtschaftseinheiten in den einzelnen Wirtschaftszwe.i-
gen mit kommunalem Charakter, z. B. Betriebskindertagesstätten, Betriebskulturheime 
usw. 

b) Die Anteile der einzelnen Industriezweige beziehen sich auf die Investitionssumme 
für die gesamte Industrie. 

Quelle: Statisztikai eVkönyv, Statistisches Jahrbuch 1965, S. 44, und Statistisches Jahr-
buch 1967, S. 43-44. 

Die Tabelle zeigt das starke Anwachsen der Investitionsbeträge von 
einem Zeitabschnitt zum anderen. Eine eindeutige Interpretation der 
einzelnen Investitionsbeträge und ihrer Wirkung auf die tatsächliche 
Wirtschaftsentwicklung stößt auf verschiedene Schwierigkeiten. So ist 
z. B. erstens unbekannt, zu welchen Preisen die in den einzelnen Wirt-
schaftszweigen vorgenommenen und fertiggestellten Investitionsvorha~ 
ben tatsächlich verrechnet wurden, zweitens, welche Verschiebungen in 
den Preisrelationen für jene Güter eingetreten sind, die für die Verwirk-
lichung der in den betreffenden Wirtschaftszweigen durchgeführten In-
vestitionsvorhaben entscheidend waren. Ein kurzer Zusatz zu den statisti-

8 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 50/11 
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schen Ergebnissen besagt zwar, daß die Investitionsbeträge - mit Aus-
nahme des Jahres 1958, wo die "Bewertung" der Investitionen zu Preisen 
vom 1. Januar 1959 erfolgte - im allgemeinen die in den betreffenden 
Jahren effektiven Rechnungsbeträge zu laufenden Preisen zusammen-
fassen. Dies sagt jedoch nichts darüber aus, ob nicht im Laufe der Jahre 
z. B. der für den Bereich der schwerindustriellen Investitionen entschei-
dende Güterkreis eine Preissenkung erfuhr, so daß im Endergebnis ein 
sinkender Anstieg der Investitionsbeträge für den schwerindustrielIen 
Bereich nicht auf eine relativ nachlassende Förderung der Schwerindu-
strie, sondern lediglich auf eine Verbilligung der für die Durchführung 
von Investitionsvorhaben im schwerindustriellen Bereich notwendigen 
Güter und Bauten zurückzuführen sein würde. Es ist ferner bekannt, daß 
Preise für die gleiche Ware je nachdem unterschiedlich sind, ob die Ware 
in den staatlichen, den genossenschaftlichen oder in den ganz beschränk-
ten privaten Sektor der Volkswirtschaft geht. Eine wirklich detaillierte 
Auf teilung der Investitionsbeträge sowohl nach diesen verschiedenen 
Preisrelationen als auch nach der Verschiebung der Mittel unter den ein-
zelnen gesellschaftlichen Sektoren innerhalb derselben Wirtschaftszweige 
ist in Ungarn nicht vorhanden; daher läßt sich auch keine endgültige 
Aussage über die Entwicklung der Proportionen innerhalb der Investitio-
nenmachen. 

Aber selbst bei diesen Vorbehalten läßt sich aus der Entwicklung der 
Investitionsbeträge und ihrer Zeitabschnitte einiges herausfinden. Wenn 
man den Index der Entwicklung der Investitionsbeträge für die einzelnen 
Volkswirtschaftszweige von Periode zu Periode erstellt, so ergibt sich, 
daß in der Zeit von 1951-1955 die Schwerindustrie und die Landwirt-
schaft, in den Jahren 1956-1960 die Leicht- und die Nahrungsmittel-
industrie sowie der Handel und im Zeitabschnitt 1961-1965 die Leicht-, 
die Bau- und die Nahrungsmittelindustrie im Vergleich zu den übrigen 
Volkswirtschaftszweigen besonders gefördert worden sind, daß also die 
Investitionsmittel für die angegebenen Bereiche in den betreffenden Zeit-
abschnitten gegenüber den anderen Volkswirtschaftszweigen stärker ge-
stiegen sind. 

Es hat demnach auf Grund der Entwicklung der Investitionsbeträge in 
Ungarn den Anschein, als ob der absolute Vorrang der Schwerindustrie 
nur bis zum Ende 1955 bestanden hätte und danach bereits eine etwas aus-
gewogenere Entwicklung innerhalb der gesamten Volkswirtschaft ange-
strebt worden ist (s. Tabelle 2). Wir werden im weiteren Verlauf dieser 
Arbeit noch zu untersuchen haben, auf welche Gründe diese Entwicklung 
zurückgeführt werden könnte. Viel ist in dieser Hinsicht noch nicht ge-
schehen, doch immerhin mehr als in manchen anderen Ostblockländern. 

Ebenfalls interessant ist die Entwicklung der Investitionsbeträge nach 
den einzelnen Ausgabenbereichen. Mit Ausnahme der ersten Investitions-
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periode wiesen die einzelnen Zeitabschnitte in dieser Beziehung folgende 
Auf teilung auf: Von den Gesamtbeträgen entfielen (in Millionen Forint 
in laufenden Preisen) auf Ausgaben für 

1951/1955 
195611960 
1961/1965 
1966/1967 

1951/1955 
1956/1960 
1961/1965 
1966/1967 

Bauten 

40965 
56610 
91158 
49654 

In v.H.: 

60 
50 
45 
47 

Maschinen Sonstige Ausgaben 

18340 8899 
44895 11999 
89956 21663 
44812 11218 

27 13 
39 11 
44 11 
42 11 

Diese Entwicklung deutet an, daß die Ausgaben für Bauten innerhalb 
der Investitionsmittel, wohl in erster Linie durch nachlassende Baupreise, 
ausgelöst durch die in den letzten Jahren in steigendem Umfang mechani-
sierte Produktionsweise, laufend bis 1965 abnahmen, während die ma-
schinelle Ausrüstung der neuen Investitionsvorhaben immer stärker und 
wertvoller wurde. Die Entwicklung seit 1966 kann noch nicht endgültig 
bewertet werden. Die sonstigen Ausgaben umfassen Ausgaben für Pla-
nung und Projektierung der Investitionsvorhaben, Ausgaben für In-
stallationsarbeiten und sonstige Kosten. Sie scheinen in der letzten Zeit 
einen relativ konstanten Teil der Investitionsbeträge zu bilden. 

Weit interessanter ist die Auf teilung der Investitionsbeträge in den 
einzelnen volkswirtschaftlichen Bereichen nach Branchen innerhalb die-
ser Bereiche. Leider gibt es hierüber erst seit 1960 eine ausführliche 
Statistik, aber auch so kann man rund 59 vH aller ungarischen Investitio-
nen seit Beginn der Planwirtschaft (1. August 1947) nach Branchen er-
fassen und die Veränderungen der Investitionsschwerpunkte in den 
letzten (für die Wirtschaftsentwicklung des Landes wichtigsten) sechs 
Jahren feststellen. 

Die Tabelle 2 zeigte bereits, daß das Gewicht der Industrie an den 
volkswirtschaftlichen Gesamtinvestitionen seit 1951/55 von Periode zu 
Periode laufend abnimmt. Gleichzeitig zeigte sich jedoch, daß innerhalb 
der Investitionen für die Industrie das Gewicht der Leicht- und der 
Nahrungsmittelindustrie zu Lasten der Schwerindustrie ebenfalls seit 
dieser Periode im Steigen begriffen ist. Die Investitionsstatistik nach 
Branchen erlaubt uns, den Schwerpunktverlagerungen der Investitions-
beträge zumindest in den letzten sechs Jahren folgen zu können. 

S' 
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Sie zeigt, daß innerhalb des schwerindustriellen Bereichs nur drei 
Branchen, nämlich (in der Reihenfolge der Zunahme der Investitions-
beträge für sie) die chemische und Gummiindustrie, die Industrie der 
Massenartikel aus Metall (innerhalb der Maschinenindustrie) und der 
Bergbau 1965 einen höheren Investitionsanteil erhielten als 1960, wäh-
rend eine weitere Branche, die Elektroenergie-Erzeugung, den Anteil 
ihrer Investitionssumme halten konnte. Alle übrigen Branchen der 
Schwerindustrie mußten sich 1965 mit einem geringeren Investitions-
anteil als 1960 begnügen. Dies bedeutet natürlich nicht, daß diese Bran-
chen nunmehr vernachlässigt worden sind, sondern es deutet darauf 
hin, daß in diesen Branchen der für ihre Entwicklung entscheidende In-
vestitionsimpuls offenbar bereits vollzogen ist und eine kontinuierliche 
Entwicklung dieser Branchen nunmehr bei relativ langsam ansteigenden 
Investitionsbeträgen gewährleistet zu sein scheint. 

Infolge der geschilderten Entwicklung ist der Anteil der Investitions-
beträge für die Schwerindustrie an der Investitionssumme für die ge-
samte Industrie von 83,7 vH (1960) auf 79,8 vH (1967) zurückgegangen. 
Der absolute Investitionsbetrag für die Schwerindustrie ist allerdings in 
derselben Zeit von 12,442 auf 20,556 Mrd. Forint oder um 65 vH ge-
stiegen. 

Anders verlief die Entwicklung im Bereich der Leichtindustrie. Der 
Anteil der Leichtindustrie an dem Gesamtbetrag der Investitionen für die 
Industrie stieg von 9,6 vH (1960) auf 12,4 vH (1967) und der absolute 
jährliche Betrag von 1,417 auf 2,897 Mrd. Forint, oder um 104 vH. Die ein-
zelnen Branchen der Leichtindustrie profitierten jedoch von dieser Ent-
wicklung in den einzelnen Jahren in unterschiedlichem Umfang {so Tab. 3). 

Am meisten gefördert wurde demnach die Textilindustrie, die in drei 
Jahren (1963-1964 und 1967) über die Hälfte der in diesen Jahren auf die 
Leichtindustrie entfallenden Investitionsbeträge erhielt. Auch die Papier-
industrie wurde besonders in den Jahren 1961-1962 und 1965-1966 mit 
erhöhten Investitionssummen bedacht. Die in den letzten Jahren zu 
beobachtende stärkere Förderung der Branchen Druckerei-, Leder-, Pelz-
und Schuhindustrie, Bekleidung und Sonstige Leichtindustriebranchen 
sowie auch Kunst- und Hausgewerbe ging zu Lasten der Investitionen 
für die Papierindustrie (in 1967) und der Holzverarbeitungsindustrie 
(seit 1965). Die gegenüber der Zeit 1960/62 erheblich gestiegenen Investi-
tionsbeträge der Jahre 1963/65 und besonders der Jahre 1966/67 in der 
Textilindustrie zeigen deutlich, daß man in Ungarn sowohl die Kapazität 
der Textilindustrie zu erweitern als auch die bestehende Kapazität zu 
modernisieren trachtet. Kapazitätserweiterung wird vor allen Dingen im 
Bereich der Kunstfaserverarbeitung angestrebt, während die Moderni-
sierung in erster Linie im Bereich der herkömmlichen Faserverarbeitung 
erfolgt. 
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Tabelle 3 
Auf teilung der Investitionen in der Leichtindustrie in den Jahren 1960-1967 

Industriebranche 1960 1963 1965 1967 1960/67 

Werte (in Mill. Forint) 

1. Holzverarbeitung .................. 266 192 310 303 2063 
2. Papierindustrie .................... 136 207 538 197 2355 
3. Druckerei ......................... 85 121 66 198 856 
4. Textilindustrie .................... 690 963 930 1542 7477 
5. Leder-, Pelz- und Schuhindustrie ... 122 103 178 269 1171 
6. Bekleidungsindustrie .............. 68 69 54 126 584 
7. Sonstige Leichtindustrie ........... 39 100 83 205 739 
8. Kunst- und Hausgewerbe .......... 11 16 17 57 167 

Anteile (in v. H. der Leichtindustrieinvestitionen) 

1. Holzverarbeitung .................. 18,7 10,8 14,3 10,5 13,4 
2. Papierindustrie ................... 9,6 11,7 24,7 6,8 15,2 
3. Druckerei ......................... 6,0 6,8 3,0 6,8 5,6 
4. Textilindustrie .................... 48,7 54,4 42,7 53,2 48,5 
5. Leder-, Pelz- und Schuhindustrie ... 8,6 5,8 8,2 9,3 7,6 
6. Bekleidungsindustrie .............. 4,8 3,9 2,5 4,3 3,8 
7. Sonstige Leichtindustrie ........... 2,8 5,7 3,8 7,1 4,8 
8. Kunst- und Hausgewerbe .......... 0,8 0,9 0,8 2,0 1,1 

Schließlich konnte die Nahrungsmittelindustrie als letzter Zweig der 
Gesamtindustrie ihren jährlichen Investitionsbetrag von 998 (1960) auf 
2313 Mil!. Forint (1967) oder um rund 132 vH erhöhen. 

Es zeigt sich somit deutlich, daß Ungarn bei den Industrieinvestitionen 
den konsumnahen Industriezweigen in der letzten Zeit größere Mittel 
zukommen läßt als es in den früheren Jahren der Fall war. Allerdings 
sollte auch die Industrie zur Produktion von Verkehrsmitteln, und hier 
besonders die IKARUS-Autobusfabrik, erheblich erweitert werden. Die 
Ungarn beabsichtigen, aus dieser Fabrik bis 1970 die größte Autobus-
Fabrik Europas zu schaffen. Ein so groß angelegtes Vorhaben wird ohne 
Zweifel die Investitionsproportionen der nächsten Jahre merklich beein-
flussen. Welche Wirkungen solche Vorhaben auf die Gesamtstruktur der 
ungarischen Industrie in den kommenden Jahren haben werden, wird im 
Abschnitt über die Probleme der weiteren Wirtschaftsentwicklung noch 
erörtert werden. 

Die weitaus größte Aufmerksamkeit in der Bauindustrie wird nach wie 
vor dem Hochbau geschenkt. Die Mechanisierung dieses Industriezweiges 
zur Beschleunigung des Wohnungsbauprogramms erfordert in der Tat 
erhebliche Investitionsmittel, welche jedoch für eine spürbare Ent-
lastung des nach wie vor sehr angespannten Wohnungsmarktes nennens-
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Tabelle 4 
Auf teilung der Investitionen in der Bauindustrie in den Jahren 1960-1967 

Branchen 1960 1963 1965 1967 1960/67 

Werte in Mill. Forint 

1. Hochbau .......................... 538 626 477 729 4292 
2. Tiefbau •••••••••••••• 0 •••••••••• o' 291 300 336 331 2274 
3. Baunebengewerbe ................. 32 43 21 28 221 
4. Bauplanungsunternehmen • 0 ••••••• 26 82 102a) 91 630 

Gesamte Bauindustrie ................ 887 1051 936a) 1179 7417 

Anteile (in v. H. der Bauindustrieinvestitionen) 

1. Hochbau •••••••••• 0 ••••••••••••••• 60,7 59,6 51,0 61,8 57,9 
2. Tiefbau ........................... 32,8 28,5 35,9 28,1 30,6 
3. Baunebengewerbe ................. 3,6 4,1 2,2 2,4 3,0 
4. Bauplanungsunternehmen ......... 2,9 7,8 10,9 7,7 8,5 

a) = Im Statistischen Jahrbuch 1967 gegenüber den Vorjahren revidierte Ziffern. 

wert höher liegen müßten als bisher. Man erstellt zwar immer neue 
Fabriken für Fertigbauelemente, aber eine wesentliche Beschleunigung 
des Wohnungsbauprogramms konnte noch nicht erreicht werden. 

Daneben hat auch der Tiefbau in den letzten Jahren eine wachsende 
Bedeutung erhalten. Damit scheint Ungarn der allgemeinen Entwicklung 
des modernen Verkehrswesens Rechnung tragen zu wollen, in welcher 
die Bedeutung des Straßenverkehrs erheblich gestiegen ist. Der Tiefbau 
war offenbar lange Jahre hinter der allgemeinen technischen Entwick-
lung und Ausstattung des Hochbaus zurückgeblieben, so daß er nunmehr 
mehr Finanzmittel zur weiteren Modernisierung der Tiefbauweise er-
halten soll. Hinzu kommt noch ein umfangreiches Programm der Erweite-
rung des Untergrundbahn-Netzes in Budapest, das ebenfalls erhöhte An-
forderungen an den technischen Stand des Tiefbaues stellt. 

Im Bereich der Landwirtschaft hat sich unter den einzelnen Investi-
tionsträgern im Laufe der Jahre 1960-1967 ebenfalls eine gewisse 
Wandlung vollzogen. Den größten Zuwachs ihrer Investitionsmittel 
konnten die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften aus dem 
zentralen Investitionsfonds erzielen; der Investitionsbetrag für Zwecke 
der LPG ist von 3351 (1960) auf 5140 (1967) Mill. Forint gestiegen. In-
folge dieser Entwicklung erhöhte sich der Anteil der LPG an den land-
wirtschaftlichen Gesamtinvestitionen von 43 vH (1960) auf 59 vH (1967). 
Die Zunahme der Investitionszuwendungen für Staatsgüter war in der-
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selben Zeit nicht so auffallend (von 1767 Mill. Forint in 1960 auf 2259 
Mill. Forint in 1967), und dementsprechend ist auch ihr Anteil weit be-
scheidener (von 23,0 auf 25,9 vH in den acht Jahren) gestiegen. Dagegen 
verringerten sich die Investitionsbeträge für die staatlichen Maschinen-
und Traktorenstationen ganz erheblich (in absoluten Werten von 1773 
Mill. Forint auf 175 Mill. Forint in der Zeit 1960-1967) und entsprechend 
sank ihr Anteil an der landwirtschaftlichen Gesamtinvestition von 22,9 
auf 2,0 vH. Diese Entwicklung ist in erster Linie darauf zurückzuführen, 
daß die landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften nach 1956 eigene 
Traktoren und landwirtschaftliche Maschinen erwerben konnten, so daß 
dadurch die Bedeutung der MTS stark zurückgegangen ist. Die heutige 
Bedeutung der MTS gründet sich auf die Tatsache, daß viele LPG finan-
ziell noch nicht stark genug sind, um einen ausreichenden eigenen Trak-
toren- und landwirtschaftlichen Maschinenpark zu haben, und daher 
immer noch gezwungen sind, die Dienstleistungen der MTS in Anspruch 
zu nehmen. Einen gewissen Anstieg ihrer Investitionsmittel in den letzten 
acht Jahren konnten auch die Bodenmeliorationsunternehmen verzeich-
nen, wenn auch dieser Anstieg relativ bescheiden war. Das Hauptgewicht 
dürfte hier in der Anschaffung und Unterhaltung eines Flugzeugparkes 
für landwirtschaftliche Zwecke, ferner in der Unterhaltung von landwirt-
schaftlichen Forschungsinstituten liegen, die im Bereich des Landwirt-
schaftsministeriums ar bei ten. 

Auf dem Gebiet des Verkehrswesens fällt es auf, daß der jährliche 
Investitionsbetrag für den Straßentransport in Höhe von 1743 Mil!. 
Forint (1960) in der Folgezeit nur in zwei Jahren (1963 und 1967) über-
troffen werden konnte (mit 1781 bzw. 2259 Mill. Forint). 

Man muß hierzu allerdings vermerken, daß der Investitionsbetrag für 
den Straßentransport 1960 besonders hoch war. Dagegen stieg der In-
vestitionsbedarf für den Eisenbahntransport von 2879 auf 4382 Mil!. 
Forint in derselben Zeit. Entsprechend veränderten sich auch die Anteile 
dieser beiden Transportzweige an der gesamten Investitionssumme für 
den Verkehr: der Anteil der Investitionssumme für den Eisenbahntrans-
port ist von 51,3 vH (1960) auf 53,9 vH (1967) gestiegen, dagegen der Anteil 
der Investitionsbeträge für den Straßentransport in derselben Zeit von 
31,1 vH auf 25,8 vH zurückgegangen. 

Neben diesen beiden großen Transportträgern steigt die Bedeutung 
einer modernen Transportart auch in Ungarn ganz besonders schnell, 
nämlich des Transports durch Rohrleitungen. Die Investitionsbeträge für 
diesen Transportbereich sind in Ungarn in der Gruppe "Sonstige Zweige 
des Verkehrswesens" untergebracht und zeigen einen beachtlichen Auf-
schwung. Sie übertreffen seit 1963 die Investitionsmittel für das Post-
und Fernmeldewesen, das sich auch in Ungarn in einer Modernisierungs-
welle befindet. Die Investitionsmittel für die Gruppe "Sonstige Zweige 
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des Verkehrswesens" stiegen von 20 auf 257 Mill. Forint, ihr Anteil an 
dem gesamten Investitionsbetrag für das Verkehrswesen von 0,4 auf 
3,2 vH in der Zeit 1960/67. Da diese moderne Transportart relativ billig 
ist und da ferner in Ungarn immer wieder neue Erdöl- und Erdgasfund-
orte erschlossen werden und auch die Erdöl- und Erdgaseinfuhr mittels 
Rohrleitungen zunimmt, kann man mit einer anhaltenden Bedeutung 
dieser Gruppe auch künftig rechnen, die auch einen entsprechenden In-
vestitionsbedarf haben wird. 

Die Investitionen für den reinen Straßen- und Brückenbau nahmen in 
der Zeit 1960-1967 von 249 auf 309 Mill. Forint oder um etwas über 
24 vH zu. Das ist nicht viel, wenn man bedenkt, daß das ungarische 
Straßennetz nicht sehr modern ist. Hier wird man in den kommenden 
Jahren entschieden mehr aufwenden müssen, wenn man das Ver-
teilungsnetz entsprechend den modernen Anforderungen an das Ver-
kehrswesen leistungsfähig machen und halten will. 

Auf der anderen Seite scheint auch das Post- und Fernmeldewesen 
seine höchste und modernste Ausbaustufe noch nicht erreicht zu haben. 
Aus diesem Grunde wird künftig eine wachstumsoptimale Auf teilung der 
Investitionsbeträge gerade auf dem wichtigen Gebiet des Verkehrswesens 
sicherlich weit schwieriger sein als in den vorangegangenen Jahren, 
denn die Effizienz der Wirtschaftspolitik und das Wachstumsoptimum der 
einsetzenden Mittel wird nur bei einem optimal funktionierenden Ver-
kehrssystem erreicht werden können. 

Die im Hinblick auf die erhaltenen Investitionsbeträge wichtigste 
Branche innerhalb des Handels wird in der offiziellen ungarischen Sta-
tistik als "Gemeinschaftsverpflegung" bezeichnet. Darunter ist jedoch 
zum größten Teil das gesamte Gaststättengewerbe und das Fremden-
verkehrswesen zu verstehen und nur zu einem gewissen Teil die betrieb-
liche Gemeinschaftsverpflegung. Obwohl Ungarn bereits vor dem zweiten 
Weltkrieg ein namhaftes Fremdenverkehrsland war, kämpft das Land 
zur Zeit noch um den Anschluß an den modernen Fremdenverkehr, des-
sen Bedeutung lange Jahre von der ungarischen Wirtschaftsführung 
außer acht gelassen wurde. Um so mehr strebt man nun einen schnellen 
Ausbau des Fremdenverkehrsnetzes, des Hotels- und Gaststättennetzes 
sowie dessen Modernisierung an. Die vielen in der Fachpresse zu finden-
den Projekte lassen darauf schließen, daß der Investitionsbedarf dieser 
Branche in Zukunft unter Umständen noch empfindlich steigen kann und 
somit ihre Bedeutung für die Investitionen innerhalb des Handels 
zumindest auf der derzeitigen Höhe erhalten bleiben wird. Dasselbe 
müßte man eigentlich auch vom Einzelhandel sagen, dessen Investitions-
mittel seit 1960 mit Ausnahme des Jahres 1962 stets über 20 vH der 
Investitionsmittel für den gesamten Handel ausmachten; aber damit 
wird nur der Versuch gemacht, die Vernachlässigung früherer Jahre 
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etwas aufzuholen und das Ladennetz dem Bedarf der Bevölkerung 
entsprechend zu verdichten und zu modernisieren. Auch hier stecken 
noch große Aufgaben für die Zukunft, wenn man die Bevölkerung in 
kommenden Jahren weit besser als bisher versorgen will. Ebenfalls in 
diese Richtung zielen letztlich auch die Investitionen für die Branche 
"Vorratswirtschaft", in deren Rahmen vor allen Dingen die Erstellung 
und Unterhaltung ausreichender Lager- und Kühlhäuser fällt. 

Etwas anders verhält es sich mit der Branche "Aufkauf", d. h. mit den 
Unternehmen, die den staatlichen Aufkauf landwirtschaftlicher Erzeug-
nisse durchführen. Hier hat es auf Grund der Entwicklung der In-
vestitionsmittel den Anschein, als ob die Erstellung entsprechender Ka-
pazitäten (wohl auch hier in erster Linie Lagerhäuser) in etwa vollendet 
sei und der Zuwachs nunmehr nur noch im Maßstab der zeitgemäßen 
Notwendigkeit gefördert wird. 

Die letzte Branche des Gesamthandels, der Großhandel, hat offenbar 
seine große Aufbauperiode ebenfalls beendet und scheint nur mit dem 
normalen Zusatzbedarf konform mit Investitionsmitteln bedacht zu 
werden. 

Bei den Investitionsmitteln für das Kommunalwesen ist seit Jahren die 
wichtigste Gruppe der Wohnungsbau, der seit 1960 stets über 32 vH aller 
Mittel für das Kommunalwesen (innerhalb der letzten Jahre mit steigen-
der Tendenz) erhielt. Doch scheint die Zunahme der Investitionsbeträge 
in absoluten Werten (sie stiegen in der Zeit von 1960-1967 von 2643 auf 
3695 Mill. Forint) im Grunde nur der Verteuerung der Baupreise gefolgt 
zu sein. 

Einen bedeutsamen Teil der kommunalen Gesamtinvestitionen erhält 
noch (ebenfalls mit steigender Tendenz) das Kulturwesen, dessen In-
vestitionsbetrag in absoluten Werten von 1477 Mill. Forint (1960) auf 
2237 Mill. Forint (1967) gestiegen ist. Hier sind in erster Linie die Schul-
bauten und die Errichtung von Bibliotheken und Kulturheimen die 
Hauptziele der Investitionstätigkeit. Dagegen konnten das Gesundheits-
und das Sozialwesen erst in den letzten Jahren eine Zunahme ihres 
Anteils an den Gesamtinvestitionen für das Kommunalwesen erzielen. 
Dabei stieg der Anteil des Gesundheitswesens weniger stark als der des 
Sozialwesens an (ersterer von 8,8 auf 9,9, letzterer von 7,5 auf 14,1 vH 
in den Jahren 1960 bis 1967). Die Investitionen im Gesundheitswesen 
sind besonders zur Erhaltung der Arbeitskraft bedeutsam geworden; im 
Sozialwesen macht die rasche Veralterung der Bevölkerung die zuneh-
mende Erstellung von Altersheimen erforderlich. 

Diese hier nur kurz angedeuteten Entwicklungen im Kommunalbereich 
zeigen, daß im sog. "nichtproduktiven Sektor" der Volkswirtschaft wach-
sende Aufgaben auf die politische und wirtschaftliche Führung des Lan-

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-42285-2 | Generated on 2025-08-26 06:29:29



122 Oliver von Gajzag6 

des zukommen, deren Vernachlässigung oder auch volle Berücksichtigung 
die volkswirtschaftliche Ertragskraft des Landes merklich beeinflussen 
muß und zunehmende Probleme aufwerfen wird. 

Die Untersuchung der Entwicklung der Investitionsstruktur, so grob 
sie hier aus räumlichen Gründen auch geschehen mußte, umfaßt aller-
dings nicht jene Investitionen, die der genossenschaftliche, aber auch 
der (wenn auch sehr kleine) private Sektor der Volkswirtschaft aus eige-
nen Mitteln jährlich vornehmen. über diese gibt es keine Angaben, ob-
wohl es bekannt ist, daß besonders die landwirtschaftlichen Produktions-
genossenschaften in den letzten Jahren in zunehmendem Umfang In-
vestitionen auch aus eigenen Mitteln vornehmen. 

4. Die Entwicklung der ungarischen 
Volkswirtschaft nach dem Zweiten Weltkrieg 

Als Ungarn am Ende des Zweiten Weltkrieges daran ging, seine Volks-
wirtschaft wieder in Gang zu bringen, haben die politischen Parteien, die 
sich am 2. Dezember 1944 in der Unabhängigkeits-Front zusammen-
schlossen - die Sozialdemokratische Partei, die Unabhängige Kleinland-
wirtepartei, die Nationale Bauernpartei und die Ungarische Kommu-
nistische Partei -, zunächst als wirtschaftspolitisches Programm die Be-
seitigung des Großgrundbesitz-Systems durch eine radikale Bodenreform, 
die staatliche Kontrolle des Großkapitals bei Beibehaltung des Privat-
eigentums und die Verstaatlichung der Bodenschätze vorgesehen. 

Die Bestandsaufnahme der wirtschaftlichen Kräfte des Landes zeigte 
1945, daß das Land im Zweiten Weltkrieg einen Gesamtverlust von 
21,95 Mrd. Pengö (in Werten des Jahres 1938), oder fast 88 Mrd. Forint, 
erlitten hat6• Hinzu kam der im ungarischen Friedensvertrag festgelegte 
Wert von Wiedergutmachungen in Höhe von 300 Mill. Dollar, oder wei-
terer 1,545 Mrd. Pengö zu Werten von 1938 (6,2 Mrd. Forint), wovon die 
Sowjetunion 200, Jugoslawien 70 und die Tschechoslowakei 30 Mill. Dollar 
erhalten sonte7• Der effektive Substanzverlust und die Reparationen 
machten also insgesamt 94,2 Mrd. Forint aus, die das Land aufbringen 
mußte, um seine Wirtschaft erst etwa auf das Niveau der Vorkriegszeit 
zu bringen. 

e Közgazdasagi Szemle (Volkswirtschaftliche Rundschau), Nr. 3 vom Dezem-
ber 1954, S. 339. 

7 Ivan T. BeTend: Ujjaepites es a nagytöke elleni hare Magyarorszagon 
(Wiederaufbau und der Kampf gegen das Großkapital in Ungarn 1945-48), 
Budapest 1962, S. 46. 
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Vom Gesamtverlust waren die einzelnen volkswirtschaftlichen Be-
reiche unterschiedlich betroffen. Den größten Verlust verzeichneten die 
Privathaushalte mit 5,25, die Landwirtschaft und das Verkehrswesen mit 
je 3,69 Mrd. Pengö in Werten des Jahres 1938. Aber auch die Fabrik-
industrie erlitt einen Verlust von über 2 Mrd. Friedenspengö8• 90 vH 
aller Betriebe wiesen größere oder kleinere Kriegsschäden auf. Rund 
50 vH der Grundfonds der Fabrikindustrie waren vernichtet9• Der Ka-
pazitätsverlust der Gesamtindustrie betrug rund 24 vH. Aber selbst diese 
verringerte Produktionsbasis wurde durch Reparationsauflagen weiter 
geschmälert, da im Sinne des Friedensvertrages 5,6 vH der industriellen 
Reparationslieferungen Ungarns an die Sowjetunion (in Geldwert 48,7 
Mill. Friedenspengö) in Form von Demontagen bestehender Fabrikations-
einrichtungen erfolgen sollten. Nach offiziellen Angaben10 wurde die 
Demontage der vorgesehenen Fabrikationseinrichtungen noch im ersten 
Lieferjahr (vom 20. Januar 1945 an) im Werte von rund 51 Mill. Friedens-
pengö durchgeführt und an die Sowjetunion übergeben. Damit erhöhte 
sich der Kapazitätsverlust der ungarischen Industrie auf insgesamt 911 
Mill. Friedenspengö. 

Auf dieser verringerten Produktionsbasis begann der Wiederaufbau 
der ungarischen Industrie und damit der ungarischen Wirtschaft. Im 
Anfang machte den Wirtschaftspolitikern des Landes die Bremsung und 
dann die Beseitigung der Inflation die größte Sorge, einer Inflation, die in 
der Weltgeschichte einmalige Ausmaße annahm. Sie wurde gespeist 
einerseits durch die knappen Warenbestände, andererseits durch die An-
kurbelung der Wirtschaft durch staatliche Finanzmittel, denen keine 
entsprechenden Einnahmen gegenüberstanden. Immer mehr wurde die 
einzige Quelle der wachsenden staatlichen Ausgaben die Erhöhung des 
Geldumlaufs durch weitere Papiergeldemissionen. Auf Grund dieser 
Entwicklung stieg die Geldumlaufmenge im Verlauf des Jahres 1945 
schon sehr beträchtlich an: Ende August 1945 betrug der Geldumlauf 
"erst" 24 Mrd. Pengö, Ende Oktober schon 106 und Ende Dezember 
765 Mrd. Pengö. Die Inflation beschleunigte sich dann 1946 in schwin-
delndem Tempo: im Frühjahr 1946 belief sich der Geldumlauf auf 34 000 
Mrd. Pengö, Ende Juni auf 6277 Trillionen Pengö und am letzten Tage 
der Inflation auf 47,35 Quadrillionen Pengöl1• 

Aus Raummangel kann die Erörterung der Stabilisierung und die Aus-
arbeitung verschiedener Entwicklungspläne der einzelnen ungarischen 

8 Közgazdasagi Szemle (Volkswirtschaftliche Rundschau), Nr. 3 vom Dezem-
ber 1954, S. 359. 

B György Rcinki: Magyarorszag gazdasaga az elsö 3 eves terv idöszakaban 
(Die Volkswirtschaft Ungarns in der Zeit des ersten Dreijahresplans 1947-
1949), Budapest 1963, S. 9. 

10 BeTend, a.a.O. 
11 Rcinki, a.a.O., S. 11-12. 
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Parteien hier nicht behandelt werden. Es genügt hier festzustellen, daß 
die ungarischen Regierungen bis zur Machtübernahme durch die Kom-
munisten durchaus geneigt waren, die künftige Wirtschaftsentwicklung 
Ungarns unter nennenswerter ausländischer Finanzhilfe zu betreibenl2• 

Die Bodenreform, die nach 1945 erfolgte, griff bereits entscheidend in den 
Bereich des Privatbesitzes ein und leitete die Verstaatlichung auch wei-
terer Zweige der Volkswirtschaft ein. Nachdem die ungarischen Parteien 
sich auf die Verwirklichung eines Dreijahresplanes zur Entwicklung der 
Volkswirtschaft geeinigt hatten, wurde der kommunistische Druck auf 
Verstaatlichung der Großbanken zur Gewährleistung der Kreditvergabe 
und Verhinderung von ihrer Meinung nach ungebührlichen Gewinnen 
aus der Kreditvergabe für den Dreijahresplan verstärktl3• Die Verstaat-
lichung der Banken erfolgte dann im Dezember 194714, nachdem am 
1. August 1947 der Dreijahresplan mit einem Gesamtinvestitionsbetrag 
von 6585 MiIl. Forint gestartet wurde. Vom Investitionsbetrag sollten 
30,4 vH auf die Landwirtschaft, 26,5 vH auf Bergbau und Industrie, 
25,4 vH auf Verkehr und Post und 17,7 vH auf kommunale Vorhaben 
entfallenl5• 

Von der Verstaatlichung der Banken war nur noch ein Schritt zur Ver-
staatlichung der gesamten Industrie, wurde doch ein bedeutender Teil 
der Industriebetriebe, an denen die Kreditinstitute erhebliche Besitz-
anteile hatten, durch die Verstaatlichung der Banken mittelbar bereits 
verstaatlicht. Die Verstaatlichung der Industrie erfolgte im wesentlichen 
(zu 82 vH) dann im März 194816• 

Die tatsächliche Erfüllung des ersten Dreijahresplanes zeigte bereits 
eine starke Abweichung der Realität von den ursprünglichen Plansätzen. 
Gegenüber der vorgesehenen Investitionssumme von 6585 Mil!. Forint 
wurden tatsächlich 10406 Mil!. Forint investiert, wobei allerdings nicht 
festzustellen ist, welcher Prozentsatz von dieser scheinbaren Mehr-
investition den gestiegenen Investitionskosten zu verdanken ist, da die 
ursprünglichen Investitionsbeträge wohl auf Grund der Preise im Jahre 
1947 festgesetzt wurden. Mehr jedoch als im Gesamtbetrag der Investition 
trat eine Abweichung von den ursprünglichen Plan ansätzen in der In-
vestitionsrichtung ein. Die Industrie erhielt statt 26,5 nunmehr 32,2 vH, 
die Landwirtschaft statt 30,4 nur 17,1 vH, der Verkehr statt 25,4 nur 20,7 
vH, während auf kommunale Vorhaben statt 17,7 nunmehr 27,1 vH der 
Investitionen entfielen. Der Rest verteilte sich auf die Bauindustrie und 
den Handel. 

12 BeTend, a.a.O., S. 51 und Ranki, a.a.O., S. 40. 
13 Ranki, a.a.O., S. 48. 
14 Ranki, a.a.O., S. 92. 
15 Ranki, a.a.O., S. 74. 
16 Ranki, a.a.O., S. 107 und 110. 
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Die räumliche Beschränkung dieser Darstellung erlaubt keine detail-
lierte Verfolgung der tatsächlichen ungarischen Wirtschaftsentwicklung 
in den einzelnen Planperioden, dann der Unterbrechung dieser Entwick-
lung durch den Volksaufstand im Oktober 1956 sowie der dann ein-
setzenden Weiterentwicklung. Aus diesem Grunde müssen wir uns mit 
einer Bewertung der amtlichen ungarischen statistischen Daten über 
diese Entwicklung begnügen und die Probleme herausarbeiten, welche 
sich im Verlauf dieser Entwicklung immer klarer und dringender her-
ausstellen. 

Immerhin muß soviel gesagt werden, daß das wirtschaftliche Entwick-
lungsziel der ungarischen Regierung nach der Machtübernahme der Kom-
munisten im Jahre 1949, die Überführung des Landes von einem über-
wiegenden Agrarstaat mit relativ geringer Industrie in einen Industrie-
staat mit hochentwickelter Landwirtschaft war. Zu diesem Zweck über-
nahmen die Spitzenfunktionäre Ungarns das sowjetische Entwicklungs-
modell fast sklavisch, ohne die Unterschiede beider Länder in der natür-
lichen Ausstattung der beiden Volkswirtschaften zu berücksichtigen. 
Man betrieb einen schnellen Auf- und Ausbau einer schwerindustriellen 
Basis, wozu die natürlichen Voraussetzungen in Ungarn fast gänzlich 
fehlten. Dadurch geriet Ungarn nicht nur in eine verhängnisvolle (wirt-
schaftliche) Abhängigkeit vom Ausland (in erster Linie von der Sowjet-
union), sondern es enstanden volkswirtschaftliche Disproportionen sowie 
eine ungebührliche zusätzliche Belastung der ungarischen Einfuhr, die 
wiederum auf lange Zeit das Land - infolge der Unfähigkeit der dispro-
portionierten ungarischen Volkswirtschaft, die Handelsbilanz im Gleich-
gewicht zu halten - in eine wachsende Schuldnerposition hineindrängen 
mußte. Erst unter dem Druck der Ereignisse des Volksaufstandes im 
Jahre 1956 und der darauf eintretenden veränderten wirtschaftspoliti-
schen Führung des Landes nahm die Entwicklung der ungarischen Volks-
wirtschaft eine ihrer natürlichen Ausstattung gemäßere Form und Struk-
tur an. Die optimale Struktur ist zwar auch zur Zeit noch nicht heraus-
gebildet worden - dazu war die Disproportionalität in der ungarischen 
Volkswirtschaft bis 1955 schon zu weit fortgeschritten -, aber man hat 
den Eindruck, daß dieses Ziel von der derzeitigen ungarischen politischen 
Führung nicht nur erkannt wurde, sondern auch konsequent angestrebt 
wird, selbst wenn die Erreichung dieses Zieles einer optimalen inter-
nationalen Arbeitsteilung innerhalb des Ostblocks im allgemeinen, und 
innerhalb des COMECON im besonderen zuweilen zuwiderlaufen sollte. 

Durch die zeitweilige sehr starke Förderung der Industrialisierung bis 
etwa 1956 geriet sowohl die Landwirtschaft als auch der Handel in einen 
starken Rückstand. Sowohl Produktionsmenge als auch Produktions-
qualität gingen in der Landwirtschaft gegenüber der Vorkriegszeit merk-
lich zurück, und so konnte der Bedarf der Bevölkerung und auch des 
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126 Oliver von Gajzag6 

Außenhandels an landwirtschaftlichen Erzeugnissen immer schwieriger 
und weniger befriedigt werden. Das ehemalige Agrarexportland Ungarn 
wurde ein starkes Agrarimportland. Durch die relative Vernachlässigung 
des Handels wurde auch das Verteilernetz immer weniger leistungsfähig, 
was die Versorgungsschwierigkeiten zusätzlich erhöhte. 

Die Wahl eines zuverlässigen Indikators dieser Entwicklung fällt nicht 
leicht. Die ungarische Statistik hat hier einige Zeitreihen zur Verfügung, 
welche alle die tatsächliche Entwicklung nur annähernd wiederzugeben 
vermögen. Es gibt in den statistischen Veröffentlichungen einen Index des 
Volkseinkommens zu festen Preisen, einen Index des Nationalprodukts 
(dem Sinne, nicht jedoch dem Inhalt nach etwa dem westlichen "Gross 
National Product" entsprechend) zu laufenden Preisen sowie auch den 
Index des Volkseinkommens zu laufenden Preisen. 

Der Index zu festen Preisen gibt nicht an, auf welches Basisjahr die 
Preise der Indexberechnung festgelegt wurden. In Ungarn gab es näm-
lich hierfür bisher drei Basisjahre: 1949, 1954 und 1959. Neben dieser 
Unsicherheit hat sich auch der Begriff "Volkseinkommen" (unabhängig 
davon, ob zu laufenden oder festen Preisen berechnet) im Laufe der Jahre 
gewandelt. Bis 1958 einschließlich umfaßte der Beitrag des Verkehrs-
und Nachrichtenwesens zum Volkseinkommen nur den Gütertransport 
und den Nachrichtenverkehr mit produktivem Charakter, ab 1959 ent-
hält dieser Beitrag auch den Personentransport und den gesamten Nach-
richtenverkehr. Eine Änderung in der statistischen Nachweismethode 
brachte 1965 einen weiteren Unsicherheitsfaktor der Berechnung des 
Volkseinkommens in Ungarn ans Tageslicht. Seit 1965 wird nämlich der 
Wert der Exportgüter der Industrie ohne Umsatzsteuer für die Berech-
nung des Beitrages der Industrie und des Außenhandels zum Volksein-
kommen berücksichtigt, während sie in den vorangegangenen Jahren 
diese Umsatzsteuer mitenthielt. 

Sieht man zunächst von den bereits angegebenen Einschränkungen 
ab, so präsentieren sich die Indices der ungarischen Wirtschaftsentwick-
lung wie nebenstehende Tabelle. 

Ein Vergleich der Indices für die Entwicklung des Volkseinkom-
mens zu festen und zu laufenden Preisen zeigt, daß die Zunahme 
des Index zu festen Preisen von 1955 auf 1965 sich zunächst beschleunigt 
und dann von 1965 auf 1967 etwas abgeschwächt hat. Dagegen nahm der 
Index zu laufenden Preisen von 1950 auf 1955 sehr stark zu, er ging gerin-
fügig zwischen 1955 und 1960 zurück, um dann zwischen 1960 und 1965 
sehr stark abzuflachen und erst wieder ab 1966 wieder anzusteigen. Wenn 
die Berechnung beider Indexreihen nach dem Bruttosozialprodukt der 
einzelnen Volkswirtschaftszweige ohne Umsatzsteuer erfolgt, so würde 
man durch Vergleich beider Reihen die zwischenzeitlich eingetretenen 
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1950 
1955 
1960 
1965 
1967 

Wachstumsprobleme der ungarischen Volkswirtschaft 127 

Volkseinkommen 
zu festen Preisen 

100 
132 
177 
220 
257 

Nationalprodukt Volkseinkommen 
zu laufenden Preisen 

100 
224 
410 

100 
203 
305 
360 
435 

Diesen Indexwerten entsprachen folgende Beträge in Mill. Forint: 

1950a) 
1955a) 
1960 
1965 
1967 

74686 
101573 
139563 
173650 
203529 

a) Auf Grund der Indices zurückgerechnet. 

84087 
188269 
344479 

46487 
94292 

141608 
167441 
202175 

Preisveränderungen ablesen können. Ein Hinweis bei der Korrektur des 
Index für 1965 deutet jedoch an, daß die Berechnung der Beiträge der 
einzelnen Wirtschaftszweige zum Volkseinkommen auf der Basis des um 
die jeweilige Umsatzsteuer erhöhten Bruttoproduktionswertes der Wirt-
schaftszweige erfolgt. Diese Berechnungsmethode bedeutet einen er-
heblichen Verzerrungsfaktor für die Indexreihe, da die einzelnen Wirt-
schaftszweige sowie die einzelnen Branchen innerhalb dieser in unter-
schiedlichem Umfang mit Umsatzsteuern "angereichert", die tatsächlichen 
Betriebsergebnisse also in unterschiedlichem Umfang verzerrt werden. So 
wird z. B. der Beitrag der Industrie zum Volkseinkommen vor allen Din-
gen von der Produktion jener Industriebranchen abhängen, deren Er-
zeugnisse mit recht hohen Umsatzsteuern belegt sind, d. h. es erhalten 
die Zweige der Leicht- und Nahrungsmittelindustrie im Volkseinkom-
men bzw. im Industrieproduktionsindex ein weit größeres Gewicht, als 
ihnen auf Grund der tatsächlichen Betriebsergebnisse zukommen würde. 
Diese Berechnungsmethode der Produktions- bzw. Volkseinkommens-
indices wird noch fragwürdiger, wenn man die Zusammensetzung des 
Volkseinkommens nach den einzelnen Wirtschaftszweigen untersucht. Sie 
zeigte zwischen 1950 und 1967 folgende Entwicklung (s. Tab. 5). 

Neben der bereits angeführten Verzerrung der Beiträge der einzelnen 
Wirtschaftszweige zum Volkseinkommen durch Einbeziehung der Um-
satzsteuer ist auch noch der negative Beitrag des Außenhandels zum 
Volkseinkommen zu erläutern. Nach einem Aufatz von Tamas Morva17 

17 Közgazdasagi Szemle (Volkswirtschaftliche Rundschau), Nr. 10 vom Okto-
ber 1958. 
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Tabelle 5 
Entwicklung des Volkseinkommens in Ungarn 1950-1967 

(Werte in Millionen Forint zu laufenden Preisen) 

Wirtschaftszweig 1950 1955 1960 1962 1964 1965 1967 

Volkseinkom-
mengesamt 46487 94292 141608 155209 171 670 167441 202175 
Industrie 22440 50465 80149 95499 107812 97 192a) 114 656a) 
Bauindustrie 3136 5543 16113 15886 17110 17416 21463 
Landwirtschaft 11730 31535 32223 32236 36813 34300 41600 
Verkehr u. Nach-
richtenwesen 1966 3439 5811 6688 7820 8081 9638 
Binnenhandel 7664 11855 10773 10565 11447 11930 15658 
Außenhandel -739 -8757 -4930 -7215 -10942 -3 080a) -2 640a) 
Sonstige Zweige 
der materiellen 
Produktion 290 212 1469 1550 1610 1602 1800 

in v.H. 

Volkseinkommen 
gesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
Industrie 48,3 53,5 56,6 61,5 62,8 58,oa) 56,7a) 
Bauindustrie 6,8 5,9 11,4 10,2 10,0 10,4 10,6 
Landwirtschaft 25,2 33,4 22,8 20,8 21,4 20,5 20,6 
Verkehr und 
Nachricht. 4,2 3,7 4,1 4,3 4,6 4,8 4,8 
Binnenhandel 16,5 12,6 7,6 6,8 6,7 7,1 7,7 
Außenhandel -1,6 -9,3 -3,5 -4,6 -6,4 -1,8a) -1,3a) 
Sonst. Zweige 0,6 0,2 1,0 1,0 0,9 1,0 0,9 

a) Der Wert der exportierten Industrieerzeugnisse wurde ohne Umsatzsteuer berechnet, 
vgl. Statisztikai evkönyv 1965, s. 38. 

Quellen der Tabelle: für 1950-1962 A nemzeti jövedelem es a lakossäg eletkörülmenyei 
1963 (Volkseinkommen und die Lebensverhältnisse der Bevölkerung 1963), Stat. Idösz. 
közl. Bd. 65, 88-91; für 1964 A nemzeti jövedelem es a lakossäg eletkörülmenyei 1964. 
Stat. idösz. közl., Bd. 78, S. 60 u. 64; für 1965 Statisztikal evkönyv 1965 (Statistisches Jahr-
buch 1965), S. 38; für 1967 Statisztikai evkönyv 1967 (Statistisches Jahrbuch 1967), S. 38. 

über "Die Zusammenhänge der Handels- und Zahlungsbilanz sowie der 
Bilanzen von Nationalprodukt und Volkseinkommen" unterscheidet man 
bei den Ergebnissen des Außenhandels im Hinblick auf Nationalprodukt 
und Volkseinkommen zwischen Ausfuhr- bzw. Importüberschuß im ei-
gentlichen Sinne und einem Ausfuhrpreisüberschuß, der über den Aus-
fuhrüberschuß hinausgeht. 

"Der Ausfuhr- oder Einfuhrüberschuß soll den Wert jener Erzeugnisse 
zu inländischen Preisen darstellen, welcher als Resultat des Außenhan-
delswarenverkehrs das im Inland verfügbare Volkseinkommen verrin-
gert oder erhöht. Dies drückt der in Devisenforint angegebene Saldo der 
Handelsbilanz bzw. die inländische Preissumme dieses Saldos mit annä-
hernder Genauigkeit aus. 
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Einen anderen Inhalt hat die über den Aus- oder Einfuhrüberschuß 
hinaus auftretende Preisdifferenz. Sie ist theoretisch jener Teil des Aus-
fuhrpreisüberschusses, der entscheidend eine Folge der Preispolitik ist. 
In dieser negativen Preisdifferenz darf man daher nicht eine Form der 
Verwendung des Volkseinkommens erblicken (wie im Ausfuhrüber-
schuß), sondern eine Korrektur des bei den anderen Zweigen infolge des 
Preissystems (lies: Umsatzsteuerzurechnung) sich ergebenden fiktiven 
Volkseinkommens, welche - im gegebenen Falle - das im Inland ge-
schaffene und nominal ausgewiesene Volkseinkommen selbst auf der 
Entstehungsseite verringert18." 

Dieser negative Beitrag des Außenhandels stellt im Grunde genom-
men den Betrag der Subventionierung des Außenhandels aus staatlichen 
Mitteln dar und wird aus dem Anschaffungspreis der Exporterzeugnisse 
zu Inlandspreisen abzüglich der Einfuhr zu inländischen Preisen, jedoch 
zuzüglich eventueller Materialkosten errechnet. 

Im Jahre 1965 erfolgte nun eine teilweise Korrektur der Volkseinkom-
mensberechnung, durch welche die Umsatzsteuer bei der zum Export 
gelangenden Industrieproduktion nicht mehr berücksichtigt wurde, wo-
durch auch der negative Außenhandelsbeitrag um diesen (unbekannten) 
Betrag gekürzt wurde. Diese Korrektur hat jedoch nur eine teilweise 
Entzerrung der Volkseinkommensberechnung gebracht, denn nicht nur 
Industrieerzeugnisse gelangten 1965 in Ungarn zur Ausfuhr, sondern 
auch landwirtschaftliche Erzeugnisse in nennenswertem Umfang. Der 
verbliebene negative Beitrag des Außenhandels zum Volkseinkommen 
in 1965 zeigt, daß die Ausfuhr auch weiterhin subventioniert wird, aber es 
ist nicht klar, ob dieser Betrag nunmehr nur die Subvention für land-
wirtschaftliche Ausfuhr darstellt, oder warum die Umsatzsteuer bei der 
zum Export gelangenden landwirtschaftlichen Produktion bei der Berech-
nung zum Volkseinkommen nicht ebenfalls abgezogen worden ist. 

Die Einbeziehung der Umsatzsteuer in die Berechnung der Produk-
tionsindices der einzelnen Wirtschaftszweige und damit mittelbar auch 
der Indices des Volkseinkommens verzerrt die tatsächliche Entwicklung 
der einzelnen volkswirtschaftlichen Zweige mitunter ganz erheblich und 
gibt auch die Effizienz der in den einzelnen Wirtschaftszweigen vor-
genommenen Investitionen nicht konkret wieder. Die Betriebsergebnisse 
der einzelnen Industriebranchen ohne Umsatzsteuer dürften daher ein 
zuverlässigeres Bild über die allmähliche Umschichtung innerhalb des 
großen Bereichs der Industrie vermitteln. Wir besitzen den genauen Aus-
weis der Bruttoproduktionswerte der einzelnen Industriezweige seit 1960, 
und so können wir zumindest für die letzten acht Jahre ihre Entwick-
lung beobachten. 

18 Tamas Morva, a.a.O., S. 1042/1043. 

9 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 50/II 
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Auch hier zeigt sich die Problematik aller einen längeren Zeitraum 
umfassenden statistischen Reihen, nämlich daß sich die statistische Grup-
pierung innerhalb einer bestimmten Zeitreihe verändert. In den Jahren 
1960/1962 wurde die Produktion von Verkehrsmitteln sowie die der Nach-
richten- und vakuumtechnischen Industrie und des Kunstgewerbes nicht 
gesondert ausgewiesen, während die Produktion der Schuhindustrie 
wohl in der Produktion der Bekleidungsindustrie mit enthalten war. 

Immerhin zeigen die Ergebnisse dieser acht Jahre, daß sich der Anteil 
des Bergbaus und des Hüttenwesens, aber auch der Maschinenindustrie 
an der industriellen Gesamtproduktion von 1960 bis 1967 etwas verrin-
gert hat (der gemeinsame Anteil dieser drei schwerindustriellen Zweige 
ging von 47,7 vH in 1960 auf 43,3 vH in 1967 zurück). Dagegen stieg der 
Anteil der Elektroenergie-Erzeugung von 4,4 auf 5,0 vH und noch mehr 
der der chemischen und Gummiindustrie (von 8,3 auf 10,4 vH). Der Anteil 
der gesamten Schwerindustrie an der industriellen Gesamtproduktion 
ging dabei von 64,1 vH in 1960 auf 62,3 vH in 1967 zurück. 

Obwohl der Anteil der Maschinenindustrie an der industriellen Ge-
samtproduktion von 1960 auf 1965 leicht rückläufig war, konnten ein-
zelne Zweige einen Anteilsanstieg verzeichnen, vor allem die Produktion 
von Elektromaschinen und -geräten sowie der Nachrichten- und vakuum-
technischen Industrie. Diese Entwicklung deutet auf eine gewisse Ge-
wichtsverlagerung innerhalb der Maschinenindustrie zu den arbeitsinten-
siveren Zweigen hin. 

Der Anteil der Leichtindustrie an der industriellen Gesamtproduktion 
blieb von 1960 bis 1967 nahezu unverändert (er ermäßigte sich von 17,5 
auf 17,2 vH). Innerhalb der Leichtindustrie gewann die Textilindustrie 
weiter an Bedeutung, und durch die Aufnahme der Schuhindustrie in die 
Leder-, PeLz- und Schuhindustrie wuchs auch das Gewicht dieser Bmnche, 
während die Bekleidungsindustrie auch außer dem Wegfall der Schuh-
industrie eine Bedeutungsverringerung erfahren hat. Interessant ist, daß 
die bei den Investitionen behandelte starke Berücksichtigung der Papier-
industrie mit Investitionsmitteln im Produktionsergebnis dieser Branche 
noch keinen Niederschlag gefunden hat; ihre Entwicklung war sogar 
un terdurchschni ttlich. 

Als einziger Industriebereich erhöhte die Nahrungsmittelindustrie 
ihren Anteil an der industriellen Gesamtproduktion von 1960 bis 1967, 
und zwar von 18,4 auf 20,5 vH. Sie war auch der einzige Bereich, der in 
dieser Zeit einen überdurchschnittlichen Zuwachs aufwies (72 vH in 
sieben Jahren, oder jährlich rd. 10 vH), während die Schwer- und Leicht-
industrie nur einen solchen von 49 bzw. 50 oder jährlich um 7 vH erziel-
ten. Der Produktionszuwachs der Nahrungsmittelindustrie trägt sowohl 
dem erhöhten Verbrauch der eigenen Bevölkerung als auch der gestei-
gerten Ausfuhr der Erzeugnisse dieses Industriezweiges Rechnung. 

9· 
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Neben der Produktionserhöhung der staatlichen Industrie spielt im 
Beitrag der Gesamtindustrie auch die Produktion der Handwerksgenos-
senschaften eine steigende Rolle, von der ein beachtlicher Teil auch 
exportiert wird. Der Bruttoproduktionswert der "kleinindustrielIen" 
Produktionsgenossenschaften, wie die offizielle ungarische Bezeichnung 
für sie lautet, ist von 611 Mill. Forint (1950) auf 16 196 Mill. Forint (1967) 
sehr erheblich gestiegen. In dieser Zahl sind vermutlich auch die Be-
triebsergebnisse der Dienstleistungs-Genossenschaften im handwerk-
lichen Bereich enthalten; den weitaus größten Anteil am Bruttoproduk-
tionswert dürften jedoch die produzierenden und nicht die Dienstlei-
stungsgenossenschaften haben. 

Neben der staatlichen und der genossenschaftlichen Industrie gibt es 
außerdem noch einen kleinen Bereich privater Industrie, über deren Pro-
duktionsergebnisse jedoch nichts bekannt ist. In den statistischen Zu-
sammenstellungen über diesen Bereich spielen vor allen Dingen die-
jenigen Gewerbetreibenden die Hauptrolle, die private Dienstleistungs-
betriebe unterhalten, während die Sachwerte produzierenden privaten 
Handwerksbetriebe nicht gesondert erfaßt werden. 

Eine Statistik der privaten Gewerbetreibenden nach Berufsarten zeigt 
einige recht deutliche Verschiebungen in der handwerklichen Struktur 
des Privatsektors Ungarns. Es handelt sich dabei weniger um die absolute 
Zahl der Gewerbetreibenden, die von 1950 zunächst bis 1963 sehr stark 
zurückgegangen, seither jedoch wieder im Steigen begriffen ist (von 
120 000 auf 66 000 und bis 1967 wieder auf 72 179), sondern darum, daß 
die Vertreter gewisser Berufsarten eine erheblichere Einschränkung er-
fuhren als andere. So ging die Zahl besonders von Schustern und Herren-
schneidern, Friseuren und Schmieden, aber auch von Tischlern von 1950 
bis 1967 sehr stark zurück. Die beiden einzigen Berufsarten, in denen 
unter den nennenswerten Berufen die Zahl der privaten Gewerbetrei-
benden von 1950 bis 1967 gestiegen ist, waren Elektriker und Mechaniker. 
Diese Veränderungen zeigt die Tabelle 7. 

Es ist interessant, daß die Zahl der vom Staat ausgegebenen Gewerbe-
erlaubnisse für Private seit 1960 stets höher war als die Zahl der Per-
sonen, die ein Privatgewerbe tatsächlich ausgeübt haben. Die Zahl der 
nicht ausgenutzten Gewerbeerlaubnisse schwankte zwischen 3000 bis 
4000. Dieser Umstand deutet darauf hin, daß mit der Erteilung von Ge-
werbeerlaubnissen offenbar noch nicht alle Hindernisse für die Aus-
übung eines Gewerbes aus dem Wege geräumt wurden. 

Die Zahl der privaten Gewerbetreibenden ist besonders in den Be-
rufsarten stark zurückgegangen, in welchen der Staat - wohl zur Ver-
hinderung umfassender Preis erhöhungen - Dienstleistungsgenossen-
schaften besonders gefördert hat. Hier scheint die einzige Ausnahme 
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TabeUe 7 
Zahl der privaten Gewerbetreibenden 

Gewerbeart 1950a) 1955 1960 1963 1965 1967 

jeweils am 31. Dezember des Jahres 

Gewerbetreibende 
ingesamt 120383 97636 84281 65987 70431 72179 
darunter: 

Schuster 15869 12890 10 588 8318 7765 7136 
Herrenschneider 11364 9393 6948 5176 4852 4475 
Tischler 9247 7894 6090 4060 4114 4014 
Friseure 9127 5543 5811 5075 4954 4832 
Schmiede 8473 6562 2379 887 897 948 
Damenschneider 6338 6520 6953 6016 6323 6420 
Maurer 5646 6816 5210 3852 4038 3930 
Zimmerleute 2563 2452 1705 1123 1154 1077 
Mechaniker 1123 1409 1169 1001 1197 1358 
Elektriker 1046 1587 1217 1117 1494 1741 

a) = 25. Januar 1951 

bei den Damenschneidern zu sein, die sich noch am besten behaupten 
konnten. 

Über die Entwicklung der Grundfonds der ungarischen Volkswirt-
schaft, d. h. des in ihr investierten Sachkapitals einschließlich der Ge-
bäude, aber ohne den Grund und Boden, ist wenig bekannt. Die einzige 
umfassende Angabe für die Gesamtheit der Volkswirtschaft ist im Sta-
stistischen Jahrbuch 1965 (S. 41) und 1967 (S. 41) enthalten. Danach hat 
sich der Bruttowert der Grundfonds in den Jahren 1960 bis 1967 zu festen 
Preisen (wobei das Basisjahr nicht ersichtlich ist) wie folgt entwickelt 
(s. Tab. 8). 

Im übrigen leidet auch hier eine Würdigung der Zeitreihen unter der 
unzureichenden Statistik, die zudem manchmal auch noch widersprüch-
lich ist. 

5. Die Wachstumsprobleme der ungarischen Volkswirtschaft 

Die kurze empirische Deutung der Entwicklung der ungarischen Volks-
wirtschaft und die Behandlung der Faktoren dieser Entwicklung haben 
gewisse Engpässe, Problempunkte in der weiteren ungarischen volks-
wirtschaftlichen Entwicklung herausgestellt, welche unabhängig von der 
jeweiligen Wirtschaftspolitik stets in der Beurteilung der künftigen 
Entwicklung des Landes berücksichtigt werden müssen. Diese Punkte 
berühren folgende Wachstumsfaktoren: Energieversorgung, Rohstoff-
versorgung, Arbeitskraftlage, Entwicklung der Produktivität in den ein-
zelnen volkswirtschaftlichen Zweigen, Entwicklung der Investitionen 
und des Verkehrswesens. 
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Tabelle 8 
Entwicklung des Grundfonds der ungarischen Volkswirtschaft 

Bruttowert zu festen Preisen in Millionen Forint 

Volkswirt-
schaftszweig 1960 1961 1962 1963 1964 1965 1967 

jeweils am 1. Januar des betreffenden Jahres 

Industrie 136201 148596 160930 174770 190682 207089 236816 
Bauindustrie 4090 4722 5154 5782 6771 7686 10127 
Landwirtschaft 82182 83623 87026 92075 98216 105707 120508 
Verkehr u. Nach-

richtenwesen 131549 135868 139894 143019 148486 153850 165097 
Handel 11129 12354 13545 14465 16235 19054 22222 
Sonstige Zweige 

der materiellen 
Produktion 425 433 460 482 511 515 668 

Produktive 
Zweige gesamt 365576 385596 407009 430593 460901 493901 555438 

Nichtproduktive 
Zweige 320481 331991 343667 357482 369025 383797 435079 

Grundfonds 
insgesamt 686057 717587 750676 788075 829926 877 698 990517 

a) Die Entwicklung der Energieversorgung der ungarischen Volkswirt-
schaft bildet für das Land, das mit natürlichen Energiequellen nicht reich 
gesegnet ist, ein größeres Problem als für manche anderen Länder im 
Ostblock. Lange Zeit basierte die Energieversorgung des Landes allein 
auf der Kohle. Erst nach dem zweiten Weltkrieg erweiterte sich allmäh-
lich die Versorgungsbasis des Landes durch verschiedene Energieträger 
(Erdöl, Erdgas, Heißwasser), und im Jahre 1966 wurde ein Vertrag zwi-
schen Ungarn und der Sowjetunion über die Errichtung eines Atomkraft-
werkes mit sowjetischer Hilfe in Ungarn geschlossen. 

Obwohl ein absoluter Vergleich infolge des Fehlens einer Statistik 
über die Quellen des ungarischen Energieverbrauchs, in Heizwerte um-
gerechnet, nicht möglich ist, läßt sich immerhin feststellen, daß der Ver-
brauch an Erdöl, Heizöl und Erdgas in der erfaßbaren Zeitspanne schnel-
ler wächst als der herkömmliche Elektroenergie-Verbrauch. Das Jahr 
1955 als Basisjahr gleich 100 gesetzt, erhöhte sich bis 1965 der Verbrauch 
an Elektroenergie auf 183, an Erdöl auf 231, an Heizöl auf 252 und an Erd-
gas auf 309. Der Kohleverbrauch, von dem ein erheblicher Teil für die Er-
zeugung von Elektrizität verwendet wird, stieg im selben Zeitraum auf 
142 Punkte. Dabei erhöhte sich der Verbrauch an Erdgas sicherlich noch 
mehr, da in diesen Angaben der Erdgasverbrauch nur für die staatliche 
Industrie berücksichtigt worden ist, während der Verbrauch der Bevölke-
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rung (sowohl als "Küchenenergie" als auch als Heizung) besonders in der 
letzten Zeit, da immer mehr neue Siedlungen mit Erdgas durch Fern-
leitungen geheizt werden, ständig steigt. Als Heizkraft für den Haus-
haltsverbrauch nimmt auch die Bedeutung von Heißwasserquellen in den 
letzten Jahren ständig zu, doch wird der Verbrauch von Heißwasser als 
Heizenergie für Haushalte noch nicht statistisch ausgewiesen. 

Ein Zeichen dafür, daß auch Ungarn dem allgemeinen Trend der Um-
stellung der Energiebasis des Landes von Kohle auf andere Energie-
träger - wie fast überall auf der Welt - folgt, ist die Tatsache, daß in 
Ungarn bereits der Ausbau der Kohlenbergwerke verlangsamt wird und 
unrentable Zechen geschlossen werden. Auch berichtete die ungarische 
Presse über Maßnahmen zur Umdisponierung von frei werdenden Berg-
leuten19• 

Es hat den Anschein, als ob Ungarn das Problem der künftigen Energie-
versorgung des Landes richtig einschätzt und dementsprechend die not-
wendigen Schritte unternimmt, damit von dieser Seite her eine ungün-
stige Beeinträchtigung des Wirtschaftswachstums und damit der weiteren 
Steigerung des Lebensstandards der Bevölkerung soweit wie möglich 
ausgeschaltet werde. 

b) Bei der gleichfalls sehr wichtigen Frage der ausreichenden Versor-
gung Ungarns mit Rohstoffen aller Art ist ebenfalls eine realistische Be-
trachtungsweise der Regierung zu erkennen. Man ist sich in Ungarn im 
klaren darüber, daß die Einfuhr herkömmlicher Rohstoffe für alle mög-
lichen industriellen Produktionszwecke die Devisenbilanz des Landes je-
des Jahr stark belastet. Aus diesem Grunde beabsichtigt man, die Kunst-
stofferzeugung und -verarbeitung schwerpunktmäßig schneller zu ent-
wickeln als die meisten anderen Industriezweige. Diese Industrie ist je-
doch noch nicht auf den Entwicklungsgrad und die Kapazitätshöhe ge-
bracht worden, welche erforderlich wäre, um die Einfuhr herkömmlicher 
Rohstoffe in nennenswertem Umfange einschränken zu können. Gewisse 
Erfolge können allerdings schon verbucht werden, wie dies aus dem rück-
läufigen Anteil der Rohstoffe an der ungarischen Gesamteinfuhr zu er-
sehen ist. (Vgl. die Statistik des Außenhandels in den ungarischen amt-
lichen Jahrbüchern.) 

Infolge der geplanten schnelleren Entwicklung der chemischen In-
dustrie soll der Anteil dieses Industriezweiges innerhalb der Gesamt-
industrie im Verlauf des dritten Fünfjahresplanes bis 1970 auf 10,6 vH 
(gegenüber 6,8 vH in 1960 und 8,9 vH in 1965) steigen20• In der chemischen 

n Nepszava (Volks stimme) vom 3. 2. 1967, S. 2. 
20 Lazar: A nepgazdasag harmadik öteves terveröl, Közgazdasägi Szemle, 

(Über den Dreijahresplan der Volkswirtschaft, Volkswirtschaftliche Rund-
schau), Nr. 9/1966, S. 1024. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-42285-2 | Generated on 2025-08-26 06:29:29



136 Oliver von Gajzäg6 

Industrie ist beabsichtigt, besonders die Produktion von Kunstdüngern, 
von Kunststoffen und Kunstfasern sowie von Medikamenten zu er-
höhen. Die Kunststoffproduktion soll sich 1970 einer Jahresmenge von 
100000 t annähern, was etwa eine Verdreifachung der Produktion des 
Jahres 1965 bedeuten würde21 • 

Neben der Erhöhung der eigenen Kunststoffproduktion will man die 
Einfuhr von Rohstoffen auch durch Prämiierung von Ersparnissen in 
der Verwendung von Rohstoffen bei der Produktion verringern, d. h. also 
die Verschwendung von eingeführten Rohstoffen bei der Produktion 
möglichst ausschalten. Dies wurde natürlich erst durch die Aufgabe der 
(früher einzig ausschlaggebenden) Mengenplanung in den kurz- und lang-
fristigen Wirtschaftsplänen möglich. 

e) Ein weitaus größeres Problem wird der ungarischen Regierung die 
Situation auf dem Arbeitsmarkt in den kommenden Jahren bereiten, 
obwohl man für die Jahre 1967-1970 mit einer stärkeren Welle des von 
der Jugend herkommenden Arbeitskraftangebots rechnete und dement-
sprechend Vorsorge zu treffen bestrebt war, damit aus strukturellen 
Gründen keine zeitweilige Arbeitslosigkeit entsteht und die schulent-
lassene Jugend möglichst restlos in den Arbeitsprozeß eingegliedert 
wird22• 

Das Problem ist hier, wie der genannte Aufsatz ausführte, daß das auf 
eine gleichmäßige Entwicklung eingerichtete Land weder im Unterrichts-
wesen noch in der Beschäftigung diesen vorübergehenden "Bestandsüber-
schuß" ohne Schwierigkeiten verkraften kann. Während nämlich vorher 
im jährlichen Durchschnitt etwa 150000 bis 155000 Jugendliche schul-
entlassen wurden, rechnete man für das Jahr 1967 mit 164000, für 1968 
und 1969 mit je fast 185 000 und für 1970 mit rund 165 000 Jugendlichen, 
die die achte Klasse der allgemeinen Schule (Grundschule) verlassen und 
einen Arbeitsplatz suchen. Diese "Arbeitskraftwelle" wird allerdings nur 
einige Jahre anhalten, denn schon seit dem Schuljahr 1962/63 hat die 
Zahl der Schüler in den allgemeinen Schulen bis zum Ende des Schul-
jahres 1965/66 um fast 60000 Jugendliche abgenommen23 • Die Zahl der 
neu eingeschulten Kinder betrug in Ungarn im Schuljahr 1960/61 noch 
229 151, sie sank im Schuljahr 1965/66 auf 161 537 oder um 67 61424• Dies 
zeigt die künftige Entwicklung der Arbeitskraftreserve von der Jugend 
her an, die zweifellos ein weit schwierigeres Problem ist als das vor-
übergehende Problem der restlosen Unterbringung der schulentlassenen 
Jugendlichen der stärkeren Geburtenjahrgänge in den laufenden Arbeits-
prozeß. Damit wird sich das "potentielle" Arbeitskraftreservoir (vgl. 

21 Ebenda. 
22 Vgl. Figyelö (Beobachter), Nr. 5/1967 vom 1. 2. 1967, S. 1. 
23 Stat. Evkönyv (Statistisches Jahrbuch) 1965, S. 346. 
24 Stat. Evkönyv (Statistisches Jahrbuch) 1965, S. 348. 
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S. 109 bis 110 dieser Arbeit) von dem Nachwuchs her weiter verringern 
und sich noch eindeutiger auf die noch nicht arbeitenden Frauen in er-
werbsfähigem Alter konzentrieren. Man ist sich jedoch der Schwierigkei-
ten bewußt, die sich der Steigerung der Eingliederung weiblicher Arbeits-
kräfte entgegenstellen. Eine ungarische Sozialuntersuchung25 stellte fest, 
daß von dem am 1. Januar 1964 vorhandenen weiblichen Arbeitskraft-
reservoir etwa 250 000 Mütter mit drei und mehr Kindern waren, 100000 
bis 150 000 wegen Dauerkrankheit arbeitsunfähig und von den restlichen 
700 000 Frauen die überwiegende Zahl auf dem flachen Lande lebte. Zu 
deren theoretischer Eingliederung in den Arbeitsprozeß müßte eine solche 
Dezentralisierung der Industrieansiedlung notwendig sein, die für 10 
bis 20 Jahre die Neuansiedlung von Industrien nur in Dörfern oder in 
kleineren Städten erlauben würde. Hinzu kommt, daß 80 vH der nicht 
erwerbstätigen Frauen ohne jegliche fachliche Ausbildung sind. Eine 
fachliche Ausbildung dieser Frauen hält die Untersuchung für nahezu 
unmöglich, denn dazu fehlten, neben anderem, nicht nur Unterrichts-
räume, sondern auch Unterrichtskräfte. Aus diesem Grunde sieht man in 
Ungarn in der rund 1 Million nicht erwerbstätiger Frauen keine poten-
tielle Arbeitskraftreserve. 

Die Situation bei den Männern in erwerbsfähigem Alter, die noch nicht 
arbeiten, ist noch weit angespannter. Von diesen gab es am 1. Januar 1965 
nur eine theoretische Arbeitskraftreserve von rund 1 vH oder rund 
70000 Personen26 • Hierbei sind jedoch sowohl Arbeitsscheue als auch 
längerfristig Arbeitsunfähige und Sträflinge miterfaßt, mit denen als 
Arbeitskräften kaum zu rechnen sein dürfte. 

d) Nach allen zur Verfügung stehenden Unterlagen wird daher das 
künftige Wachstumstempo der ungarischen Volkswirtschaft in erster 
Linie von der Entwicklung der Produktivität in den einzelnen Wirt-
schaftszweigen abhängen. Selbstverständlich wird diese branchenweise 
verschieden sein, denn die unterschiedliche Förderung der einzelnen 
Wirtschaftszweige durch die Regierung wird zweifellos nicht ohne Wir-
kung für die Entwicklung der Produktivität bleiben. Die von der Regie-
rung schwerpunktmäßig geförderten Wirtschaftszweige, besonders inner-
halb der Industrie, zeigen bereits überdurchschnittliche Produktivitäts-
steigerungen. So erhöhte sich bis Ende 1965 die Produktivität (1950 gleich 
100 gesetzt) im Gerätebau auf 366, in der chemischen Industrie auf 318, 
in der Nachrichten- und Vakuumtechnik auf 292 und in der Herstellung 
von Verkehrsmitteln auf 281. Im Vergleich dazu stieg die Produktivität in 
der gesamten sozialistischen Industrie (staatlicher und genossenschaft-
licher Sektor zusammengenommen) in derselben Zeit auf 188, wobei die 

25 Munkaeröhelyzet (1949-1964 januar 1.), (Arbeitskraftlage / 1949-1. Jan. 
1964), Bd. 76, S. 35. 

28 Stat. Evkönyv (Statistisches Jahrbuch) 1965, S. 49 und 52. 
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Produktivität in der staatlichen Industrie im allgemeinen weit höher war 
als in der genossenschaftlichen. Da jedoch der Index der Produktivität 
für die gesamte Industrie (also einschließlich auch des privaten Sektors) 
von 1950 bis 1965 auf 205 erhöht wurde, muß die Produktivität der pri-
vaten Industrie (d. h. des Handwerks) die der staatlichen Industrie weit 
überflügeln, da sie infolge des geringen Gewichts des Privatsektors im 
gemeinsamen Produktivitätsindex viel höher als die der staatlichen In-
dustrie (mit 198) sein muß. 

Damit scheint zumindest für den Industriesektor der Beweis erbracht 
zu sein, daß der private Sektor, selbst bei den unter dem herrschenden 
System obwaltenden größeren Schwierigkeiten für die Produktion pro-
duktiver als der staatliche oder genossenschaftliche Sektor zu erzeugen 
vermag. Man muß allerdings gerechterweise zugeben, daß der größte Teil 
des privaten Sektors der Industrie nicht zur Industrie im eigentlichen 
Sinne gehört, also keine produzierende Tätigkeit ausübt, sondern vor-
wiegend Dienstleistungen vollbringt. Doch ist der Produktionswert der 
produzierenden privaten Betriebe proportional zweifellos höher als der 
der reinen Dienstleistungsbetriebe im privaten Sektor. 

Wie auch immer sich die Produktivität in den verschiedenen gesell-
schaftlichen Sektoren der einzelnen Wirtschaftszweige zu entwickeln ver-
mag, es wird das vorrangige Bestreben der ungarischen Regierung sein 
müssen, eine weitere Steigerung der Arbeitsproduktivität in allen Wirt-
schaftsbereichen zu erreichen. Nicht zuletzt sollen auch die 1968 begonne-
nen Wirtschaftsreformen auch die Erhöhung der Arbeitsproduktivität 
neben Material- und Kosteneinsparungen bewirken. 

e) Die Entwicklung der Produktivität wiederum wird vom Umfang der 
Investitionen und von ihrer Zusammensetzung abhängen. Ohne Zweifel 
werden die Investitionsentscheidungen in den kommenden Jahren für 
die ungarische Regierung nicht sehr einfach sein, muß sie doch bei diesen 
Entscheidungen verschiedene Faktoren berücksichtigen. In dieser Hin-
sicht ist es nur zu begrüßen, wenn die Regierung einen großen Teil dieser 
Investitionsentscheidungen in die betriebliche Verantwortung überführt, 
da in den Betrieben weit eher und schneller die zweckmäßigen und daher 
richtigen Investitionsentscheidungen getroffen werden können, als bei 
den produktionsfernen Verwaltungsstellen. Die bei den Investitionsent-
scheidungen zu berücksichtigenden Faktoren sind: 1. Ausweitung der 
Produktionskapazität, 2. Modernisierung der bestehenden Produktions-
kapazität, 3. richtige Auf teilung des Investitionsbetrages auf Grund- und 
Umlauffonds, 4. Konzentrierung der Investitionsbeträge auf effiziente 
Investitionsvorhaben. Alle vier Faktoren könnten gemeinsam die höchst-
mögliche Effizienz der Investitionen gewährleisten, wenn ein optimales 
Verhältnis dieser Gesichtspunkte bei den Investitionsentscheidungen ge-
bildet und berücksichtigt werden würde. Bei den bisherigen Investitio-
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nen in Ungarn hatten Investitionsausgaben für die Umlauffonds einen 
unverhältnismäßig hohen Anteil an der Gesamtsumme der Investitionen, 
wodurch natürlich keineswegs eine optimale Effizienz der Investitionen 
erzielt werden konnte. 

Die in Tabelle 2 gebrachte Zusammenstellung aller Investitionen in der 
ungarischen Volkswirtschaft seit Beginn der Planwirtschaft ist nicht die 
einzige Quelle für die Feststellung der Gesamtinvestitionen, die in Un-
garn für die Entwicklung der Volkswirtschaft vorgenommen wurden. 
Auch die Statistik der Entwicklung des Volkseinkommens auf der Ver-
wendungsseite gibt die Beträge bekannt, welche jährlich in laufenden 
Preisen für Akkumulationszwecke (und zwar sowohl für die Erweiterung 
der Grund- als auch der Umlauffonds) zur Verfügung gestellt wurden. 
Diese Beträge weichen allerdings von der in dieser Untersuchung an der 
angegebenen Stelle gebrachten Ziffern der ungarischen Statistik ab. Nach 
dieser Quelle27 betrug die Gesamtsumme der Beträge für Akkumulation 
aus dem Volkseinkommen von 1949 bis 1965 420174 Mrd. Forint gegen-
über 404 555 Mrd. Forint nach der anderen Quelle. 

Im großen und ganzen scheint jedoch weder der Betrag von 420 noch 
weit weniger der von 405 Mrd. Forint als Gesamtinvestitionssumme in 
Ungarn richtig zu sein, denn der Betrag von 420 Mrd. Forint würde einen 
jährlichen durchschnittlichen Anteil der Investitionen von 22,6 vH an der 
Verwendung des ungarischen Volkseinkommens bedeuten, ein Anteil, 
der den starken Rückgang des Lebensstandards der Bevölkerung in den 
Jahren 1949 bis 1956 wohl kaum hätte hervorrufen können. 

Es muß daher vermutet werden, daß die in beiden Quellen angegebe-
nen Investitionsbeträge nachträglich auf einer Preisbasis berechnet wor-
den sind, die für die betreffenden Jahre nicht relevant war. Wie dem 
auch sei, scheint es doch, als ob die durchschnittliche Investitionsrate, die 
erst seit 1960 auf über 25 vH des Volkseinkommens gestiegen ist, im Ver-
gleich zu anderen Ostblockländern relativ gering gewesen wäre. Dagegen 
betrug der Verbrauch der Bevölkerung nach denselben Quellen in den 
letzten fünf bis zehn Jahren stets um 70 vH des Volkseinkommens. 

Aus diesem Grunde wird die künftige Entwicklung der ungarischen 
Wirtschaft und deren Tempo entscheidend davon abhängen, ob die In-
vestitionsrate erhöht wird. Eines der Ziele der 1968 begonnenen um-
fassenden Wirtschafts reform in Ungarn ist gerade diese Erhöhung der 
Investitionsrate. Die Investitionen sollen zwar auch weiterhin zum größ-
ten Teil aus dem Haushalt finanziert werden, daneben sollen jedoch In-

27 "A nemzeti jövedelem es a lakossäg eletkörülmenyei 1963" (Das Volksein-
kommen und die Lebensverhältnisse der Bevölkerung 1963), S. 90/91; ferner 
"A nemzeti jövedelem es a lakossäg eletkörülmenyei 1964" (Das Volksein-
kommen und die Lebensverhältnisse der Bevölkerung 1964), S. 65 sowie 
"Statisztikai evkönyv (Statistisches Jahrbuch) 1965", S. 38. 
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vestitionen aus Eigenmitteln der Unternehmungen und aus Bankkrediten 
zunehmend an Bedeutung gewinnen28• 

Durch die teilweise Delegierung der Investitionsentscheidungen an die 
Betriebe will man eine größere Effizienz der investierten Mittel er-
reichen, und zwar nicht nur in der massenkonsumnahen Leicht- und Nah-
rungsmittelindustrie, sondern auch in der Schwerindustrie. 

f) Die Effizienz der Investitionen, aber auch - und vor allen Dingen-
die Effizienz der Produktion kann in einer Volkswirtschaft jedoch nur bei 
einem optimal funktionierenden Verteilungssystem maximal ausgenutzt 
werden. Hierzu ist ein reibungslos arbeitendes und modernes Verkehrs-
netz eine entscheidende Voraussetzung. Ungarn hat auf dem Gebiet 
des Verkehrswesens, so kleinräumig das Land auch ist, gegenüber an-
deren europäischen Ländern noch sehr viel aufzuholen. 

Vom ungarischen Eisenbahnnetz waren Ende 1965 nur 10,1 vH zwei-
gleisig und erst 5,5 vH elektrifiziert. Vergleichsweise waren vom Eisen-
bahnnetz der Deutschen Bundesbahn Ende 1964 (letzte Angabe) 39,7 vH 
zweigleisig und 18,5 vH elektrifiziert. Noch schlechter steht es mit dem 
Zustand der Straßen. Vom ungarischen Straßennetz waren Ende 1965 
29,2 vH nicht staubfrei gemacht, 53,7 wiesen eine Bitumen- oder Maka-
damdecke auf und nur 14,3 vH waren mit einer Beton- oder Asphaltdecke 
versehen. 

Wegen des relativ vernachlässigten Straßennetzes beschränkt sich die 
Transportleistung des Straßentransportes in Ungarn im allgemeinen auf 
Transporte innerhalb der Gemeinden und Städte, betrug doch die durch-
schnittliche Transportweite des Straßentransportes Ende 1965 nur 14,4 
km, während der Straßentransport an der Gesamtmenge der in diesem 
Jahr beförderten Güter einen Anteil von 62 vH hatte. Dagegen beförderte 
die Eisenbahn Ungarns in 1965 nur 35 vH, der Wassertransport 2 vH und 
der Transport über Rohrleitungen 1 vH aller Güter. Die Güterbeförde-
rung auf dem Luftwege spielte keine nennenswerte Rolle. 

Faßt man die Ergebnisse dieser Untersuchung zusammen, so ergibt sich, 
daß die künftige Wirtschaftsentwicklung Ungarns 1. von der Erhöhung 
der Arbeitsproduktivität, 2. von der Erhöhung der Investitionsrate und 
der zweckmäßigeren Verteilung der Investitionsmittel und 3. von der Ver-
besserung der Leistungsfähigkeit des ungarischen Verkehrsnetzes ab-
hängen wird. Alle diese Ziele setzen jedoch eines voraus, nämlich, daß es 
den Ungarn gelingt, ein Preissystem zu schaffen, auf Grund dessen die 
volkswirtschaftlich richtigen wirtschaftspolitischen Entscheidungen ge-
troffen werden können. Dies bezweckt die gegenwärtig in Gang befind-

28 Vgl. Beschluß des Zentralkomitees der Ungarischen Sozialistischen Ar-
beiterpartei für die Reform des Wirtschaftsmechanismus, in: Nepszabadsäg 
vom 29. 5. 1966. 
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liche Reform des sog. Wirtschaftsmechanismus. Diese hat als wichtigstes 
Ziel die Entzerrung des bisherigen, durch behördlich festgesetzte Preise 
geschaffenen disproportionalen Preissystems, in welchem die Preise nur 
selten den tatsächlichen volkswirtschaftlichen Aufwand und die relative 
Knappheit der erzeugten Güter richtig darstellten. Gelingt es, ein solches 
Preissystem nicht nur theoretisch zu schaffen, sondern auch praktisch 
durchzuführen, so wird man in Ungarn zumindest eine zuverlässigere 
Basis für künftige Entwicklungsentscheidungen gewinnen als bisher. Die 
Durchführung der beabsichtigten Wirtschaftsreform verlangt von der 
ungarischen Bevölkerung zunächst erneut finanzielle Opfer, da infolge 
der vorgesehenen finanzpolitischen Maßnahmen die Lebenshaltung in 
Ungarn zum Teil merklich teurer wird. Die ungarische Bevölkerung wird 
eine gewisse Einschränkung ihres Lebensstandards für eine Übergangs-
zeit auf sich nehmen müssen, wenn sie in Zukunft mit einem schnelleren 
Wachstum ihres Lebenstandards rechnen will. Der Erfolg der Wirt-
schaftsreform in Ungarn wird nicht zuletzt von der Geschicklichkeit der 
Regierung abhängen, der mißtrauischen Bevölkerung diesen Sachver-
halt offen und ohne politische Polemik mitzuteilen, aber auch von der 
Bereitschaft der politischen Führung, die Früchte eines wirtschaftlichen 
Erfolgs der mitarbeitenden Bevölkerung voll zugute kommen zu lassen. 
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Wachstums probleme der jugoslawischen Wirtschaft 

Von Prof. Dr. Kurt Wessely 

1. Vberblick über die Entwicklung der jugoslawischen Wirtschaft 

Die Entwicklung der Volksrepublik Jugoslawien (heute Sozialistische 
Föderalistische Republik Jugoslawien - SFRJ) nach dem zweiten Welt-
krieg ist anders als in den übrigen sozialistischen Staaten Europas ver-
laufen und verdient eine besondere Beachtung und Untersuchung auch 
dort, wo man nicht den Auffassungen Jugoslawiens folgen kann. Der 
"eigene Weg zum Sozialismus", den Jugoslawien seit zwanzig Jahren, 
ohne auf Rückschläge zu achten und gegen schwere Hindernisse an-
kämpfend, verfolgt, ist heute für alle sozialistischen Staaten bedeutungs-
voll geworden, die versuchen, ihre Wirtschaft nicht nach orthodoxen 
Schemata der einen oder der anderen Richtung einzurichten. In einer 
früheren Darstellung wurden bereits das Abgehen Jugoslawiens vom 
stalinistischen, zentralverwaltungswirtschaftlichen Modell geschildert, 
seine ideologischen Grundsätze dargelegt und die Ergebnisse bis zur 
ersten, fehlgeschlagenen Wirtschaftsreform des Jahres 1961 gekennzeich-
net!. 

Unsere Untersuchung wird sich vornehmlich mit dem Wirtschafts-
wachsturn befassen und soll jene Voraussetzungen klären, welche den 
Entschluß zu einer radikalen Wirtschaftsreform im Jahre 1965 auslösten, 
von der nicht zufällig Wechselbeziehungen zu den Reformbestrebungen 
anderer sozialistischer Staaten ausgegangen sind, so daß das Ergebnis 
der jugoslawischen Wirtschaftsreformen auch für die übrigen Oststaaten 
von großer Bedeutung ist. Der Ausgang dieses neuen Experimentes ist 
aber noch offen, weil es innenpolitischen Widerstand herausforderte, in 
manchen sozialistischen Staaten, namentlich in der Sowjetunion, mit 
großer Zurückhaltung verfolgt wird und die Spannungen im sozialisti-
schen Lager verschärft. 

Der übergang einer sozialistischen Wirtschaft zu einer marktwirt-
schaftlich orientierten mußte trotz Beibehaltung des gesellschaftlichen 
Eigentums an den Produktionsmitteln und einer indikativen Planung zu 
Schwierigkeiten führen, die zwar vorauszusehen waren, aber doch unter-

1 K. Wessely: Grundzüge und Eigenständigkeit des jugoslawischen Wirt-
schaftssystems. In: G. Jahn (Hrsg.): Die Wirtschaftssysteme der Staaten Ost-
europas und der Volksrepublik China, 2. Bd., Berlin 1962. 
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schätzt worden sind. Im Verlauf des Jahres 1969 scheint aber die Depres-
sion, welche den jugoslawischen Reformen zunächst folgte, überwunden 
zu sein. 

Der Wiederaufbau der jugoslawischen Wirtschaft nach dem zweiten 
Weltkrieg stand unter dem Zeichen des dilettantischen Enthusiasmus 
eines radikalen Kommunismus einerseits und von Zwangsmaßnahmen 
andererseits, deren Folgen bis heute noch nicht zur Gänze überwunden 
werden konnten. Die Wirtschaft wurde zunächst nach streng stalinisti-
schen, zentralistischen Planungsgrundlagen geleitet. Erst seit dem Bruch 
mit den übrigen kommunistischen Parteien (Kominformstreit 1948) be-
gann Jugoslawien, unterstützt von westlicher Auslandshilfe, aber ohne 
jede westliche Beeinflussung, sich auf seinen eigenen Weg zum Sozialis-
mus zu besinnen. Mußte bereits der erste Fünfjahrplan 1947/51 infolge 
der Kominformblockade abgebrochen werden, so kam es darauf zu einem 
stufenweisen Abbau der zentralistischen Wirtschaftslenkung. Kennzeich-
nend für diese späteren Pläne ist der übergang von direktiven, quantita-
tiven Planzielen zum Einsatz von "Instrumenten", worin man Vorläufer 
der "Ökonomischen Hebel" der gegenwärtigen Wirtschaftsreformen an-
derer Oststaaten erblicken kann. Man ging auch von der Bezeichnung 
"Staatsplan" zum Ausdruck "Gesellschaftsplan" über, da Hand in Hand 
mit der Ausbildung der jugoslawischen Selbstverwaltung der direkte 
Staatseinfluß abgebaut und durch die Tätigkeit gesellschaftlicher Organi-
sationen abgelöst werden soll2. 

Von allem Anfang an stellte man sich in Jugoslawien das Ziel, die 
Industrialisierung unter Betonung der Schwerindustrie voranzutreiben, 
wobei die Landwirtschaft vernachlässigt wurde. Man nahm auch nicht 
Rücksicht auf die wirtschaftlichen Möglichkeiten des Landes, insbeson-
dere auf die Rohstoffquellen, so daß heute einerseits erhebliche Mengen 
von Rohstoffen (Brennstoffen) eingeführt werden müssen und doch der 
Bedarf bei verschiedenen Halbfabrikaten, namentlich in der Stahl- und 
Eisenindustrie, weder quantitativ noch qualitativ gedeckt werden kann. 
Die in den letzten Jahren aufgetretenen Schwierigkeiten (Disproportio-
nen) der jugoslawischen Wirtschaft lassen sich keineswegs, wie etwa in 
anderen sozialistischen Staaten (CSSR), als Anpassungskrise der reif-
gewordenen industriellen Entwicklung an das obsolete Planungssystem 
erklären, sondern sind durch Fehler im Aufbau der Wirtschaft selbst 
entstanden (mangelnde Abstimmung der einzelnen Produktionsfaktoren, 
Fehlleitung von Kapital, geringe Leistung [Effektivität] der Wirtschaft 

2 Grundlegend für die frühere Epoche bleiben weiter die Darstellungen von 
V. Meier: Das neue jugoslawische Wirtschaftssystem, Zürich - St. Gallen 1965 
und H. Schleicher: Das System der betrieblichen Selbstverwaltung in Jugo-
slawien. Schriften des Instituts zum Studium der Sowjetwirtschaft, Wilhelms-
haven. Berlin 1961. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-42285-2 | Generated on 2025-08-26 06:29:29



Wachstumsprobleme der jugoslawischen Wirtschaft 145 

und Vergeudung für nicht produktive Zwecke). Der Aufschwung der 
jugoslawischen Industrieproduktion vollzog sich in einem zum Teil sehr 
stürmischen Tempo, das nur von Japan, Bulgarien und Rumänien über-
boten wurde. Zuwachsraten von 10 bis 15 v. H. in einzelnen Jahren waren 
während des zweiten und dritten Fünfjahrplanes üblich. Für die Periode 
1952 bis 1965 wurde dementsprechend eine Zuwachsrate von jährlich 
12,1 v. H., gleich hoch wie in Rumänien, berechnet (Japan 15 v. H., Bul-
garien 13,5 v. H.). Ähnlich soll auch in der gleichen Periode das jugosla-
wische Volkseinkommen um durchschnittlich 7,5 v. H. zugenommen 
haben, was mit Ausnahme der Jahre 1964/1965 über der japanischen 
Zuwachsrate (durchschnittlich 8,25 v. H.) und in allen Jahren über jenen 
der übrigen Oststaaten lag. 

Es ist bemerkenswert, daß Rückschläge gerade in jenen Jahren zu ver-
zeichnen waren, in denen Jugoslawien versuchte, seine Wirtschaft nach 
marktwirtschaftlichen Grundsätzen neu zu ordnen, und zwar aus der 
Erkenntnis heraus, daß die bisherigen Methoden des forcierten Industrie-
ausbaues auf die Dauer zu untragbaren Ergebnissen führen mußten. 
Denn die Industrialisierungspolitik Jugoslawiens stützte sich auf hohe 
Investitionsraten und hatte einen extensiven Charakter3, der zur Reform 
1965 führte. 

Die jugoslawische Wirtschaft konnte sich im Gegensatz zu den meisten 
anderen Oststaaten auf ausländische Kredite stützen, die zunächst nach 
der Kominformblockade nur von westlichen Staaten gewährt wurden. 
Sie erleichterten Jugoslawien die Finanzierung seiner Investitionen. 
Es gehörte aber zu den Fehlern im jugoslawischen Planungskonzept 
- also unabhängig von der Organisation der Planung -, daß diese 
zentral verwalteten Mittel nicht immer zweckentsprechend verwendet 
wurden. Außerdem setzt Jugoslawien seinen Ehrgeiz darein, seinerseits 
Kredite an Entwicklungsländer zu erteilen, die mehr nach politischen 
als nach wirtschaftlichen Kriterien ausgewählt werden. Sie haben aber 
auch eine positive Seite, da dadurch der jugoslawischen Wirtschaft, ins-
besonders ihren Baubetrieben, neue Absatzmöglichkeiten erschlossen 
wurden. 

Ein weiteres Charakteristikum der jugoslawischen Wirtschaft ist die 
weitgehende Dezentralisierung in der Verwaltung, welche sowohl den 
Republiken als auch den Großgemeinden, die beinahe Bezirksgröße er-
reichen, ausgedehnte autonome Verwaltungsbefugnisse und einen hohen 
Grad wirtschaftlicher Aktivität einräumt. Diese Entwicklung, die unter 
Rückschlägen vor sich geht, ist noch nicht abgeschlossen, doch erlangen 
die Republiken immer mehr Befugnisse und üben sie auch aus. 

3 D. GorupiC: Privredna reforma i poslovna politika poduzeca (Wirtschafts-
reform und Geschäftspolitik der Unternehmen). In: Informator, 27.7.1966, 
Nr. 1292, S. 1. 

10 Schr!ften d. Vereins f. Socialpolitik 50/II 
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Diese Tendenz steht im Einklang mit den jugoslawischen Vorstellun-
gen, daß der Staat nur eine subsidiäre Bedeutung habe und soweit als 
möglich durch gesellschaftliche Organisationen ergänzt wird. In der 
Wirtschaft ist die Selbstverwaltung der Betriebe die Grundlage der 
unternehmerischen Betätigung. Sie greift aber auch auf Anstalten und 
Institute über. Die Selbstverwaltung beschränkt sich daher nicht bloß auf 
die Autonomie der jugoslawischen Unternehmen, wie sie durch Dezen-
tralisierung auch in anderen Oststaaten angestrebt wird, sondern be-
deutet überdies deren Selbstverwaltung durch die Belegschaft. Man kann 
die Unternehmen daher nicht als Staatsbetriebe bezeichnen, sie stehen 
aber auch nicht im Eigentum der darin Beschäftigten, sondern gleichen 
noch am ehesten Stiftungen zugunsten der Belegschaftsmitglieder, wo-
bei jedoch öffentlich-rechtliche und gesellschaftliche Einflüsse in ihrer 
Betriebsführung und Organbestellung Platz greifen4• über die Wechsel-
wirkung zwischen Selbstverwaltung und Wirtschaftswachstum ist gegen-
wärtig noch ebensowenig ein endgültiges Urteil möglich wie über die 
Erfolge der jugoslawischen (indikativen) Gesellschaftsplanung, weil viel 
von ihrer Zielsetzung noch nicht erreicht wurde und manches erst auf 
dem Papier steht. Dies ist auch deshalb erklärlich, weil Jugoslawien 
sich noch auf der Suche nach neuen Formen eines demokratischen So-
zialismus befindet, der nicht nur die Zentralverwaltungswirtschaft ab-
lösen, sondern auch den Zwang des Einparteienstaates mildern soll. 

Die vielen Widersprüche in der jugoslawischen Wirtschaftentwicklung 
sind ohne einen Blick auf diese politische Realität unverständlich. Um so 
bedeutsamer ist es jedoch, daß man sich in Jugoslawien, trotz Beibehal-
tung des marxistisch-leninistischen Vokabulars, bemüht, eigene Formen 
der Wirtschaftsentwicklung und Organisation zu finden. Dies geht freilich 
nicht ab ohne überschätzung mancher wirtschaftlicher Tatbestände und 
Erfolge wie etwa der Industrialisierung, deren positive und anerkennens-
werte Seiten aber nicht zu leugnen sind, auch nicht ohne Vernachlässi-
gung wichtiger, für die Wirtschaftsstabilität und Expansion entscheiden-
der Umstände. Dazu gehört der noch immer niedrige Lebensstandard5, 

als Kehrseite der überstürzten Industrialisierung und Investitionstätig-
keit, und die inflationäre Politik, mit der man bis zur Wirtschaftsreform 

4 G. Lemdn: Stellung und Aufgaben der ökonomischen Einheiten in den 
jugoslawischen Unternehmungen. Wirtschaftswissenschaftliche Veröffent-
lichungen des Osteuropa-Instituts an der Freien Universität Berlin. Berlin 1967. 

5 Das Prokopf-Einkommen wird für den Anfang der sechziger Jahre mit 
510 $ angenommen und soll bis 1970 800 $ erreichen; die Berechnungsgrund-
lage ist wegen der Kaufkraftsunterschiede nicht eindeutig, das Volkseinkom-
men dürfte vermutlich noch niedriger sein. Berechnungen des Ökonomischen 
Instituts Agram (1. Vinski) K. Dzeba und M. Beslac: Privredna reforma, Zagreb 
1965, S. 10. In jüngster Zeit wurde das Prokopf-Einkommen für das Jahr 1964 
mit 390 $ berechnet. (Gemeinschaftsarbeit von 1. Fabinc in Poduzece i reformi, 
Zagreb 1968, S. 142.) Bis 1975 werden 1000 $ pro Kopf angestrebt. 
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1965 das Auseinanderklaffen der Proportionen der Wirtschaft zu über-
brücken suchte. 

2. Die Lage der jugoslawischen Wirtschaft vor der Reform 1965 

Am 5. Juli 1966 hat das jugoslawische Parlament, kurz bevor es zu 
den dramatischen Säuberungen des Staats- und Parteiapparates von den 
Anhängern des gestürzten Vizepräsidenten, Innenministers und lang-
jährigen Chefs der Geheimpolizei Rankovic kam, den Gesellschaftsplan 
für die Entwicklung Jugoslawiens von 1966-1970 beschlossen6• Wie auch 
in früheren Jahren üblich, gibt dieses Dokument, bevor es sich den 
kommenden Zielen zuwendet, ein ausführliches Bild der bisherigen wirt-
schaftlichen Entwicklung. 

Aber während früher die positiven Akzente überwogen, war dieser 
Bericht ungemein selbstkritisch gehalten und ließ erkennen, vor welchen 
Schwierigkeiten die jugoslawische Wirtschaft stand. 

Obwohl die jugoslawische Industrieproduktion im Jahre 1964 einen 
Zuwachs von 16 v. H. verzeichnete (1965: 8 v. H.) und das Volkseinkom-
men 1957/1964 eine durchschnittliche Jahreszuwachsrate von 10,2 v. H. 
aufwies7, kämpfte sie, wie gleich im Vorbericht zum neuen Gesellschafts-
plan gesagt wird, "mit einigen charakteristischen negativen Tendenzen, 
welche sich in einer übermäßig extensiven Entwicklung und in einer nicht 
genügend rationellen Ausnützung der verfügbaren Produktivkräfte des 
Landes zeigen. Die Arbeitsproduktivität hatte keine entscheidende Be-
deutung bei der wirtschaftlichen Entwicklung, insbesondere nicht in der 
ersten Hälfte des abgelaufenen Zeitraumes (seit 1945), als sich das Land 
in der Entfaltung der Infrastrukturvoraussetzungen befand" und es galt, 
die Grundlagen der politischen Unabhängigkeit zu schaffen. Damals sei 
freilich die breit angelegte Verwendung der Arbeitskraftreserven und 
eine starke Investitionstätigkeit geboten gewesen. 

Aber als die Voraussetzungen zu einer intensiveren Wirtschaft und zur 
Eingliederung in die internationale Arbeitsteilung geschaffen worden 
waren, "kam es zu einer überschätzung der Bedeutung der Investitionen, 
für die wirtschaftliche Entwicklung und zu einer Unterschätzung des 
Lebensstandards bzw. der persönlichen Einkommen als Faktor einer dy-
namischen und strukturell ausgeglichenen wirtschaftlichen Entwicklung". 

6 Drustveni plan razvoja Jugoslavija od 1966 do 1970 (Gesellschaftsplan zur 
Entwicklung Jugoslawiens 1966-1970), Sluzbeni list FRJ 1966, Nr. 28 (Amts-
blatt). Ausführlich über diesen Plan: Abschnitt 11. 

7 Noch höhere Zuwachsraten ergaben sich im Volkseinkommen früherer 
Jahre, nämlich 1953 18 v. H., 1959 16 v. H., 1957 und 1964 sogar 22 v. H. Natur-
gemäß ist eine überprüfung dieser Berechnungen noch schwieriger als jene des 
Industrieproduktionsindex, der übrigens auf einer nicht mehr repräsentativen 
Gewichtung beruht. 

10· 
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Zwar hätten sich ab 1957 die Bedingungen für eine Verbesserung der 
Produktivität verstärkt, aber die Tendenzen zu einer nicht entsprechen-
den Entwicklung der Produktivkräfte hätten sich fortgesetzt, wenn es 
auch gelungen sei, die Privatwirtschaft so in den Produktionsprozeß ein-
zugliedern (d. h. also deren Beitrag so zu reduzieren), daß 80 v. H. des 
Volkseinkommens durch vergesellschaftete Produktionsmittel (d. h. also 
im sozialistischen Sektor) geschaffen werden. 

Dieses Ergebnis, das gesamtwirtschaftlich gleichgültig ist, vom ideolo-
gischen Standpunkt aus aber als wesentlich gilt, bedeutet aber, daß das 
private Handwerk und Gewerbe als Produktionsfaktoren beinahe aus-
geschaltet sind und daß die Privatlandwirtschaft, obwohl flächenmäßig 
weitaus überwiegend, nur eine unzureichende Produktion aufweist und 
bisher von der Beistellung von Investitionsmitteln fast ganz ausgeschlos-
sen war. Hier liegt, wie in anderen sozialistischen Staaten, ein Haupt-
hindernis für ein harmonisches und gesichertes Wirtschaftswachstum. 

Wichtige Wirtschaftsfragen, so heißt es in diesem amtlichen Dokument 
weiter, wurden entweder nicht oder noch nicht entsprechend gelöst, wie 
die Produktionsstruktur, die Preispolitik, die Außenhandels- und Devi-
senpolitik, die Verteilung der Einkommen zwischen den einzelnen wirt-
schaftlichen Organisationen und innerhalb derselben sowie das Kredit-
system. So kam es, daß keine Stimulierung zur Erreichung eines opti-
malen Wirtschaftserfolges wirksam wurde und Unternehmen mit zu 
geringer Produktivität gefördert wurden. Insbesonders traten Fehler 
in der Investitionspolitik auf, da sich die Wirtschaft nicht den Bedürfnis-
sen der aus ideologischen Gründen geförderten Selbstverwaltung aufge-
schlossen zeigte und das persönliche Interesse der arbeitenden Men-
schen nicht genügend als entscheidender wirtschaftlicher Faktor erkannt 
und eingesetzt wurde. 

Somit wiederholten sich 1966 die gleichen Klagen über die mangeln-
de Wirksamkeit der besonderen jugoslawischen Wirtschaftsmethoden, die 
bereits in der Schlußbetrachtung über die Durchführung des fünf jährigen 
Planes 1957/1961 zu lesen waren. Es hieß damals: "Das System der Ver-
teilung der Bruttoeinnahmen (damit also auch des Gewinnes, d. V.) ist 
noch keineswegs stimulierend für die rationelle Verwendung der gesell-
schaftlichen Mittel, die Verminderung der Materialkosten und die Er-
höhung der Arbeitsproduktivität. Dieses System bringt gemeinsam mit 
den Preisverhältnissen große Ungleichmäßigkeiten in der Wirtschaft und 
in der Verfügung über die Mittel zwischen den einzelnen Unternehmun-
gen mit sich, für Wirtschaftszweige und für die regionalen Gliederungen, 
was zu ungleichmäßigen Einflüssen auf ihre Entwicklung führt." 

Noch stärker als der persönliche Konsum wuchsen die öffentlichen 
Zuwendungen für den persönlichen Konsum - gemeint sind kulturell-
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soziale Leistungen -, womit sich jene Faktoren für die Hebung des 
Lebensstandards verstärkten, welche unabhängig von der Leistung und 
somit von der Produktivität sind. Da man aber gleichzeitig an einer 
hohen Investitionsrate festhielt und die staatlichen Ausgaben nicht ge-
senkt wurden, konnte der Konsum nur mit Inflation finanziert werden. 

Von einem Produktivitätsgewinn konnte man (wegen des starken 
Zustromes nichtqualifizierter Arbeitskräfte) erst seit 1956 sprechen. Vor-
her lag die Zunahme der Produktivität im ganzen gesellschaftlichen 
Sektor im Jahresdurchschnitt unter 1 v. H., seither (1961-1964) etwa bei 
6 v. H., 1963 beim damaligen überdurchschnittlichen Produktionsanstieg 
sogar bei 11,3 v. H. (1962/66: 7,7 v. H., 1961169: 5,5 v. H., gerade die Hälfte 
des durchschnittlichen japanischen Produktivitätsfortschrittes, nämlich 
11 v. H)B. 

Aber nicht nur die besorgniserweckenden Anzeichen struktureller 
Schwächen - z. B. hinkt die Baustoffindustrie weit hinter der übrigen 
Produktionsentwicklung nach - belasteten die jugoslawische Wirtschaft, 
sondern, wie der Planbericht weiter ausführt, zum Teil als deren Folge 
die Unstabilität auf den Märkten, d. h. also Ungleichmäßigkeit in der 
Versorgung und dadurch ausgelöst "Disparitäten" bei den Preisen, also 
Preissteigerungen, inflationäre Erscheinungen und die Tendenz zur Stei-
gerung des Defizits der Zahlungsbilanz. Diese widrigen Verhältnisse 
wirkten sich wieder auf einige Zweige der Wirtschaftstätigkeit ungün-
stig aus, schmälerten deren Gewinn und damit die Einkommen der darin 
Beschäftigten und die Entwicklung dieser Wirtschafts- und Industrie-
zweige, welche trotz administrativer Bemühungen um Preisstabilität 
unter der Schere der Kosten und Investitionsaufwendungen litten. 

Da auch durch den Außenhandel keine spürbare Erleichterung ein-
treten konnte, weil die Devisenreserven nicht zu entsprechenden Im-
porten ausreichten, wurde die Unordnung der Marktverhältnisse noch 
gesteigert. (Dies gilt nur mit Einschränkungen. Durch Importe vermehr-
ten sich tatsächlich vor der Wirtschaftsreform die verfügbaren Güter, 
aber in einer gesamtwirtschaftlich unzweckmäßigen Art!). 

8 Über das Ausmaß der jugoslawischen Produktivität liegen, ähnlich wie für 
die Bewertung d~r Kapazitätsausnützung, nur Schätzungen vor. Ein Vergleich 
mit einer Gruppe von 13 Staaten, darunter nicht nur USA und andere Industrie-
staaten einschließlich Österreich, sondern auch Polen, Ungarn, es SR und DDR, 
führte zu dem Ergebnis, daß die Produktivität in Jugoslawien nur 50--80 v. H. 
jener der entwickelten Industriestaaten (USA, Großbritannien. es SR und 
Frankreich) erreichte und gegenüber der Gesamtgruppe der 13 Staaten um 
mehr als ein Drittel (37 v. H.) niedriger war. Die Produktivität Jugoslawiens 
war auch um 5 v. H. niedriger als in Ungarn. Diese Berechnungen wurden zwar 
bereits 1960 angestellt, aber zur Begründung der Wirtschaftsreform 1965 neuer-
dings herangezogen. Privredna reforma, a.a.O., S. 15. Vgl. Privredni pregled, 
22.12. 1969,S. 13. 
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Dies führte wieder zu einer breiten Anwendung administrativer Maß-
nahmen auf dem wirtschaftlichen Gebiet und verführte zu einer Bevor-
mundung der Wirtschaft. (Dies sind die Kennzeichen des Bürokratismus, 
gegen den Jugoslawien ebenso erfolglos wie die anderen Ostblockstaaten 
ankämpft, doch sind seine Auswüchse hier weniger spürbar.) Die Initia-
tive zur Erhöhung der Arbeitsproduktivität erlosch, weil es zu wenig 
materielle Anreize für sie gab. 

Bei der Weiterführung der Diskussion um die Jahreswende 1967/68 
wurde aber von anerkannten jugoslawischen Wirtschaftswissenschaftern 
festgestellt, daß die Schwächen der jugoslawischen Wirtschaft noch viel 
tiefer reichen und diese wegen einer ungenügenden oder verfehlten 
Kapitalausstattung und mangelnder Arbeitsproduktivität strukturell 
nicht reif zur Eingliederung in die Weltwirtschaft ist, was nun als Haupt-
problern angesehen wird9• 

Es wäre unrichtig, aus dem Gesellschaftsplan nur das Negative heraus-
zulesen und nicht zu erkennen, daß auch in Jugoslawien eine sehr erfolg-
reiche Aufbauarbeit geleistet wurde. Vom politischen Klima ganz abge-
sehen, kann ein Vergleich der Wirtschaft Jugoslawiens mit jener anderer 
kommunistischer Staaten, insbesondere hinsichtlich des Lebensstandards 
seiner Bevölkerung, nur zugunsten Jugoslawiens ausfallen, obwohl die 
CSSR von einem viel höheren wirtschaftlichen Niveau als Jugoslawien 
ausging. Der Vergleich mit anderen südosteuropäischen Staaten mit ur-
sprünglich ebenfalls niedrigem Wirtschaftsniveau und hohen Zuwachs-
raten, wie etwa Bulgarien, spricht ebenfalls für Jugoslawien, das aber 
auch in mancher Hinsicht die wirtschaftliche Entwicklung der Türkei 
und Griechenlands übertrifft. Trotzdem stehen die jugoslawischen wirt-
schaftlichen Ergebnisse aber weit hinter dem zurück, was man in nicht-
sozialistischen Staaten unter ähnlichen Bedingungen, nämlich erheblicher 
ausländischer Wirtschaftshilfe, erreichen könnte oder tatsächlich dort 
erreicht hat, wo ähnliche natürliche Voraussetzungen gegeben sind. 

9 Diesbezügliche Untersuchungen des Agramer Wirtschaftswissenschaft-
lichen Instituts wurden um die Jahreswende 1967/68 in Rundfunksendungen 
ausgestrahlt und fanden ihren Niederschlag auch im Zentralorgan der KP 
"Borba". Sie werden in dieser Arbeit nach der Agramer Ausgabe der Borba 
zitiert. Nach Abschluß der Arbeit erschienen die der Artikelserie zugrunde 
liegenden Untersuchungen auch in Buchform nebst Diskussion, die auf dem 
Seminar in Opatija (Abbazia) im März 1968 über "Aktuelle Probleme der wirt-
schaftlichen Entwicklung und der Wirtschaftspolitik Jugoslawiens" abgehalten 
wurde. Diese umfangreiche Veröffentlichung konnte nur mehr ergänzungs-
weise herangezogen werden. Es handelt sich um: Aktuelni problemi (zitiert: 
Aktuelle Probleme), Poduzece u reformi (zitiert: Opatija I) und Poduzece u 
reformi - diskusija sa simpozija (zitiert: Opatija II). Herausgeber dieser Ver-
öffentlichungen sind das Ökonomische Institut Agram, das wissenschaftliche 
Forschungszentrum der ökonomischen Fakultät Agram und das Institut für 
Außenhandel in Belgrad unter Federführung von V. HOTvat, Verlagsort Agram 
1968. 
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Somit kann Jugoslawien nicht als gutes Vorbild für eine wachstums-
orientierte Entwicklungspolitik geIten. Ein Hauptgrund hierfür ist nicht 
zuletzt in der ungenügenden Förderung der Landwirtschaft und der ein-
seitigen Bevorzugung des sozialistischen Sektors zu sehen, so daß die 
agrarischen Leistungen Jugoslawiens von den Fortschritten der Türkei 
übertroffen werden. 

Die Unausgeglichenheit der jugoslawischen Wirtschaftsentwicklung 
zeigt sich nicht nur in zyklischen Bewegungen, die bis vor kurzem für 
sozialistische Staaten überhaupt geleugnet, heute aber auch dort als un-
vermeidlich anerkannt wurden, sondern auch darin, daß ein Vergleich 
mit anderen Staaten mit hohem Wirtschaftswachstum und markt- und 
planwirtschaftlicher Verfassung erkennen läßt, daß Jugoslawien unter 
elf untersuchten Staaten die geringste Stabilität der Wirtschaft aufwies. 
Wenn dabei die Landwirtschaft eliminiert wird - alle südosteuropä-
ischen Staaten leiden unter starken Witterungsschwankungen -, so ver-
mindert sich zwar die Unstabilität, aber Jugoslawien steht auch dann 
unter den fünf sozialistischen Ländern an ungünstigster Stelle. Es ist 
daher nicht wahrscheinlich, daß diese UnstabiIität objektiv begründet 
ist10• 

Die jugoslawische Wirtschaft leidet demnach an Schwächen, die nicht 
allein durch die natürlichen Faktoren der wirtschaftlichen Entwicklung 
begründet sind, sondern die sich auch aus der bisherigen Wirtschaftsord-
nung und -politik ergeben. Ihre schon seit fast zwei Jahrzehnten be-
stehende bedeutende Abweichung vom Typ der ZentralverwaItungswirt-
Schaft und die beträchtlichen Unterschiede zwischen den "revisionisti-
sehen" Auffassungen Jugoslawiens und den, von den anderen sozialisti-
schen Staaten bis zu ihren Reformen vertretenen, reichten nicht für 
eine wirkliche Umstrukturierung der jugoslawischen Wirtschaft, für ihre 
Hebung auf ein qualitativ höheres Niveau und zur Schaffung einer dem 
Westen einigermaßen entsprechenden, der weItwirtschaftlichen Arbeits-
teilung sich anpassenden und ihre Vorteile ausnützenden intensiven 
und produktiven Wirtschaft. Da aber Jugoslawien diese Ziele anstrebt, 
kann seine Wirtschaft nicht mehr, wie die sowjetische, in autarker Weise 
die Produktion aller Industriezweige maximieren, sondern muß sie den 
Marktgegebenheiten nach optimal entwickeln und ihre Struktur den 
Zukunftsaufgaben anpassenl1 . 

10 B. HOTvat: Privredni ciklusi u Jugoslaviji. Ekonomist, 1966, Nr. 1-4, S. 109. 
Horvat hat eine Analyse und mathematische Berechnungen der Wirtschafts-
zyklen Jugoslawiens vorgenommen, die ohne Eingriff der Wirtschaftsrefor-
men für 1967/68 wieder einen Aufschwung erwarten ließen. Vgl. dazu das 
Diagramm auf Seite 152, das nach Schaubildern Horvat's umgezeichnet 
wurde. Vgl. Anm. 100. Weiters beschäftigte sich damit auch A. Bajt (unter Aus-
dehnung auf alle sozialistischen Staaten) auf dem CES ES-Seminar am Platten-
see. Er hält diese Zyklen typisch für Jugoslawiens Marktwirtschaft. Ekonomist. 
1969, 4, S. 768. 

11 S. Djodan, Opatija 11, S. 54; D. GOTupic, Opatija I, S. 7. 
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In Jugoslawien entsprach die Umverteilung des Sozialprodukts nicht 
den Erwartungen. Man hat in Jugoslawien den Gewinn, der von den an-
deren sozialistischen Reformstaaten als wichtigstes Stimulierungsmittel 
der wirtschaftlichen Entfaltung angesehen wird, nie als eine besondere 
Kategorie betont, sondern geht von einer Art Bruttoeinkommen aus, 
das ähnliche Funktionen erfüllt wie der Betriebsgewinn. In diesem 
Bruttoeinkommen sind auch die Löhne enthalten, so daß seine Steigerung 
auch das materielle Interesse der Betriebsangehörigen fördert. Bei der 
Umverteilung des Sozialprodukts wurde aber auf die Interessen der 
Betriebe und der darin Beschäftigten zu wenig Rücksicht genommen. 
Daher war nicht nur die Investitionsquote hoch, sondern es blieb bei 
einem starken zentralistischen staatlichen Einfluß auf die Auswahl und 
Durchführung von Investitionen. Diese Umverteilung erfolgte (und er-
folgt) hauptsächlich durch die "Instrumente"12, über die noch ausführlich 
gesprochen werden wird, während andere wichtige Aufgaben der Wirt-
schaftspolitik, nämlich Stabilität und Auswahl der Investitionen, zu 
wenig beachtet wurden. 

Die Kritik des Motivenberichtes zum IV. jugoslawischen Fünfjahr-
plan ist keineswegs eine endgültige Verurteilung der Mischform zwi-
schen sozialistischer Planung und Marktwirtschaft, die in Jugoslawien 
angestrebt wird. Man glaubt vielmehr, zu einer wirksamen Synthese 
beider Wirtschaftssysteme kommen zu können, um damit die Effektivität 
der Wirtschaft zu steigern. Wenn man in Jugoslawien auf die gleiche 
Grundursache der wirtschaftlichen Schwierigkeiten stößt wie die tsche-
choslowakischen Reformer in ihrem Land bei einer so ganz anders ge-
arteten Wirtschaftsstruktur, so spricht dies dafür, daß sich Jugoslawien 
bis jetzt weit stärker von der Zentralplanung leiten ließ, als öffentlich 
als Programm verkündet wurde, und daß ideologische Hemmnisse aller 
Art das Wirtschaftswachstum behinderten. Die Schwierigkeiten sind da-
her nicht zuletzt als Erbe der Vergangenheit zu betrachten. Andererseits 
vermochte man aber auch nicht das Marktgeschehen zu überblicken und 
reibungslos in die sozialistische Wirtschaft einzubauen. 

Die Einführung marktwirtschaftlicher Elemente brachte daher keine 
Aufhebung der Spannungen, sondern zusätzliche Belastungen einer nicht 
konsistenten Planung. Trotzdem ist der wirtschaftliche Fortschritt gegen-
über der Epoche der zentralistischen Planung unverkennbar, doch fehlt 
noch der angestrebte Durchbruch zu einem demokratischen Sozialismus, 
dem es entspräche, daß das öffentliche Interesse (und damit die wirt-
schaftlichen Zielsetzungen) unter dem Einfluß der individuellen Inter-
essen steht und diese zusammenfaßt13• 

12 A. Bajt: Dezentralized decision-making structure in the Yugoslav eco-
nomy. Economics of Planning, 1967, Nr. 1, S. 73 ff. 

lS D. GOTupic, Opatija I, S. 3. 
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3. Grundsätze der jugoslawischen Wirtschaftsplanung 

Jugoslawien hat nach einer radikalen Verstaatlichung der Produk-
tionsmittel und der Betriebe, die in dieser ersten Phase weiter ging 
als in den übrigen Volksdemokratien, bereits 1947 einen Fünfjahrplan 
aufgestellt und versuchte auch das sowjetische Vorbild der Vollverstaat-
lichung und Zentralplanung nachzuahmen. Trotz der liberal-demokra-
tischen Fassade der ersten Verfassung vom 31. Januar 1946 kam es - mit 
Ausnahme weiter Teile der Landwirtschaft und eines schmalen hand-
werklichen Sektors - zur Vollsozialisierung und damit, den damaligen 
Ansichten entsprechend, auch zur Zentralplanung. Die Führung sozia-
listischer Betriebe wurde aber erst durch das Grundgesetz über die 
"Staatlichen Wirtschaftsunternehmen" und durch das "Gesetz über den 
allgemeinen Volkswirtschaftsplan und die staatlichen Planungsorgane", 
beide vom Herbst 1946, geregelt. Sie wurden ergänzt zu Jahresschluß 
1946 durch die Verordnung über die Einheitspreise, durch die auch die 
Frage der Amortisation geregelt wurde, und weitere Vorschriften über 
Budget, Kreditsystem, Zahlungsbestimmungen usw., wodurch ein dem 
sowjetischen Vorbild entsprechendes Rechts- und Wirtschaftssystem ge-
schaffen wurde. 

Die neuen Vorschriften fanden ihre zusammenfassende Anwendung in 
dem "Gesetz über den fünf jährigen Entwicklungsplan der Volkswirt-
schaft der FVRJ 1947/51", der übrigens erst Mitte 1947 verkündet wer-
den konnte und der ein umfassendes Programm zur Entwicklung der 
jugoslawischen Wirtschaft, mit Nachdruck auf der Industrialisierung, 
enthielt14• 

Der erste Fünfjahrplan sah so ehrgeizige Zielsetzungen vor, nämlich 
die Verfünffachung der Industrieproduktion gegenüber 1939, daß sie 
im wesentlichen erst zehn Jahre später, nämlich 1961/62 erreicht wer-
den konnten. Allerdings fiel 1948 dazwischen die Blockade durch die 
Ostblock-Staaten, ausgelöst durch den Tadel der Kominform an der 
jugoslawischen Partei, die als Antwort darauf ihre Selbständigkeit be-
tonte und den eigenen Weg zum Sozialismus durch Einführung der 
Selbstverwaltung der Betriebe zu gehen begann. In dieser Zeit fand das 
Land auch die wirtschaftliche Unterstützung Westeuropas. 

Der Fünfjahrplan wurde zunächst noch um ein Jahr bis 1952 erstreckt, 
dann aber auch formell abgebrochen und durch Jahrespläne ersetzt, die 
ursprünglich fehlten, bis für die Jahre 1957/61 ein neuer, schon 1960 
vorfristig beendeter Fünfjahrplan beschlossen werden konnte. Ihm folgte 

14 K. Wessely, a.a.O., S. 344 ff. - Jugoslavija 1945-1964 - Statisticki pregled, 
Beograd 1965, S. 74 (zitiert: Jugoslavija). [Statist. überblick]. - P. Dobias: 
Grundlagen des jugoslawischen Wirtschaftssystems. In: Weltwirtschaftliches 
Archiv, 1967, Nr. 2, S. 317 ff. 
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ein weiterer Fünfjahrplan für die Zeit 1961/65, der aber nicht durchge-
führt werden konnte, so daß wieder Jahrespläne mit einem Paket von 
Einzelrnaßnahmen, den "Instrumenten", beschlossen werden mußten. Sie 
fanden ihre Fortsetzung in dem mit einjähriger Verspätung verkündeten 
Plan 1966/70. Durch diesen IV. Fünfjahrplan stellte Jugoslawien, so wie 
in dem vorangegangenen Fünfjahrplan, den Anschluß an die Planungs-
periode der übrigen Oststaaten her. Ein neuer Fünfjahrplan (1971/75) 
und eine Perspektivplanung befanden sich anfangs 1970 in Vorberei-
tung, wobei sich verstärkte Planungstendenzen zeigten. 

Der erste Fünfjahrplan entsprach im wesentlichen dem damaligen 
Stand des sowjetischen Planungssystems. Aber schon mit dem Jahres-
plan 1954 wurde die bloße Naturalplanung durch ein neues, Wertplanung 
genanntes System ersetzt. Dieses sollte den Preisen wieder zu ihren Rech-
ten verhelfen und dynamische Elemente unter Annahme einer allgemei-
nen wirtschaftlichen Expansion bringen. Da aber die Preise damals 
noch weitgehend amtlich festgelegt waren und auch seither noch verzerrt 
blieben, konnten die Erwartungen auf dieses neue Planungssystem, wie 
die Kritiken am Stand der jugoslawischen Wirtschaft beweisen, nicht 
erfüllt werden. Noch immer blieb es bei dirigistischen Vorstellungen, 
welche die Bedeutung der Planziffern und der im Plan festgelegten 
Präferenzen und Relationen überbewerteten. Diese Epoche ist zwar heute 
weitgehend überwunden, doch wirken noch die Überbleibsel des früheren 
administrativ-zentralistischen Systems und gewisse staatliche Kompe-
tenzen auf der Bundesebene anachronistisch unter den neuen Verhält-
nissen nachts. Deswegen erweisen sich die jugoslawischen "Instrumente" 
noch immer stärker als die Mittel, deren sich die westlichen Planificateure 
bedienen können, denn bis zur Wirtschaftsreform 1965 war der staatliche 
Einfluß durch die Finanz- und Steuerpolitik in Jugoslawien weit stärker 
als in westlichen Staaten des Planificationstyps, und er ist es eigentlich 
noch heute. Noch immer wirkt die alte Vorstellung des notwendigen di-
rigistischen Einflusses nach und gilt als Leitbild, von dem sich die durch 
die Kommunisten repräsentierte öffentliche Meinung nur schwer frei-
machen kann. 

Führte die Einführung der Selbstverwaltung zu einer Lockerung der 
Planung, so verstärkten unbefriedigende Erfahrungen mit den Jahres-
plänen ebenfalls die Abkehr von der Zentralplanung. Es bestehen zwar 
Planämter beim Bund und bei den Republiken sowie bei den wichtigeren 
sonstigen regionalen Verwaltungsstellen, aber sie haben keine admini-
strativen Befugnisse. Ihre Planprojekte sind oft umstritten und werden 
einer echten Diskussion durch die Vertretungskörperschaften unterzogen 
und abgeändert. 

t5 J. Sirotkovic, Opatija II, S. 8. 
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Die Pläne werden nicht Staatspläne, sondern "Gesellschaftspläne" ge-
nannt, um auch in der Planung den ideologisch angekündigten Rückzug 
des Staates aus der Wirtschaft und die übertragung seiner Rechte an die 
Gesellschaft zu dokumentieren. 

Je nach dem Zeitabschnitt, den sie umfassen, sind die Gesellschafts-
pläne einjährig oder langfristig. Zu Beginn jedes Jahres werden aus den 
mittelfristigen Plänen einjährige Pläne entwickelt. Letztere stellen Jah-
resaufgaben dar, durch deren Erfüllung die Verwirklichung der von der 
Wirtschaftspolitik gesteckten Grundziele erreicht werden soll, z. B. eine 
raschere Entwicklung der Grundstoffindustrie, oder schnellere Entwick-
lung der landwirtschaftlichen Produktion oder einiger nichtwirtschaft-
licher Gebiete USW.16 

In der Praxis war bisher der Gesellschaftsplan des Bundes maßgebend 
für alle untergeordneten Planungsorgane und für die Pläne der Gebiets-
körperschaften und Betriebe, weil auch nach der Preisgabe der Zentral-
planung das Bundesbudget und seine Nebengesetze, die bei den Banken 
zentralisierten Investitionsfonds und die gesellschaftliche Buchführung, 
die eine halbstaatliche Kontrolle über die Betriebsführung der Unter-
nehmen ermöglicht, sehr wirksam für die Verwirklichung der Vorstellun-
gen der Planer sorgten. 

Die jugoslawische Verfassung geht vom gesellschaftlichen Besitz an 
Produktionsmitteln als Grundlage der Wirtschaft aus, räumt aber der 
Selbstverwaltung der Betriebe solche Befugnisse ein, daß eine zentrale 
Planung nicht mehr möglich ist und nur mehr ganz allgemeine Planungs-
grundsätze aufgestellt werden können. Während nach der Verfassung 
1953 die grundlegende Verteilung des Volkseinkommens "reguliert" wer-
den sollte, beschränkt man sich jetzt darauf, die wirtschaftlichen Ziel-
setzungen zu koordinieren. In der Präambel zur Verfassung 1963 heißt es 
über die Planaufgaben in leicht gekürzter Form: 

"Die im Gesellschaftsbesitz befindlichen Produktionsmittel dienen als 
gemeinschaftliche unveräußerliche Grundlage der gesellschaftlichen Ar-
beit zur Befriedigung der persönlichen und gemeinsamen Bedürfnisse 
und Interessen der Werktätigen und zur Entwicklung der materiellen 

16 Statistisches Taschenbuch Jugoslawiens 1967, Beograd 1967, S. 176. Unter-
stützt durch die "Instrumente" sollen die Produzenten zu einer gewinnbringen-
den Wirtschaft ihrer Betriebe angeeifert werden, und damit soll auch ohne 
staatlichen Zwang und zentrale Planung ein Wirtschaftswachstum nach den 
makroökonomischen Vorstellungen der Planer erzielt werden. In der Neuaus-
gabe dieses Taschenbuches für 1968 (S. 167) fehlen, ein Zeichen für die gegen-
wärtige umstrittene Stellung der jugoslawischen Planung, die Ausführungen 
über ihren Gang. Es heißt jetzt nur mehr: "Den gesellschaftspolitischen Ge-
meinschaften werden genügend Rechte eingeräumt, um so, ohne an die Selbst-
verwaltung der Werktätigen zu rühren, eine planmäßige Entwicklung der 
Wirtschaft sicherzustellen." 
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Grundlage der Gesellschaftsgemeinschaft und der sozialistischen Gesell-
schaftsbeziehungen. 

Die im Gesellschaftsbesitz befindlichen Produktionmittel werden im 
eigenen Interesse und im Interesse der Gesellschaftsgemeinschaft un-
mittelbar von Werktätigen verwaltet, die einander, sowie der Gesell-
schaftsgemeinschaft, verantwortlich sind. 

Das Gesellschaftsprodukt dient zur Erneuerung und Erweiterung der 
materiellen Grundlage der gesellschaftlichen Arbeit sowie zur Befriedi-
gung der Bedürfnisse der Werktätigen nach dem Prinzip der Verteilung 
entsprechend der geleisteten Arbeit. 

Das einheitliche Verteilungssystem gewährleistet, daß die Arbeits-
organisationen die für die Reproduktion bestimmten Mittel nach ihrem 
Anteil an der Schaffung dieser Mittel sowie entsprechend ihren Mög-
lichkeiten im Rahmen der durch Gesellschaftspläne festgelegten gesell-
schaftlichen Arbeitsteilung wirksamst nützen. 

Zwecks Verwirklichung der Einzel- und Gemeininteressen der Werk-
tätigen und der Selbstverwaltung, Anspornung ihrer Initiative, Schaf-
fung möglichst günstiger Bedingungen für die Entwicklung der Produk-
tivkräfte, Vereinheitlichung der Arbeitsbedingungen, Durchführung des 
Prinzips der Verteilung entsprechend der geleisteten Arbeit und Ent-
wicklung sozialistischer Beziehungen, richtet die Gesellschaftsgemein-
schaft im Wege der Planung die Entwicklung der Wirtschaft und der ma-
teriellen Grundlage für sonstige gesellschaftliche Tätigkeitsgebiete aus 
und sorgt für deren Ineinklangbringung. 

Durch den Gesellschaftsplan Jugoslawiens werden die grundlegenden 
Beziehungen in der Produktion und Verteilung in Einklang gebracht. Im 
Rahmen dieser Beziehungen und des einheitlichen Wirtschaftssystems 
planen und entwickeln die Werktätigen in den Arbeitsorganisationen und 
gesellschaftspolitischen Gemeinschaften die materielle Grundlage ihrer 
Tätigkeit selbständig17." 

Bei der Festlegung der Gesellschaftspläne wird eine Zusammenarbeit 
zwischen den Bundes-, Republiks-, Bezirks- und Gemeindeplanungsor-
ganen angestrebt. Diese Zusammenarbeit soll, wie es in einem amtlichen 
Kommentar heißt, besonders bei der Festlegung der Bestimmungen er-
folgen, durch welche die Verteilung der Mittel zwischen dem Bund und 
den Gebietskörperschaften geregelt wird, ferner bei der Bestimmung der 
Investitionspolitik in einzelnen Wirtschaftsbereichen und -zweigen sowie 
bei Beschlüssen über Maßnahmen zur Lenkung der regionalen wirt-
schaftlichen Entwicklung. Während der Ausarbeitung der Gesellschafts-

17 Verfassung der SFRJ vom 17.4.1963, gekürzter Abdruck in Wiener Quel-
lenhefte zur Ostkunde, 1963, Reihe Wirtschaft, Nr. 1. 
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pläne werden auch die gesellschaftlichen und Fachorganisationen - wie 
der Gewerkschaftsbund Jugoslawiens und seine Republikräte, Wirt-
schaftskammern, Produzentenvereinigungen u. ä. - konsultiert und die 
auf Wählerversammlungen zum Ausdruck gebrachten Ansichten zur 
Kenntnis genommen. 

Nach der Verfassung soll die Planung die Entwicklung der Wirtschaft 
mit den materiellen Grundlagen in Einklang bringen. Die Gesellschafts-
pläne beschäftigen sich vorwiegend nur mit den Proportionen der Wirt-
schaft und legen deren allgemeine Entwicklungsrichtlinien fest, wodurch 
sich ein breiter Raum für die selbständige Entscheidung der Betriebe und 
ihre Planung ergibt. Denn diese wird nicht vom Gesellschaftsplan fest-
gelegt, wohl aber durch ihn beeinflußt, so daß sie die eigentliche konkrete 
Planung darstellt. Die ursprünglich zentralisierte, direktive und auto-
ritäre Ordnung ist daher in ein dezentralisiertes System übergegangen, 
das zwar selbständige und daher vom Standpunkt der Planer auch "anar-
chische" Entscheidungen der Wirtschaftssubjekte zuläßt, aber auch noch 
zentralistische und direktive Elemente enthält, die aber nicht mehr rein 
autoritär festgelegt werden18 : "Die Instrumente stellen nur eine unge-
nügende Verbindung zwischen der makroökonomischen Gesellschafts-
planung und der mikroökonomischen Planung der Betriebe her." 

Da der Marktmechanismus noch nicht genügend ausgebildet ist (und 
auch gar nicht rein verwirklicht werden soll), sucht man nun nach einem 
Mechanismus zur Koordination der Tätigkeit aller Wirtschaftssubjekte, 
zu denen auch die Gebietskörperschaften gehören. Dies ist zwar ein Po-
stulat von erstrangiger Bedeutung, doch besteht noch keine Klarheit 
darüber, wie es erreicht werden kann. 

Im Plan werden die strukturellen Veränderungen berücksichtigt und so 
größenordnungsgemäß die wichtigsten Faktoren des Volkseinkommens 
und die Beiträge der einzelnen Wirtschaftszweige wertmäßig berechnet 
und vorausgesagt. Die Richtigkeit dieser Voraussagen soll dann an 
Detailplänen verifiziert werden; die Erfahrungen früherer Planperioden 
dienen zur ständigen Kontrolle neuer Planannahmen19• Die materiellen 
Produktionsziele treten ganz in den Hintergrund und dienen mehr zur 
Illustrierung der vorausberechneten Tendenz als zur Festlegung der 

18 A. Bajt, a.a.O.; GOTupic, Opatija II, S. 126. 
19 Gerade dies trug aber bisher zur geringen Konsistenz der Pläne bei. 

Untererfüllung in der Planperiode (1. und 3. Fünfjahrplan) führte zur Fest-
setzung niedriger Planziele in der nächsten Periode, die dann übererfüllt wur-
den: 2. Fünfjahrplan 1957/61, Planziel: Erhöhung des Bruttosozialprodukts um 
57,6 v. H., Realisierung + 66 v. H., 3. Fünfjahrplan 1961/65 dagegen Plan + 
72 v. H., Erfüllung + 56 v. H. A. Bajt: Development of planning Ideology in 
Yugoslavia (noch nicht veröffentlichtes Manuskript). Dementsprechend wurden 
die Planziele 1966/70 mit einer Zunahme des BSP um 47 v. H. angesetzt, die 
aber durch die außerordentlichen Einflüsse der Wirtschaftsreform nicht erreicht 
werden, es werden vielmehr nur 34 v. H. Steigerung erwartet. (Ekonomist 
1969,4, S. 803.) 
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Produzenten. So wurden 1957 statt der 115 Industrieprodukte des ersten 
Planes nur für 25 Schlüsselprodukte in 6 industriellen Produktionsgrup-
pen und für 8 Agrarprodukte quantitative Produktionsziele geplant oder, 
wie zurückhaltender gesagt wird, "vorgesehen", für 1961 wurden 51 
industrielle Produktionsziele genannt, und im Gesellschaftsplan 1966 
bis 1970 finden sich quantitative Vorausschätzungen nur mehr für ein 
Dutzend Industrieerzeugnisse. 

Solche quantitative Angaben fehlen aber überhaupt in den jetzt jähr-
lich beschlossenen Resolutionen der Skupstina (Nationalversammlung) 
"über die Grundlagen der Wirtschaftspolitik" des kommenden Jahres. 
Diese Beschlüsse sind nun anstelle des üblichen Planerfüllungsberichtes 
und eines formellen Jahresplanes getreten, enthalten eine Rückschau auf 
das abgelaufene Jahr, eine Prognose für das bevorstehende und einen 
überblick über die zur Anwendung vorgesehenen wirtschaftspolitischen 
"Instrumente" . 

Die Erfüllung der Aufgaben des Gesellschaftsplanes wird durch die 
Bestimmungen über Besteuerung und Verwendung der Betriebseinkom-
men (Gewinn) erreicht, durch die auch ordnungspolitische Ziele verfolgt 
werden, durch die Bildung gesellschaftlicher Fonds (für Zwecke der 
Allgemeinheit wie Wohnungsbau), deren Zahl zurückgeht und die zum 
Teil durch das Budget dotiert werden, durch gesellschaftliche (also staat-
liche) Finanzreserven sowie durch verschiedene wirtschaftliche und an-
dere Maßnahmen, wie z. B.: Investitionen aus den Gesellschaftsfonds für 
bestimmte wirtschaftliche Tätigkeiten, Lenkung der Entwicklung einzel-
ner Wirtschaftszweige durch das System der Kreditierung von Investi-
tionen und Umlaufmitteln der Unternehmen; Lenkung der Aus- und 
Einfuhr; Preisüberwachung u. a. m. Derartige Maßnahmen sollen die 
Schaffung entsprechender Voraussetzungen für Erzeugung und Ver-
brauch bewirken, um die Tätigkeit der Wirtschaftsorganisationen in de-
ren eigenem Interesse nach den Planzielen auszurichten und zu ent~ 
wickeln, ohne sie dazu administrativ anhalten zu müssen20• 

Zu dem stufenweisen Abbau der Bedeutung der Zentralplanung in 
Jugoslawien hat, abgesehen von den ideologischen Einflüssen, auch die 
mangelhafte Planungsmethode beigetragen. Es hat sich nämlich gezeigt, 
daß keiner der Fünfjahrpläne einigermaßen erfüllt werden konnte, und 
zwar keineswegs nur deswegen, weil sich die neue Konzeption der Wirt-
schaftsordnung (Selbstverwaltung und Markt) störend hätte auswirken 
können. Man hat vielmehr keine wirksame und konsequente Planungs-
methode gefunden, so daß sich auch bei der Aufstellung des Planes 
1961/65 schwerwiegende Fehler ergaben, weil die Zusammenstellung der 
Einzelprojektionen nicht nach wissenschaftlichen Methoden erfolgte. 

20 Stat. Taschenbuch 1967, S. 177. 
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Ähnliches gilt aber auch für die Ausarbeitung der grundlegenden volks-
wirtschaftlichen Proportionen bis zum Jahre 1980, die anfangs der sech-
ziger Jahre vorgenommen wurde - von der verzögerten übernahme 
moderner Planungstechniken ganz zu schweigen. Diese Fehler konnten 
aber auch bis zur Aufstellung des geltenden IV. Fünfjahrplanes nicht 
ausgemerzt werden und führten auch dazu, daß ein schon vorbereiteter 
Siebenjahrplan (1964/70) nicht fertiggestellt wurde2!. 

Die Planung krankt daran, daß eine einseitige und meist nur einfache 
Projektion vorgenommen wird, so daß ihre Struktur nicht der Wirklich-
keit entspricht und nicht mit den Faktoren der Wirtschaftspolitik über-
einstimmt, daß nicht alle relevanten Faktoren berücksichtigt werden, 
daß die Planung eine statischen Charakter hat und daß die Verbindung 
mit den regionalen und sektoralen Entwicklungsplänen nicht genügend 
hergestellt wird. Sie genügt zwar den zentralen Organen des Bundes, 
aber nicht den sonstigen wirtschaftspolitischen Aufgaben. Deswegen ist 
sie auch nicht geeignet, Gegensätze und Widersprüche in der gesellschaft-
lichen und wirtschaftlichen Entwicklung zu beseitigen22• 

Ist es bisher in Jugoslawien nicht gelungen, die Planungsmethode den 
geänderten Umständen anzupassen und an Stelle der zentralen und 
direktiven staatlichen Planung eine den ordnungspolitischen Vorstellun-
gen entsprechende Gesellschaftsplanung auszuarbeiten, die sich dann 
auch in der Praxis bewährt, so wurde eine solche jedoch bereits modell-
mäßig entwickelt. Man stellte nämlich dem monozentrischen Plan einen 
polyzentrischen Planmechanismus gegenüber. Dieses Modell geht von 
Marktrealitäten der geforderten Konkurrenz der Betriebe, ihren Akti-
vitäten und Interdependenzen aus und will zu einem Gesamtplan kom-
men, der auch die Wirtschaft einzelner Regionen (Republiken) berücksich-
tigt. Die Voraussetzung hierzu ist aber die Entwicklung von Input-Out-
put-Tabellen für alle Teilmärkte bzw. Teilplanungsbereiche, woran es 
bisher fehlt23 • 

Nicht erreicht wurde bisher eine Koordination der wirtschaftlichen 
Tätigkeit zwischen den Betrieben, wozu sich die Planung als ungeeignet 
erwies, da jene auf einer bisher fehlenden freiwilligen Basis vor sich 
gehen und von gemeinsamen Interessen der gleiche Aufgaben verfolgen-
den Betriebe ausgehen sollte. 

21 Materialien für die Beratung der Vereinigung jugoslawischer Ökonomen 
1963. Ekonomski pregled, 1963, Nr. 3-5, S. 162 ff.; Ekonomski pregled, 1963, 
Nr. 9, S. 789 ff. 

22 Sirotkovic, Opatija H, S. 8. 
23 R. Bicanic: 0 monocentricnom i policentricnom planiranju, Ekonomski 

pregled, 1963, Nr. 6-7, S. 469-527. (über mono- und polyzentrische Planung).-
Bicanic geht auf die jugoslawischen Probleme kaum in seiner zusammenfas-
senden Arbeit ein: Problems of planning - East and West, The Hague 1967. 
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Die Aufgabe des Planes ist es, sich auf die realen wirtschaftlichen 
Kräfte zu stützen, ihre Entwicklung vorauszusehen und diese zu unter-
stützen, ohne willkürliche Eingriffe und nachträgliche Änderungen im 
Markt oder in der Produktion vorzunehmen24• Allerdings sind diese 
Grundsätze auch in Jugoslawien noch umstritten, wie Bicanic neuerdings 
feststellen mußte. "Noch immer können sich bei uns einige Gelehrte die 
Planung nicht anders vorstellen als ein autoritäres und zentrales Kom-
mando, d. h. den Plan als Plan direktive, so wie Stalin sagt. Sie können 
sich die Planung nicht vorstellen als eine Organisation eines kontinuier-
lichen ökonomischen Prozesses der Vergesellschaftung in deren beiden 
Gestalten Kollektivierung und Sozialisierung. Die Prüfung der Planung 
in Verbindung mit diesem Prozeß der Vergesellschaftung führt uns zum 
Begriff der polyzentrischen Planung ... Wir sehen aber nicht, daß man 
in der Richtung der Anwendung entsprechender Planungsmethoden und 
in Verbindung mit der Wirtschaftsreform viel weiter gekommen ist25." 

Das Zurückbleiben des Planungssystems hinter der gesellschaftlichen 
Entwicklung und die Mangelhaftigkeit der Grundsätze für die Förderung 
der wirtschaftlichen Entfaltung waren u. a. auch Gegenstand einer Be-
ratung des Zentralkomitees Ende 1967, das die Notwendigkeit erkann-
te, den Gründen nachzugehen, warum zwischen Plan und Durchführung 
keine Übereinstimmung besteht und der laufende Fünfjahrplan als 
überholt betrachtet werden mußte26• 

Die Planung Jugoslawiens ist daher in eine Krise geraten und sucht 
nach neuen Mitteln und Methoden. Der Plan hat eine vorwiegend orien-
tierende Bedeutung angenommen und will vor allem der Entwicklung 
und Entfaltung der Wirtschaft dienen, dabei Strukturpolitik treiben, 
aber auch durch den Einbau entsprechender "Instrumente", kurzfristig 

24 A. Bajt: Development of planning Ideology in Yugoslavia. 
25 R. Bicanic: Privredna reforma, stabilizacija i technicki napredak. In: 

Ekonomist, 1966, Nr. 1-4, S. 19 (Wirtschaftsreform, Stabilisierung und tech-
nischer Fortschritt). - Dies ist der erste Beitrag in einem Sammelband über die 
Beratung jugoslawischer Ökonomen über die Bedingungen der Stabilisierung 
der jugoslawischen Wirtschaft, abgehalten in Laibach im März 1967, in dem 
auch die Untersuchungen von B. Horvat veröffentlicht wurden (vgl. Anm. 10). 

26 ZK-Beschluß vom 24.11.1967, Borba, 25.11. 1967. Schon vorher wurden 
"Thesen über das grundlegende System der gesellschaftlichen Planung" vom 
jugoslawischen Parlament am 11. 5. 1966 angenommen, die aber nur mehr in 
der Endphase der Ausarbeitung des Fünfjahrplanes berücksichtigt werden 
konnten. In ihnen wird abschließend festgestellt, daß die bisher angewandte 
Methode der wirtschaftlichen Analyse und Planung nur zu einseitigen Bilanzen 
führte; notwendig seien daher exakte wissenschaftliche Methoden, insbeson-
dere für zwischensektorale Analysen, für materielle und Wertbilanzen, für die 
Auswirkung bestimmter Maßnahmen der Wirtschaftspolitik und die Anwen-
dung der linearen Programmierung zwecks Auswahl der zweckmäßigsten 
Wirtschaftsstruktur und der günstigsten Standorte. Die methodische Planung 
hat sich auch auf die wirtschaftlichen Tätigkeiten zu erstrecken. Osnove sistema 
druiltvenog planiranja - Teze. Jugoslovenski pregled, 1966, Nr. 5, S. 175-1!l6. 

11 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 50/ll 
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die Umverteilung des Volkseinkommens nach politisch-gesellschaftli-
chen Vorstellungen bewirken. Aus dieser beschränkten Funktion des 
Planes, die sich den Vorstellungen der westlichen Planifikation nähert, 
ergibt sich aber auch, daß die Instrumente des jugoslawischen Planes 
weniger wirksam sind als die "ökonomischen Hebel", die in einem ge-
schlossenen Planungssystem zur Steuerung dienen, dort eine spontane 
Wirkung nur vortäuschen, im Grunde aber verhindern wollen. Denn sie 
wirken bei anderen sozialistischen Staaten innerhalb ihrer planwirt-
schaftlichen Ordnung, die sie aber elastischer und effektiver gestalten 
können. 

Im jugoslawischen System ermöglichen die Instrumente aber teils 
überhaupt erst die Durchführung des Planes, z. B. die Vorschriften über 
die Bildung von Fonds, oder sie betreffen den planfreien Raum, wie die 
Höhe der Zinsen. Die ökonomischen Hebel berücksichtigen wirtschaft-
liche Kategorien und Elemente, die bisher in sozialistischen Staaten un-
beachtet oder nicht ausgenützt waren, wie Gewinn und Stimulierung, 
während sie in Jugoslawien schon lange anerkannt und systemimmanent 
sind. Die Instrumente dienen der ständigen Änderung des jugoslawischen 
Wirtschaftslebens und seiner Adaptierung an neue Tatsachen, ähnlich wie 
Steueränderungsgesetze im Westen. So notwendig und zweckmäßig dies 
sein mag, bringt der jährliche Wechsel Ansätze zu staatlicher, autokra-
tischer Intervention in den Ablauf des wirtschaftlichen Prozesses und 
wirkt daher der Stabilisierung entgegen27• 

Es darf auch jene Solidarität nicht übersehen werden, die trotz aller 
regionalen Gegensätze und des Betriebsegoismus innerhalb der kommu-
nistischen Einheitspartei besteht, so daß es ihr infolge des meist nur 
geringen Niveaus der Träger der Selbstverwaltung gelingt, ihre An-
sichten durchzusetzen. Wenn die Planer trotzdem ihre Ziele auch in Ju-
goslawien nicht erreichen - der Fünfjahrplan 1961/65 rechnete beispiels-
weise mit einer Steigerung der Industrieproduktion um 84 v. H., realisiert 
wurden aber nur etwa 66 v. H. -, so liegt dies in den Schwächen jeder 
Planung, der jugoslawischen aber ganz besonders, und der Unterwerfung 
der Planer unter die Zielsetzungen der Politiker, die hohe Zuwachs-
raten fordern, ohne die Strukturprobleme zu beachten. 

Unter den jugoslawischen Verhältnissen gewinnen aber die den poly-
zentrischen Vorstellungen entsprechenden Einzelpläne an Wirksamkeit. 
Die einen betreffen die wirtschaftlich unterentwickelten Gebiete, für 
die in den Budgetgesetzen langfristig Vorsorge getroffen wird, die an-
deren sind die Planungen der Betriebe, über die aber wenig nach außen 
dringt, obwohl sie die eigentlichen Träger konkreter Planung sein sollen. 
Es dürfte sich dabei nur um betriebliche Pläne handeln, wie sie auch in 

27 BicaniC, a.a.O., S. 8. 
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westlichen Großbetrieben notwendig sind. Sie können sich aber, wenig-
stens soweit die mittelfristige Planung zur Festlegung gewisser Ver-
pflichtungen durch Budgetgesetze führt, auf gegründete Annahmen stüt-
zen, müssen aber mit den noch immer auftretenden Schwankungen der 
Wirtschafts- und Fiskalpolitik rechnen. Unter diesen Umständen kann 
auch die betriebliche Planung noch nicht sehr effektiv sein. Sie ist aber 
auch noch nicht sehr entwickelt und muß mit dem Vorurteil kämpfen, 
daß sie von der Zentralplanung abhängig und damit ein Widerspruch 
gegen die Selbstverwaltung sei. Die kurzfristige Planung der Betriebe 
leidet auch darunter, daß in ihr viele Probleme angeschnitten werden, die 
eigentlich nur von nichtexistenten langfristigen Betriebsplänen gelöst 
werden sollten28• 

Nicht grundlos wurde selbst nach dem Sturze des Polizeiministers 
Rankovic (1966) gegen den Bürokratismus gewettert, also gegen den 
Einfluß, ja das überwiegen der Staatsverwaltung und des Parteikomman-
dos in der Wirtschaft, welche den Markt ignorieren oder dirigieren möch-
ten. Selbst bei den Organen der Selbstverwaltung, die das demokratische 
Entstehen von Beschlüssen sichern sollten, sei der Kampf gegen büro-
kratische und kleinbürgerliche Tendenzen ebenso erforderlich, wie gegen 
"wissenschaftliche" Einwände der Anhänger konservativ-bürokratisch-
eta tistischer (also sowj etischer) Gesellschaftsauffassungen 29. 

Jugoslawien ist aber nicht der einzige Staat, in dem zwischen den Ver-
fassungsgrundsätzen und den Modellvorstellungen über die anzustre-
bende Organisation der Wirtschaft und dem Wirksamwerden der gesell-
schaftlichen Kräfte ein (fast) unheilbarer Widerspruch besteht. 

Für die Frage, die die Reformer in den sozialistischen Staaten bewegt, 
ob im Sozialismus überhaupt eine so weitgehende Selbständigkeit der 
sozialistischen Betriebe denkbar ist, daß sie die eigentlichen Träger der 
Wirtschaft werden, selbständig entscheiden, nicht an obligatorische Plan-
zahlen und Direktiven gebunden sind, ja sich sogar untereinander Kon-
kurrenz machen können, liefert Jugoslawiens Experiment einen ein-
wandfreien Testfall. Die Praxis stößt hier nicht so sehr auf theoretische 
Schwierigkeiten, sondern leidet unter den Gegebenheiten des jugosla-
wischen Sozialismus - starker Staats einfluß, ungeschulte Kader, über-
mächtige Stellung der Einheitspartei -, so daß es bisher nicht gelungen 
ist, den Modellvorstellungen auch nur annähernd nahe zu kommen. 
Jedenfalls kann aber nicht bestritten werden, daß auch Betriebe sozia-

28 Informator, 22.11. 1967, M. Novak: Saddaj i elementi drustvenog plani-
ranja (Inhalt und Elemente der gesellschaftlichen Planung in den Arbeits-
organisationen). D. Gorupie - J. Brekic: Direktor u samoupravnim odnosima 
(Der Direktor in den Verhältnissen der Selbstverwaltung), Zagreb 1967, S. 10.-
Go rupie, Opatija I, S. 7 und 11. 

29 ZK-Beschluß vom 24. 11. 1967. 

11· 
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listischer Staaten - nach jugoslawischer Auffassung hat der Staat das 
Eigentum der Gesellschaft bzw. die Verfügung darüber den Betriebs-
angehörigen weiter übertragen - selbständig geführt werden können, 
ohne daß es zu der bisher so angeprangerten und verabscheuten Anarchie 
des Marktes kommt und eine dirigistische Planung erforderlich wird. 

Trotz aller Mängel funktioniert jedenfalls das jugoslawische System 
nicht schlechter, sondern besser als die Zentralplanung anderer soziali-
stischer Staaten und wurde leichter mit deren Auswüchsen fertig. Sicher-
lich trägt dazu die bessere Versorgung mit ausländischen Waren bei, was 
durch die westliche Hilfe erleichtert wurde. Akute Versorgungsschwierig-
keiten für die Bevölkerung sind seit langem unbekannt. 

4. Selbstverwaltung und Markteinßüsse 
in der jugoslawischen Wirtschaft 

Seit Jugoslawien einen eigenen Weg für seine Wirtschaftspolitik ein-
geschlagen hat, trat die Dezentralisierung als zweiter Pfeiler der Wirt-
schaftspolitik zur Planung hinzu. Im gleichen Ausmaß wie die Zentral-
planung, ja die Planung selbst, an Bedeutung verlor, wuchs, auch durch 
ideologische Gründe bedingt, diese zweite Wurzel des jugoslawischen 
Sozialismus. Die polyzentrische Auffassung der Wirtschaftsordnung läßt 
sich nur dadurch erklären, daß in Jugoslawien nicht bloß eine Dezentrali-
sierung vorgenommen wurde, sondern daß Wirtschaftskräfte und -sub-
jekte geweckt wurden, die mit dem Anspruch auf selbständige Führung 
ihrer Angelegenheiten und Bestimmung ihrer Wirtschaftsziele auftraten. 
Das gilt sowohl für die Betriebe (Arbeitsorganisationen), denen Selbst-
verwaltung eingeräumt wurde, als auch für die Republiken und in ge-
wissem Ausmaß auch für ihre Großgemeinden, wobei die unterentwickel-
ten Gebiete wieder eine privilegierte Stellung einnehmen. 

Die vielschichtige Verteilung der wirtschaftlichen Entscheidungsbe-
fugnisse in Jugoslawien ist mit dem Dezentralisierungsprozeß anderer 
sozialistischer Staaten nur beschränkt vergleichbar. Sie geht viel weiter 
und ist nicht nur ein Programm, sondern auch eine Realität, wenngleich 
ihre Tragweite nicht überschätzt werden darf; denn das Programm reicht 
weiter als seine bisherige Verwirklichung. Die Dezentralisierung steht in 
Jugoslawien unter einem ideologischen Vorzeichen, das sie als Vorstufe 
des Absterbens des Staates und des Überganges zur klassen-, herrschafts-
und zwangsfreien Gesellschaft erklärt und in ihr den Weg zur Verwirk-
lichung echter sozialistischer Demokratie in den Gebietskörperschaften 
und in den Betrieben - hier sogar der direkten Demokratie - und damit 
in der Gesellschaft, d. h. also im heute noch bestehenden Staat sieht. Diese 
Ideologie macht den Produzenten zum eigentlichen Träger der Wirtschaft 
und Gesellschaft; man kann daher nicht von einer Delegation von Ent-
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scheidungsbefugnissen sprechen, da die Produzenten ein ihnen nach der 
jugoslawischen Staats- und Gesellschaftsauffassung zustehendes origi-
näres Recht ausüben. 

Die unterste Stufe der jugoslawischen Selbstverwaltung bilden aller-
dings nicht die einzelnen Arbeiter im Betrieb, wenn auch ihre Zusam-
menfassung den Betrieb ergibt und dessen Arbeit ermöglicht, sondern der 
Betrieb, der die grundlegende Arbeitsorganisation Jugoslawiens ist. Man 
bemüht sich aber neuerdings auch noch, durch Aufgliederung in "ökono-
mische Einheiten", die eine weitgehende Selbständigkeit genießen, die 
Unternehmensorganisation aufzulockern und flexibler zu gestalten30• 

Durch die Einrichtung der Selbstverwaltung und durch die Übertra-
gung der Betriebsvermögen und Betriebsführung an diese hat die jugo-
slawische Wirtschaftsordnung einen Charakter erhalten, der nur ihr 
eigen ist, weil sowohl in den übrigen Oststaaten, als auch in der west-
lichen Marktwirtschaft ähnliche Einrichtungen unbekannt sind. Die 
Selbstverwaltung der Betriebe geht nämlich weit über ein Mitbestim-
mungsrecht hinaus und würde noch am ehesten einer Genossenschaft 
vergleichbar sein, wenn diese auch zur Verwertung staatlicher Mittel 
berufen wäre. Da aber das Staatseigentum zugunsten der Gesellschaft 
als abgeschafft gilt, handelt es sich bei den jugoslawischen Betrieben 
auch nicht um eine bloße Treuhandverwaltung, so daß es der juristischen 
Theorie bis heute noch nicht geglückt ist, die Rechtsstellung der jugosla-
wischen Unternehmen zu klären. Am ehesten sind sie einem Sonder-
vermögen oder einer Stiftung gleichzusetzen31• 

Zur Beurteilung des Einflusses der betrieblichen Selbstverwaltung auf 
das Wirtschaftswachstum ist die Klärung dieser juristischen Frage aber 
nur so weit bedeutungsvoll, als sie zeigt, daß die Rechte der Betriebe 
jedenfalls weiter gehen als bei dezentralisierten Staatsbetrieben anderer 
sozialistischer Staaten. Der konsequente Ausbau der Selbstverwaltung 
führte zu erweiterten Entscheidungsbefugnissen der Unternehmen und 
zu gelockerter Abhängigkeit von staatlichen Einflüssen und Vorschriften. 
Andererseits mußte die innerbetriebliche Verteilung der Kompetenzen 
zwischen Direktor, Arbeiter- und Verwaltungsrat und Betriebsversamm-
lung bei einem gewissen Mitspracherecht der Gemeinden zu Spannungen 
und Interessenkonflikten führen und die Fällung von Entscheidungen er-

30 "Indem die Werktätigen frei ihre Arbeit vereinigen, organisieren sie im 
Unternehmen auf der Grundlage der gesellschaftlichen Mittel ständig die 
Selbstverwaltung und erweitern die Produktion, den Umsatz und andere wirt-
schaftliche Tätigkeiten und befriedigen ihre eigenen, die gemeinsamen und die 
allgemeinen gesellschaftlichen Interessen. Das Unternehmen ist die selbstän-
dige und grundlegende Arbeitsorganisation des einheitlichen gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Systems Jugoslawiens." Grundgesetz über die Unter-
nehmen, 1965, Art.!. - G. Leman, a.a.O., S. 36. 

31 Vgl. dazu die Verhandlungen des CESES-Seminars in Rapallo 1967. 
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schweren. So wird die volle Entfaltung der betrieblichen Selbständig-
keit und die Durchsetzung der jeweiligen Interessen der Betriebe be-
hindert, weil bei der Einkommenverteilung und Investitionspolitik Be-
triebs- und Personalinteressen leicht in Widerspruch geraten. 

Tatsächlich fehlt es auch nicht an Klagen darüber, daß die Arbeiter-
selbstverwaltung und damit auch die Betriebsführung nicht (oder noch 
nicht) den in sie gesetzten Erwartungen entspricht. Sie trug zwar zu 
einer Änderung in der Einstellung der Arbeiter zu den Betrieben bei, 
aber "die Veränderungen in der sozialen Struktur der Organisation 
bleiben weit hinter der normativen Neuordnung zurück, und in der 
hierarchischen Gliederung innerhalb der betrieblichen Verwaltung ist 
das oligarchische Prinzip noch kaum erschüttert". So kommt es, "daß der 
Einfluß der Arbeiter noch recht gering ist und daß wegen des großen 
Unterschiedes zwischen der tatsächlichen und idealen Verteilung des Ein-
flusses die Struktur der Organisation in großem Ausmaß nicht gefestigt 
ist und daß sich dies wahrscheinlich auf die Wirksamkeit (Effektivität) 
der Organisation (abträglich) auswirkt ... Daher setzt sich die Selbst-
verwaltung bei ihrer Verwirklichung nur ziemlich schwer durch"32. 

Auch bei der Beratung der jugoslawischen Ökonomen über die Fort-
führung der Wirtschaftsreformen im Jahre 1967 stellte Bicanic klar, daß 
die Bedeutung der Selbstverwaltung meist überschätzt wird. Vielfach 
glaube man nämlich, daß sie verantwortlich sei für das ganze Resultat 
der wirtschaftlichen Reformen. Zwar sei sie wirklich eine große Errun-
genschaft der gegenwärtigen Gesellschaft, aber man dürfe deswegen 
"der Arbeiterselbstverwaltung nicht Funktionen übertragen, für die 
sie nicht geschaffen wurde, noch Aufgaben, welche sie nicht durchführen 
kann, und ihr nicht eine Verantwortung übertragen, für die sie nicht 
zuständig ist". Es gebe vielmehr eine Begrenzung ihrer Tätigkeit auf-
grund der Gesetze, aber auch aus technologischen, politischen, ökonomi-
schen und sozialen Gründen. Man könne sie nicht vom technologischen 
Prozeß isolieren und auch nicht als eine Frage des natürlichen Rechtes 
der Arbeiter ansehen, sondern müßte sie als Ergebnis eines historischen 
Prozesses betrachten, nämlich der Vergesellschaftung, die ungeheuer ver-
wickelt und vielgestaltig ist. Deswegen dürfe man auch die Selbstver-
waltungsorganisation nicht als eine ständige Größe ansehen, sondern nur 
als eine Station in diesem ökonomischen Prozeß33. 

Die Beziehungen zwischen dem technologischen Prozeß und der Ar-
beiterselbstverwaltung stellen also eine noch offene und ungelöste Frage 

32 D. Gorupic: Organizacija samoupravljanja u poduzecu. In: Ekonomski 
pregled, 1967, Nr. 7-8, S. 371 (Die Organisation der Selbstverwaltung im 
Unternehmen). Gorupic zitiert dazu eine Untersuchung von J. Zuponov für die 
Zeit 1961/64. 

33 Bicanic, a.a.O., S. 15-19. 
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dar. Man darf einerseits nicht die Augen vor der Gefahr technokratischer 
Tendenzen bei Wissenschaftlern und Wirtschaftsführern schließen, an-
dererseits kann die Arbeiterselbstverwaltung nicht in der Weltwirtschaft 
und am inländischen Markt als Dornröschen auftreten. Es sind vielmehr 
ganz andere Voraussetzungen zu optimalen Entschlüssen der Betriebe in 
ihrem eigenen Interesse notwendig, z. B. ein Informationsdienst, ein 
Finanzdienst, um sie zum gleichrangigen Partner von Banken zu machen, 
ein technologischer Dienst sowie eine Planungs\.lrganisation34• 

"Innere Schwächen" der Selbstverwaltungskörper führen dazu, daß 
die Modernisierung der Betriebe nicht erfolgt35 und daß bei der Vertei-
lung des Bruttoeinkommens - im Gegensatz zum westlichen System 
gelten Löhne nicht als gewinnmindernde Kosten - manche Betriebe 
mehr auszahlen, als den Beschäftigten zusteht, d. h. sie sorgen nicht für 
Amortisationen und Erneuerungsbedarf und "essen einen Teil der Akku-
mulation auf". Es gibt zwar Fälle, wo die Löhne unter den Lebenshal-
tungskosten bleiben, was auch nicht richtig ist, aber im allgemeinen zei-
gen die Lohnsummen die Tendenz, fix zu bleiben. Bei einem Rückgang 
der Einkommen der Betriebe werden die Dotationen (Fonds) für betrieb-
liche Zwecke gekürzt36• Es fehlt eben an einem gesetzlichen Verteilungs-
system, das die rationellste Verwendung der Mittel sichert und ein rich-
tiges Verhalten der Mitglieder der Selbstverwaltung bewirkt. Aber wie 
soll es nur ökonomisch und nicht administrativ wirksam werden? 

Die Klagen über einen betriebsschädigenden Einfluß der Selbstver-
waltung bei der Verteilung der Einkommen zeigen aber, daß die Betriebe 
tatsächlich bereits einen hohen Grad von Selbständigkeit erreicht haben. 
1953 wurde den Betrieben eine zunächst beschränkte Verfügung über ihre 
Amortisationsmittel eingeräumt, wodurch sie einen gewissen Einfluß auf 
die Investitionen bekamen, die bisher ausschließlich durch den Bund 
und die Republiken im Wege der Umverteilung von Gewinnen und Steu-
ern finanziert wurden. Mehrfache Neubewertungen der Anlagemittel 
(1953, 1963 und zum 31. Dezember 1966), welche der Inflation Rechnung 
trugen und zu einer höheren Amortisation führten, haben dies erleich-
tert37• Die Nettoinvestitionen wurden jedoch auch weiterhin vorwiegend 
vom Bund bzw. den öffentlichen Investitionsfonds finanziert, wodurch 
bis zur Wirtschaftsreform (1965/66) der Selbstverwaltung ein wesentli-
cher betrieblicher Entscheidungsraum entzogen blieb. Durch die Reform 
1961 war aber schon ihr Einfluß auf die Verteilung des Einkommens und 
der Löhne verstärkt worden. 

34 Diskussionsbeitrag D. Dragosavac, Borba, 1. 12. 1967. 
35 Diskussionsbeitrag M. Novak, Borba, 9.12.1967. 
38 P. Moraca: Der Bund der Kommunisten Jugoslawiens, Beograd 1966, S. 61. 
31 Die Investitionspolitik Jugoslawiens 1966-1970, Beograd 1967, S. 7. 
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Die Arbeiterselbstverwaltung der Betriebe konnte daher bisher im 
Gegensatz zur Dezentralisierung der Kompetenzen der Betriebe das 
Wirtschaftswachstum kaum entscheidend fördern und hat es vielmehr 
eher behindert. Erst als Folge der Wirtschafts reformen dürfte auch die 
Selbstverwaltung im Rahmen der erweiterten Kompetenz der Betriebe 
größere Aufgaben erhalten und sich bewähren. 

Es kann aber nicht geleugnet werden, daß die politische Umorientie-
rung Jugoslawiens und das Abrücken von der zentralen Planung wesent-
liche moralische und wirtschaftliche Impulse weckte, die das Durchhalten 
Jugoslawiens während der Kominform-Blockade erleichterten und den 
wirtschaftlichen Aufschwung förderten. Aber die Entlohnung der Ar-
beiter und ihre äußeren Lebensbedingungen waren in dieser Zeit noch 
derart unbefriedigend, daß man von ihnen trotz des Versprechens einer 
besseren Zukunft auch durch formelle Beteiligung an den Betriebsent-
scheidungen keinen Enthusiasmus und höhere Arbeitsleistungen erwar-
ten konnte. 

Auch in der späteren Entwicklung blieb der Einfluß der KP und in den 
meisten Fällen der Direktoren und ihres Stabes so groß, daß planwidrige 
Exzesse der Selbstverwaltung im allgemeinen verhindert wurden und 
der Egoismus der Betriebe oder der Belegschaft in Schranken gehalten 
werden konnte. Es mehren sich aber die Zusammenstöße zwischen den 
Partnern im Betrieb und Streiks (Arbeitsniederlegungen)38. 

Das Verfassungs-Amendement XV vom 17. 4. 1967 hat die Vorschriften 
für die Bildung der Organe der Selbstverwaltung gelockert mit der Be-
gründung, "das werktätige Volk soll die Angelegenheiten, welche es 
selbst regeln kann, unmittelbar entscheiden und soll mit bestimmten 
Leitungsfunktionen Arbeiterräte oder entsprechend der Art der Tätig-
keit ein anderes geeignetes Leitungsorgan betrauen, und kann besondere 
Exekutiv-Funktionen an Organe oder Einzelpersonen übertragen, welche 
diesem Leitungsorgan verantwortlich sind und vom Arbeiterrat gewählt 
werden". Die bisherige Dreiteilung der Selbstverwaltungsorgane mit der 
Einrichtung des Verwaltungsausschusses ist nicht mehr obligatorisch, 
und es wird daraus geschlossen, daß zur Unterstützung des Direktors 
Sachverständige, sei es nach Art von Vorstandsmitgliedern oder eines 
Beirates, berufen werden können, die auch von außerhalb des Betriebes 
geholt werden können. Dadurch soll die Selbstverwaltung flexibler 
und den Methoden des modernen Managements leichter zugänglich wer-
den. Aber obwohl der gewählte Arbeiterrat auf jeden Fall weiter be-
stehen bleibt, führt die Durchführung dieses Amendements zu politisch 

38 Diese Zusammenstöße greifen auch bereits auf die Kommunalbetriebe 
über, welche ebenfalls nach Art der Selbstverwaltung eingerichtet sind. Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen Direktion und Selbstverwaltungsorgan müs-
sen gerichtlich geschlichtet werden. Informator, 9.12.1967. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-42285-2 | Generated on 2025-08-26 06:29:29



Wachstumsprobleme der jugoslawischen Wirtschaft 169 

verschärften Meinungsverschiedenheiten zwischen Managern und Tech-
nokraten einerseits und orthodoxen Anhängern der Selbstverwaltung 
andererseits, die eine Verwässerung der Selbstbestimmungsrechte der 
Arbeiterschaft befürchten. Wie in so vielen anderen politisch-ökonomi-
schen Fragen stoßen auch hier die Meinungen aufeinander, was auto-
ritäre Interpretationen provoziert. 

5. Förderung von Entwicklungsgebieten 

Eine weitere Eigenart der jugoslawischen Verfassung, nämlich der 
Föderalismus, der nicht nur, wie in der Sowjetunion, deklaratorisch ist, 
sondern zu einem echten Eigenleben der Republiken führte, erschwert 
zentrale Entscheidungen, die auf Sonderwünsche der Republiken Rück-
sicht nehmen müssen39 • Die Republiken sind bestrebt, ihre Industrie eben-
so vielfältig auszubauen, wie dies im Gesamtstaat der Fall ist. So äußert 
sich ein Autarkiestreben im Republikrahmen. Bei der Standortwahl sind 
nicht die günstigsten Voraussetzungen allein maßgebend. Dadurch stei-
gen die Produktionskosten, wie etwa bei den Eisenhütten nachweisbar, 
beträchtlich, die Aufwendungen für Transporte wachsen unwirtschaftlich 
und das Verkehrsnetz ist überlastet. Außerdem wird dadurch die Errei-
chung optimaler Betriebsgrößen erschwert. 

Dieses Republik-Denken hindert auch den wirtschaftlichen Zusammen-
schluß zu größeren Produktionsgemeinschaften und die Kooperation der 
Betriebe, von der in Jugoslawien schon lange gesprochen wird. 

Die Gründung neuer Betriebe, die durch die Sonderwünsche einzelner 
Republiken gefördert, ja auch erzwungen wird, geht Hand in Hand mit 
der Förderung der unterentwickelten Gebiete Jugoslawiens, die es beson-
ders im Süden des Landes gibt. Es ist daher im einzelnen nicht immer 
klar zu unterscheiden, was von den Investitionen und Subventionen auf 
das Konto des republikanischen Egoismus und was auf die gesamtstaat-
liche Entwicklungshilfe zu buchen ist, für die natürlich andere Kriterien 
der Wirtschaftlichkeit gelten als für die Standortwahl aus Prestigegrün-
den. In der Praxis fallen aber beide Tendenzen vielfach zusammen. 

Abgesehen von den kulturellen Einrichtungen, die in den unterent-
wickelten Gebieten erforderlich sind, muß auch für die berufliche Um-
schichtung der Bevölkerung gesorgt werden, denn ohne Industrialisie-
rung kann kein höherer Lebensstandard erreicht werden. Deswegen 
erwartete man schon bis 1970 einen beträchtlichen Rückgang des Anteils 
der landwirtschaftlich tätigen Bevölkerung in diesen Gebieten auf etwa 

39 K. Wessely: Stellung der Republiken und Entwicklungsgebiete in Jugo-
slawien. In: Humanitas ethnica, Festschrift für Theodor Veiter, Wien - Stutt-
gart 1967. 
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50 v. H., was aber noch immer hinter den fortgeschrittenen Landesteilen 
zurückbleibt. 

Ein Hauptproblem für diese Gebiete stellt die unzureichende Kapital-
ausstattung der hier tätigen Industriebetriebe dar, was nach dem jugo-
slawischen Wirtschaftssystem vor allem deswegen störend ist, weil die 
finanzielle Selbständigkeit der Betriebe und die Selbstfinanzierung der 
Investitionen zu den Grundsätzen der Reformen gehören. Deswegen sind 
weitere staatliche Dotationen unumgänglich notwendig, wozu im Jahre 
1965 ein eigener Bundesentwicklungsfonds gebildet wurde. Dieser Fonds 
wird aber nicht nur aus staatlichen Mitteln gespeist (Abgabe von 1,85 v. H. 
des Umsatzes der Betriebe), sondern auch aus Bankmitteln und insbeson-
dere aus Auslandsanleihen, die vor allem dem Verkehrswesen dienen. 

Die Ergebnisse der bisherigen Förderung der unterentwickelten Ge-
biete sind zwiespältig. Es ist zwar gelungen, in ihnen eine Reihe von 
Industriebetrieben anzusiedeln, doch wird über eine besonders niedrige 
Produktivität der in Bildung und Mentalität rückständigen Belegschaften 
geklagt. Die Bemühungen um die Entwicklungsgebiete haben keineswegs 
zu einer Verminderung der auch stammesmäßig begründeten Spannun-
gen innerhalb Jugoslawien geführt, da die wirtschaftlich fortgeschritte-
neren nordwestlichen Republiken (Slowenien und Kroatien), das Beispiel 
der wirtschaftlichen Erfolge Italiens und Österreichs vor Augen, sich 
gegen die Verwendung ihrer Steuergelder in den unterentwickelten Ge-
bieten sträuben, wo sich aber die albanische Bevölkerung zurückgesetzt 
fühlt und oppositionellen Strömungen zuneigt. Die Industrie dieser be-
sonders geförderten Gebiete hat sich weit rascher als im gesamtstaat-
lichen Durchschnitt entwickelt (Index der gesamten Industrieproduktion 
1966 780 v. H. von 1939, in Montenegro 4060 v. H., in Mazedonien 1889 
v. H.), während das wirtschaftlich hochentwickelte Slowenien mit nur 
646 v. H., gefolgt von Kroatien (699 v. H.), weit unter dem Durchschnitt 
bleibt. 

Tatsächlich ist 1960/69 die landwirtschaftliche Bevölkerung - es han-
delt sich nur um jene privater Wirtschaften - im Kosovo-Gebiet um 
11 v. H. und in Bosnien-Herzegowina um 8 v. H. gestiegen, so daß in 
bei den besonders unterentwickelten Gebieten die landwirtschaftliche Be-
völkerung nun 71 v. H. der Gesamtbevölkerung erreicht. Der Schwer-
punkt der jugoslawischen Entwicklungspolitik muß daher in diesen bei-
den Gebieten liegen; insgesamt sind 35 v. H. des jugoslawischen Staats-
gebietes als relativ unterentwickelt zu betrachten. Demnach ist es aber 
auch zu bezweifeln, daß, wie amtlich versichert wird, der Anteil der land-
wirtschaftlichen Bevölkerung bereits auf weniger als die Hälfte der 
jugoslawischen Gesamtbevölkerung gefallen ist. Selbst wenn man be-
rücksichtigt, daß 1,45 Mill. noch in landwirtschaftlichen Haushalten Le-
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bende außerhalb der Landwirtschaft Beschäftigung gefunden haben, 
ergibt sich für 1969 aufgrund der jüngsten Agrarerhebung ein Anteil von 
mehr als 51 v. H. der landwirtschaftlichen an der Gesamtbevölkerung4o• 

Aber das Ziel einer Heranführung des Volkseinkommens dieser Ge-
biete an den jugoslawischen Durchschnitt ist noch bei weitem nicht er-
reicht worden. Denn mit 1947 als Ausgangsjahr lag der Index des Volks-
einkommens 1964 für Gesamt jugoslawien bei 259 v. H., in Montenegro 
nur bei 229 v. H. und in den südwestlichen Gebieten Serbiens, Kosovo-
Metohija, bei 175 v. H. Lediglich Mazedonien hatte mit 254 v. H. beinahe 
den Durchschnitt erreicht, unter dem aber auch Serbien verbleibt. Das 
Volkseinkommen Sloweniens war 1964 mit rund 370000 Dinar je Kopf 
genau doppelt so hoch wie in ganz Jugoslawien (194 000), dreimal so hoch 
wie in Mazedonien (134 000) und fünfmal so hoch wie das besonders ge-
förderte, albanisch besiedelte Amselfeld (Kosovo-Metohija) mit 71 000 
Dinar. 

Der Anteil der zur Gänze unterentwickelten Republik Bosnien-Herze-
gowina am Volkseinkommen ist 1960/68 von 13,5 auf 11,5 v. H. gesunken 
und von Montenegro nur um 0,3 Punkte bzw. von Mazedonien um 0,8 
Punkte gestiegen. Der Anteil Sloweniens ging zwar um 0,8 Punkte zurück, 
jener Kroatiens stieg aber sogar von 26,9 auf 27,1 v. H.41. 

Der Gesellschaftsplan 1966/1970 möchte auch die unterentwickelten 
Gebiete weiter fördern, wozu wie bisher Bundesmittel für Investitionen 
und Subventionen verbindlich beschlossen wurden, was eine starke Be-
lastung des Budgets und damit der Steuerleistung der Betriebe mit sich 
bringt. Dabei stößt diese Art der Industrialisierung wegen ihrer wenig 
organischen, nicht in die jugoslawische Gesamtwirtschaftsordnung ein-
gegliederten administrativen Art immer mehr auf Bedenken und ist auch 
nicht imstande, zu einer wesentlichen Behebung der Arbeitslosigkeit in 
diesen Gebieten beizutragen. Der Entwicklungsfonds soll nun von der 
Budgetbewilligung unabhängig gemacht werden. 

Die Zuwachsrate der Industrieproduktion der Entwicklungsgebiete lag 
zwar früher erheblich über dem jugoslawischen Durchschnitt, doch ging 

40 Promene na selu u periodu 1961-1969 (Veränderungen auf dem Lande 
von 1961-1969), Jugoslovenski pregled, 1969, 7-8, S. 283-288, Stat. Taschen-
buch 1967, S. 53. 

41 Jugoslovenski pregled, 1969,6, S. 249; Jugoslavija, S. 89. VgI.: Neki rezultati 
privrednog razvoja nedovoljno razvijenih republika i krajeva u periodu 1964-
1967 (Einige Resultate der wirtschaftlichen Entwicklung der unterentwickel-
ten Republiken und Gebiete 1964-1967). Jugoslovenski pregled, 1968, Nr. 5, 
S. 185-192. Ferner für das Kosovo-Gebiet: L'Observateur de l'OCDE 1968, 
Nr. 12, S. 14. In diesem OECD-Bericht wird darauf verwiesen, daß die Betriebe 
ohnedies wissen, welche Mängel bei ihnen bestehen, denen aber nicht abgehol-
fen werden kann, während Vorschläge zur Strukturänderung auf große 
Schwierigkeiten stoßen. 
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dieser Vorsprung zurück und betrug 1964/65 nur 3 Punkte, 1966 war er in 
Auswirkung der Wirtschaftsreformen gleich Null, und 1967 trat sogar ein 
Rückstand um 3 Punkte gegenüber dem allgemeinen Produktionsindex 
der in diesem Jahr stagnierenden Industrie auf. Erst 1968 ergab sich 
wieder ein Vorsprung von 1-2 v. H. 

Über die besonderen Schwierigkeiten der Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit, namentlich im Kosovo-Gebiet, beklagt sich auch der Bericht 
der OE CD über die Ergebnisse ihrer Wirtschaftshilfe. Man ist dort weit 
entfernt vom Ziel, jährlich 10000 neue Arbeitsplätze zu schaffen, so daß 
7000 bis 10000 Arbeitskräfte jährlich anderswo Beschäftigung suchen 
müssen. Vom Standpunkt des Wirtschaftswachstums muß daher gesagt 
werden, daß die innerstaatliche Entwicklungspolitik Jugoslawiens nicht 
den Möglichkeiten und ihr Ergebnis nicht den Aufwendungen entspricht. 

6. Marktgeschehen und Preispolitik 

Im Gegensatz zu der in der Literatur und in der Innenpolitik so breit 
behandelten Selbstverwaltung hat eine weitere, die Zentralverwaltungs-
wirtschaft und die Planung überhaupt einschränkende Komponente der 
jugoslawischen Wirtschaftsordnung, nämlich der Markt und sein Wirken, 
bisher nur eine sehr oberflächliche Erwähnung erfahren. Dies mag einer-
seits damit zusammenhängen, daß das Marktgeschehen bis zu den letzten 
Wirtschaftsreformen doch nur einen recht begrenzten Einfluß hatte und 
kaum als bestimmend für die Wirtschaft betrachtet werden konnte, 
zum anderen, weil es als eine Ausnahme und Anomalie galt, gegen die 
sich dogmatisch überkommene Vorstellungen von einer sozialistischen 
Wirtschaft, deren Ordnung und Aufgaben, richteten. 

Nach dem Parteiprogramm 1958 "soll ein solcher, verhältnismäßig 
freier und gleichzeitig kontrollierter Markt eines der Instrumente des 
Gesellschaftsplanes und der Wirtschaftspolitik sein". Jugoslawien be-
kannte sich also, auch wenn die Verfassung von 1963 sie nicht ausdrück-
lich erwähnt, zu einer "verhältnismäßig freien" Marktwirtschaft, die 
nur subsidiär zugelassen wurde, soweit es die besonderen Verhältnisse 
der sozialistischen Wirtschaft und durch Planung verwirklichte staat-
liche Zielsetzung zuließen. Jedenfalls wurde aber damals im Partei-
programm festgestellt, daß die "Nichtbeachtung des Wertgesetzes und 
anderer Marktgesetze die sozialistischen Elemente in der Wirtschaft nicht 
kräftigen, sondern geradezu schwächen" müßte, womit man den Refor-
men anderer sozialistischer Staaten um fast 10 Jahre voraus war. So 
wurde die Warenproduktion zur Grundlage des gemischten Plan-Markt-
systems Jugoslawiens, das man seit der Wirtschafts reform 1965 jedoch 
eher als Markt-Plansystem bezeichnen kann. Denn seither ist die sub-

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-42285-2 | Generated on 2025-08-26 06:29:29



Wachstumsprobleme der jugoslawischen Wirtschaft 173 

sidiäre Bedeutung der Planung nicht mehr zu bestreiten und steht die 
Marktwirtschaft im Vordergrund. Selbstverständlich sind wenigstens 
für die Übergangsperiode noch Vorbehalte gegen eine solche Formulie-
rung am Platze42. 

Daher erfolgte auch die Behandlung der Marktverhältnisse in der Fach-
literatur nicht etwa gleichberechtigt mit jener der Wirtschaftsplanung, 
sondern nur am Rande und nicht unter diesem Titel, sondern marxistisch 
verbrämt als "Warenproduktion"43, die sich auf das Wertgesetz stützt und 
zur Begründung der Ware-Geld-Beziehungen, wie überhaupt der Funk-
tionen des Geldes dient. Der jugoslawische Markt ist (oder war bisher) 
begrenzt durch die Proportionen, welche ihm die Planung gab, die ihre 
Aufgabe darin sah, für ein Gleichgewicht zwischen Angebot und Nach-
frage (Konsumfonds) zu sorgen, ohne die einzelnen Fälle der Warenbewe-
gung (und Dienstleistungen) selbst zu regeln. Dabei wurde jedoch zu~ 
gegeben, daß trotz grundsätzlicher Aufhebung der administrativen Wa-
renzuteilung auch für den Einzelhandel (1953) die Marktmöglichkeiten 
bei den Investitionsgütern weitaus beschränkter waren als bei den preis-
lich nicht so rigoros kontrollierten, aber dafür marktwidrig durch die 
Umsatzsteuer belasteten Konsumgüter: 

"Der Markt, ausbalanciert nach den gesellschaftlichen Gruppierungen 
und grundlegenden Sektoren, ist im Ausmaß dieser im allgemeinen 
(global) frei. Das heißt, man läßt ihm volle Freiheit zur Wirksamkeit der 
Markteinflüsse. Der Lebensstandard wird beispielsweise nicht in Frage 
gestellt, wenn statt einer größeren Zahl von Kühlschränken mehr Fern-
sehgeräte gekauft werden oder wenn das persönliche Einkommen einer 
Kategorie von Arbeitern aufgrund höherer Produktivität rascher steigt 
als bei einer anderen. Man muß jedoch dabei dar an erinnern, daß auf 
dem Markt für Konsumgüter in dieser Hinsicht eine größere Freiheit als 
auf dem Markt für die Reproduktions- und Investitionsmittel besteht, wo 
noch eine größere Einschränkung gilt." 

Treten Schwierigkeiten auf dem Markt auf, d. h. ein gestörtes Gleich-
gewicht zwischen Angebot und kaufkräftiger Nachfrage, so gäbe es genug 
Mittel, um die zur Verfügung stehende Gütermenge zu erhöhen (Mehr-
import oder Exportbeschränkungen) oder um durch anderwärtige Inter-
ventionen (Preiserhöhungen, Abgabe aus Reserven, Beschränkung, d. h. 

42 Die verfassungsmäßige Anerkennung der Marktwirtschaft wird (indirekt) 
aus dem Verfassungsartikel 28 geschlossen: "Der Verkehr mit Gütern und 
Dienstleistungen ist auf dem ganzen Gebiet Jugoslawiens frei und kann nur 
aufgrund eines Bundesgesetzes beschränkt werden." St. Pretnar: Die recht-
lichen Grundlagen der außenwirtschaftlichen Beziehungen Jugoslawiens. In: 
Österreichische Osthefte, 1969, 5, S. 290. 

43 So lautet die überschrift des entsprechenden Kapitels des Sammelwerkes 
Privredni sistem i ekonomska politika Jugoslavije (Wirtschafts system und 
-politik Jugoslawiens), Beograd 1961, Sammlung Rad, S. 63 ff. 
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Herabsetzung der persönlichen Einkommen und durch andere Instru-
mente) die Kaufkraft zu zügeln. 

Vor der Reform wurde daher, ohne Rücksicht auf die immer wieder 
auftretenden Mängel in der Planung und in der Entwicklung von Kauf-
kraft und Gütervorrat versichert: "Demnach ermöglicht das Planungs-
system, wie wir es in unserem Lande anwenden, daß wir den Markt in 
seiner Gesamtheit beherrschen und daß wir rechtzeitig alle Unordnung 
abwenden, zu der es auf ihm kommen könnte, bzw. daß wir harmonische 
Beziehungen in der gesellschaftlichen Produktion und Verteilung ver-
wirklichen." Daher stelle das System der Planung, wie es in Jugoslawien 
verwirklicht wird, die einzige und wirksamste Methode zur gesellschaft-
lichen Beherrschung der gesellschaftlichen (Re-)produktion dar44• 

Das Bestehen des Marktes ist in Jugoslawien, wenn man von dogma-
tischen Fernzielen absieht, nie bezweifelt worden. Das ergibt sich schon 
daraus, daß die Landwirtschaft vorwiegend privat wirtschaftet, so daß 
ihr auch in der Zeit des schlimmsten Druckes zur Kollektivierung der 
Weg zum Markt nicht verschlossen werden konnte. Aber die diskriminie-
rende Preispolitik, durch die man sie wirtschaftlich abhängig machen und 
die Industrie und den städtischen Konsumenten unterstützen wollte, 
führte zu einer Verzerrung der Preise und lähmte die agrarische Produk-
tion, worunter Jugoslawien heute noch leidet. 

Die systematische Einordnung des Marktes in die jugoslawische Wirt-
schaftsordnung ist noch nicht endgültig erfolgt. Es wird daher auch die 
Frage gestellt, ob die sich am Markt widerspiegelnden Disproportionen 
zwischen Angebot und Nachfrage, wofür als klassisch gewordenes Bei-
spiel die Baustoffindustrie angeführt wird, wirklich nur die Folge einer 
zu raschen, nicht harmonischen Entwicklung der Industrie sind, oder nicht 
vielmehr (auch) Ergebnis eines Wirtschaftssystems, das die Möglichkeiten 
des Marktes nicht rechtzeitig erkannte und ihrer Ausnützung aus dogma-
tischen Gründen skeptisch, ja ablehnend, gegenüberstand45 • 

"Auf die Frage, ob der Plan die Tätigkeit des Marktmechanismus nicht 
in die Richtung und nach dem Tempo des ökonomischen Prozesses hin-
lenken soll und bis zu welchem Maße der Markt bzw. das freie Wirken 
der wirtschaftlichen Gesetze die wirtschaftliche Entwicklung ordnen und 
in welchem Ausmaß der Marktmechanismus nur als ein zusätzliches 
Mittel in der Ausrichtung der wirtschaftlichen Prozesse zu benützen ist, 

44 Privredni sistem, S. 49 und 51. 
45 Versuche, eine den jugoslawischen Realitäten entsprechende Markt- und 

Preistheorie auszubauen, stießen zunächst auf entschlossene Abwehr, doch 
wurden in den letzten Jahren an den Hochschulen Vorlesungen über Preis-
theorie aufgenommen, da man inzwischen erkannte, daß sich die prinzipielle 
Ablehnung marktwirtschaftlicher und Preiskategorien für die nationalöko-
nomische Lehre als schädlich erwies. Drutter, Opatija I, S. 103. 
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muß aufgrund konkreter Analysen einer gegebenen Wirtschaft und in 
Verbindung mit ihrem jeweiligen Entwicklungsstand geantwortet wer-
den. Eine solche Analyse erfordert aber die Bestätigung der grundlegen-
den Bedingungen für das Funktionieren der ökonomischen Gesetze in 
einer bestimmten Gesellschaft. Dazu legen wir vor allem die allgemein 
angenommene Auffassung zugrunde, daß der Markt nicht dem Plan als 
Gegensatz entgegengestellt werden kann und daß die Ausnützung des 
Marktmechanismus und des Wertgesetzes nicht die Anarchie in der 
Volkswirtschaft bedeuten muß, wenn dies auch unter bestimmten Bedin-
gungen der Fall sein kann46." 

"Damit der Plan weiter zur Regelung der grundsätzlichen Proportio-
nen (der Volkswirtschaft) dient, muß die Aufstellung dieser Proportionen 
doch konsistent und wissenschaftlich fundiert sein. Ohne dem würde ein 
freierer Marktmechanismus zu einer sehr anarchischen Entwicklung 
führen." So soll durch wissenschaftliche Methoden der Gesamtumfang der 
erwarteten Nachfrage ermittelt und festgelegt werden, so daß man in 
dieser Hinsicht den Markt nicht "fetischieren" sollte47• Erst der gemein-
same und institutionalisierte Einfluß von Plan und Markt werde zu opti-
maler Produktion führen. 

Einen noch engeren Begriff des Marktes sieht Branko Horvat in Jugo-
slawien verwirklicht. Er geht zwar davon aus, daß Plan und Markt keine 
Antithese seien, weil auch bei Planung Konsumenten und Produzenten 
eine bestimmte Wahlfreiheit hätten. "Es gibt keinen derartigen grund-
sätzlichen Unterschied zwischen Markt und Planung. Der Markt ist nur 
einer der möglichen Typen der Planung, und nur einer der möglichen 
Mechanismen zur Schaffung des wirtschaftlichen Gleichgewichtes, d. h. 
zur Zuweisung von Ressourcen, um den Bedarf der Konsumenten zu 
decken. Er ist nicht notwendigerweise der beste oder der wirksamste 
Mechanismus, den wir für diesen Zweck haben. Die Frage sollte daher 
nicht lauten: Markt oder Planung?, sondern: Wie können wir den besten 
Gebrauch vom Markt machen, um die Planung am wirksamsten zu ge-
stalten? ... In einer geplanten Wirtschaft kann die Entscheidung über 
Aufteilung des Sozialproduktes zwischen Verbrauch und Investitionen, 
die sich aus jedem Preissystem ergibt, nicht dem freien Spiel der Markt-
kräfte überlassen werden, weil die Planung in beiden Fällen ein Opti-

46 Ekonomski pregled, 1963, Nr. 3-5, S. 214. Aber gerade diese richtigen 
Proportionen konnten in den bisherigen Plänen nicht verwirklicht werden. 
Trotz niedriger Gehälter stieg infolge überhöhter Investitionen der Kauffonds 
(kaufkräftige Nachfrage) beträchtlich rascher als der Warenfonds (verfügbares 
Güter- und Leistungsvolumen). 

47 Ekonomska politika, 1963, S. 226. 
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mum erreichen wird, der Markt aber ein Optimum nicht erreichen kann48." 

Man sollte andererseits aber auch, so wurde schon vor den Reformen 
gefordert, erkennen, daß die übernahme der marktwirtschaftlichen Ele-
mente zu einer Erweiterung der Kompetenzen der unmittelbaren Produ-
zenten führt, wie dies von der Ideologie gefordert wird, die Konkurrenz 
zwischen ihnen stärkt und so zum wirksameren und rationelleren Funk-
tionieren des ganzen Systems beiträgt. Voraussetzung ist aber, daß den 
Unternehmen die entsprechende Verfügung zur Organisierung und Er-
weiterung ihrer Produktion zukommt, so daß das Interesse des Betriebes 
auch mit den Interessen der Belegschaft in Einklang gebracht wird. 

Das Wirken des Marktes war bisher in Jugoslawien behördlich stark 
eingeschränkt. Dazu kam die Abschirmung vom Weltmarkt, die staat-
liche Verfügung über die Investitionsmittel und damit auch über die 
Investitionsentscheidungen und eine staatliche Preiskontrolle und Preis-
festsetzung, die aber eine inflationäre Entwicklung nicht verhindern 
konnte, sondern sie sogar noch förderte. Die Inflation, die in Jugoslawien 
offen auftrat, während sie in anderen Oststaaten (außer Polen) nach ver-
schiedenen Währungsschnitten zurückgestaut werden konnte, erleich-
terte zwar die Finanzierung der staatlichen Investitionen, erschwerte 
aber die Kapitalbildung, die Sparbewegung, das Interesse an höherer 
Leistung und schädigte damit die Produktivität, so daß die Wirtschafts-
reformen sich um Preiswahrheit und um eine Deflationspolitik be-
mühten. 

Zwischen den Jahren 1946 und 1964, also vor Beginn der Wirtschafts-
reformen, stieg der Geldumlauf ungefähr auf das 23fache, während die 
Industrieproduktion sich nur auf rund das Neunfache erhöhte. Da sich 
im gleichen Zeitraum die landwirtschaftliche Produktion höchstens ver-
doppelte, so ersieht man schon daraus, daß die Geldschöpfung rascher als 
die Produktion und das zur Verteilung bestimmte Sozialprodukt ge-
stiegen sein muß. Nimmt man das Jahre 1952 als Basis, stieg bis 1964 die 
Industrieproduktion auf das 4,2fache, der Geldumlauf hatte sich in diesem 
Zeitabschnitt verzehnfacht, die Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
verdreifacht (Ankaufspreise 308 v. H., Verkaufspreise 280 v. H. d. J. 1952), 
während die Erzeuger von Industriegütern nur eine Preissteigerung um 
16 v. H. erzielen konnten, die freilich sehr ungleichmäßig ausfiel (Holz-
industrie + 131 v H., Bauindustrie + 73 v. H., Textilindustrie - 37 v. H.). 
Als Ergebnis zeigte sich eine Erhöhung des allgemeinen Kleinhandels-
index um 61 v. H., wobei allerdings die Preise für Agrarerzeugnisse um 
171 v. H. stiegen, die Preise für kontrollierte Industrieerzeugnisse bloß 
um24v.H. 

48 B. Horvat in: Probleme zentraler Wirtschaftsplanung (Hrsg. K. Wessely). 
Schriftenreihe des Osterreichischen Ost- und Südosteuropa-Instituts. Wien 
1967, S. 108 und 109. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-42285-2 | Generated on 2025-08-26 06:29:29



Wachstumsprobleme der jugoslawischen Wirtschaft 177 

Verdoppelten sich die Lebenshaltungskosten während dieser Zeit (1964: 
209 v. H. von 1952), so vervierfachten sich beinahe die nominellen persön-
lichen Einkommen (394 v. H.), woraus sich eine Zunahme der Realeinkom-
men um 88 v. H. errechnen läßt. Sie bleibt also weit hinter der Erhöhung 
der Industrieproduktion zurück, aber auch unter jener des Volkseinkom-
mens, das sich im gleichen Zeitraum real etwa verdreifachte (+ 194 v. H.), 
doch ist dabei die wachsende Zahl der in die Produktion Eingegliederten 
zu berücksichtigen, die sich im gleichen Zeitraum verdoppelte (Zuwachs 
der Beschäftigten in der Industrie allein auf das 2,4fache). Es kann daher 
daraus geschlossen werden, daß die im Volkseinkommen zum Ausdruck 
gelangte Wertschöpfung der Wirtschaft dazu benützt werden mußte, in 
steigendem Ausmaß nichtwirtschaftliche Aufgaben zu finanzieren - der 
Anteil der Investitionen am verteilten Volkseinkommen stieg während 
dieser Zeitperiode nur wenig, der der persönlichen Einkommen ging 
jedoch zurück - und daß sie überhaupt nicht ausreichte, um genügend 
Mittel für alle Ansprüche einer wachsenden Bevölkerung zur Verfügung 
zu stellen. Es sind gerechtfertigte Zweifel am Platze, ob das Volkseinkom-
men zu konstanten Preisen tatsächlich so gestiegen ist, wie es die Sta-
tistik ausweist. 

Trotz dieser noch nicht hinreichend durchleuchteten Zusammenhänge 
bietet aber Jugoslawien deswegen besonders wertvolle Einblicke in das 
Funktionieren einer sozialistischen Finanzwirtschaft, weil es der einzige 
Oststaat ist, der eine ordentliche Finanzstatistik publiziert und Auskunft 
über Geldumlauf und Kredithöhe gewährt. Wir können also hier das 
inflationäre Geschehen und seine Ursachen verfolgen und sind zu dem 
Schlusse berechtigt, daß auch in anderen Oststaaten ähnliche Erscheinun-
gen auftreten müssen, wenngleich die besondere jugoslawische Kosten-
inflation durch die Einkommenspolitik der Unternehmen in anderen so-
zialistischen Staaten bisher nicht aufgetreten ist. Die Entwicklung in der 
CSSR verlief aber 1968/69 auch ähnlich. 

Erfolgreich war man bei der Fixierung der Preise von Industrieerzeug-
nissen, während die Agrarpreise der behördlichen Kontrolle entglitten. 
Man darf dies nicht allein auf das Wirken des freien Marktes zurück-
führen, sondern muß auch den Umstand berücksichtigen, daß die Agrar-
preise ursprünglich auf einem niedrigen Niveau gestoppt waren, so daß 
es zu um so größeren Reaktionen kam, als sich die scharfe Kontrolle nicht 
mehr aufrechterhalten ließ. Man hat sich dann bemüht, durch verschie-
dene Subventionen, die im Budget 1964 noch immer 16 v. H. der Ausgaben 
ausmachten, zur Verbilligung des Konsums und der Produktionsmittel 
beizutragen. Die Preisbildung nahm aber auch wenig Rücksicht auf die 
Weltmarktpreise, da man mit irrealen Kursen operierte, was wieder zu 
einem Preisausgleich zwang. 

12 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik SO/II 
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Die Eigenart des Bestehens eines Teilmarktes mit relativ freier Preis-
bildung in der Landwirtschaft neben einem durch administrative Maß-
nahmen und Preisvorschriften behinderten Verteilungsapparat für In-
dustrieerzeugnisse, für den der Ausdruck "Markt" nur sehr beschränkt 
seine Berechtigung hatte, und einer Arbeitsmarkt- und Lohnpolitik, die 
nicht freien Spielregeln unterworfen war, führte also in Jugoslawien zu 
einer Disparität der Preise, die deswegen besonders ins Auge fällt, weil 
sie der Entwicklung in industriellen Staaten völlig widerspricht. Die 
Preisschere öffnete sich nämlich zuungunsten der Industrie. Es gelang, 
die Industriepreise weitgehend zu halten, was die Selbstfinanzierung 
von Investitionen verhinderte, während die landwirtschaftlichen Preise 
emporkletterten, ohne daß aber die Privatbauern in der Lage waren, 
durch Investitionen zur Rationalisierung ihrer Betriebe und zur Steige-
rung ihrer Produktivität beizutragen. Um aber trotz ungenügender 
Preise die Industrie zu fördern, mußte für entsprechende Investitions-
mittel und Subventionen durch den Staat, also durch Steuern, gesorgt 
werden. 

Im Gegensatz zu allen anderen Oststaaten verzichtete Jugoslawien 
meist auf direkte Manipulationen der Preise durch die Warenumsatz-
steuer. Sie wirkte sich aber wegen ihrer hohen Sätze in einer erheblichen 
Verteuerung der Produkte aus, was auch eine gewisse Verbrauchslenkung 
ermöglichte. 

Zwischen beiden Wirtschaftsreformen, also 1962 bis 1965, erstreckte 
sich die staatliche Preiskontrolle auf rund 60 v. H. der Industrieprodukte, 
in erster Linie auf Produktionsmittel und Konsumgüter. So waren die 
Energiewirtschaft und die eisenschaffende Industrie zu 100 v. H., die 01-
industrie zu 95 v. H., die Kohlenförderung zu 46 v. H. und die Textil-
industrie zu 53 v. H. der Produktion der Preiskontrolle oder vorgeschrie-
benen Tarifen unterworfen. Auch der Klein- und Großhandel wurde 
Kontrollmaßnahmen in jenen Waren unterstellt, welche bei den Erzeu-
gern preislich kontrolliert waren. Das gleiche galt für die meisten Im-
portgüter, während die landwirtschaftlichen Erzeugnisse grundsätzlich 
freier Preisbildung unterlagen, wobei sich jedoch der Staat verpflichtete, 
gewisse Mindestankaufspreise für Getreide, Tabak, Baumwolle, aber auch 
für Milch und Mastvieh zu zahlen49 • 

Die Wirtschaftsreform des Jahres 1965 versuchte nun, die bisherigen 
administrativen Eingriffe und behördlichen Beschränkungen der Preis-
bildung zu beseitigen, und will erreichen, daß die Subventionen einge-
schränkt, wenn nicht ganz aufgehoben werden (Anteil an den budgetären 
Ausgaben 1968: 6,8 v. H.) und die Preise durch die Konkurrenz in trag-
barer Höhe gehalten werden. 

49 K. Wessely: Politica e andamento dei prezzi in Jugoslavia. In: Il sistema 
dei prezzi neU' Est Europeo (Hrsg.: CESES), Milano 1967, S. 302 ff. 
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Bevor man aber an eine Freigabe der Preise dachte, wurden sie zunächst 
"eingefroren", d. h. gestoppt, wovon nur langsame und stufenweise Be-
freiungen vorgenommen werden. Man hatte gleichzeitig mit der Preis-
reform eine Neuberechnung der verschiedenen Preisgruppen vorgesehen, 
die zu einem Anstieg der Lebenshaltungskosten um 28 v. H. führen 
sollte. Der tatsächliche Anstieg wurde aber für die Lebenshaltungskosten 
im Jahre 1965 auf 35 v. H. und 1966 auf weitere 23 v. H. geschätzt, obwohl 
bei Jahresschluß 1967 nur 17 v. H. der Industrieerzeugnisse und der Im-
portgüter von der Preisbildung ausgenommen waren. Erst 1968 trat eine 
Verlangsamung der Preisbewegung ein50, die aber 1969 neuerlich zu einer 
Erhöhung der Kleinhandelspreise um rund 9 v. H. führte. 

Es wird auch darüber geklagt, daß strukturelle Veränderungen nicht im 
erforderlichen Ausmaß durchgeführt werden können, wenn ein Teil der 
Betriebe infolge der eingefrorenen Preise Verluste hat, ein anderer da-
gegen Übergewinne erzielt, und die Frage gestellt, ob die Selbstverwal-
tung die ihr im neuen Wirtschaftssystem zukommenden Aufgaben, ins-
besondere die Selbstfinanzierung, erfüllen kann, wenn sie mit Stopp-
preisen arbeiten muß. Bei der Übernahme der Weltmarktpreise stieß man 
aber auch auf zahlreiche methodische und wirtschaftspolitische Schwie-
rigkeiten, so daß es schon deswegen nicht zur erwarteten Preisstabilisie-
rungkam51 • 

7. Außenwirtschaft als Wachstumsfaktor 

Die außenwirtschaftlichen Einflüsse erwiesen sich bisher als nur ge-
ringer Wachstumsfaktor, weil sie die jugoslawische Wirtschaft noch nicht 
voll einsetzen konnte. Die Ausnutzung der Vorteile und Möglichkeiten 
der weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung wurde schon durch die Abschir-
mung von den Weltmarktpreisen verhindert. Dies soll nun durch die 
Reformen anders werden. Immerhin trug die stärkere Verbindung mit 
der westlichen Wirtschaft zur verbesserten Belieferung mit modernen 
Investitions- und Konsumgütern bei und weckte das Verständnis für 
marktwirtschaftliches Geschehen und freiere Wirtschaftsformen. Es 
entspricht der bisher noch geringen außenwirtschaftlichen Verflechtung, 
daß die Außenhandelskopfquote mit 90 $ in der Einfuhr (1968) und 63 $ 
in der Ausfuhr noch verhältnismäßig niedrig ist; auch der Anteil unsicht-
barer Transaktionen bleibt hinter jenem westlicher Staaten zurück. Aber 
unter Berücksichtigung des an sich geringen Volkseinkommens ist das 
Verhältnis des Außenhandelsumsatzes zum Nationalprodukt nicht unbe-

50 Godisnji pregled privrede 1967, Beograd 1968, S. 23. 
51 Diskussionsbeitrag 1. Drutter, Borba, 2. 12. 1967. Derselbe, Opatija I, S. 111. 

In manchen Fällen wurden die Importpreise, in anderen die Ausfuhrpreise zur 
Preisbildung herangezogen. 

12· 
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deutend (ohne Dienstleistungen rund 35 v. H., Ausfuhr i. w. S. rund 18 
v. H. des BSP). 

Jugoslawien konnte sich beim Betreten seines eigenen Weges nur 
langsam von den Vorstellungen der Zentralplaner über optimale Wirt-
schaftsstrukturen befreien, so daß deren Fehler nachwirken. Die Wieder-
aufnahme wirtschaftlicher Beziehungen zu den COMECON-Staaten in 
der Mitte der fünfziger Jahre bot daher manchen Betrieben die er-
wünschte Gelegenheit, ihre Produkte, insbesondere materialintensive 
Lieferungen, weitgehend auf die noch immer im Osten herrschenden An-
schauungen abzustimmen. Das gelang ihnen meist mühelos, weil sie noch 
zu keiner Eingliederung in die westliche bzw. in die Weltwirtschaft reif 
waren. Der Assoziierungsvertrag Jugoslawiens mit dem Rat für gegen-
seitige Wirtschaftshilfe (COMECON) vom 17. September 1964 erweiterte 
die Zusammenarbeit Jugoslawiens mit der COMECON-Gruppe und un-
terrichtet es rechtzeitig über deren Planungen. So ist es Jugoslawien 
gelungen, seine Ausfuhr in die RWG-Staaten 1965 gegenüber 1964 um 
49 v. H. zu steigern und einen Anteil dieser Staaten an seiner Ausfuhr 
von 42 v. H. zu erzielen; aber an der jugoslawischen Einfuhr waren die 
RWG-Staaten 1965 nur zu 28,5 v. H. beteiligt, woraus sich ein jugosla-
wisches Aktivum von 90 Mill. $ ergab. 

Der Anteil der Oststaaten an der jugoslawischen Ausfuhr blieb zwar 
ziemlich stationär (1966 36,5 v. H., 1967 35,9 v. H.), ist aber in der Einfuhr 
trotz des Rückganges der Überseeimporte infolge des Vorstoßes der EWG 
und des rezessionsbedingten Minderbedarfes an Rohstoffen auf 31,4 v. H. 
(1966) bzw. 25,9 v. H. (1967) gesunken (Anteil 1968: Import 27 v. H., Export 
34,3 v. H. 1969: 24 bzw. 31 v. H.). 

Gab es in den früheren Jahren infolge östlicher Kredite Handels-
passiva in Jugoslawiens Osthandel (1963 - 30 Mill. $), so entstand 1966 
neuerdings ein Passivum von etwa 50 MilL $, das sich aber unter dem 
Einfluß der unsichtbaren Leistungen in ein Aktivum verwandelte. 1967 
trat wieder ein Aktivum von fast 10 Mill. $ im Handelsverkehr auf, wozu 
noch 80 MilL Aktiva im unsichtbaren Zahlungsverkehr hinzuzurechnen 
sind; doch machen sich bereits Rückzahlungen für Kredite und sonstige 
nicht geklärte Transaktionen bemerkbar. 

Bei einer allgemeinen Erhöhung des jugoslawischen Handelsdefizits 
um 20 v. H. wies auch der Osthandel im Jahre 1968 ein Defizit von 
91 Mill. $ aus, und auch der Zahlungsverkehr war im Clearing passiv. 
Auch 1969 belief sich dieses Passivum im Ostclearing auf 56 Mill. $. 

Der Vertragsrahmen der von Jugoslawien mit den übrigen COMECON-
Staaten für die Jahre 1966/70 geschlossenen langfristigen Handelsabkom-
men sah 2735,3 Mill. $ jugoslawische Ausfuhr und 2659,5 MilL $ Einfuhr 
in dieser Periode vor, so daß ein kleiner Überschuß zugunsten Jugosla-
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wiens entstehen soll te52• Mit der Sowj etunion allein ist eine Steigerung des 
Außenhandelsumsatzes um 160 v. H. gegenüber dem tatsächlichen Um-
fang 1961/65 vorgesehen. 

Auch der Handel mit den Entwicklungsländern wird aus politischen 
Gründen stark gefördert, so daß er bereits 12 bis 13 v. H. des gesamten 
jugoslawischen Außenhandels erreicht. Im Jahre 1967 ergab sich aber 
trotz Gewährung von jugoslawischen Krediten an die Entwicklungslän-
der ein erhebliches jugoslawisches Passivum (rund 60 Mill. $) im Handel 
mit ihnen insbesondere gegenüber Lateinamerika. Jugoslawien hat, den 
Empfehlungen der UNCTAD folgend, am 23. Dezember 1967 ein Präfe-
renzabkommen mit Indien und Ägypten abgeschlossen, das eine vierzig-
prozentige Zollermäßigung vorsieht, die später auf 50 v. H. erhöht wer-
den wird. Diese Zollermäßigung bezieht sich jedoch nicht auf alle Waren, 
sondern nur auf 500 Produkte (79 Zollpositionen). Die Auswirkungen die-
ses Abkommens müssen sich noch zeigen, doch besteht bereits eine enge 
industrielle Kooperation mit Ägypten, das zahlreiche jugoslawische Li-
zenzen übernommen hat, während der Handel mit Indien stockt. 

Die Unausgeglichenheit der beiden Warenströme im jugoslawischen 
Osthandel, die im Widerspruch zu den Grundsätzen des Verrechnungs-
verkehrs steht und dessen Bilanzierung erschwert, ergibt sich schon dar-
aus, daß Jugoslawien im Gegensatz zu den übrigen Oststaaten eine erheb-
liche Einfuhr aus den USA bei wesentlich geringerer Ausfuhr dorthin 
aufweist, was durch die Lieferung amerikanischer überschußgüter er-
leichtert wird. Die Einfuhr aus den USA, bisher etwa 200 Mill. $ jährlich 
(Anteil an der jugoslawischen Einfuhr 1965 17 v. H., 1966 15 v. H.), geht 
aber infolge günstigerer Ernten in den letzten Jahren zurück und er-
reichte 1968 nur mehr 5 v. H. des Importes, was zu einer Verbesserung 
der Lage im Außenhandel führte. Trotzdem deckte die jugoslawische Ge-
samtausfuhr 1966 nur 77,4 v. H. der Einfuhr und 1967, nach einer Locke-
rung der Importrestriktionen, 73,3 v. H. 1968 waren es nur 70,2 v. H. und 
1969 nur mehr etwa 65 v. H. 

52 Vertragsrahmen für den jugoslawischen Osthande11966-1970 in Mn!. $: 

Länder Ausfuhr Einfuhr 

UdSSR ............................................ . 1116,0 823,8 
CSSR ............................................. . 392,9 522,3 
DDR .............................................. . 462,5 531,9 
Polen .............................................. . 377,5 367,0 
Ungarn ............................................ . 165,5 191,3 
Rumänien ......................................... . 104,5 104,1 
Bulgarien .......................................... . 116,4 119,1 

Insgesamt ......................................... . 2735,3: 2659,5 

Quelle: Ekonomska politika, 20. 4. 1966, Nr. 735, S. 614. 
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Das Hauptproblem des jugoslawischen Außenhandels liegt aber in den 
Beziehungen zum konvertiblen Währungs raum, in erster Linie zur EWG 
und EFTA. Jugoslawien klagt besonders über die Diskriminierung seines 
Agrarexportes in die EWG, welche die Abdeckung seines Handelspassi-
vums immer mehr zu erschweren droht. Es bemüht sich aber, sowohl mit 
der EWG (Einfuhranteil 39,1 v. H., Ausfuhranteil aber bloß 28 v. H. i. J. 
1968) als auch mit der EFTA in ein engeres handelspolitisches Verhältnis 
zu kommen. Aber da der Anteil der EFTA i. J. 1968 an der Einfuhr 
Jugoslawiens 13,8 v. H. und an der Ausfuhr 12,3 v. H. betrug, ist Jugo-
slawiens Stellung in dieser Richtung günstiger, da die EFTA auch insti-
tutionell die Agrarexporte nicht behindert. Die Mitgliedschaft zum GATT 
und die darauf basierende Zoll- und Handelspolitik Jugoslawiens haben 
verbesserte Voraussetzungen zu solchen Verhandlungen geschaffen, die 
Ende 1969 in Brüssel anliefen. 

Das jugoslawische Passivum im Außenhandel mit dem konvertiblen 
Währungsbereich hat sich 1967 verdoppelt und etwa 400 Mill. $ erreicht, 
doch wird fast die Hälfte durch Einnahmen im unsichtbaren Zahlungs-
verkehr kompensiert (Bruttoeinnahmen aus dem Fremdenverkehr 1967 
- West- und Ostbesucher zusammen - 150 Mill. $ bei 40 Mil!. $ Aus-
gaben für Auslandsreisen von Jugoslawen). 

Die Förderung des Fremdenverkehrs hat sich daher in Jugoslawien 
ebenso wie die Rücksendung der Verdienste von Gastarbeitern (rund 
125 Mill. $), namentlich aus der Bundesrepublik, sehr günstig auf die 
Zahlungsbilanz ausgewirkt. Die dabei gemachten Erfahrungen können 
auch nicht übersehen werden, weshalb sich eine immer lebhaftere Strö-
mung zum Einsatz privater Kräfte in der heimischen Wirtschaft oder 
wenigstens für die Tolerierung ihrer Aktivität bemerkbar macht, was 
aber heftige ideologische Widerstände weckt, hinter denen auch Konkur-
renzfurcht steht. Rückkehrende Gastarbeiter verstärkten mit ihren tech-
nischen Kenntnissen und westlich beeinflußter Mentalität das geistig-
technische Potential Jugoslawiens und tragen so zum Fortschritt bei. 

Jugoslawien hat es auch verstanden, entgegen der im Ostblock herr-
schenden Übung, von den Oststaaten, abgesehen von Reparationsleistun-
gen (aus Ungarn und Bulgarien, die während des Kominformkonfliktes 
unterbrochen worden waren) auch Kreditzusagen zu erhalten, deren 
Realisierung aber mannigfaltigen politischen Belastungen und Verzöge-
rungen ausgesetzt war oder überhaupt nicht durchgeführt wurde (DDR-
Kredit). 

Diese Kredite fördern die Kooperation mit den Kreditgebern und 
manche Projekte, wie den Ausbau der Eisenhütten mit sowjetischer 
Unterstützung. Sie stehen aber in keinem Verhältnis zur Fülle der Kre-
dite aus dem Westen (2,3 Mrd. $ 1949 bis 1964 bzw. von der Weltbank 
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allein vom 1. Juli 1965 bis 30. Juni 1968 261 Mill. $). Ohne sie wäre Jugo-
slawien während der Kominformblockade zusammengebrochen. Sie er-
möglichten Importe aus dem Westen, die für das Wirtschaftswachstum 
grundlegende Investitionsgüter bringen, schließen die Lücken der Zah-
lungsbilanz und eröffnen den Weg zur Konvertierbarkeit des Dinars. 

Die Wirtschaftshilfe wird auch heute noch in Form des nordamerika-
nischen überschußprogrammes, wenn auch in stark eingeschränktem Um-
fang, durch internationale Kredite und solche einzelner Staaten, wie der 
Bundesrepublik, fortgesetzt. Anleihen werden auch als Einnahme ins 
Budget aufgenommen und dienen dem Investitionsprogramm vor allem 
auf dem Verkehrssektor (Elektrifizierung der Eisenbahnen, Hafenbau). 

In den Jahren 1965/67 wurden nach den Angaben der Weltbank von 
Jugoslawien insgesamt 750 Mill. $ öffentliche Auslandsschulden aufge-
nommen (einschließlich jener aus den Ostblockstaaten), so daß der Aus-
landsschuldendienst in diesen Jahren 20 bis 22 v. H. des Erlöses der 
Warenausfuhr erfordert gegenüber nur 16 v. H. in den Jahren 1963/6453• 

Unter dem Einfluß der Wirtschaftsreform war 1965 infolge rigoroser 
Importbeschränkungen, die sich im nächsten Jahr fortsetzten, das Außen-
handelsdefizit von 437 Mill. $ (1964) auf 175 Mill. $ reduziert, das sich aber 
1966 wieder auf 320 Mill. $ erhöhte. Im Jahre 1967 hat dieses Passivum 
trotz einer dreiprozentigen Steigerung der Ausfuhr 455 Mill. $ erreicht, 
war aber 1968 mit 532 Mill. $ noch um fast 20 v. H. höher. Günstig wirkt 
sich der Fremdenverkehr aus (Nettoeinnahmen 1968 118 Mill. $) und die 
etwa gleich hohen Rimessen der Gastarbeiter. Trotzdem wuchs 1968 das 
Defizit der Güter- und Leistungsbilanz um rund 100 Mill. $ auf 216 Mill. $ 
und hat sich 1969 um weitere 20 Mill. $ erhöht. Aus diesem Grunde sah 
man sich genötigt, für die Planung des Jahres 1970 wieder mit einem 
Defizit in der Zahlungsbilanz zu rechnen54• 

53 Amerikanische überschußgüter wurden gegen Dinarbezahlung 1965 im 
Werte von 17 Mill. $ geliefert, außerdem 40 Mill. $ für Dollarkredite. 1965/66 
wurden aus diesen Mitteln 100 Mill. $-Kredite gewährt. OECD-Bericht über 
Jugoslawien (RSF de Yougoslavie 1967), S. 21. Die chronischen Schwierigkeiten 
des Hüttenwerkes Niksic werden u. a. auch darauf zurückgeführt, daß seine 
Einrichtung auf Reparationsleistungen deutscher Hüttenwerke fußte, was sich 
als höchst unzweckmäßig erwies. Weltbankjahresbericht 1968/1969. Die Aus-
landsverschuldung Jugoslawiens wird nun auf 2-2,5 Mrd. $ geschätzt, allein 
die fehlgeschlagene Reform 1961 hatte damals die Auslandsverschuldung um 
1 Mrd. $ erhöht. 

54 Bicanic, Opatija II, S. 25. über die Bewegung der Zahlungsbilanz liegen 
voneinander abweichende Berechnungen vor, nämlich u. a. in den Berichten der 
OECD, zuletzt für 1967/1969 Yugoslavie, Paris 1969' - und von Fabinc 
und Mitarbeitern in Opatija I, S. 145 ff., die aber ungenügend erläutert wer-
den. Von den Ausfuhreinnahmen entfallen etwa 50 v. H. auf den konvertiblen 
Währungsraum, von wo aber 60 v. H. der Importe stammen. Diese Inkongruenz 
wird nur teilweise durch den Dienstleistungsverkehr ausgeglichen und stellte 
neben dem Handelsdefizit als solchem das Hauptproblem der jugoslawischen 
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Es ist daher Jugoslawien bisher nicht gelungen, einen Ausgleich in sei-
ner Außenwirtschaft herbeizuführen, von der auch in den kommenden 
Jahren störende Einflüsse auf das Wirtschaftswachstum ausgelöst werden 
können. Auch ist die inflationäre Wirkung der Auslandshilfe nicht zu 
übersehen. Andererseits liegen hier ganz wesentliche Impulse zum Wirt-
schaftswachstum, zur vollen Ausnützung der jugoslawischen Kapazitäten 
und Arbeitskräfte, aber auch zur Modernisierung seiner Wirtschafts-
struktur in Anlehnung an die westliche Wirtschaft. 

Das ernsthafteste Problem ist dabei die Belastung der jugoslawischen 
Wirtschaft durch die Rückzahlung der Auslandskredite, so daß deren 
Verwendung für Projekte, die einen raschen Devisenertrag versprechen, 
notwendig ist. Dies wird keineswegs immer berücksichtigt. Trotz des Ent-
gegenkommens der Gläubigerländer mußten im Jahre 1966 allein 240 
Mill. $ langfristige Kredite und Anleihen zurückgezahlt werden, wozu 
noch 136 Mill. $ aus kurzfristiger Bewegung, darunter 12 Mill. $ Abgaben 
aus den Währungsreserven kamen. Das Wachstum der jugoslawischen 
Wirtschaft steht also hier an einem Engpaß, den sie aus eigener Kraft 
nicht überwinden kann. 

Jugoslawien hat aber auch bereits einen ideologisch geradezu revolu-
tionären Schritt gemacht, der bisher keine Nachahmung bei den anderen 
Oststaaten fand, um ausländisches Kapital für Direktinvestitionen zu 
gewinnen. Durch die Novellierung des Gesetzes über die Mittel der 
wirtschaftlichen Organisationen wurde ihnen gestattet, zu gemeinsamen 
Zwecken und auf gemeinschaftliches Risiko ihre Mittel zu vereinigen und 
das aus der gemeinschaftlichen Geschäftstätigkeit fließende Einkommen 
zu teilen, was bisher nicht möglich war. Noch wesentlicher als diese 
Bestimmung ist jedoch ein eigener Abschnitt über "Einbringung von 
Mitteln durch ausländische Personen in eine inländische wirtschaftliche 
Organisation". Es wird dadurch, ohne daß das sozialistische Eigentum 
in den jugoslawischen Gesellschaften angetastet wird, diesen gestattet, 
mit ausländischen Kapitalgesellschaften neue Partnerschaftsgesellschaf-
ten zu gründen, an denen das ausländische Kapital bis zu 49 v. H., bei 
besonderen Verhältnissen aber auch darüber hinaus, beteiligt sein kann. 
Durch diese Geschäftstätigkeit erzielte Einkommen des Ausländers wer-
den mit 35 v. H. besteuert, außerdem müssen 20 v. H. in Jugoslawien 
reinvestiert werden, und der Transfer ist den Devisenbestimmungen 
unterworfen. 

Auf diese Art ist eine Bresche in die dogmatischen Vorstellungen über 
den notwendigen sozialistischen Charakter der Produktionsmittel ge-

Außenwirtschaft dar, ist aber nicht zuletzt nach Ansicht von Fabinc (a.a.O., 
S. 149) auf Fehler der internen Wirtschaftspolitik und der Devisenwirtschaft 
zurückzuführen. 
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schlagen worden, so daß Jugoslawien damit rechnet, nicht nur für Hotel-
projekte, sondern auch für industrielle Investitionen ausländische Part-
ner zu gewinnen, ohne dabei auf den internationalen Anleihemarkt ange-
wiesen zu sein. Aber es gibt hier noch verschiedene Schwierigkeiten zu 
überwinden (Einfluß der Selbstverwaltung, Steuergesetzgebung, Gewinn-
transfer). Der erwartete Anteil an den Gesamtinvestitionen wird für 
solche Partnerschaften nicht allzu hoch sein, weil sie sich nur auf einige, 
aber entscheidende Teile der jugoslawischen Industrie konzentrieren 
werden (Maschinenbau, Elektrotechnik und Teile der chemischen In-
dustrie). - Tatsächlich kam es bis Ende 1969 nur zu etwa einem Dutzend 
derartiger Abkommen mit höchstens 50 Mill. $ ausländischen Beiträgen55 • 

Obwohl das Außenhandelsmonopol in Jugoslawien praktisch beseitigt 
ist - rund 400 Firmen56 betätigen sich, ohne von einem Ministerium ge-
leitet zu werden, im Außenhandel- und die Liberalisierung der Einfuhr 
immer wieder proklamiert, aber erst 1966 einigermaßen in Angriff ge-
nommen wurde, steuern ein strenges Devisenregime und überdies seit 
der Reform 1961 auch Zölle protektionistisch den Außenhandel. Anderer-
seits ist es der jugoslawischen Industrie auch bereits gelungen, ihren 
Anteil am Export von 40 v. H. (1956) auf 61,5 v. H. (1967) zu erhöhen, so 
daß ihre Wünsche nach Förderung und Sicherung auch nicht überhört 
werden können. 

55 Gesetz über die Mittel der Wirtschaftsorganisationen vom 24. 12. 1957 und 
Novelle vom 12.7.1967, insbesondere neuer Art. 64. - Ausführungen von St. 
Pretnar: Außenwirtschaftliche Beziehung~n. Vgl. Anm. 42. Zusammenfassende 
Darstellung: Regulations on joint investment of domestic and foreign partners 
in Jugoslavija, Beograd 1967. Erklärungen des Regierungsmitgliedes Grlickov, 
Borba, 14. 1. 1968, S. 3. Danach wird nicht mehr als 5 v. H. Auslandsanteil für 
die Investitionsfinanzierung erwartet. 

Bisher fand nur eine bemerkenswerte Beteiligung (Fiat-Autofabrik Kragu-
jevac), aber nur in Höhe von 5 Mill. $, statt. Eine weitere betrifft ostdeutsche 
Investitionen zur Herstellung von Titandioxyd in der Zinkhütt~ Cilli. Die Be-
stimmungen sind aber so wenig attraktiv für westliche Investoren, daß 
BicaniC erklären mußte, es wäre besser gewesen, in dieser Hinsicht gar nichts 
zu machen (Opatija II, S. 29). Vgl. auch dessen Vortrag vor der Südosteuropa-
Gesellschaft in München "Jugoslawiens Stellung in der Weltwirtschaft und das 
Auslandskapital in Jugoslawien", München 1968: "Aus d~r Erfahrung anderer 
Staaten muß man mit ziemlicher Sicherheit schließen, daß diese (ausländi-
schen Kapital-) Quellen nur einen marginalen Umfang erreichen werden." -
M. TrifunociC: Zajednicka ulaganja domacih i inostranih preduzeca u Jugo-
slovensku privredu (Gemeinsame Einlagen heimischer und ausländischer Un-
tern~hmen in die jugoslawische Wirtschaft). In: Problemi spoljne trgovine i 
konjunkture, Beograd 1968, Nr. 3, S. 292-298. 

56 Nach der im Jahre 1966 erfolgten Erlassung des Gesetzes über den Waren-
verkehr und Dienstleistungen mit dem Ausland stieg bis September 1967 die 
Zahl der für die Außenhandelstätigkeit registrierten Firmen auf 759. Diese 
Verdoppelung ergab sich vor allem durch die höhere Zahl von Industriebetrie-
ben, die nun direkte Außenhandelsgeschäfte treiben wollen; sie stieg von 
172 auf 314. Ekonomska politika, 23.12.1967, Nr. 821, S. 1591. Liste der zum 
Außenhandel zugelassenen Unternehmen und Firmen mit Stand 1966: Wiener 
Quellenhefte zur Ostkunde, Reihe Wirtschaft, 1967/1 und 2. 
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8. Struktur und Finanzierung der Investitionen 

Über die Notwendigkeit, die Abteilung I (Schwerindustrie) vorrangig 
zu entwickeln, gab es in der Zeit der Zentralplanung keinen Zweifel, doch 
wäre der im 1. Fünfjahrplan vorgesehene jährliche Zuwachs des Volks-
einkommens um 14 v. H. auch ohne die spätere Blockade der Kominform-
staaten nicht zu erreichen gewesen57. Es gelang aber doch 1948/52, für 
die Abteilung I ein viermal so hohes Tempo zu realisieren wie für die 
Abteilung Ir (Jahreszuwachs im Durchschnitt 3,7 v. H. bzw. 1 v. H.)58. 
Hatte man in dieser ersten Planung die Grundstoffindustrien besonders 
gefördert, so wurde dann der Hebel herumgeworfen und die verarbei-
tende Industrie (darunter auch für Konsumgüter) so stark entwickelt, daß 
Mangel an Rohstoffen, Halbfabrikaten und Strom und ein Importbedarf 
für sie eintratSt. 

Die gegenwärtige jugoslawische Industriestatistik kennt nicht mehr 
den Begriff der Abteilungen (I und Ir bzw. A und B), sondern gliedert 
sie auf, wodurch das strukturelle Mißverhältnis noch deutlicher wird. Die 
Produktion von Investitionsgütern (Arbeitsmitteln) erreichte 1967 2913 
v. H. des Standes von 1939, von Konsumgütern aber nur 765 v. H. und von 
Rohstoffen und Halbwaren bloß 684 v. H. Dieser Sprung ist zwar gegen-
über der Vorkriegszeit besonders groß, aber auch gegenüber 1952 (also 
seit Beginn des sog. neuen Wirtschaftssystems) nicht minder deutlich. Die 
Produktion der drei genannten Gruppen erreichte 1967, bezogen auf 1952, 
501 v. H., 536 v. H. und 437 v. H. Die Schwierigkeiten entstanden aber erst 
dadurch, daß die so geförderte Verarbeitungs-Industrie nicht wettbe-
werbsfähig genug ist, um durch Exporte die notwendig gewordenen Ein-
fuhren zu finanzieren. 

Im 1. Fünfjahrplan spielte die Industrie die führende Rolle, der 41,6 
v. H. bzw. mit Bauwesen 43 v. H. der wirtschaftlichen Bruttoinvestitionen 
gewidmet waren (11. Plan: 44 v. H.), wozu noch für den Verkehr 26 v. H., 
für die Landwirtschaft aber nur 8 v. H. bestimmt waren. Der Rest entfiel 

51 Es wird jedoch in Jugoslawien erklärt, daß die Sowjetunion selbst kein 
Interesse an dieser Plankonzeption hatte, sondern vielmehr vorgeschlagen 
habe, die Landwirtschaft und die sich auf sie stützenden Wirtschaftszweige zu 
entwickeln. Man sei aber damals auf dem Standpunkt gestanden, was für die 
Sowjetunion richtig sei, müsse auch für Jugoslawien gelten, ohne daß nationale 
Zielsetzungen die Autarkie-Planung beeinflußten, die sich aber dann in der 
Blockadezeit bewährte. A. Bajt, Planning Ideology. 

58 J. SiTOtkovic, Ekonomist, 1966, Nr. 1-4, S. 162. 
58 B. Gluscevic bei der Laibacher Beratung. Ekonomist, 1966, Nr. 1-4, S. 61. 

Eben dort auch B. HOTvat: Der erste Fünfjahrplan endete mit einer über-
dimensionierten Grundstoffindustrie, der zweite mit einer überdimensionier-
ten verarbeitenden Industrie. Die strukturellen Disproportionen verursachten 
Inflation und einen Importdruck, was man nicht durch Preiskontrolle, Kredit-
politik und kurzfristige Finanzinstrumente mildern kann. a.a.O., S. 109. -
Industrija 1967. Statisticki bilten, Nr. 528, S. 10 und 11. 
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auf andere Wirtschaftszweige. über die Durchführung liegen nur unzu-
reichende Angaben vor, nach denen 1947/1952 75 v. H. der Investitionen 
wirtschaftlicher Art waren. 44,3 v. H. aller Investitionen wurden für die 
Industrie verwendet, für das Verkehrswesen 16 v. H., für die Landwirt-
schaft 8,8 v. H. Unter den nichtlandwirtschaftlichen Investitionen standen 
jene für die soziale Fürsorge mit 19 v. H. an der Spitze60• 

Beim übergang zum neuen Wirtschaftssystem behielt zwar die In-
dustrie zunächst den überwiegenden Anteil aller Investitionsmittel (1952: 
62 v. H., 1953: 53 v. H.); er sank aber in den folgenden Jahren auf etwa 
ein Drittel. Nur vorübergehend konnte die Landwirtschaft ihren Anteil 
auf über 10 v. H. erhöhen (1959: 14,9 v. H.). Das Sinken des Industrie-
anteiles war mit einer Umschichtung zugunsten der Finalindustrie und 
mit einer Erhöhung der Investitionen für nichtlandwirtschaftliche Zwecke 
auf etwa den gleichen Anteil wie den der Industrie begleitet. 

Mit der Abkehr von der Zentralplanung veränderten sich auch schritt-
weise die Art der Finanzierung der Investitionen und die dafür benützten 
Quellen. In den Jahren 1947/1951 war der Staatshaushalt der "verein-
heitlichte Fonds der staatlichen Geldmittel", in den alle Gelder von 
Staat und Wirtschaft flossen und von dem sie auch für Investitionen ver-
teilt wurden61. Rund die Hälfte der staatlichen Mittel wurde für Investi-
tionen ausgegeben, dazu kamen aber auch noch die nicht erfaßbaren 
"freiwilligen" Leistungen der Massenorganisationen, namentlich der Ju-
gendlichen im Bahn- und Straßenbau. 

Im Jahre 1947 wurde zur Abwicklung der Finanzierung der Investitio-
nen die Investitionsbank errichtet, mit der Aufgabe, jene Investitionen 
zu finanzieren, die mit staatlichen oder sonstigen Mitteln durchgeführt 
wurden, Kredite zu erteilen und Revisionen vorzunehmen. Die später 
"Jugoslawische Investitionsbank" genannte Bank wurde inzwischen mit 
Selbstverwaltungsrechten ausgestattet und im Zuge der Wirtschafts-
reform von den größten Wirtschaftsunternehmen nach Art einer Aktien-
gesellschaft 1966 neu gegründet. (Es gibt auch noch Sonderbanken für 
Investitionen der Landwirtschaft und für Exportzwecke.) Ihr wurde auch 
die Gebarung des im Regierungsauftrag handelnden Allgemeinen In-
vestitionsfonds übertragen, der erst 1963 aufgehoben wurde. Dadurch 
wurde die Bank selbstverantwortlich für die Investitionspolitik, die sie 
nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten vornehmen soll. 

Die Dotationen aus dem Budget wurden ursprünglich ohne Rück-
zahlungsverpflichtung und zinsenfrei gewährt. Dies konnte aber nicht 
durchgehalten werden, so daß der Investitionsfonds - neben dem Allge-

60 D. Calic: Industrial Development in the SFR Jugoslavia. Zagreb 1965, 
S. 46--49. K. Wessely: Jugoslawisches Wirtschaftssystem, S. 405. 

61 Jugoslavija, S. 280. 
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meinen auf Bundesebene gab es noch solche für die Republiken und 
zahlreiche spezialisierte, wie für den Wohnungsbau - auch durch Til-
gungsraten und Zinsenzahlung gespeist wurde. Aber auch heute erfolgen 
noch Investitionen für die Infrastruktur oder für spezielle Zwecke ohne 
Rückzahlungsverpflichtungen. 

Während der Zentralplanung konnten die Betriebe nur über 30 v. H. der 
Amortisationen verfügen, die in den "Amortisationsfonds" der Unter-
nehmen flossen, da die anderen Beträge an das Budget abgeführt werden 
mußten (Gesamtstaatlicher Amortisationsfonds, 1954 aufgehoben). Die 
Betriebe konnten aber erst ab 1960 über alle Amortisationen verfügen, da 
bis dahin der größte Teil auf einem Sperrkonto verblieb. Eine weitere 
Behinderung trat durch die noch immer zu lange bemessenen Amortisa-
tionsfristen ein62• 

Der Anteil der zentral disponierten Investitionsmittel war bis zur 
Wirtschaftsreform noch immer sehr beträchtlich, da im Durchschnitt der 
Jahre 1957/1960 nur etwa 24 v. H. der Bruttoinvestitionen, 1961/1964 
34 v. H., von den Betrieben, gesellschaftlichen Organisationen und An-
stalten selbst erbracht wurden. (Mit den Investitionen der Privaten 
30,7 bzw. 42,5 v. H.)63. Der überwiegende Teil der Investitionen entfiel 
auf die nicht spezialisierten Allgemeinen Fonds des Bundes oder der Re-
publiken. 

Der Anteil der Bruttoinvestitionen am Gesellschaftsprodukt (BSP)U 
pendelte in Jugoslawien um 30 Ofo, wobei höhere Sätze sowohl in der 
ersten Nachkriegszeit, also während der Zentralplanung, als auch noch 
zu Beginn der Sechziger Jahre auftraten, als die Dezentralisierung bereits 
weit fortgeschritten war. Trotz Schwächung der Planwirtschaft vermoch-
ten also die wirtschaftlichen Instrumente und die vorwiegend zentrali-
sierte Art der Finanzierung der Investitionen durch staatliche Mittel den 
Konsumanteil zugunsten der Investitionen zurückzudrängen, bis die 
jüngsten Reformen die gegenteilige Absicht verfolgten. 

Zur Zeit der Zentralplanung betrug der Anteil der Bruttoinvestitionen 
am Gesellschaftsprodukt (BSP) im Durchschnitt der Jahre 1947/52 31,4 
v. H. Dieser Anteil ging dann (1953 bis 1956) trotz einer jährlichen Zu-
nahme der Investitionen um 16 v. H. auf 29,2 v. H. zurück und erreichte 

82 Investitionspolitik, S. 7. Amortizacija,Jugoslovenski pregled, 1968, Nr. 6, 
S.241. 

63 Investitionspolitik, S. 9, andere Gliederung in Jugoslavija, S. 85. 
G4 Das Gesellschaftsprodukt enthält zwar nicht alle in der westlichen Volks-

einkommensrechnung berücksichtigten Beiträge zur wirtschaftlichen Tätigkeit, 
doch sind diese Unterschiede geringer als bei anderen sozialistischen Staaten, 
so daß es weitgehend mit dem Bruttosozialprodukt westlicher Definitionen 
gleichgesetzt werden kann. Die Differenz beträgt zwischen der jugoslawischen 
und westlichen Rechnung etwa 10 v. H., bzw. bei den Investitionen 2-3 Punkte. 
Aktuelle Probleme, S. 3. 
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1957 mit nur mehr 27,6 v. H. einen seither nicht mehr aufgetretenen Tief-
punkt65• 

Damit wurde aber die Akkumulationskraft der Wirtschaft überfordert 
und es vermehrten sich die Spannungen durch extensive Entwicklung 
der Wirtschaft, bei Vernachlässigung von Qualität und Auslese bei den 
Investitionen, durch bürokratische Leitung der Produktion, ungenügende 
materielle Stimulierung der Selbstverwaltung, unzureichende Eingliede-
rung in die Weltwirtschaft, Nichtabstimmung der Produktionskapazitä-
ten, unzureichende Spezialisierung und Kooperation im Inland, unzurei-
chende Orientierung der Investitionen für die Entwicklung der For-
schungsarbeit und des technologischen Fortschrittes, Schaffung paralleler 
und überdimensionierter Kapazitäten, Kapazitätsausnützung 70 v. H. und 
weniger, mangelhafter Anteil (23 v. H.) von Rekonstruktion und Mo-
dernisierung an der wirtschaftlichen Investitionstätigkeit und Ansteigen 
der Investition für Umlaufmittel, ein Verhältnis 1: 5: 2 zu den Anlage-
investionen statt 1 : 366• 

Jugoslawien hatte damit eine der höchsten Investitionsraten der Welt, 
wenn nicht die höchste67, was heute aber mit als Hauptgrund der 

85 Es ist bemerkenswert, daß das politisch und ideologisch vom übrigen Ost-
block getrennte Jugoslawien den weichen Kurs Malenkov's, der im Ostblock 
vorübergehend zu einer Verminderung der Investitionsrate und des Produk-
tionsanteiles der Schwerindustrie führte, nur mit einer zweijährigen Verzöge-
rung (1955) nach dem Tode Stalins aufgriff. Die Möglichkeit hiezu bot erst 
die vorübergehende Verständigung mit den RGW-Staaten, wodurch der Anteil 
der Landesverteidigung an den Budgetausgaben von 82 v. H. (1953) auf 75 v. H. 
(1955/57), später auf knapp 50 v. H. (1968: 58,4 v. H.) und am Volkseinkommen 
von 15-16 v. H. (1951/53) auf 11,4 v. H. (1955), später 8,6 v. H. sinken konnte. 
Culie, a.a.O., S. 46. 

88 Veselica, Opatija II, S. 100; P. Vojnie, Borba, 25. 11. 1967, S. 6. 
~7 Die Angaben über die Investitionen sind nicht eindeutig, da die Investi-

tionshöhe in der monatlichen statistischen Publikation "Indeks" etwas nied-
riger ausgewiesen wird als im Statistischen Jahrbuch und im Sammelwerk 
Jugoslavija 1945-64. Der Hauptgrund liegt darin, daß die Privatinvestitionen 
(Hausbau, in der Landwirtschaft wohl überhaupt vernachlässigt) in den laufen-
den Veröffentlichungen ausgelassen werden, doch machen sie nur etwa 8 v. H. 
aus. Die Amortisationen werden aus Verrechnungsgründen (Aufteilung auf 
verschiedene Fonds) seit 1962 nur mehr zum Teil gesondert angeführt, was ihre 
Berechnung ebenso erschwert wie die inflationäre Preisentwicklung. Gelegent-
lich werden bei Auf teilung der Investitionen nur die wirtschaftlichen berück-
sichtigt. Im allgemeinen werden unter Investitionen nur solche in das Anlage-
vermögen verstanden, gelegentlich werden aber auch jene für die Umlaufmit-
tel mit eingerechnet. Das ergibt dann ein schiefes Bild, weil bei der Ak-
kumulation auch die schwer oder gar nicht verwertbaren Vorräte mit herein-
genommen werden, die sich seit der Wirtschaftsreform erheblich erhöhten. 
Etwas abweichende Angaben Vesnik Jugoslovenske Investicione Banke, 1965, 
Nr. 105, S. 3. - Nach Opatija I, S. 37, beziehen sich ähnliche Prozentsätze nur 
auf wirtschaftliche Investitionen - 1964 33,2 v. H. Anteil am Gesellschafts-
produkt; mit den nichtwirtschaftlichen Investitionen und Umlaufmittel sind es 
aber sogar 43,9 v. H. B. Dzeba, Privredna reforma, S. 121. Die Privatinvestitio-
nen, 1964 mit 7,6 v. H. aller Investitionen geschätzt, sind bei der Auf teilung 
zwischen wirtschaftlichen und nichtwirtschaftlichen Investitionen nicht berück-
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Inflation, des Ungleichgewichtes der Wirtschaft und der geringen Effek-
tivität und jener extensiven Art erkannt wird, die trotz betrieblicher 
Verluste an der Schaffung von Arbeitsplätzen durch neue, aber gar nicht 
ausgenützte Investitionen festhielt. 

So kam es auch zu ständigen Überschreitungen der vorgesehenen In-
vestitionen, nämlich 1961 zu einem Investitionszuwachs um 22 v. H. 
1956/1966 stiegen damit die Brutto-Investitionen für Industrie und 
Bergbau auf das 3,6fache, für die Landwirtschaft auf das 4,9fache, für das 
Bauwesen auf das 4,4fache, während der Verkehr nur die 2,4fachen In-
vestitionsmittel erhielt und eingestandenermaßen einen der Engpässe der 
Wirtschaft darstellt. Trotzdem erhielt die Industrie 1961/65 (mit Bergbau) 
mehr als die Hälfte (53 v. H.) der wirtschaftlichen Brutto-Investitionen 
für Anlagemittel. 

Laut Gesellschaftsplan erforderte 1948/52 der Zuwachs von 1 Dinar 
BSP 8,29 Dinar Investitionen, 1953/56 aber nur mehr 4 Dinar und 
1957/63 bloß 2,5 Dinar, weil sich seither die Investitionen auswirkten, das 
Volkseinkommen stieg und die Aufwendungen für die Grundstoffindu-
strie (Kraftwerksbauten) zurückgingen. Die Investitionen waren nicht 
immer sehr wirkungsvoll und rationell, was keineswegs zur angestrebten 
Verbesserung der Wirtschaftsstruktur, sondern vielmehr "zu der für 
Jugoslawien typischen, äußerst perfekten inflatorischen Spirale führte"68. 
Schon mit Beginn der 60er Jahre kam es wieder zu einer Verschlechte-
rung des Kapitalkoeffizienten, der beim Abflauen des Wirtschaftswachs-
tums noch ungünstiger zu werden drohte, und zu einer Anhäufung 
schwer realisierbarer Vorräte, für die 10 bis 20 6/ 0 des Volkseinkommens 
sowie Auslandsmittel aufgewendet werden mußten. 

Die Investitionstätigkeit war mit einer ungenügenden Produktivitäts-
steigerung verbunden, was ebenfalls auf die unzweckmäßige Art ihrer 
Durchführung hindeutet und zur Abnahme ihrer Wirksamkeit führte. 
Der Produktivitätsfortschritt wird für die Periode 1952 bis 1961 mit 
4,9 v. H. angegeben, was hinter jenem anderer Oststaaten (Ungarn 5,2 
v. H., Rumänien 7,2 v. H.), aber auch westlicher Staaten (Italien 6,6 v. H.) 
und hinter den steigenden Löhnen zurückblieb. Immerhin wird für die 

sichtigt. Nach einer anderen Aufstellung, welche die Privatinvestitionen aus-
schließt, war der Anteil der nichtwirtschaftlichen Investitionen an allen Brutto-
investitionen 1964 31,6 v. H., 1965 34,9 v. H. und 1966 29,2 v. H. Vesnik Jugo-
slovenske Investicione Banke, 1967, Nr. 121, S. 13. 

88 Informator, 14.10.1967, S. 1-2. - Veselica, Opatija II, S. 99; die trotzdem 
steigenden Aufwendungen für Investitionen sieht man daraus, daß das Gesell-
schaftsprodukt 1955/1964 auf 392 v. H., die gesellschaftliche Akkumulation 
(Nettoinvestitionen + Lager) auf 399 v. H., die Bruttoinvestitionen aber auf 
454 v. H. (wirtschaftliche 255 v. H., nichtwirtschaftliche 669 v. H.) und die Klein-
handelspreise auf 140 v. H. stiegen. Vesnik Jugoslovenske Investicione Banke, 
1965, Nr. 105, S. 3, ferner V. Medenica, Ekonomist 1969, 4, S. 831. 
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Zeit 1961/67 mit 5,3 v. H. Produktivitätsfortschritt gerechnet. 1951/61 
erreichte der Anteil der Produktivität an der Steigerung des Gesell-
schaftsproduktes (BSP) nur 33 v. H., stieg aber seit der Wirtschaftsreform 
bei sinkender Beschäftigtenzahl zu nächst auf 80 v. H.69. 

Im Urteil darüber, daß der Kapitalkoeffizient immer ungünstiger 
wurde, sind sich die Ökonomen der CSSR und Jugoslawiens einig, wenn 
auch neben der gemeinsamen extensiven Entwicklung noch andere 
Gründe für die wirtschaftlichen Schwierigkeiten vorlagen. Denn während 
Jugoslawien für seine wachsende Bevölkerung (Zunahme C/J 12 v. T.) und 
die unproduktiven Arbeitskräfte in der Landwirtschaft Beschäftigung 
in der Industrie sucht, waren die Arbeitskräfte in Böhmen-Mähren bei-
nahe ausgeschöpft, in der Slowakei aber nicht genügend mobilisierbar. 

Die extensive Entwicklung Jugoslawiens, die eine Reform dringend 
notwendig machte, ist allerdings infolge der Auswirkungen der Geld-
entwertung dort schwerer nachzuweisen als in der CSSR. Es genügt daher 
darauf hinzuweisen, daß Blagojevic bereits 1962 zur Erkenntnis kam, 
daß sich in ziemlich allen Zweigen 1957 bis 1962 die Effektivität der In-
vestitionen vermindert hatte. Spätere ökonometrische Berechnungen sind 
zu einem ähnlichen Ergebnis gekommen. Demnach erbrachte der Zuwachs 
der Beschäftigtenzahl in der Industrie um 1 v. H. in der Zeit von 1952 bis 
1958 eine Erhöhung der Industrieproduktion um 0,73 v. H., 1959 bis 1964 
aber nur mehr um 0,61 v. H.; für je 1 v. H. Kapitalaufwand ging in diesen 
beiden Zeiträumen der Produktionszuwachs von 0,26 v. H. auf 0,23 v. H. 
zurück70• 

9. Strukturänderungen und Beschäftigungslage 

Die grundlegende Veränderung in der wirtschaftlichen Struktur Ju-
goslawiens nach dem zweiten Weltkrieg ist eine Folge der zur Indu-
strialisierung führenden Investitionspolitik. Als ihr Ergebnis stieg nicht 
nur die Industrieproduktion 1968 auf 827 v. H. des Standes vor dem zwei-
ten Weltkrieg (1939), sondern auch die Leistung der anderen von der 
Industrialisierung geförderten Wirtschaftszweige wie Bauindustrie und 
Verkehr; der Eisenbahngüterverkehr hat sich etwa vervierfacht. Der 
Anteil von Industrie und Bauwesen an der Schöpfung des Volkseinkom-

89 Weitere Berechnungen bewiesen, daß die Produktivität in Jugoslawien um 
5 v. H. niedriger war als in Ungarn und nur 20-50 v. H. jener der vorgeschrit-
teneren Industriestaaten (USA, England, Schweden, CSSR und Frankreich) 
erreichte. Privredna reforma, S. 15. Die Vergleichsdaten dürften sich auf 1960 
beziehen. 

70 T. Vujkovic: Funkcije proizvodije za industriju SFRJ od 1952-1964 god. 
(Die Produktionsfunktionen für die Industrie der SFRJ.) Ekonomski pregled, 
1967, Nr. 7-8, S. 463. Diese Berechnungen werden aber auch stark beieinflußt 
durch die Valorisierung der Grundmittel, wodurch sich auch das Verhältnis 
ihres Wertes zum Produktionswert verschlechterte. Privredni pregled 1969, 5, 
S.203. 
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mens, 1939 mit 20 v. H. berechnet, stieg bis 1964 auf 48 v. H., jener der 
Landwirtschaft sank von 46 v. H. auf 27 v. H. Der Anteil der Dienst-
leistungen hob sich nur wenig von 8 v. H. auf 12 v. H., jener des Hand-
werks aber hat sich wenig verändert, 9 bzw. 7 v. H. 

Auch die öffentlichen Dienste wurden ausgeweitet: 1952/1968 stieg die 
Zahl der in "nichtwirtschaftlichen" Zweigen Beschäftigten um 103 v. H., 
gegenüber einer Verdoppelung aller (unselbständig) Beschäftigten von 
1,73 auf 3,6 Mill. bei einem Anstieg der industriell Beschäftigten um 
140 v. H. (1966: + 137 v. H.). Auch bei den Beschäftigten in den Dienst-
leistungsgewerben (Handel, Fremdenverkehr und Handwerk) gab es 
einen überdurchschnittlichen Zuwachs; ihr Anteil erreicht aber nur 
17 v. H. der Gesamtbeschäftigtenzahl. Der Anteil des Privatsektors am 
Beschäftigtenstand sank von 3 v. H. auf 2,8 v. H. bei gleichzeitigem An-
stieg von 50000 auf 100000 Unselbständige - also bei Verdoppelung. 

Die Gesamtzahl der (unselbständig) Beschäftigten vervierfachte sich 
seit dem Krieg, nämlich von 0,92 Mill. auf 3,66 Mill. im Jahre 1966, davon 
0,6 Mill. außerhalb der Wirtschaft Tätige, während die jugoslawische Be-
völkerung nur um ein Siebentel (14 v. H.), und zwar von 15,6 auf 19,7 Mill., 
stieg. Es fanden also in Jugoslawien weit mehr Menschen eine Beschäfti-
gung als in der Vorkriegszeit. Dies schließt aber nicht aus, daß es trotzdem 
auch registrierte Arbeitslose gibt (3 bis 6 v. H. des Standes der unselb-
ständig Beschäftigten) und derzeit etwa 400000 Gastarbeiter im west-
lichen Ausland tätig sind, was für eine verkappte Arbeitslosigkeit 
spricht71 • 

In den fünfziger Jahren stieg im sozialistischen (gesellschaftlichen) 
Sektor allein die Zahl der Beschäftigten jährlich um 197000 oder um 
9 v. H. gegenüber einer Bevölkerungsvermehrung um nur 1,1 v. H. jähr-
lich. Der Zuwachs der wirtschaftlich Tätigen machte davon 150 000 Per-
sonen jährlich aus, von ihnen fanden 65 000 Mann in der Industrie neue 
Arbeitsplätze. In Frankreich betrug dagegen der jährliche Beschäfti-
gungszugang nur 155 000, in England 200 00072• 

Während des ganzen vierzehnjährigen Zeitraumes 1953/1966 ergab 
sich eine jährliche Zuwachsrate der Gesamtbeschäftigtenzahl um 132000 
(5,3 v. H.), was den natürlichen Zuwachs der aktiven Bevölkerung um 
50 000 übertraf. Dieser Zuwachs der (unselbständig) Beschäftigten konnte 

71 Nach BicanU, Opatija I1, S. 28, schwanken die Schätzungen der Rate der 
Arbeitslosigkeit von 3-13 v. H. - J. Sirotkovic - V. Stipetic: Die Volksein-
kommensberechnung der Vorkriegszeit. In: Ekonomika Jugoslavije I, S. 195. 
Zagreb 1967. Durch die neue Preispolitik und Verlagerung der Umsatzsteuer 
entstand seit 1966 eine völlige Verlagerung in der Gewichtung der Volksein-
kommensbildung: Anteil der Industrie (1966) mit Bauwesen 42 v. H., Land-
wirtschaft 28,4 v. H. Jugoslovenski pregled, 1969, Nr. 6, S. 249. 

72 R. Bicanic: Ekonomska Politika Jugoslavije. Zagreb 1962, S. 163. 
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daher trotz Mehreinstellung von Frauen nur von der ländlichen Bevölke-
rung genommen werden, die in diesem Zeitraum etwa 1 Mill. Arbeits-
kräfte verlor73• 

Die Gründung von Betrieben in industriell wenig erschlossenen Ge-
bieten, namentlich die Förderung der unterentwickelten Bezirke, kon-
frontiert die jugoslawische Wirtschaft mit dem Problem der ungeschulten 
Arbeitskräfte. Es trat bisher bei Umschichtung landwirtschaftlicher 
Kräfte auf, wird mit Recht für die mangelnde Produktivität der Wirt-
schaft verantwortlich gemacht, und konnte trotz aller Bemühungen auch 
im laufenden Fünfjahrplan bis 1970 nicht zufriedenstellend gelöst wer-
den, selbst wenn genügend Arbeitsplätze geschaffen worden wären. 

Der überfluß an ungeschulten Arbeitskräften, bei gleichzeitigem Man-
gel an geschulten, steht in engem Zusammenhang mit den Verhältnissen 
in der Landwirtschaft, die auch heute noch, trotz des Abzuges von 1,6 Mill. 
Beschäftigten in der ganzen Nachkriegszeit über unverhältnismäßig viele 
Beschäftigte, mehr als 5 Mill., verfügt; sie wird diese aber erst dann 
rationell einsetzen können, wenn ihr die entsprechenden technischen 
Mittel zur Verfügung gestellt werden. Daher sank auch die landwirt-
schaftliche Bevölkerung (1937: 76,3 v. H.) auf rund die Hälfte der Bevölke-
rung bei der letzten Volkszählung (1961: 49,7 v. H.), zählt aber doch 
mindestens 9,5 Millionen74• Daraus ergeben sich zahlreiche schwer oder 
gar nicht zu lösende Aufgaben, z. B. Hebung der mangelnden Qualifika-
tion der Arbeitskräfte - 1963 war fast die Hälft der in der Wirtschaft 
Beschäftigten, nämlich 47,5 v. H. gar nicht oder nur halb qualifiziert, im 
Bauwesen sogar 51 v. H. - oder wegen der noch immer mangelhaften 
Eingliederung der Frauen in die Arbeit (28 v. H. der Beschäftigten) und 
endlich wegen des Wohnbaues, der das Pendlerunwesen (29 v. H.) bisher 
nur ungenügend beseitigen konnte75• 

73 Jugoslovenske pregled, 1967, Nr. 6, S. 257. Der Anteil der aktiven landwirt-
schaftlichen Bevölkerung an der ganzen aktiven Bevölkerung ging 1952/1966 
von 70 auf 54,4 v. H. zurück, sie bildet also noch immer die Mehrheit der 
Aktivbevölkerung. Weitere Angaben Statistisches Taschenbuch 1968, S. 33-36. 

74 Angaben über die private Landwirtschaft bringt die Landwirtschaftszäh-
lung 1969 (vgl. Anm. 40). Seit 1960 hat sich die Zahl der Betriebe kaum, doch 
jene der darin Beschäftigten vermindert, ohne daß sich aber daraus wesentliche 
Veränderungen in den Anteilsätzen ergaben. Die in der Privatlandwirtschaft 
lebende Bevölkerung zählt 12,1 Mill., von denen aber 1,5 Mill. Familienmit-
glieder auswärts arbeiten; im gesellschaftlichen Sektor sind überdies 255000 
Personen beschäftigt. 

75 Nach der Volkszählung 1921 konnte die Hälfte (50,4 v. H.) der Bevölkerung 
über 12 Jahre nicht schreiben und lesen. Bis zur Volkszählung 1961 war ihr 
Anteil zwar auf ein Fünftel (19,7 v. H., davon drei Viertel Frauen) zurückge-
gangen, doch entfallen noch immer rund zwei Drittel der Analphabeten auf 
die noch aktive Bevölkerung, nämlich auf die 20-64-jährigen. Der Anteil der 
Analphabeten ist am höchsten in den am spätesten von der türkischen Herr-
schaft befreiten Gebieten. Jugoslavia, S. 44. Die Qualifikation der Arbeits-
kräfte zeigt seit 1957 einen deutlichen Rückgang. Farkas in Opatija II, S. 37. 

13 Schriften d. Vereins f. SocialpoJitik 50/1I 
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Dadurch sinkt aber nicht nur die Leistung der Pendler und die Qualität 
der Arbeit, sondern es treten auch Interessengegensätze zwischen den 
Ortsansässigen und den Pendlern auf, die oft noch eine Nebenerwerbs-
landwirtschaft besitzen, oder zwischen alten Belegschaftsmitgliedern und 
neuen ohne Sinn für industrielle Arbeitserfordernisse, was im Rahmen 
der Selbstverwaltung nur schwer aufeinander abzustimmen ist und die 
Durchführung ihrer Aufgaben hemmt. 

Mangels entsprechender Tradition und Schulung wird die Bildung 
einer Industriegesellschaft durch die Selbstverwaltung eher behindert 
als erleichtert; zu sozialen treten noch nationale Gegensätze hinzu. 

Die Selbstverwaltung und der Föderalismus erschweren die Bemühun-
gen um eine Spezialisierung der Produktion und um den Zusammen-
schluß von Betrieben mit ähnlichem Erzeugungsprogramm (Kooperation), 
wobei man an die Bildung von Geschäftsvereinigungen unter Mitwirkung 
der Kammern dachte. Sie erwiesen sich aber weniger durchschlagskräftig 
als ihr Vorbild, die ostdeutschen VVB; außerdem fürchtet man das Ent-
stehen von Monopolbetrieben. 

Als Beispiel, wie sehr die jugoslawische Wirtschaft durch den Mangel 
an Koordinierung und Spezialisierung leidet, wird angeführt, daß in 
spezialisierten Schuhfabriken im Weltdurchschnitt täglich 12 bis 30 Paar 
Schuhe je Arbeiter hergestellt werden können. Die beste jugoslawische 
Schuhfabrik, "Borovo", übrigens ein ehemaliger Bat'a-Betrieb, kommt 
aber nur auf 6,38 Paar, die Fabrik in Warasdin auf 3,27; in drei weiteren 
Fabriken sinkt die Leistung auf nur mehr 2,07 Paar in der am schlech-
testen abschneidenden76 • Es zeigt sich aber auch, daß die Zahl der größe-
ren Betriebe in Jugoslawien keineswegs gering ist, sondern eher über 
dem westeuropäischen Durchschnitt liegt. Sie sind aber mangels aus-
reichendem Inlandmarkt vielfach nicht wettbewerbsfähig und verlangen 
deswegen eine protektionistische Wirtschaftspolitik. Auch das Verschwin-

76 L. Kos: Specializacija u procesu ra da i u drustvu (Spezialisierung im Pro-
zeß der Arbeit und in der Gesellschaft), Ekonomski pregled, 1967, Nr. 5-6, 
S. 298. Auch gibt es in Jugoslawien 70 elektrotechnische Fabriken, aber in 7 
werden 64 v. H. der Gesamtproduktion hergestellt. Während als optimale 
Raten in der Welt schon 1962 100000 Kühlschränke galten, teilten sich in Jugo-
slawien 1965 drei Hersteller die Erzeugung von 172812 Stück und sieben Er-
zeuger kamen zusammen auf 52147 Waschmaschinen, von denen Castor in 
Italien allein jährlich 600000 Stück erzeugt; den 400000 italienischen Necchi-
Nähmaschinen steht eine jugoslawische Produktion in zwei Betrieben von rund 
100000 Stück gegenüber usw. I. Bukovic: Aktuelni problemi integracije i 
poslovne politike u nasoj privredni (Aktuelle Probleme der Integration und die 
Geschäftspolitik in unserer Wirtschaft). In: Ekonomski pregled, 1967, Nr. 3-4, 
S. 132. Es fehlt aber auch nicht an Beispielen für eine echte Konzernbildung, 
z. B. Jugal (Split), das die ganze Aluminiumerzeugung, beginnend mit dem 
Bauxitbergbau, vereinigt, und zwar über die Grenzen der Republik Kroatien 
hinaus, während die Lage im Maschinenbau chaotisch ist und zu ständigen 
Schwankungen in der Beschäftigung führt, ebd., S. 147 ff. Erst 1969170 hat sich 
die "Integration" in der jugoslawischen Industrie verstärkt. 
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den kleiner, insbesondere handwerklicher, Betriebe ist nicht nur als Vor-
teil zu betrachten. Die Konzentrationsbewegung verstärkte sich erst in 
den sechziger Jahren. Die Zahl der Industriebetriebe mit weniger als 
60 Beschäftigten ging von 497 (1959) auf 316 (1966) zurück, jene mit über 
1000 Beschäftigten stieg im gleichen Zeitraum von 238 auf 340. 

10. Entwicklung der jugoslawischen Landwirtschaft 
Die bisher angeführten Angaben über den Beschäftigtenstand lassen 

die wahre Bedeutung der Landwirtschaft noch nicht erkennen. Es werden 
nämlich in den jugoslawischen Statistiken nur 255 000 Beschäftigte in der 
Landwirtschaft (1968) gezählt, also 7,1 v. H. des Gesamtbeschäftigten-
standes bzw. 9 v. H. der wirtschaftlichen Beschäftigten. Dies sind aber 
nur jene, welche im gesellschaftlichen Sektor, also in den Staatsgütern, 
den wenigen landwirtschaftlichen Genossenschaften des Kolchostyps und 
in den sonstigen Genossenschaften beschäftigt sind. Diesen 2155 Betrie-
ben stehen aber hundertmal soviel, nämlich 2 634 000 landwirtschaftliche 
Privatbetriebe gegenüber, die von 5,6 Mill. Arbeitskräften bewirtschaftet 
werden. Dies ist noch immer um 55 v. H. mehr als alle übrigen Beschäf-
tigten zusammen. Wenn also Jugoslawien nur eine Beschäftigungsrate 
von 18 v. H. (Anteil der Beschäftigten an der Gesamtbevölkerung 1967) 
aufweist und damit sehr ungünstig abschneidet - Österreich kommt auf 
34 v. H., die Bundesrepublik auf 36 v. H., Italien auf 38 v. H. -, so ist 
dies nur dieser ungenauen statistischen Erfassungsweise zuzuschreiben, 
die wieder die Folge einer ideologischen Einstellung ist, die eine selb-
ständige Arbeit höchstens toleriert. 

Die große Zahl der in der Landwirtschaft privat tätigen Bevölkerung 
ist dem Umstand zu verdanken, daß Jugoslawien im Jahre 1953 die 
Zwangskollektivierung abgestoppt hat, so daß es jetzt nur mehr 6 Kol-
chosen (Bäuerliche Arbeitsgenossenschaften IV. Typs) gibt; auch die Zahl 
der Landwirtschaftsgüter und der agrarischen Kombinate hat sich von 
475 auf 279 (1968) vermindert, doch wächst die gesellschaftlich bearbeitete 
Bodenfläche (1952: 824000, 1967: 1468000 ha), da es ungefähr 1371 Ge-
nossenschaften in der Landwirtschaft gibt. 

Die Betriebe des gesellschaftlichen (= sozialistischen) Sektors, der Zahl 
nach kaum 0,1 v. H. aller Betriebe, verfügen über nur 1,5 Mill. ha eigenen 
(gesellschaftlichen) Grund, betreuen aber durch verschiedene Arbeiten 
ebensoviel Grund privater Bauern. Durch diese Kooperation werden aber 
nur 13 v. H. des individuellen Grundes mit gesellschaftlichen Mitteln be-
arbeitet. 

Die Landwirtschaft wird nicht nur durch das Mißverhältnis zwischen 
der einseitigen Förderung des gesellschaftlichen Sektors77 und der Über-

17 Nur ein kleiner Teil der Landwirtschaft, nämlich bloß ihr gesellschaft-
licher Sektor, wurde mit Investitionen bedacht, woraus sich der geringe Anteil 

13' 
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gehung der Privatwirtschaften bei Investitionen benachteiligt, sondern 
leidet auch unter ihrer ungünstigen Besitzstruktur78• 

Denn im Jahre 1953 wurde gesetzlich die Besitzgröße mit höchstens 
10 ha festgelegt, doch haben die landwirtschaftlichen Privatwirtschaften 
im Durchschnitt nur 3,4 ha bearbeitete Bodenfläche. Das ist natürlich 
zu wenig für eine rationelle Landwirtschaft. Da es sich aber um 86 v. H. 
des bearbeiteten Bodens handelt, dessen Anteil an der landwirtschaft-
lichen Produktion 1965 81,3 v. H. (Viehhaltung 91 v. H.) erreichte, werden 
die Ergebnisse der gesamten agrarischen Produktion gedrückt (1969: 
durchschnittlich 24,2 dz/ha Weizen, im gesellschaftlichen Sektor dagegen 
36,0 dz und im privaten nur 20,3 dz Hektarertrag). 

In der Landwirtschaft kam es infolge des Abzuges von etwa 1,1 v. H. 
der Arbeitskräfte im Jahresdurchschnitt - von einer Landflucht wird 
man aber doch kaum sprechen können -, zu einer Produktivitätssteige-
rung (etwa 5,4 v. H. im Durchschnitt der 20 Nachkriegsjahre bis 1966), 
die höher als in der Industrie war. Dies kann nicht darüber hinweg-
täuschen, daß die in der Landwirtschaft verbliebene Aktivbevölkerung 
nur etwa ein Viertel der agrarischen Leistung (Arbeitsproduktivität) bzw. 
nur die halbe Flächenproduktivität westlicher Industriestaaten erreicht. 

Die Landwirtschaft, ist weit hinter der Expansion der übrigen Wirt-
schaft zurückgeblieben. In der Zeit von 1947/1966 erzielte sie nur einen 
Jahreszuwachs von 4,2 v. H. bzw. je Kopf der Bevölkerung von 3 v. H. 
Diese Zuwachsrate war vor allem in der ersten Zeit nach dem Krieg, 
namentlich während der Zentralplanung, zunächst praktisch Null (1946 
bis 1955 1,7 v. H.), stieg 195611960 auf durchschnittlich 4,5 v. H. und fiel 
dann 1961/1965 auf nur 1,3 v. H. zurück. 1966 gab es aber dank einer sehr 
guten Ernte einen Zuwachs um 16 v. H. Denn es stieg die Getreideernte 
1966 auf 12,8 Mill. t. In den Jahren 1964/65, zugleich der Referenzperiode 

der Landwirtschaft an den wirtschaftlichen Investitionen erklärt, nämlich 
1956/60 15,9 v. H., 1961/65 13,4 v. H. (1959 aber sogar 20,8 v. H.). Aber angesichts 
der kleinen Zahl der damit beteiligten Betriebe waren diese Investitionen für 
sie verhältnismäßig bedeutsam. Das änderte aber nichts daran, daß zwischen 
1960-1964 etwa ein Drittel der landwirtschaftlichen Organisationen (also im 
gesellschaftlichen Sektor) mit Verlust arbeitete, der auch 1965 noch bei 10 v. H. 
von ihnen weiter bestand. Jugoslovenski pregled, 1966, Nr. 6, S. 66 und 1969, 
Nr. 7-8, S. 283. 

78 Da im Durchschnitt auf eine bäuerliche Familie 5,4 Mitglieder entfallen, 
stehen jedem Mitglied nur 0,59 ha Ackerfläche zur Verfügung. Die Familien 
können nur so leben, daß nun 1,45 MU!. ihrer Mitglieder außerhalb der Land-
wirtschaft beschäftigt sind, so daß die nichtlandwirtschaftliche Tätigkeit fast 
die Hälfte der Geldeinkünfte der Privatlandwirtschaften ausmacht. Dadurch 
entsteht eine fluktuierende, gesellschaftlich schwer einzureihende Schicht. Selbst 
wenn man sie von der landwirtschaftlichen Bevölkerung abrechnet, bleibt diese 
noch immer weit übersetzt. Jugoslovenski pregled, 1966, Nr. 6, S. 62. Die im 
Text erwähnten Landwirtschaftsgüter und Verbände gehören durchwegs zum 
gesellschaftlichen Sektor, sind aber nach jugoslawischer Auffassung keine 
Staatsgüter. 
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des Fünfjahrplanes, waren es durchschnittlich 11,2 Mill. t. 1967 und 1968 
gab es dann wieder einen Produktionsrückgang, 1968 auf 11,3 Mil!. 

Die Steigerung der landwirtschaftlichen Bruttoproduktion wird für 
das Jahr 1965 gegenüber dem Durchschnitt der Vorkriegszeit (1930/39) 
mit 55 v. H. (1968: 71 v. H.) angegeben. Der Bedarfszuwachs wird an-
gesichts der steigenden Bevölkerungszahl, des höheren Einkommens und 
der Bedarfsumschichtung durch den Verstädterungsprozeß, sowie unter 
Berücksichtigung agrarischer Exporte für die ganze Nachkriegsperiode 
(1947/1965) mit jährlich 5,7 v. H. berechnet. So entstand eine Bedarfs-
lücke, obwohl der Produktionszuwachs etwa doppelt so hoch war wie 
in der Vorkriegszeit (1920/1940 durchschnittlich 2,3 v. H.)". Dadurch 
wurde die Zahlungsbilanz verschlechtert, die Versorgung der verarbei-
tenden Industrie und ihre Kapazitätsausnutzung war ungenügend, und 
da außerdem die Ernten sehr unregelmäßig ausfielen, kam noch ein 
weiteres Moment der Unstabilität hinzu80• 

Obwohl in der Periode des gegenwärtigen Fünfjahrplanes nur eine 
Steigerung der agrarischen Produktion um 15 bis 20 v. H. erzielt wurde, 
ist doch eine starke Verminderung der agrarischen Einfuhr erfolgt, was 
die Zahlungsbilanz entlastet. 

Die Ziele des Gesellschaftsplanes, die Agrarproduktion 1966/1970 um 
25 v. H. zu heben, waren zwar nicht ganz unrealistisch - Preiserhöhun-
gen wirken stimulierend -, reichen aber nicht aus, um die jugoslawische 
Landwirtschaft zu sanieren und dazu noch die erwarteten Exporterfolge 
zu erzielen. Denn wenn auch die Hektarerträge der gesellschaftlichen 
Landwirtschaften bei Weizen um die Hälfte und bei Mais fast doppelt 
so hoch sind wie im Landesdurchschnitt, so können sie sich auf bessere 
Produktionsvoraussetzungen im Tiefland der Wojwodina stützen, welche 
bei den meisten Privatwirtschaften fehlen. 

Es sind zwar interessante Versuche im Gange, in den großtechnisch 
wirtschaftenden Kombinaten, von denen einige auf 6000 ha Fläche 
mehr als 2000 Menschen beschäftigen, Agrarproduktion und Verarbei-
tung zu vereinen, aber außer ideologischen Deklarationen, man wolle 
am Ende doch zu einer freiwilligen Vergesellschaftung der Land-

79 Die hier angeführten Berechnungen sind entnommen den landwirtschaft-
lichen Beiträgen der Laibacher Beratung von Stipetic: Bdi razvoj poljo-
privrede kao jedan od preduvjeta stabilizacije jugoslovenske privreda (Ra-
schere Entwicklung der Landwirtschaft als eine der Vorbedingungen der 
Stabilisierung der jugoslawischen Wirtschaft) und V. Vasic: Zaostajanje poljo-
privrede kao faktor nestabilnosti jugoslovenske ekonomike (Zurückbleiben 
der Landwirtschaft als Faktor der Unstabilität der jugoslawischen Wirtschaft). 
In: Ekonomist, 1966, Nr. 1-4, S. 45 ff. und 363 ff. 

80 Neuestens zeigen sich wieder Schwierigkeiten bei der Agrarprodukte ver-
arbeitenden Industrie, die ihren Hauptsitz im Serbischen Banat (Wojwodina) 
hat. Sie werden nun mit jenen Absatzschwierigkeiten erklärt, welche die EWG 
dem jugoslawischen Agrarexport bereitet. Ekonomska politika, April 1968. 
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wirtschaft kommen, ist kein Konzept zu einer Strukturverbesserung 
in der Landwirtschaft zu erkennen. Jugoslawien bleibt daher auch 
weiter mit einer ungelösten Agrarfrage belastet, die wahrschein-
lich noch schwerer zu lösen ist als die Intensivierung der Industrie-
produktion. Man kann daher nicht sagen, daß die jugoslawische Agrar-
politik besondere Wachstumsimpulse entfaltet, sie hat diese vielmehr 
behindert. Allerdings hat sie es aber auch vermieden, jene Spannung 
auszulösen, welche durch die doktrinäre Kollektivierung in den anderen 
Oststaaten (außer Polen) zum schwersten Nachteil ihrer Wirtschaft ent-
stand. 

Auch das Programm, durch Zukauf von Boden auf freiwilliger Grund-
lage den gesellschaftlichen Sektor zu erweitern, stockt und wird nur 
langsam realisiert; im Zuge der Depression der letzten Jahre verstärkte 
sich nämlich wieder das Interesse der in die Industrie hinübergewechsel-
ten landwirtschaftlichen Bevölkerung an ihrem Boden, so daß sich die 
Preise für den Boden versechsfachten und dieser kaum mehr abgegeben 
wird. 

11. Der IV. Fünfjahrplan 1966/1970 

Der "Gesellschaftsplan für die Entwicklung Jugoslawiens von 1966 
bis 1970", der am 5. Juli 1966 verspätet beschlossen wurde, hat eine lange 
Vorgeschichte. Denn seine der Wirtschaftsreform konformen Zielset-
zungen wurden bereits vom VIII. Kongreß der kommunistischen Partei 
(Bund der Kommunisten Jugoslawiens) in Belgrad (7. bis 13. Dezember 
1964) beschlossen. 

Aber in der Konzeption des Planes zeigen sich noch kaum die neuen 
Gesichtspunkte der Reform, da er noch immer teils nur verbale, teils 
schematische Lösungen vorsieht. Der neue indikative Plan ist daher nur 
ein grober Hinweis auf die Zielsetzungen und marktwirtschaftlichen 
Tendenzen der jugoslawischen Staats- und Wirtschaftsführung. Die wäh-
rend der Zeit der Ausarbeitung des Planes eingetretene Veränderung in 
der jugoslawischen Wirtschaft wurde aber vom Plane entweder über-
haupt nicht beachtet oder unrichtig interpretiert, nämlich zu optimistisch, 
obwohl seiner Ausarbeitung 270 wissenschaftliche Studien und Exper-
tisen vorausgingen81 • Daher kann der Plan, zumindest was seine spär-
lichen quantitativen Aussagen oder Zuwachsraten betrifft, bereits als un-
erfüllbar und überholt angesehen werden. Außerdem haben die jugo-
slawischen Ökonomen seit der Wirtschaftsreform sehr viel hinzugelernt 
und scheuen sich nicht, die neuen Erkenntnisse auszusprechen und mit 
einer Kritik an den bisherigen Methoden der Wirtschaftsplanung zu 
verbinden. 

81 Aktuelle Probleme, S. 9. 
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Man vermißt vor allem in der Einführung und Begründung des Planes 
neue Zielsetzungen, denn ein Vergleich zwischen den Fünfjahrplänen 
1961/1965 und 1966/1970 zeigt, daß sich diese nur unwesentlich geändert 
haben. Nach wie vor will man gleichzeitig ein rasches Wirtschaftswachs-
tum aller Zweige und eine große Verbrauchssteigerung verwirklichen, 
ohne darauf Rücksicht zu nehmen, daß nicht alle Wirtschaftsziele gleich-
mäßig rasch und gleichgewichtig erreicht werden können. Immerhin ist 
die Erkenntnis wichtig, daß eine, wenn auch geringfügige, Senkung der 
Investitionsrate und eine Umschichtung innerhalb der Investitionen vor-
zunehmen ist, um aus der extensiven Wirtschaftsphase herauszukommen. 

Dieser Plan stellt die Intensivierung der Wirtschaft an die Spitze, 
verheißt und betont die Hebung des Lebensstandards bei einer Stabilisie-
rung der Wirtschaft und der Währung und spricht von der Sorge um Ein-
gliederung in die Weltwirtschaft. Darüber heißt es im Einleitungskapitel 
des Planes: 

"Unter den Bedingungen der Intensivierung und der Entstaatlichung 
(gemeint ist die Verminderung des direkten staatlichen Einflusses) und 
der unter diesen Voraussetzungen geschaffenen Möglichkeit zur voll-
ständigen Abhängigkeit der Entwicklung von der Arbeitsproduktivität 
und der Einkommensbildung, muß der Lebensstandard in größerem Aus-
maß als einer der wichtigsten Faktoren des Wachsens der Produktion 
und der Produktivität wirksam werden. Bei dem erreichten Entwick-
lungsstand der Produktivkräfte, muß sich das weitere rasche Anwachsen 
der Wirtschaft in einer größeren Effektivität und auf der Grundlage einer 
relativen Verminderung des Anteiles der Akkumulation (also der In-
vestitionen!) am Volkseinkommen zeigen. Dadurch, wie auch mit einer 
relativen Verminderung der anderen Arten des (öffentlichen) Konsums, 
in erster Linie jener mit administrativ-budgetären Charakter, müssen 
auch die Möglichkeiten zu einem ständigen Anwachsen des Anteiles der 
den Lebensstandard bestimmenden Mittel am Volkseinkommen geschaf-
fen werden." Kurz, die reale Aussicht auf höheren Lebenstandard, durch 
Produktivität und Betriebsgewinne ermöglicht, ist der Motor des Wirt-
schaftswachstums. 

Als wichtigste Ziele des Planes werden genannt: 

"Ständige Steigerung des Lebensstandards, insbesonders des persön-
lichen Verbrauches bei Steigerung des Anteiles des persönlichen Ein-
kommens bei der Verteilung des Volkseinkommens (Der Anteil des per-
sönlichen Konsums am Volkseinkommen soll von 58 v. H. auf 59,7 v. H. 
steigen); 

weitere Entwicklung der sozialistischen gesellschaftlichen Beziehun-
gen, insbesonders Verstärkung der Rolle der unmittelbaren Produzenten 
und der Arbeitsorganisationen am gesamten gesellschaftlichen Prozeß 
der Reproduktion (Erzeugung); 
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beschleunigte Entwicklung der unterentwickelten Republiken und Ge-
biete zwecks Verminderung des Unterschiedes im Grade der wirtschaft-
lichen Entfaltung; ihr Volkseinkommen soll bis 1970 auf 90 v. H. des 
Landesdurchschnittes steigen. 

Stabilisierung der Wirtschaft, der heimischen Währung und der Preise; 

Intensivierung der Wirtschaftstätigkeit und der wirtschaftlich-gesell-
senaftlichen Aktivität bei Modernisierung und Rekonstruktion der Kapa-
zitäten und bei einer wesentlichen Verbesserung der Organisation und 
Technologie der Produktion auf Grundlage der modernen wirtschaftli-
chen Errungenschaften; 

Erreichung der Konvertibilität des Dinar durch entsprechende Quali-
fikation der Wirtschaft und Schaffung der Bedingung für ihre breiteste 
Eingliederung in die internationale Arbeitsteilung unter den verschie-
densten Arten der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit dem Ausland 
und Überwindung der Autarkietendenz in der Struktur der jugosla-
wischen Wirtschaft; 

rasche Entwicklung der Bildung von Kadern für wissenschaftliche 
Arbeit, wie auch der Übernahme wissenschaftlicher und technischer 
Errungenschaften 82. " 

Der Gesellschaftsplan führt nur wenig absolute Produktionsziele 
(hauptsächlich in der Metallindustrie und Energiewirtschaft) an. So soll 
sich die Stromerzeugung etwa verdoppeln und 30,5 Mrd. kwh erreichen 
und der Anteil von Erdöl und Erdgas am Energieverbrauch von 20 v. H. 
(1965) auf 30 v. H. steigen. Die Kraftwerksunternehmen sollen selbst 
mit eigenen Mitteln 30 v. H. des Leitungsbaues finanzieren, gut gehende 
Kohlengruben 60 v. H. ihrer Kapazitätserweiterungen, doch wird der 
Bund auch Kapazitätserweiterungen um 12,5 Mill. t Kohle aus Staats-
mitteln finanzieren und trägt (mit der Republik Serbien) den Bau des 
Donaukraftwerkes am Eisernen Tor. 

Die Kapazität der Hüttenwerke soll auf 3,2 MilL t erhöht werden; un-
mittelbar nach 1970 soll sie auf 4 MilL t Rohstahl steigen, wozu im Plan 
ebenso die Voraussetzungen geschaffen werden sollen wie für die Er-
höhung der Kapazität bei Aluminium bis 1972 auf 150 000 bis 200 000 t, 
bei Kupfer auf rund 100 000 t, bei Blei rund 175 000 t und bei Zink 
125 000 t. Die Kapazitätserhöhung der Buntmetallurgie wird aus Eigen-
und Bankmitteln vorgenommen, doch wird der Bund internationale 
Anleihen für ihre Entwicklung gerantieren. Der Bund wird sich am Aus-
bau der Stahlindustrie mit 65 v. H. des Aufwandes beteiligen, insbeson-
dere am Bau des Hüttenwerkes Skopje mit 85 v. H. (Kapazität 940 000 
jato Rohstahl) und mit ebensoviel am Bahnbau. 

82 Wörtliche Wiedergabe der kursiv gedruckten Leitthesen im Kapitel II, 
Abschnitt I, des Gesellschaftsplanes (Wirtschaftlich-ökonomische Grundziele). 
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Verschiedene Zweige der Elektroindustrie sollen erweitert werden. In 
der chemischen Industrie erfährt die Herstellung von Kunstdünger, 
Kunststoffen und synthetischen Garnen besondere Förderung, so daß 
die Produktion von synthetischen Textilrohstoffen auf das 2,5fache stei-
gen wird. Der Bund wird sich an der bis 1970 geplanten Schaffung von 
Kapazitäten für 1,5 Mil!. jato Stickstoffdünger, 650 000 jato Phosphor-
dünger, 47000 jato Zellwolle, 4000 jato synthetische Fasern und 75000 
jato Kunststoffe beteiligen. Die Textilindustrie soll bis 1970 eine Ver-
sorgung der Bevölkerung sichern, welche dem Durchschnitt der ent-
wickelteren Länder nahekommen wird, aber im allgemeinen werden die 
Investitionen für die Konsumgüterindustrie anteilmäßig zugunsten der 
Energiewirtschaft, Metallurgie und chemischen Industrie gekürzt. 

Es sind berechtigte Zweifel am Platze, ob seitens der Betriebe (Wirt-
schaftsorganisationen) genügend Ersparnisse vorgenommen werden kön-
nen, der Gewinn für Investitionen herangezogen und nicht für den per-
sönlichen Verbrauch ausgeschüttet wird und ob die Ansprüche der öffent-
lichen Hand abgewehrt werden können, um die angestrebte Selbstfinan-
zierung zu erreichen. Die Neuordnung der Finanzierung der Investitionen 
ist daher ein Hauptproblem des weiteren wirtschaftlichen Wachstums 
in Jugoslawien. Die Notwendigkeit, den Staat noch weiter zentrale In-
vestitionen vornehmen zu lassen, wird nicht bestritten, obwohl sie sy-
stemwidrig ist. Aber der jugoslawische Mechanismus hat bisher noch 
keine Lösung des Problemes gebracht, "wie die Finanzierung des Baues 
von Großprojekten in unser System eingeschlossen werden kann, in dem 
die Arbeitsorganisationen über die Mittel verfügen sollen, oder wie es 
möglich ist, ihre Konzentration zu erreichen"83. 

Obwohl der Ausnützungsgrad der Industrieanlagen 1966 niedrig war, 
scheint die vorgesehene Zuwachsrate der Industrieinvestitionen zunächst 
zu gering, um ein entsprechendes Wachstum der gesamten Volkswirt-
schaft zu sichern, da besonders kapitalintensive Investitionen in der 
Energiewirtschaft erforderlich sein werden. Andererseits hat man er-
kannt, daß nicht das Volumen der Investitionen, sondern ihre Qualität 
entscheidend ist. Es wird daher eine Neuorientierung in der Investitions-
politik gefordert84. 

83 Privredna reforma, S. 145. Die Zuwendungen des Bundes, für die man 
internationale Finanzhilfe erwartet oder schon gewonnen hat und bei denen 
sich die Republiken schlüsselmäßig mitbeteiligen müssen, beziehen sich in 
erster Linie auf Verkehrsprojekte, aber auch Investitionen in der Landwirt-
schaft, einige betreffen den restlichen Ausbau industrieller Großanlagen und 
Verkehrseinrichtungen. 

84 D. GOTupic in der Wirtschaftsdebatte, Borba, 6.12.1967, S. 7. Der Aus-
nutzungsgrad der Industrie, erzielt durch die jeweilige höchste Monatsproduk-
tion, war 1965 66 v. H., 1967 64 v. H. Die meisten Arbeitskräfte arbeiteten nur in 
einer Schicht, der Koeffizient der Schichtarbeit erreichte 1,65. Ekonomski preg-
led, 1967, Nr. 3-4, S. 154. 
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Für industrielle Investitionen ist nur mehr eine Jahreszuwachsrate 
von 4,6 v. H. gegenüber 12,1 v. H. in der Landwirtschaft vorgesehen, tat-
sächlich kam es aber sogar zu einem scharfen Rückgang der Investitionen. 
Geplant ist, daß nur 27 v. H. der wirtschaftlichen Investitionen an neuen 
Industriestandorten Verwendung finden, so wie nur 37 v. H. auf neue 
Objekte entfallen. Der Plan bietet aber in seiner bisherigen Gestalt 
noch keinen Anhaltspunkt dafür, wie die beschränkten Mittel für die 
Modernisierung bestehender Anlagen zielbewußter eingesetzt werden 
können, und es wird versichert, daß sich an der bisherigen Praxis wenig 
geändert hat, nämlich, daß weiter von der Zentrale extensiv investiert 
wird85• 

Die Zuwachsraten sind zwar etwas herabgesetzt, nämlich auf 7,8 bis 
8,5 v. H. für Bruttosozialprodukt und Volkseinkommen, gegenüber 12 
bis 13 v. H. in den Jahren 1963/1964; dies sollte vor allem durch eine 
Zuwachsrate von 9 v. H. der Industrieproduktion erzielt werden, die 
1960/1962 nur 4 bis 6 v. H. erreicht hatte, so daß die jährliche Zuwachs-
rate 1950/1964 rund 8,5 v. H. betrug. Auch in 1965, dem Jahr der Reform, 
betrug die Zuwachsrate der Industrieproduktion nur 6 v. H. Die Zu-
wachsraten des Planes sind um so unrealistischer, als die jugoslawische 
Wirtschaft einer vollständigen Umstrukturierung unterzogen werden soll, 
die zur Intensivierung, aber nicht zur Produktionssteigerung führen soll, 
und weil sich die angestrebte Wirtschaftsstabilität nur schwer mit einer 
expansiven Politik vereinbaren läßt. Tatsächlich sind auch schwere 
Rückschläge eingetreten, so daß die Planziele nicht mehr erfüllbar sind86• 

Auch die Rate der Produktivitätssteigerung um jährlich 6 bis 7 v. H. 
ist reichlich hoch angesetzt, wenn man daran erinnert, daß sie 1957/1961 
nur 4,9 v. H. betragen hatte. Sie ist dann unter dem Einfluß der Expansion 
nach der verpufften Reform 1963 sogar auf 11 v. H. gestiegen, dann aber 
1965 wieder auf nur 5 v. H. gefallen; durch das Fortschreiten der zweiten 
Wirtschaftsreform, die zu Entlassungen führte, ergab sich aber neuer-
dings ein Produktivitätsfortschritt (1965-1967 durchschnittlich 3,4 v. H.). 
Er wird aber durch den Druck der Arbeitslosigkeit und des Zuwachses der 
Bevölkerung bedroht. Aber selbst wenn sich die Produktivitätsrate wie 
1968/1969 (+ 7 v. H.) so günstig weiter entwickelt, so müßte die weit 
darüber geplante Erhöhung des Lebensstandards um jährlich 8 bis 9 v. H. 
als undurchführbar gelten. Auch eine Steigerung der landwirtschaftlichen 
Produktion um 4,5 bis 5,5 v. H. jährlich war im ganzen Planungszeitraum 
nicht zu erzielen. 

85 Veselica, Opatija II, S. 100. 
86 Als Beispiel für die von den Planungen abweichende Entwicklung sei nur 

erwähnt, daß im Jahre 1970 nach den Berechnungen von Anfang 1968 statt der 
im Plan erwarteten 100000 t Aluminium nur 47000 t, statt 160000 t Blei nur 
140000 t und statt 110000 t Zink nur 94000 t produziert werden dürften. 
Ekonomska politika, 15.4. 1968, Nr. 837, S. 457. 
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So setzt die Realisierung der Steigerung des Lebensstandards eine dra-
stische Kürzung der Investitionen voraus. Das ist auch weit über die 
Erwartungen hinaus erfolgt (1965/67 1J - 6 v. H.), aber es erhebt sich die 
weitere Frage, ob die Umschichtung und Selektion der Investitionen so 
wirkungsvoll ist, daß auch mit geringerem Aufwand und niedrigerem 
Anteil am Sozialprodukt eine bessere und effektivere Ausnützung der In-
vestitionsmittel erreicht werden kann. 

Daher erheben die jugoslawischen Ökonomen nicht nur den Vorwurf, 
daß man in der Planung und in ihrer Durchführung bisher die modernen 
Informationsmethoden vernachlässigt habe, sondern daß überhaupt der 
technische Fortschritt von ihr nicht genügend berücksichtigt wurde. Im 
Gesellschaftsplan 1966/1970 werde er nur nebenbei erwähnt, und zwar 
nicht an erster Stelle, sondern erst weit dahinter unter anderen wirt-
schaftlichen Zielsetzungen, und auch der Beschluß der Nationalversamm-
lung über die Aufgaben der wirtschaftlichen Politik im Jahr 1967 behan-
dele den technologischen Fortschritt nur einmal, und zwar an letzter, 
untergeordneten Stelle87 • 

12. Zielsetzung und vorläufige Ergebnisse 
der Reformen von 1965 

Die ziemlich vage Formulierung über Aufgaben und Durchführung der 
Planung in der Verfassung 1963 erfolgte zu einer Zeit, in der bereits 
der Mißerfolg der Reform von 1961 nicht mehr zu verheimlichen war88• 

Die Abwertung des Dinar (750 Dinar = 1 Dollar) blieb auf halbem Weg 
stehen, der Abbau der Subventionen und die Preiskorrektur war unge-
nügend, die freiere Einfuhrpolitik verzehrte die Devisenreserven. Die 
Hauptträger des Wirtschaftsprozesses, auf die Staat und Planer rech-
neten, nämlich die Selbstverwaltung und die von ihr repräsentierten 
Betriebe, hatten sich den Aufgaben nicht gewachsen gezeigt, die Grund-
lage von Staat, Gesellschaft und Wirtschaft zu bilden und sich markt-
wirtschaftlich zu behaupten. 

Hier liegt eine grundsätzliche Schwäche der jugoslawischen Wirtschaft 
und ihrer Entwicklungs- und Wachstumspolitik, die bis heute noch nicht 
überwunden ist und die sich bei der zweiten Wirtschaftsreform genau 
so, wenn auch nicht mehr so krass, zeigte. Nur ist man jetzt entschlossen, 
nicht wieder vor den Schwierigkeiten zu kapitulieren. 

87 R. Bicanii':, Ekonomist, 1967, Nr. 1-4, S. 19. 
88 Vgl. K. Wessely: Jugoslawiens schwerer Weg zur Marktwirtschaft. In: Ost-

europa-Wirtschaft, 1962, Nr. 3, S. 197-211, mit Darstellung der Zielsetzung und 
der Gründe für das Scheitern der Reform 1961. 
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Das Paket gesetzlicher Bestimmungen vom 24. Juli 1965 über die Re-
formen89 unterstreicht das marktwirtschaftliche Prinzip, ohne aber die 
orientierende Planung aufzugeben, deren Ziele im IV. Fünfjahrplan nie-
dergelegt wurden. Es wurde versucht, zwei miteinander schwer zu ver-
einbarende Aufgaben zu verbinden. Zunächst wurden als kurzfristiges 
Ziel unter Anwendung geradezu klassischer Mittel, wie Kreditrestrik-
tionen und Einfuhrdrosselung, Preis- und Lohnstopp, die inflationären 
Tendenzen in der jugoslawischen Wirtschaft bekämpft und der Versuch 
gemacht, eine Steigerung des persönlichen Konsums und der Lebens-
haltung über den Produktivitätsgewinn und die realisierbaren Mög-
lichkeiten der Wirtschaft hinaus zu bremsen. Stieg doch in derabgelau-
fenen Fünfjahrperiode der Lebensstandard (privater Konsum) um 
70 v. H., die Industrieproduktion aber, bei etwa gleichbleib end er Agrar-
produktion, nur um 66 v. H. 

Andererseits wollte man aber auch zu einer Umstrukturierung der 
Wirtschaft gelangen, um sie reif für die Eingliederung in die W eltwirt~ 
schaft zu machen; zu diesem Zwecke wurde eine radikale Preisreform 
vorgenommen mit dem Ziel, sich an den Weltmarktpreisen zu orientieren. 
Dazu wurde als neue Kursrelation das Verhältnis 1 Dollar = 1250 alte 
bzw. seit 1966 12,50 neue Dinar festgesetzt. Es war klar, daß die Wettbe-
werbsfähigkeit der jugoslawischen Wirtschaft nicht in einem kurzen Zeit-
raum erreicht werden konnte, so daß im Außenhandel trotz gegenteiliger 
Zielsetzungen noch protektionistische Tendenzen überwiegen. Mit dem 
Abbau der Einfuhrbeschränkungen wurde aber schon 1967 begonnen 
und deshalb auch der Zolltarif protektionistisch umgestaltet. 

Die jugoslawische Preisreform hat zwei Ziele, nämlich eine außen-
wirtschaftliche - Anpassung an Weltmarktpreise - und eine binnen-
wirtschaftliche, nämlich verschiedene, bisher eingefrorene Preise auf ein 
den Kosten angepaßtes und die Produktion stimulierendes Niveau zu 
heben. Zunächst konnte man jedoch die Marktverhältnisse noch nicht be-
rücksichtigen, sondern mußte die neuen Preise aufgrund von Vorschrif-
ten bilden. Es kam daher zu neuerlichen Preisschwankungen, als sich 
die Markteinflüsse bemerkbar machten. Die Preissteigerungen waren 
aber doch im Verlaufe der Reformen geringer als in den vorhergehenden 
Jahren, wenn man vom Sprung d,er Lebenshaltungskosten um 34 v. H. 
während und kurz nach der Reform absieht, so daß man von einer rela-
tiven Stabilität sprechen kann. Die industriellen Produzentenpreise 
stiegen 1967 nur mehr um 2 v. H. und 1968 um 1 v. H., die landwirt-
schaftlichen sanken sogar um 5 bzw. 3 v. H., aber die Kleinhandelspreise 
und die Dienstleistungen zeigen weiterhin eine steigende Tendenz. Es 

89 Sluzbeni list, 24.7.1965, Nr. 33; Kommentar dazu: P. Mihailovic: Die 
jugoslawische Wirtschaftsreform 1965. In: Österreichische Osthefte, 1966, Nr. 2. 
Kretanje privrede u prve dve godine reforme. Statisticki podaci (Entwicklung 
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kam dadurch zu einer Erhöhung der Lebenshaltungskosten 1966 um 
23 v. H., 1967 um 7 v. H., 1968 um rund 5 v. H.90 und 1969 um etwa 8 v. H. 

Zwar geht die neue Preispolitik noch von der gegebenen Produktions-
und Kostenstruktur aus, eröffnet aber den Weg zu strukturellen Ver-
änderungen durch Ausnützung der Gewinnchancen, was bei der Reform 
1961 noch vernachlässigt worden war. 

Der gleichen Zielsetzung, nämlich der Umstrukturierung der Wirt-
schaftszweige und der Wiederherstellung der Stabilität dient auch die 
neue Investitionspolitik, eine tragende Säule der Reform. Auch ihr Er-
folg kann sich erst nach einiger Zeit einstellen, so daß die bisher ent-
standenen Disproportionen in der Wirtschaft noch lange nachwirken 
müssen. Langfristig ist daher der Erfolg der Reformen von der konse-
quenten Durchsetzung der neuen Investitionspolitik abhängig, welche 
trotz sinkender Investitionsrate dank verbesserter Struktur das Wirt-
schaftswachstum fördern und ein qualitativ höheres Wirtschaftsniveau 
ergeben soll. Allgemein sind aber noch immer die Klagen, daß die die 
Wirtschaft in der Zukunft entscheidende Investitionspolitik ein un-
gelöstes Problem ist und daß die Umschichtung der Investitionen von 
kapazitätserweiternden zu modernisierenden noch nicht geglückt ist91 • 

Die neue Investitionspolitik, die mit der Verlagerung ihrer Finanzie-
rung auf stärkere Eigenfinanzierung verbunden ist, wird vom Gesell-
schaftsplan nur recht allgemein behandelt. Er spricht sich für eine Ver-
änderung der Investitionsstruktur aus, indem der Anteil der nichtwirt-
schaftlichen Investitionen weiter, u. zw. von 36,6 v. H. (1965) auf 37,2 v. H. 
(1970) steigen soll; tatsächlich wurde aber 1967 nur ein Anteil von rund 
34 v. H., 1968 35 v. H. erzielt. Der Plan rechnet auch mit einer gewissen 
Umschichtung der Investitionen von der Industrie (Anteil an den wirt-
schaftlichen Bruttoinvestitionen durchschnittlich 1961/1965 52,9 v. H., 
durchschnittlich 1966/1970 50,7 v. H.) zugunsten der Landwirtschaft (An-
stieg von 12,9 auf 14,7 v. H.). 

Im Plan selbst findet sich keine klare Angabe über die angestrebte 
Investitionsrate. Es wird nur der Anteil der Akkumulation (also wirt-
schaftliche Nettoinvestitionen und Vorratsbildung) am Volkseinkommen 
untersucht, der während der Planperiode von 22,4 v. H. auf 21 v. H. sin-
ken soll, was vor allem dem persönlichen Verbrauch zugute kommt92 • 

Aufgrund von früheren Verhältniszahlen bedeutet dies für das Jahr 1970 
noch immer eine beträchtliche Investitionsrate von 27 bis 28 v. H. Tat-

der Wirtschaft in den ersten beiden Jahren der Reform. Statistische Angaben), 
Beograd 1967. 

90 Jugoslovenski pregled, 1966, Nr. 6, S. 61, 1968, Nr. 7-8, S. 269. 
91 Aktuelle Probleme, S. 126. 
92 Nach den Plandaten sind unter der Akkumulation aber nur die wirtschaft-

lichen Investitionen zu verstehen. Die nichtwirtschaftlichen sind sowohl im 
Anteil des "Gesellschaftlichen Standards" - also sozial-kultureller Neben-
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sächlich ist aber, ausgelöst durch die wirtschaftliche Stagnation, der An-
teil der Akkumulation 1967 auf nur 16,2 v. H. am Volkseinkommen ge-
sunken und überdies sind die Umlaufmittel, ausgelöst durch nicht reali-
sierte Vorräte, beträchtlich gestiegen. Die Bruttoinvestitionen für An-
lagemittel, die 1957/1964 durchschnittlich um 15 v. H. stiegen, sind, wie 
weitere Berechnungen zeigen, in den ersten beiden Planjahren der Re-
form um durchschnittlich 5,8 v. H. gesunken (wirtschaftliche: 2,5 v. H., 
nichtwirtschaftliche: 11,4 v. H.), während sie laut Plan um durchschnitt-
lich 6,7 v. H. steigen sollten93 • Es ist also klar, daß sich in dieser Hin-
sicht die Planannahmen noch mehr von der Wirklichkeit entfernen als 
bei den Produktionszielen, womit aber auch die späteren Auswirkun-
gen der Reform gefährdet erscheinen, denn der absolute Rückgang der 
Investitionen widerspricht den Reformbestrebungen, und auch für ihre 
verbesserte Effektivität gibt es keine Garantie94• 

Die Wachstumsimpulse der Reformen finden ihre Stütze in der Neu-
verteilung der Investitionsmittel. Den Betrieben wird die Entscheidung 
über Investitionen nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten übertragen 
und die Selbstfinanzierung durch Steuerreduktion erleichtert. 

Die den Betrieben überlassenen höheren Mittel - ihr Anteil am Ge-
winn stieg bereits im Zuge der ersten Wirtschaftsreform 1963/1965 von 
44,6 v. H. auf 56,2 v. H. - sollen, ohne daß das Gewinnprinzip ausdrück-
lich betont wird, ihr Interesse an einer wirtschaftlichen Geschäftsführung 
steigern und den Betriebsangehörigen von der Leistung abhängige hö-
here Löhne ermöglichen. Die Bildung von Eigenkapital durch gewinn-
bringende Geschäftstätigkeit und seine Ergänzung durch rückzahlbare 
Bankkredite ist somit grundlegend für die Investitionstätigkeit gewor-
den. Die Unternehmen erhalten aber auch eine erhöhte Verantwortung 
für die Auswahl der Investitionen, die durch die Planinstrumente nur un-
genügend erfolgen kann. 

Da der Bund aber weiterhin zur Förderung der unterentwickelten 
Gebiete verpflichtet ist, und er sich zur übernahme eines Drittels der 

leistungen - enthalten, der in der Planperiode insgesamt von 12,8 auf 13,6 v. H. 
steigen soll, als auch im öffentlichen Konsum (Verwaltung und Landesver-
teidigung), der von 6,7 auf 5,4 v. H. sinkt. Man kann also annehmen, daß die 
nichtwirtschaftlichen Investitionen, wie auch aus der Auf teilung der Investi-
tionen 1970 ersichtlich, nur etwas schneller als die wirtschaftlichen steigen sol-
len. - Im Gegensatz zu den Plandaten wird aber die Akkumulationsrate, sei es 
wegen geänderter laufender Preise oder mehr Vorratbildung, höher ange-
geben, und zwar 1964 27,1 v. H., 1965 24 v. H. und 1966 23,2 v. H. Aktuelle 
Probleme, S. 35. 

93 Die Akkumulationsrate sank während der Wirtschaftsreform von 27,1 v. H. 
Anteil am Volkseinkommen (1964) auf 15,5 v. H. (1967), wovon aber ein Drittel 
auf die Bildung von Vorräten bzw. Umlaufmitteln entfiel. Erst seit 1968 steigen 
die Rate der Investitionen und diese selbst. Man rechnet mit einer Zunahme 
der Bruttoinvestitionen 1969170 um je 9 Ufo und 18,5 Ufo Akkumulationsrate. 
V. Medenica, Ekonomist 1969, 4, S. 833. 

94 Aktuelle Probleme, S. 4 und 15. 
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im Gesellschaftsplan 1966/1970 vorgesehenen Investitionen bereiter-
klärte, hat er eine führende Rolle bei Auswahl und Durchführung von 
Investitionen behalten. Zentrale Inv,estitionsentscheidungen und die 
ihnen zugrunde liegenden Präferenzen werden auch weiterhin für die 
Wirtschaft bedeutungsvoll bleiben. 

Mit Recht kritisieren daher die Ökonomen, daß die angestrebte Selb-
ständigkeit der Betriebe nicht nur durch den Bund, sondern noch mehr 
durch zentrale Bankentscheidungen beeinträchtigt ist, da, wenn Bank-
kredite abgerechnet werden (Anteil an der Finanzierung der wirtschaft-
lichen Investitionen 1967: Banken 29 v. H., Betriebe 37 v. H.), die ange-
strebte Eigenfinanzierung in Höhe von 70 v. H. nicht erreicht wird .Dies 
aber wird als eklatanter Widerspruch zu den Grundsätzen der Selbst-
verwaltung empfunden, doch glaubt man, dadurch die Wirtschaft besser 
im Griff des Staates (und der Partei) halten zu können. Hier also zeigen 
sich unverhüllt ideologische Gegensätze und ein Widerstand gegen die 
Konsequenzen der Selbstverwaltung. 

"Die Apologeten des zentralistischen Konzeptes der Reproduktion 
fürchten, daß dezentralisierte Selbstverwaltungsbeziehungen im Bereich 
der Investitionen zu einer Verzettelung der Mittel führen und den Bau 
aufwendiger und großer Objekte verhindern. Aber es gibt keinen Grund 
für eine solche Furcht und jene sollen zufrieden und ruhig sein, denn 
die Verteilung der Investitionen und die Bindung von Mitteln für diese 
Zwecke zeigt, daß eine beträchtliche Konzentration von Mitteln einge-
treten ist. Denn nur 6 Investoren bringen ein Drittel aller Investitions-
mittel der ganzen Industrie und des Bergbaus auf, weitere 13 Investoren 
24 v. H. der Industrieinvestitionen, so daß diese 19 Investoren allein 
2080 Mrd. alte Dinar investieren 95." 

So bleibt die Investitionspolitik die Schlüsselfrage der Reform, ein 
Bereich, in dem sich am längsten und hartnäckigsten die etatistischen 
Formen der Wirtschaftslenkung erhalten haben, wogegen man durch eine 
neue, echt jugoslawische Form einer autonomen Investitionspolitik durch 
zwangsweise staatliche Fondsbildung ankämpfen müsse. Aber dieser 
Vorschlag kann erst in einer späteren Etappe Gestalt annehmen96 • 

Für die über die Tagesschwierigkeiten hinausblickenden Ökonomen 
und Politiker Jugoslawiens ist die Eingliederung in die Weltwirtschaft 
ein weiteres Kardinalproblem der Wirtschaft und damit auch der Re~ 
formen geworden. Dies kam schon in den Überlegungen von Gorupic in 
der Wirtschaftsdiskussion Ende 1967 deutlich zum Ausdruck, in der er 
die Gründe anführte, warum Jugoslawien rückständiger als andere 

95 Veselica, Opatija II, S. 101. 
96 Aktuelle Probleme, S. 15; GOTupic, Opatija I, S. 15. Bei der 1963 geführten 

Debatte über die Weiterführung der steckengebliebenen Reform, hatte man 
noch die Zentralisierung der Investitionsentscheidungen beim allgemeinen 1n-
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Staaten und gegenwärtig noch nicht in der Lage ist, in die Weltwirtschaft 
eingegliedert zu werden. Er sieht sie in dem niedrigen Niveau, von dem 
die jugoslawische Wirtschaftsentwicklung ausgegangen ist, der Abschlie-
ßung vom Ausland und in dem falschen System, bisher jeden Produzenten 
ohne Rücksicht auf seinen wirtschaftlichen Erfolg zu schützen, was die 
Leistung der Gesamtwirtschaft senkt. Die sogenannte "Deetatisierung" 
habe bisher zu wenig erreicht, es sei nun Aufgabe der Wirtschaft und 
ihrer Organe, für eine bessere Ordnung zu sorgen, was nur durch einen 
Zusammenschluß auf einer höheren Ebene zwecks Eingliederung in die 
internationale Arbeitsteilung erfolgen könne. 

Dazu sind aber auch Investitionen nötig, weshalb eine neue Investi-
tionspolitik gefordert wird. Es sei aber nicht genug damit, daß die In-
vestitionen vermindert und in Einklang mit den Möglichkeiten gebracht 
wurden, denn man habe versäumt, für ihre Qualität so zu sorgen, wie es 
die Reform erfordere. Denn: "Die Investitionen mögen in manchem Fall 
finanziell vollständig gedeckt sein, aber trotzdem für den Investor und 
die Gemeinschaft völlig nutzlos sein97." 

Die in allen Teilen Europas, sowohl im Westen als auch in zunehmen-
dem Maß im Osten und selbst in der Sowjetunion geführte Diskussion 
über die Lücke im technischen Fortschritt gegenüber den USA schlägt sich 
jetzt in Jugoslawien als Forderung nieder, durch den technischen Fort-
schritt leistungsfähig und instand gesetzt zu werden, die eigenen Kräfte 
und Fähigkeiten auzunützen: Dies sei der eigentliche Sinn der Reform; 
er könne nur durch weitgehende Freiheit erreicht werden. 

"Der Grundgedanke der Wirtschaftsreform ist weder eine Angelegen-
heit eines politischen Programms, noch einer Phase der Wirtschaftspoli-
tik, sondern der Druck einer ungeheuren technologischen und wissen-
schaftlichen Revolution, welcher auf der ganzen Welt wirkt und welcher 
in beschleunigtem Tempo wächst. Daher gibt es keine Frage darüber, ob 
es Reformen gibt oder ob sie durchgeführt werden sollen, sondern nur 
die Frage, entweder mit ihnen zu gehen, oder sie werden sich gegen 
jene durchsetzen, die sie aufhalten wollen. In diesem Sinne befreit die 

vestitionsfonds als Ursache dafür angeführt, daß "durch dieses System der 
Kreditierung der Investitionen, das übergroße Ausmaß der Zentralisierung, es 
nicht gelungen ist, unserem Investitionsaufbau in der Industrie das notwendige 
Niveau der technischen Entwicklung zu sichern, auch nicht rationelle Größen 
der Betriebseinheiten und auch nicht die Schaffung der Bedingungen für das 
notwendige Niveau der gesellschaftlichen Organisation der Produktion "(Ar-
beitsorganisation). Deswegen wurde auch die bisherige Investitionsanstren-
gung nicht genügend genützt zur Schaffung einer qualitativen Entwicklung 
in Hinblick auf das technische Niveau und die Effektivität unserer Industrie 
und ihre Stellung im internationalen Austausch." Ekonomski pregled, 1963, 
Nr. 3-5, S. 269. 

91 Borba, 5. 12. 1967, S. 4. 
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Reform die Produktivkräfte von den Bindungen der Vergangenheit und 
hat eine ungeheure BedeutungUs." 

Es war unvermeidlich, daß das Einpendeln der jugoslawischen Wirt-
schaft auf ein neues Verhältnis zwischen Konsum und wirtschaftlichen 
Investitionen zu unerwünschten Folgen, wie Arbeitslosigkeit und Vor-
ratsbildung, führen mußte, die nicht sofort überwunden werden konnten, 
so daß eine überplanmäßige Senkung der Investitionsrate zur Aufrecht-
erhaltung des Konsums und zu einer Erhöhung des Lebensstandards als 
Konsequenz auftrat. Die Industrieproduktion stieg im Jahre 1966 nur 
um 4 v. H., im Jahre 1967 wies sie gar einen Rückgang um 0,4 v. H. auf, 
und die Produktion der gesamten Wirtschaft ohne Landwirtschaft ging 
um 1 v. H. zurück. Die Zahl der Arbeitssuchenden stieg um 4 v. H. an, 
während die Landwirtschaft, saisonal bedingt, einen Produktionsrück-
gang um 3,5 v. H. aufwies. Trotzdem erhöhte sich 1967 das Realeinkom-
men der Beschäftigten um 7 v. H., so daß die Spannungen in der Wirt-
schaft während der Reform sogar noch zunahmen. 

Aber im Jahre 1968 kam es zu einem deutlichen Fortschritt, da die 1n-
dustrieproduktion um 6,5 v. H. und etwa im gleichen Ausmaß auch die 
Gesamtproduktion, ohne Landwirtschaft, zunahm. 

Diese Tendenz kam vollends im Jahre 1969 zum Durchbruch, das eine 
Erhöhung der Industrieproduktion um rund 11 v. H. brachte, so daß für 
1970 ihr weiteres Wachsen um 9 bis 10 v. H. erwartet wird. Auch die un-
sichtbaren Einnahmen aus Fremdenverkehr und im Ausland befindlichen 
Gastarbeitern sind erheblich gestiegen - die Übernachtungen von Aus-
ländern nahmen um 30 v. H. zu -, aber trotz einer Erhöhung der Aus-
fuhr um etwa 17 v. H. erforderte der Wirtschaftsaufschwung eine Ein-
fuhrsteigerung um 19 v. H., Die Konjunkturbesserung mußte auch mit 
empfindlichen Preissteigerungen erkämpft werden, welche die durch 
Opfer mühsam erreichte Stabilität der Wirtschaft wieder gefährdet. Denn 
man glaubt noch immer, den Konsum steigern zu können. Er erhöhte sich 
zwar 1966/68 nur um durchschnittlich 5 v. H., für 1969/70 wird jetzt eine 
durchschnittliche Steigerung von 6 bis 7 v. H. bzw. des Lebensstandards 
um durchschnittlich 7 bis 8 v. H. erwartet, was die Leistung der Wirtschaft 
überfordern muß (Realeinkommen 1969 + 6 v. H. ). 

In der Binnenwirtschaft kämpfen gegenwärtig die Anhänger einer 
restriktiven Politik mit den Freunden der wirtschaftlichen Expansion, 
die sich weiteren Krediteinschränkungen widersetzen. Immer stärker 
wird aber die Erkenntnis, daß das Gelingen der Reform nicht zuletzt von 
politischen Faktoren abhängt, da sie nur die Vorstufe zu einer neuen 

98 Bicanic, Ekonomist, 1966, Nr. 1-4, S. 15. 

14 Schriften d. Vereins f. soctalpolitik 50!II 
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gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ordnung99 und Gesinnung sein 
so1l100. 

Allgemein zeigt sich eine kritische Beurteilung der bisherigen Ergeb-
nisse der Wirtschaftsreform, deren Zielsetzung im allgemeinen jedoch 
von den Nationalökonomen und Politikern bejaht wird. Neuerdings wird 
die Forderung nach einer verstärkten und verbesserten Planung auf-
geworfen - so insbesondere von B. Horvat -, auf der anderen Seite 
führt die Anpassung der Selbstverwaltung an den technischen Fort-
schritt, die durch das Amendement XV erleichtert werden sollte, zu einer 
offenen Krise, die die Grundlagen der jugoslawischen Wirtschaftsord-
nung zu erschüttern droht101. Trotzdem ist jeder Jugoslawe einer Mei-
nung darüber, daß sie nicht nur den bisherigen unleugbaren Aufschwung 
bestimmte, sondern auch für die Zukunft bestimmend sein soll. Das 
weitere Wachstum der jugoslawischen Wirtschaft wird also davon ab-
hängen, wie es sich mit den Eigenarten der jugoslawischen Selbstverwal-
tung und dem noch nicht zur Gänze beseitigten, ideologischen Ballast der 
Zentralplanungszeit vereinbaren läßt. Für diese Aufgabe bietet aber die 
Diskussion hervorragende Anhaltspunkte, die bei der Beurteilung des 
kommenden Fünfjahrplanes besonders rege ist. 

Hauptzuwachsraten des Fünfjahrplanes 1971 bis 1975 (Projekt)102 
Jahresdurchschnitt in v. H. 

Gesamtwirtschaft .......................... . 
Industrie .................................. . 
Landwirtschaft ............................ . 
Forstwirtschaft ............................ . 
Bauwirtschaft ............................. . 
Verkehr ................................... . 
Handel und Gastgewerbe ................... . 
Handwerk ................................. . 
Sonstige Wirtschaftszweige ................. . 
Einfuhr ................................... . 
Ausfuhr mit Dienstleistungen .............. . 
Produktivität .............................. . 

8U GOTupic, Opatija I, S. 3. 

8,0 
9,3 
3,0 
3,0 
8,7 
9,0 
9,7 

10,0 
10,0 
10-12 
12-14 

6,0 

100 Die Mehrzahl der Ökonomen hat daher die Klagen B. Horvats zurück-
gewiesen, die Wirtschaftsreform habe bis 1967 einen Verlust von 7200 Mrd. Alte 
Dinar (5,7 Mrd. $) ergeben, weil Horvat, seiner Zyklenberechnung folgend, von 
der Vorstellung eines Wirtschaftswachstums von 12 v. H. ausging, das durch 
die Reform unterbrochen worden sei. Aber gerade der Verzicht auf ein hohes 
Wirtschaftswachstum und die Erzielung einer besseren Struktur der Wirt-
schaft sind das Ziel der Reform, um später ein weniger extensives, aber 
harmonisches Wachstum zu sichern. Borba, 1. 12. 1967, Nr. 329, S. 2. - Bicanic, 
Opatija H, S. 26. 

101 Vgl. zu Amendement XV E. Schütz: Die verfassungsrechtliche Entwick-
lung des jugoslawischen Föderalismus, und G. Lemdn: Ungelöste Fragen im 
jugoslawischen System der Arbeiterselbstverwaltung. Berichte des Bundes-
instituts für ostwissenschaftliche und internationale Studien, 1969, Nr. 22 und 
37. 

102 Privredni pregled, 12. 3. 1970, S. 2. 
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Wirtschaftswachstum in Rumänien 

Von Prof. Dr. Kurt Wessely 

1. Binnen- und außenwirtschaftliche 
Grundlagen des rumänischen Wirtschaftswachstums 

Rumänien besitzt eine Bodenfläche von 237 500 km2 mit 187 Städten 
und einer Bevölkerung von 19,721 Mill. Einwohnern (Stand 1. Juli 1968). 
Davon leben 38,7 v. H. in Städten und 61,3 v. H. auf dem Lande (unter-
schieden nach dem Siedlungstyp, jedoch nicht nach der Art ihrer Be-
schäftigung). Von den Arbeitskräften waren 1966 in der Industrie 20 v. H. 
und im Bauwesen 7 v. H., in der Landwirtschaft jedoch 55 v. H. - gegen-
über 74 v. H. im Jahre 1950 -, im Gütertransport 2,5 v. H., im Handel 
4 v. H. eingesetzt. Auf die öffentliche Verwaltung und sonstige "nicht 
materielle Bereiche" entfielen 11 v. H., darunter 0,7 v. H. auf die Per-
sonenbeförderung, die in der sozialistischen Methodik als nicht produktiv 
giItl. 

Die administrative Einteilung des Landes wurde am 16. Februar 1968 
unter Aufhebung der bisherigen 16 größeren Regionen in 39 Bezirke 
(Judete) und den selbständigen Distrikt der Hauptstadt Bukarest um-
gewandelt, so daß die bisherigen Angaben nicht mit der neuen Gliede-
rung übereinstimmen. So wurde insbesondere die Autonome Ungarische 
Region in Siebenbürgen aufgehoben, wobei jedoch die neuen administra-
tiven Gebiete eher der nationalen Gliederung der magyarischen Minder-
heit entsprechen. 

14 v. H. der Bevölkerung Rumäniens entfallen nämlich auf nationale 
Minderheiten. An der Spitze stehen dabei rund 2 Mill. Ungarn" und 
400 000 Deutsche, dazu kommen Russen, Ukrainer, Serben und Kroaten, 
Tataren, Türken u. a. m. Die deutsche und die ungarische Bevölkerung ist 
im Westen des Landes (Siebenbürgen und Banat) konzentriert, doch lebt 
auch in Bukarest eine bedeutende ungarische Minderheit. 

Die Dichte der Besiedlung stieg von 57 Einwohnern je km2 vor dem 
Kriege auf 80,4 (Volkszählung vom 15. März 1966), was ungefähr der 

1 Diese und die meisten folgenden Angaben stützen sich auf das (große) 
Anuarul Statistic al RS Romania 1967, Bucure~ti (1968) und das Statistische 
Taschenbuch der SR Rumänien, 1968, Bukarest (1969), beide herausgegeben von 
der Statistischen Zentraldirektion. Dieses Taschenbuch ist zum ersten Mal 
auch in deutscher Sprache erschienen. Einige Ergänzungen konnten auf Grund 
des Anuarul Statistic 1968 (Bucure~ti 1969) vorgenommen werden. 

14· 
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Bevölkerungsdichte anderer südosteuropäischer Staaten entspricht (Bul-
garien 75 Einwohner je km2) und weit hinter jener in Westeuropa zu-
rückbleibt. Besonders dicht besiedelt ist das Ölgebiet um Ploe:;;ti mit 
112 Einwohnern/km2 und das Gebiet um die größeren Städte, insbeson-
dere Bukarest und Jai?i, während die Dobrudscha nur eine Dichte von 33 
aufweist. Nach der Volkszählung vom 15. März 1966 zählte Bukarest 
1 365 885 Einwohner, mit den damals administrativ zu Bukarest gehören-
den Orten 1,51 Mill. Einwohner, Kronstadt (Bra:;;ov) 263 000, Klausenburg 
(Cluj - ungarisch Kolozsvar) 220000, Konstanza 200000, Jai?i 195000, 
Temesvar (Timii?oara) 193000, Ploei?ti 191000, Craiova 173000, Galatz 
151 000, Braila 144 000 (immer mit eingemeindeten Orten). 

Das Volkseinkommen liegt unter jenem der Nachbarstaaten Jugosla-
wien und Ungarn, ist etwa gleich wie in Bulgarien und dürfte etwa 
350 bis 400 $ je Kopf der Bevölkerung betragen2• Es wird geschaffen (1967) 
zu 51,3 v. H. durch die Industrie, zu 8,1 durch das Bauwesen sowie zu 
29 v. H. durch Landwirtschaft und Forstwesen. Im Jahre 1938 hatte da-
gegen die Industrie nur einen Anteil von 31 v. H. am Volkseinkommen, 
jener der Landwirtschaft war zwar größer, betrug aber auch nur 39 v. H., 
was wohl damit zu erklären ist, daß in der Vorkriegsberechnung der Han-
del mit 15 v. H. eingesetzt ist. Das entspricht dem westlichen Schema, 
während für die Nachkriegszeit nur die "materielle Produktion" zur Be-
rechnung des Volkseinkommens herangezogen wird, womit der Anteil 
des Handels auf 5 v. H. absinkt, doch fehlt es an Hinweisen auf eine solche 
abweichende Methodik der Berechnungen. Dagegen ist es durchaus plau-
sibel, daß der Anteil der Bauwirtschaft an der Schöpfung des Volksein-
kommens von 4,4 v. H. auf 8 v. H. gestiegen ist. 

Da aber keine Berechnung des Volkseinkommens in absoluten Werten 
vorgelegt wird, ist es nicht nur schwer, seine Höhe richtig einzuschätzen, 
sondern auch weitergehende Aussagen über seine Gewichtung zu machen, 
die durch die staatliche Preispolitik bisher wohl zu Lasten des Anteiles 
der Landwirtschaft beeinflußt wurde. Damit mußte aber ihre Minder-
leistung und die geringe Produktivität der zu mehr als der Hälfte in der 
Landwirtschaft eingesetzten Beschäftigten um so stärker in Erscheinung 
treten. 

Im Durchschnitt der Jahre 1961/65 hatte die Landwirtschaft die Vor-
kriegsproduktion erst um 30,7 v. H. überschritten, während die Industrie 

2 Wesentlich höhere Angaben über die Kopfquote des rumänischen Brutto-
sozialprodukts für 1964 ergibt die Berechnung von H.-H. Höhmann: Zur Wirt-
schaftsentwicklung in Ostmittel- und Südosteuropa seit dem 2. Weltkrieg (Be-
richte des Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und internationale Studien, 
66/1967). Unsere Schätzung kann an den nun zu revidierten Preisen vorgenom-
menen Berechnungen des jugoslawischen Volkseinkommens verifiziert werden. 
Der von Höhmann aufgestellten Rangordnung, wonach Rumäniens Volksein-
kommen knapp hinter Bulgarien und am Ende der Kopfquoten der übrigen 
Oststaaten liegt, kann jedoch beigepflichtet werden. 
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nach den offiziellen Zahlen bereits bei der 9,5fachen Vorkriegsproduktion 
hielt. In den ersten drei Jahren des laufenden Fünfjahresplanes (1966/68) 
hatte die Agrarproduktion aber auch bereits den Durchschnitt der Jahre 
1961/65 um 24 v. H. überboten (1966 = 163 v. H. von 1938). Jedoch auch 
dieser geringe Zuwachs der Agrarproduktion wurde bis dahin unter den 
Oststaaten nur von Polen übertroffen, während die Zuwachsraten der 
Industrieproduktion Rumäniens zu den höchsten im Ostblock überhaupt 
gehören und selbst jene Japans (1961 bis 1965 im Durchschnitt 11,6 v. H.) 
übertreffen. 

Dem wesentlich geringeren Wachstum der Landwirtschaft entspre-
chend stand im Jahre 1968 einer Steigerung der Industrieproduktion auf 
das zwölffache des Jahres 1938 nur eine Erhöhung des Volkseinkommens 
auf das 5,3fache gegenüber. 

Die auch in Rumänien, wenn auch zögernd und vorsichtig, in Gang 
gekommenen Wirtschafts- und Planungsreformen, die im Schlußkapitel 
dieser Darstellung näher behandelt werden, haben nicht dazu geführt, 
daß Rumänien die Grundsätze der Zentralen Planwirtschaft aufgegeben 
hätte. Auch die Stellung der Kommunistischen Partei ist unerschüttert. 
Sie spielt die zentrale Rolle in der Politik, im Staat und in der Wirt-
schaft. Trotz der unverkennbaren Nachwirkungen eines Spät-Stalinismus 
und der Klassenkampf theorie hat aber Rumänien in seiner Außen- und 
Handelspolitik Wege eingeschlagen, die bisher von keinem anderen Mit-
gliedstaat des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe beschritten wurden. 
Auch zur Zeit der breitesten Entfaltung des Unabhängigkeitsstrebens in 
der Tschechoslowakei ist man dort nicht so weit gegangen wie in Ru-
mänien, das, auf die bekannten Statuten des Rates für gegenseitige Wirt-
schaftshilfe pochend - nämlich Selbständigkeit und Souveränität aller 
Mitgliedsstaaten -, sich Mehrheitsbeschlüssen entzieht und damit in der 
Praxis die sowjetische Vorherrschaft im RGW, in der Politik, aber auch 
unter den kommunistischen Parteien ablehnt und bekämpft. Nichtsdesto-
weniger ist und bleibt Rumänien Mitglied des RGW, arbeitet dort, soweit 
es ihm zweckmäßig erscheint, mit, und die Sowjetunion ist mit 29 v. H. An-
teil (1968) sein stärkster Handelspartner. 1965 hatte ihr Anteil aber noch 
42 v. H. betragen. 

Allerdings hat es Rumänien verstanden, seine Beziehungen zu den 
westlichen Staaten auszubauen, ohne aber das jugoslawische Beispiel in 
dieser Hinsicht nachahmen zu wollen; 1960/1966 war der Außenhandel 
Rumäniens mit den entwickelten westlichen Industriestaaten auf das 
2,7fache gestiegen3, womit Rumänien zwar die meisten sozialistischen 
Staaten weit hinter sich ließ, aber von der Vervierfachung des bulga-

3 A. Puiu - o. Ciulea: Aspecte ale dezvoltarii schimburilor comerciale dintre 
tarile socialiste ~i cele capitaliste dezvoltate. In: Probleme economice, 1968, 
Nr. 5, S. 62. 
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rischen Außenhandels mit der gleichen Staatengruppe übertroffen wurde. 
Der Handel mit den sozialistischen Staaten nimmt etwa die Hälfte des 
Außenhandels ein (1968 49,2 v. H. der Einfuhr, 55,7 v. H. der Ausfuhr-
ohne Jugoslawien, 1969 54 v.H. des Außenhandelsumsatzes). 

Andererseits lehnt es Rumänien, das sich auch um die Festigung seiner 
Beziehungen zu den unterentwickelten Ländern bemüht (Anteil am 
Export rund 10 v. H.), konsequent ab, bei der von ihm angestrebten indu-
striellen Kooperation mit westlichen Staaten einen direkten Kapital-
import und die Beteiligung an rumänischen Betrieben nach jugoslawi-
schen Vorstellungen zu ermöglichen4• Dies hindert Rumänien aber nicht, 
seinerseits im Westen gemischte Firmen zu gründen und ein ganzes Pro-
gramm zur wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit "kapitalistischen" Staa-
ten zu entwickeln. Dieses basiert vor allem auf der Annahme von west-
lichen Krediten, die Rumänien trotz seines noch ziemlich starren Außen-
handelssystems wohl nicht zuletzt mit Rücksicht auf seine Sonderstel-
lung im COMECON reichlich gewährt werden. 

In dieser Hinsicht kommt dem Außenhandel Rumäniens, obwohl seine 
Kopfquoten noch immer verhältnismäßig gering sind, eine nicht geringe 
wachstumspolitische Bedeutung zu. 1965 war die Außenhandelskopf-
quote mit 114,5 $ niedriger als jene Jugoslawiens (122 $) und betrug 
kaum die Hälfte der ungarischen (299 $); sie ist aber bis 1968 auf 157 $ 
gestiegen. Während in der Zeit von 1950 bis 1960 der rumänische Außen-
handel langsamer wuchs als die Industrieproduktion - diese stieg auf 
das 3,4fache, der Außenhandelsumsatz jedoch nur um das 3fache -, 
erhöhte sich schon damals der Außenhandelsumsatz mit den "kapita-
listischen Staaten" weit rascher als der gesamte Außenhandel und die 
Industrieproduktion, nämlich auf rund das Sechsfache. (Zu berücksich-
tigen ist allerdings die niedrige Ausgangslage sowohl beim Außenhandel 
als auch insbesondere beim Westhandel.) Dieser Vorsprung der Entwick-
lung des Westhandels blieb aber auch in der späteren Zeit erhalten. Ver-
doppelte sich die Industrieproduktion 1960 bis 1966 (+ 112 v. H.), so stieg 
der gesamte Außenhandel zwar nur um 76 v. H., der Westhandel Ru-
mäniens jedoch um 168 v. H. Entwickelten sich also in dieser letzten 
Epoche der gesamte Außenhandel und das Volkseinkommen nahezu 
parallel, so war die Steigerung des Volkseinkommens um 1 v. H. von einer 
solchen des rumänischen Westhandels um 1,6 v. H. begleitet, worin ein 
kaum zu leugnender Wachstumseffekt des rumänischen Westhandels er-
blickt werden kann. 

Signifikant hierfür ist die Entwicklung des Außenhandels mit der 
Bundesrepublik Deutschland, der von 1 Mrd. Devisenlei (nach der Parität 

4 Erklärungen Ceau~escu's auf der Beratung über Außenhandelsfragen, 
Februar 1967. In: Presseschau Ostwirtschaft, 1967,2. 
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166 Mil!. $) im Jahre 1965 auf 1,3 Mrd. Lei im folgenden Jahre stieg und 
1967 sogar 2,1 Mrd. Lei erreichte, womit er eine Steigerung um 58 v. H. er-
zielte und die Bundesrepublik einen Anteil von 12 v. H. des rumänischen 
Außenhandels erreichte. Im gleichen Jahr stieg aber auch der Handels-
umsatz mit Belgien auf das 4,4fache, mit Frankreich aber nur um 35 v. H.; 
daraus ergab sich aber allein im Handel mit der EWG in diesem Jahr ein 
Handelsdefizit von fast 200 Mill. $, was trotz eingeräumter Kredite 
die Austauschmöglichkeiten Rumäniens übersteigt. 1969 ging sein Defizit 
im Handel mit der EWG auf etwa die Hälfte zurück (101 Mil!. $). 

Es kommt daher zu ständigen scharfen Verschiebungen im Außen-
handel insgesamt und gegenüber einzelnen Ländern, was auch z. T. durch 
den Abschluß von Großlieferungen von Anlagen zu erklären ist. Da dies 
aber nicht im Einklang mit den Planungsgrundlagen steht, muß dies 
zu Störungen der Gesamtwirtschaft und zu Reformwünschen führen. 

Denn während im gegenwärtigen Plan eine Zunahme des Außen-
handelsumsatzes von 8,5 bis 9,7 v. H. jährlich vorgesehen ist, stieg dieser 
in den beiden ersten Planjahren zusammen um 35 v. H., davon 1967 allein 
um 22,6 v. H., stagnierte aber dann im Jahre 1968, das nur mit einem 
Zuwachs von 3,5 v. H. abschloß. Für 1969 war aber wieder ein Zuwachs 
von 9 v. H. geplant, um zu den Planproportionen zurückzukehren. 

Tatsächlich lag der Außenhandelsumsatz 1969 aber nur um 8 bis 8,5 v. H. 
höher als im Jahre 1968. Dafür ist 1970 wieder eine Zuwachsrate von 
11,5 v. H. vorgesehen. Der Export allein soll um 17,1 v. H., der Import 
aber nur um 6,2 v. H. erhöht werden. Eine solche Steigerung setzt aber 
eine völlige Reorganisation der Außenwirtschaft voraus, die grundsätz-
liche Veränderungen im System erfordert, die schwer zu erbringen sind. 
Tatsächlich ist auch im kommenden Fünfjahrplan (1971/75) bei einer 
Herabsetzung der übrigen Zuwachsraten auch jene für den Außenhandel 
nur mehr mit 7 bis 7,7 v. H. festgelegt. 

Versuche, den Import zu drosseln, um so die Zahlungsbilanz zu ver-
bessern und wohl auch die politisch unerwünschte Abhängigkeit von dem 
Handelspassivum abzubauen, wirkten sich bisher zu Lasten der Ost-
staaten aus5• So ging schon 1965 der Import aus der Sowjetunion um 
18 v. H. zurück, und der Handelsumsatz mit ihr erhöhte sich 1960/1967 nur 
um 150 v. H., ebenso wie mit der DDR und der CSSR, gegenüber einer 

5 Unter dem Druck: des wachsenden Defizits im Handel mit dem konver-
tiblen Währungsbereich sah sich aber Rumänien genötigt, 1969 eine Kürzung 
seiner Importe von Anlagen und Ausrüstungen um 400 Mil!. Valutalei (66,66 
Mill. $) vorzunehmen, was wohl vorwiegend Bezüge aus dem Westen betrifft. 
Rede N. Ceaulilescu's auf dem Plenum des ZK, 16.-17.12.1968. 1968 sank der 
Import aus der Bundesrepublik um ein Drittel und blieb 1969 stationär bei 
187 Mill. $ (rumänisches Passivum 68 Mil!. $). 
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Erhöhung des Handels mit Jugoslawien auf das 4,4fache und des Gesamt-
handels auf das 2,2fache. 

Wie in anderen sozialistischen Staaten wird der Entwicklung der In-
dustrie vorrangige Bedeutung geschenkt; ihre Probleme sollen daher 
auch den Schwerpunkt der nachstehenden Untersuchung bilden. 

über Ziele und Aufgaben der Industriepolitik Rumäniens erklärte zu-
sammenfassend Nikolae Cea~escu, Generalsekretär des ZK der Rumä-
nischen Kommunistischen Partei (RKP), in einer für ausländische Partei-
freunde bestimmten Darstellung Ende 1967, kommende Reorganisations-
maßnahmen ankündend: 

"Kennzeichnend für die gegenwärtige Etappe der Industrialisierung Ru-
mäniens ist, daß gemäß den Beschlüssen des IX. Parteitages der RKP (1965) 
neben den Bemühungen um die Beibehaltung eines hohen Tempos, gleich-
zeitig starker Nachdruck auf die Hebung des technischen Niveaus der Indu-
strie und das Wachstum des ökonomischen Nutzeffekts, auf die wissenschaft-
liche Organisation der Produktion gelegt wird, und dabei alle Betriebe auf 
die Erzielung möglichst hoher Ergebnisse bei möglichst geringem Aufwand 
orientiert werden. In allen diesen Richtungen werden die Maßnahmen zur 
Vervollkommnung der Leitung und Planung der Volkswirtschaft gemäß den 
Bedingungen der neuen Etappe der sozialistischen Entwicklung Rumäniens 
von größter Bedeutung sein. (Gemeint sind die Direktiven des ZK-Plenums 
vom 5. und 6. Oktober 1967.) 

Uns beschäftigen gleichzeitig Fragen der Verbesserung der allgemeinen 
Zweigstruktur der Industrie und der Proportionen innerhalb eines jeden 
Zweiges, der Organisation und Stimulierung der führenden Zweige der 
modernen Technik: Elektronik, Automatik, Produktion synthetischer Stoffe 
u. a. Bei vorrangiger Entwicklung der Produktion von Produktionsmitteln 
wächst in der gegenwärtigen Periode die Produktion von Konsumgütern 
schneller als in den vorangegangenen Jahren, um ein gewisses Zurückblei-
ben auf diesem Gebiet zu überwinden und die wachsenden Bedürfnisse der 
Bevölkerung besser zu befriedigen. Um das Verhältnis zwischen der Indu-
strie und der Landwirtschaft - als wesentliches Erfordernis einer harmoni-
schen Entwicklung der Volkswirtschaft - richtiger zu gestalten, haben Par-
tei und Regierung eine ganze Reihe von Maßnahmen beschlossen, die darauf 
gerichtet sind, im gegenwärtigen Planjahrfünft die Aufgaben der Voll-
mechanisierung und der Chemisierung der landwirtschaftlichen Erzeugung 
im großen und ganzen zu lösen; das wird dazu beitragen, daß die Entwick-
lung dieses Zweiges beschleunigt und sein Beitrag zum allgemeinen Fort-
schritt des Landes erhöht wird6." 

Die durchschnittliche Zuwachsrate der rumänischen Industrieproduk-
tion7 wird für die 15 Jahre 1951/65 mit 13,3 v. H. angegeben gegenüber 
13,8 v. H. in Bulgarien und 10,7 v. H. in der Sowjetunion. Obwohl es 1966 
nur zu einem Zuwachs von 11,4 v. H. kam, konnte noch eine hohe Zu-

6 N. Ceau~escu: Die Oktoberrevolution und die sozialistische Industriali-
sierung. In: Probleme des Friedens und des Sozialismus, 1967, Nr. 11, S. 860. 

7 Alle Angaben über Industrie- und Agrarproduktion und deren Zuwachs-
raten beziehen sich auf die Bruttoproduktion. 
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wachsrate gehalten werden, so daß sie für 1961 bis 1967 mit 13,4 v. H. 
errechnet wird. 1967 betrug sie 13,5 v. H., im Jahre 1968 allerdings nur 
11,6v. H. 

Hatte die Zuwachsrate 1966/68 durchschnittlich noch 12,3 v. H. be-
tragen, sank sie 1969 auf 10,7 v. H., so daß sie sich im ganzen Fünf-
jahrplan auf durchschnittlich 11,7 v. H. belaufen wird, wenn das 
Planziel 1970, nämlich 11,3 v. H., erreicht werden sollte. Dies liegt 
zwar an der oberen Grenze der erhöhten Ziele des laufenden Fünf-
jahrplanes, die aber doch um 2 bis 3 Punkte niedriger sind als die durch-
schnittliche Zuwachsrate 1961 bis 1965 bzw. während des vorausgehenden 
Sechsjahrplanes 1960/1965 (C/J 14,5 v. H.). Dieser Rückgang wäre ohne die 
besonders günstigen Ergebnisse 1967 bei der Durchführung des laufenden 
Planes noch stärker ausgeprägt, da in den anderen Jahren dieser Durch-
schnitt unterschritten oder nur knapp erreicht wurde. Die sinkende Ten-
denz der Zuwachsraten wird sich auch im nächsten Fünfjahrplan (1971/75) 
fortsetzen, der mit einer Jahreszuwachsrate von 8,5 bis 9,5 v. H. rechnet, 
also eine neuerliche Senkung der industriellen Zuwachsrate um 2 v. H. 
bringt. 

Obwohl die industriellen Zuwachsraten in Rumänien noch immer über-
durchschnittlich hoch sind, ist demnach auch hier eine deutliche Verlang-
samung des bisherigen Zuwachstempos zu verzeichnen. Dabei hat jedoch 
die rumänische Industrie noch keineswegs ein solches Niveau erreicht, 
daß schon jetzt aus produktionstechnischen Gründen nach den allgemei-
nen Wachstumserfahrungen eine solche Verlangsamung zu erwarten ge-
wesen wäre. Man kann vielmehr annehmen, daß einerseits die Wirt-
schaftsführung selbst auf eine solche Verlangsamung bedacht war und 
daß auf der anderen Seite auch gewisse objektive Gründe aufgetreten 
sind, welche ein Wachstum im bisherigen Tempo verhinderten. Sie dürf-
ten nicht zuletzt durch Schwierigkeiten auf der Rohstoffseite zu finden 
sein, die auch nicht durch Importe überwunden werden können; anderer-
seits setzte sich offenbar bei den maßgebenden Partei- und Regierungs-
stellen die Erkenntnis durch, daß die rumänische Wirtschaft zu wenig 
effektiv und rationell arbeitet. Es wird zwar noch nicht davon gesprochen, 
daß man eine extensive Phase überwinden müsse. Die wenigen bisher 
eingeschlagenen Reformmaßnahmen zielen jedoch in diese Richtung, wo-
durch das bisherige, die Indexberechnung aufblähende Wachstum der 
Bruttoproduktion gebremst werden muß. 

Wie in allen anderen sozialistischen Staaten, en twickel te sich auch in Ru-
mänien die Produktion der Gruppe A wesentlich rascher als jene der 
Gruppe B, so daß 1961 bis 1967 ein Unterschied von rund fünf Punkten 
in der durchschnittlichen Jahreszuwachsrate bei der bestand. Daher stieg, 
bezogen auf das Jahr 1938, die Erzeugung der Produktionsmittelindustrie 
auf das 18fache, jene der Konsumgüterindustrie nur auf das 7,4fache. In 
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den letzten Jahren hat sich jedoch der Unterschied in dem Entwicklungs-
tempo der beiden Industriegruppen erheblich verflacht. 

Der laufende Fünfjahrplans (1966 bis 1970) sieht zwar einen Produk-
tionszuwachs der Gruppe A um 70 bis 77 v. H. und der Gruppe B nur von 
60 bis 65 v. H. vor und rechnet mit einer durchschnittlichen jährlichen 
Zuwachsrate der Gesamtindustrie von 10,6 bis 11,7 v. H. Tatsächlich 
wurde aber seither eine weitere Steigerung der Konsumgüterindustrie 
proklamiert, so insbesondere auf der sogenannten Landeskonferenz der 
Partei Ende 1967, nachdem schon 1966 bis 1967 die Zuwachsraten der 
beiden Industriegruppen sich bis auf einen Punkt genähert hatten (Jah-
reszuwachs im Durchschnitt 12,9 v. H., Gruppe B 11,7 v. H.). Für das Jahr 
1969 wurde sogar für beide Industriegruppen mit einer gleichen Zuwachs-
rate gerechnet, die aber mit 10,8 v. H. etwas niedriger als im Jahre 1968 
und damit unter den bisherigen Zuwachsraten liegen sollte'. 

Aber im Jahre 1968 - im Planerfüllungsbericht vermißt man diesen 
Hinweis - kam es nicht zur geforderten Entwicklung der Gruppe B, 
deren Zuwachsrate nur 8 v. H. erreichte, während die Gruppe A 14 v. H. 
erzielte. Auch 1969 blieb die Konsumgüterindustrie mit 10,4 v. H. Zu-
wachs hinter den 12,8 v. H. der Produktionsmittelindustrie fühlbar zu-
rück. Im kommenden Fünfjahrplan soll es mindestens bei einem Abstand 
von 2 Punkten im Jahreszuwachs beider Gruppen bleiben. Die raschere 
Entwicklung der Konsumgüterindustrie hat sich daher als unrealisierbar 
erwiesen, ohne daß irgendwelche Gründe dafür angegeben werden. 

2. Weg und Voraussetzung der Industrialisierung Rumäniens 

Die rumänischen statistischen Berechnungen werden auf 1938 als Ver-
gleichsjahr zurückgeführt. In diesem Jahr besaß Rumänien noch das 
ganze Staatsgebiet, das ihm in den Friedensverträgen 1919 zugesprochen 
worden war. Es wird aber nicht klargestellt, ob die Zahlen für 1938 ent-
sprechend dem heute verkleinerten Staatsgebiete richtiggestellt wurden, 
oder ob nicht, wie es wahrscheinlich ist, die Zahlen des letzten Vor-
kriegsjahres unverändert übernommen wurden. Da sich aber in den ab-
getretenen Gebieten (Bessarabien,N ordbukowina und Süddobrudscha) nur 
unbedeutende industrielle Produktionsstätten befanden, die Industrie-
produktion seither jedoch nach amtlicher Berechnung auf das 12fache des 
Jahres 1938 gestiegen ist, kommt der Frage nach der Ausgangsgröße nur 

8 Weitere Einzelheiten über den am 30.6.1966 beschlossenen Fünfjahrplan 
im Abschnitt 4, S. 234 ff. 

B Vorschau auf den Plan 1969 mit Ergebnissen 1968. V. Rausser: 0 noua 
trepta in dezvoltarea economiei ~i cre~terea nivelului de trai. In: Probleme 
economice, 1968, Nr. 12, S. 21 ff.; vgl. auch Presseschau Ostwirtschaft 1969/1 mit 
Auszug aus dem Plangesetz für 1969 und Buletinul Official RSR, 19. 12. 1968, 
Nr.162. 
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eine mehr oder minder akademische Bedeutung zu. Bedeutender ist 
dagegen die Verschiebung des Anteiles der Gruppe A an der Industrie-
produktion von 45,5 v. H. im Jahre 1938 auf 64 v. H. im Jahre 19671°. Das 
ist aber nicht mit einer "Fetischierung" der vorrangigen Entwicklung der 
Schwerindustrie gleichzusetzen; man ist bereit anzuerkennen, daß, ent-
sprechende Umstände vorausgesetzt, auch das Nachziehen der Konsum-
güterproduktion zulässig und erforderlich sein mag. In dieser Hinsicht 
hat man also die orthodoxen Auffassungen der vorausgehenden Jahre 
verlassen. Der Grund hierfür liegt in der Erkenntnis des Zurückbleibens 
einiger Zweige dieses Industriesektors und der Notwendigkeit, ein ent-
sprechendes Verhältnis zwischen den beiden großen Industriesektoren zu 
gewährleisten, das in der nächsten Zeit sich aber noch immer weiter zu-
gunsten der Gruppe A verschieben wird. 

Der Leiter des Statistischen Amtes erklärtell, daß Maßnahmen zur 
Beseitigung mangelnder Korrelation in der Struktur der Maschinenbau-
industrie sowie zur stärkeren Entwicklung einiger moderner Zweige der 
elektrotechnischen Industrie und der elektronischen Industrie des Sektors 
für Maschinenbau und technologische Ausrüstungen, die vor allem die 
entscheidenden Zweige in der Volkswirtschaft beliefern, notwendig wur-
den und eingeleitet sind. Es gehen daher quantitative und qualitative 
Veränderungen in der Struktur der Industrie vor sich, und Rumänien ist 
bemüht, alle Kennzeichen einer modernen Industrie zu erreichen. 

Diese angestrebte Modernisierung der Industriestruktur soll die Pro-
duktion innerhalb einzelner Zweige erfassen, denn in der Gesamtindu-
strie wurden schon bisher gewisse Zweige, zu denen auch die nun beson-
ders zu fördernden Gruppen gehören, rascher als die übrigen entwickelt. 
Es handelt sich dabei vor allem um die folgenden vier Zweige: 1. Elektro-
und Wärmeenergie, die in der rumänischen Terminologie zusammenge-
faßt sind, obwohl nur die Elektroindustrie (Stromerzeugung) dabei be-
deutend ist; 2. die Eisen schaffende Industrie; 3. Maschinenbau und 
Metallbearbeitung; 4. die chemische Industrie. Der Anteil dieser vier 
Industriezweige an der Brutto-Industrieproduktion (einschließlich Berg-
bau) stieg von 18 v. H. im Jahre 1938 auf 47 v. H. im Jahre 1965. Darin 

10 Der Vergleich mit 1938 ist deswegen nicht exakt, weil für 1938 die unver-
änderte Preisbasis 1955 verwendet wird, für 1967 aber ist die Preisbasis 1963, 
wodurch sich beim übergang auf die neue Berechnungsart (1965) eine Vermin-
derung des Anteils der Gruppe A um rund 4 Punkte ergab. Zu heutigen Preisen 
ist sie daher für 1938 überbewertet. - Im übrigen basiert diese Berechnung 
auf der Bestimmung der Bruttoproduktion je nach der Einreihung der Be-
triebe. Erfolgt aber die Auf teilung der gesamten Produktion mittels der "Me-
thode der vorwiegenden Bestimmung der Erzeugnisse -", so stieg im Jahre 
1966 der Anteil der Gruppe A an der Bruttoproduktion um 4 Punkte, dürfte also 
1967 rund 68 v. H. erreicht haben. Vgl. auch Stat. Taschenbuch, S. 90/91. 

11 C. Ionescu: Strukturelle Erneuerungen in der rumänischen Wirtschaft. In: 
Agerpres - Dokumente, Artikel und Informationen über Rumänien, 1. 2. 1968, 
Nr.2,S.5. 
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sind aber auch noch 4 v. H. enthalten, welche als Reparaturen der metall-
bearbeitenden Industrie ausgewiesen werden, so daß dieser Anteil der 
"fortschrittlichen" und besonders geförderten Industriezweige etwas 
überhöht ist; er ist sogar durch die neue Preisbasis 1963 auf nur etwa 
41 v. H. gesunken. Außerdem ist zu beachten, daß es sich um die Brutto-
Produktionswerte handelt, so daß ihr Anteil beim Vergleiche mit an-
deren, die Netto-Produktionswerte ausweisenden Staaten, wahrschein-
lich niedriger sein würde. 

Es fällt auch auf, daß der Produktions anteil der chemischen Industrie 
nur auf 7,9 v. H. gestiegen ist12, was beträchtlich hinter jenem fortschritt-
licher Industriestaaten zurückbleibt; dabei ist gerade die chemische In-
dustrie ein Zweig, bei dem die Netto-Produktionswerte noch am wenig-
sten von dem Brutto-Produktionswert abweichen. Man kann daher an-
nehmen, daß auch in bezug auf die Struktur der anderen Zweige die 
rumänische Industrie noch nicht jene fortschrittliche Gestalt angenom-
men hat, die angestrebt wird, obwohl durch den frühzeitigen Ausbau der 
01- und petrochemischen Industrie dafür günstige Voraussetzungen be-
standen. 

Tabelle 1 

Produktion, Ausfuhr und Exportanteil rumänischer Industrieerzeugnisse13 

Zunahme 1960/65 Exportanteil an der 
in v.H. Produktion. in v. H. 

Produktion Export 1960 1965 

Drehbänke ............... 14,7 176,8 13,1 31,7 
Wälzlager ................ 198,0 1381,3 6,0 30,2 
Schmieröl ................ 55,3 38,9 67,9 66,2 
Dieselöl .................. 51,5 53,8 54,1 54,9 
Tafelglas ................. 53,0 54,1 30,8 31,1 
Laubschnittholz .......... 75,4 56,1 33,6 29,9 
Ätznatron ................ 214,8 255,2 41,0 46,3 
Kalzinierte Soda .......... 94,41 75,6 52,9 47,8 
Schuhwaren .............. 40,5 378,4 3,2 10,6 
Baumwollwebwaren ...... 28,6 38,6 9,9 10,6 
Gemüsekonserven ........ 192,1 311,1 18,6 26,1 

Nichtsdestoweniger ist die rumänische Industrie heute in der Lage, 
eine Reihe von Erzeugnissen herzustellen, die vor dem Kriege entweder 

12 Ähnlich wie bei den Anteilen der Hauptgruppen an der Industrieproduk-
tion ergaben sich aber auch durch die Einführung der Preisbasis 1963 Verschie-
bungen, denn zu Preisen 1955 hatte der Anteil der chemischen Industrie an der 
Bruttoproduktion 1965 10 v. H. betragen und sank im gleichen Jahr zu Preisen 
1963 auf nur mehr 6,7 v. H. Stat. Taschenbuch, S. 93. Auch 1968 hatte sich der 
Anteil der chemischen Industrie an der gesamten Industrieproduktion nur auf 
8,3 v. H. verbessert. 

13 Rumänischer Außenhandel, 1966, Nr. 3, S. 3. 
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überhaupt nicht oder nur ungenügend erzeugt wurden. Zum Teil stützt 
man sich dabei auf ausländische Lizenzen, etwa beim Bau von Lastkraft-
wagen oder Elektroloks, doch ist die Übernahme ausländischer Erfah-
rungen, insbesondere aus dem Westen, verspätet angelaufen, was heute 
durch verstärkte Bemühungen um die Kooperation mit westlichen Staa-
ten wettgemacht werden soll. Aber die Verwertung ausländischer Lizen-
zen verzögert sich noch immer ungebührlich lang. 

Durch diese Industrialisierungspolitik ist es gelungen, den Anteil der 
Industrie an der Schöpfung des Volkseinkommens (Grundlage: Sowje-
tische Berechnungsart) auf etwas über die Hälfte zu steigern. Der ganze 
Absatz der Industrieproduktion ist aber im Inland nicht mehr möglich, 
so daß es bei einzelnen Erzeugnissen bereits zu erheblichen Exportquoten 
kommt (Beitrag der Industrie zum Volkseinkommen 1968: 53,6 v. H.). 

Die Landwirtschaft behält aber mit 26 v. H. Anteil an der Schöpfung 
des Volkseinkommens noch immer einen sehr wesentlichen Rang, der 
mehr als doppelt so hoch ist wie in westlichen Industriestaaten. Damit 
hat zwar die Industrie die Landwirtschaft überflügelt, doch ist dieser 
Sprung nicht so groß wie in anderen südosteuropäischen Staaten, etwa 
in Bulgarien, weil die rumänische Industrie bereits vor dem Krieg über 
eine solide Grundlage verfügte, so daß damals auf die Land- und Forst-
wirtschaft 38,5 v. H. des Volkseinkommens entfielen gegen 64 v. H. in 
Jugoslawien. 

In Rumänien zeigen sich aber auch deutlich jene demographischen und 
arbeitspolitischen Probleme, welche sich aus der früher überwiegenden 
Agrarstruktur des Landes ergeben. Der Anteil der in der Landwirtschaft 
Beschäftigten an der Gesamtbeschäftigtenzahl ist zwar von 1950 bis 1965 
von 74,1 v. H. auf 56,5 v. H. gesunken; da aber die Leistungen der Land-
wirtschaft, gemessen an der Flächenproduktivität (durchschnittlicher 
Hektarertrag 1961/1965 14,6 dz Weizen, 1967 allerdings 17,2 dz), weitaus 
geringer sind als in westlichen Industriestaaten und die Mehrzahl der 
Bevölkerung in der Landwirtschaft beschäftigt ist, kommt es zu einer 
ungenügenden Ausnützung der Menschenreserven, zu einer geringen 
Produktivität nicht nur in der Landwirtschaft, sondern in der gesamten 
Wirtschaft, zu einem niedrigen Volkseinkommen und zu einer verschlei-
erten Arbeitslosigkeit, obwohl die Gesamtzahl der beschäftigten In-
dustriearbeiter von 1950 bis 1968 von 0,6 auf 1,6 Mill. gestiegen ist. 

Dies ist aber auch der Grund dafür, daß das Volkseinkommen seit der 
Vorkriegszeit weit langsamer gewachsen ist als die Industrieproduktion. 
Hat sich diese etwa verzwölffacht, so stieg das Volkseinkommen nur auf 
das Fünffache. Da die Bauleistung noch schneller als die Industriepro-
duktion stieg, nämlich auf das Siebzehnfache, war für die Entwicklung 
des Volkseinkommens die Steigerungsrate der übrigen Produktionszweige 
von geringerer Bedeutung; so kam das Verkehrs- und Fernmeldewesen 
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nur auf das Sechsfache der Vorkriegsleistung, und der Handel überschritt 
diese nur um 10 v. H. Dabei muß auch in beiden Fällen die abweichende 
methodische Einschätzung berücksichtigt werden. 

Da aber Land- und Forstwirtschaft, die mehr als ein Drittel des Volks-
einkommens stellen, seit 1938 nur einen Produktionszuwachs von 37 v. H. 
ausweisen können, ist das Volkseinkommen weit hinter der industriellen 
Zuwachsrate zurückgeblieben. Die Bevölkerung stieg gleichzeitig um 
mehr als 5 Mill., also rund um ein Drittel von 1930 14,3 Mill. auf 19,3 Mill. 
am 1. Juli 1967; dabei ist die Zunahme des Volkseinkommens berechnet 
auf den Kopf der Bevölkerung noch ungenügender und hat nur das Vier-
fache erreicht. Sie wurde vor dem Kriege mit etwa 60 bis 70 $ damaliger 
Kaufkraft berechnet14, was etwas über der entsprechenden Rate Bul-
gariens und Jugoslawiens lag. Dem entspricht auch unsere eingangs ge-
brachte Schätzung. 

Diese Unausgeglichenheit der Bevölkerungs- und Beschäftigtenstruk-
tur ist daher ebenso wie in den meisten anderen Oststaaten eines der 
ernstesten wirtschaftspolitischen Probleme, das die Produktivität ent-
scheidend hemmt, selbst trotz großer Investitionen nicht in angemessener 
Frist beseitigt werden kann und zu einer verkappten Arbeitslosigkeit 
führen muß. 

Die Zunahme der Bevölkerung ist trotz der bisher gesetzlich zugelasse-
nen Schwangerschaftsunterbrechung noch immer verhältnismäßig hoch. 
Sie ist von 10,4 v. T. im Jahre 1938 zwar zurückgegangen, beträgt aber 
noch immer (1966) 6,1 v. T. im Jahr15• Trotzdem im Zuge der Industriali-
sierung ein weiterer Rückgang der Bevölkerungszunahme zu erwarten ist 
- eine Verbesserung der sanitären Verhältnisse ist jedoch noch möglich 
und wird den Geburtenrückgang z. T. ausgleichen -, wird es schwer 
fallen, entsprechende Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaffen. Auch 

14 W. Piper: Grundprobleme des wirtschaftlichen Wachstums in einigen süd-
osteuropäischen Ländern in der Zwischenkriegszeit. Schriften des Instituts zum 
Studium der Sowjetwirtschaft an der Hochschule für Sozialwissenschaften, 
Wilhelmshaven-Rüstersiel, Heft 3, Berlin 1961, S. 17. 

15 Eine überraschende Steigerung der Geburtenrate im Jahre 1967 führte 
zu einem Sprung des natürlichen Bevölkerungszuwachses auf das dreifache, 
nämlich 18,1 v. T., womit sogar der Bevölkerungszuwachs des Jahres 1930, 
14,8 v. T., überboten wurde. Dieser "Babyboom" geht auf eine Einschränkung 
der gesetzlichen Schwangerschaftsunterbrechung und auf familienpolitische 
Maßnahmen zurück und müßte, wenn er auch nur vermindert anhalten sollte, 
zu erhöhten Ansprüchen an die Volkswirtschaft und zu einem Umsturz der bis-
herigen Größenproportionen für Erziehung, Unterricht, Beschäftigungspolitik 
führen, Folgen, die noch nicht abzusehen sind. Vgl. H. Vogel in: W. Gumpel u. 
H. Vogel: Die Wirtschaft Ungarns, Bulgariens und Rumäniens. Lage und Aus-
sichten. Gegenwartsfragen der Ost-Wirtschaft, Bd. 5, München - Wien 1968, 
S. 117. Dort auch ein überblick über die bisherige wirtschaftliche Entwicklung 
Rumäniens. Auch 1968 war der Bevölkerungszuwachs mit 17,1 v. T. weiter 
außergewöhnlich hoch. 
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fehlt es an genügenden Facharbeitern und anderen höher qualifizierten 
Kräften, woraus sich ein ernstes Hindernis für das Wirtschaftswachstum 
ergeben muß. 

3. Produktionsgrundlagen der rumänischen Industrie 

Die südosteuropäischen Staaten verfügen über verhältnismäßig wenig 
natürliche Rohstoffe; soweit sie vorhanden waren, wurden die leicht 
gewinnbaren Vorkommen bereits abgebaut und halten nicht mit den 
Ansprüchen von Industrie und Technik Schritt. Davon macht auch Ru-
mänien keine Ausnahme, doch besitzt es viel günstigere Voraussetzungen 
als die meisten anderen Staaten in Südosteuropa. 

Der Mangel an Steinkohle, insbesondere an verkokbarer Kohle, wird 
teilweise ausgeglichen durch die Verwertung früher unbeachteter Lignit-
vorkommen im Jiutal in Oltenien, wo mit dem Wärmekraftwerk Craiova 
(1000 MW) ein Hauptschwerpunkt der Energetik entsteht. Während des 
gegenwärtigen Fünfjahrplanes soll die Kohlenförderung mengenmäßig 
noch auf das 1,7- bis 1,8fache gebracht werden, um 20 bis 22 Mill. t zu 
erreichen und um auch nach 1970 eine weitere Steigerung der Kohlen-
förderung zu ermöglichen, da aus den spezifischen Bedingungen Rumä-
niens heraus der Kohlenanteil an der Energiebilanz steigen soll. 

Rumänien konnte nämlich bisher eine autarke Ölpolitik betreiben, 
was seine Energiebilanz verbesserte und auch seine nationalen Aspira-
tionen förderte. Es ist aber Rumänien nicht gelungen, seine Ölförderung 
in den letzten Jahren wesentlich zu erhöhen, so daß sie seit dem Jahre 
1938 kaum verdoppelt werden konnte (1938: 6,6 Mill. t, 1969: 13,25 Mill. t). 
Auch die bekanntgegebenen Planungen rechnen nur mit einer Erhaltung 
dieses Förderzieles, nämlich 13,5 bis 14 Mill. t, und es besteht kein Grund 
zur Annahme, daß dieses bei einer rationellen Ölförderung wesentlich 
überschritten werden könnte. Da die Ölindustrie in Rumänien auf mehr 
als 100 Jahre zurückblicken kann, ist es unwahrscheinlich, daß noch grö-
ßere Ölreviere erschlossen werden können, die eine wesentliche Er-
höhung der Förderung erlauben; diese stammt ohnedies zu einem Drittel 
aus Feldern, die erst nach dem Krieg erschlossen wurden. Deswegen hat 
sich Rumänien auch entschlossen, überseeöl zu beziehen, und hat in die-
ser Hinsicht bereits eine Zusammenarbeit mit dem Iran aufgenommen, 
wobei es selbst Traktoren und landwirtschaftliche Berater entsendet und 
damit auch seine Exporte unterstützt. 

Die Entwicklung der rumänischen Ölindustrie, die auch zu einer reichen 
Ausbeute von Erdgas und zu dessen industrieller Verwendung führte, hat 
die Voraussetzungen dafür geschaffen, daß die Energiestruktur wesent-
lich günstiger als in allen anderen südosteuropäischen Staaten, ja über-
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haupt in Europa ist18• Der Einsatz von Heizöl und Methan (1968: 19 Mrd. 
m3) hat in Rumänien bereits frühzeitig den Übergang auf moderne und 
billige Rohstoffe ermöglicht. 1966 wurden 76 v. H. der kalorischen Strom-
erzeugung durch Erdgas und 3,6 v. H. durch Ölprodukte gewonnen, nur 
17 v. H. durch Braunkohle und Lignit, und lediglich für den Rest war eine 
kalorienreichere Kohle erforderlich. Deswegen ist anzunehmen, daß die 
Energiekosten in Rumänien verhältnismäßig niedrig sind - auch wenn 
die Tarife willkürlich erstellt sein mögen -, was auf jeden Fall einen 
Produktionsvorteil bietet und eine rationelle Ausnützung des Brenn-
stoffes erlaubt. 

Außerdem verstand es Rumänien, auch schon vor anderen Oststaaten, 
Methan und Erdöl für petrochemische Zwecke einzusetzen, so daß dort 
die Wiege der Petrochemie im Ostblock stand, Rumänien einen Vorsprung 
vor den anderen Oststaaten gewann und wertvolle Erfahrungen sam-
meln konnte. Dies kam seiner Industrie zugute, die in dieser Hinsicht 
daher modernen Anforderungen genügte, soweit nicht gewisse Verfahren, 
die bisher nur dem Westen zur Verfügung standen, ihr verschlossen blie-
ben. Dies erklärt auch das besondere Interesse Rumäniens an der Zu-
sammenarbeit mit dem Westen, weil die Sowjetunion gerade bei den 
hierbei in Frage kommenden Verfahren eine technologische Lücke auf-
weist. 

Diesen Voraussetzungen mag es vor allem zuzuschreiben sein, daß der 
Anteil der Brennstoffe an den Produktionskosten der Industrie verhält-
nismäßig niedrig ist. Er schwankt um 3 v. H. (1966 3,2 v. H.), wozu noch ein 
etwas niedrigerer Anteil, nämlich 2,5 v. H., für Energie und Wasser 
kommt. Es wird aber darauf hingewiesen, daß als Folge der natürlichen 
Gegebenheiten mit steigenden Kosten in der Erdölindustrie gerechnet 
werden muß, so daß ein Ansteigen des Anteils der Materialkosten an den 
Gesamtkosten der Industrie von 82 v. H. (1965) auf 83 v. H. (1970) erwartet 

16 Struktur der Primärenergieerzeugung in Rumänien: 

in 1000 t SKE 1965 1970 (Plan) 
Energiequelle 1938 v.H. 1963 v.H. v.H. v.H. 

Hochwertige Kohlen .... 1517 9,3 5539 12,7 12,5 17,4 
Minderwertige Kohlen . 227 1,4 
Erdöl .................. 9429 57,7 17493 41,6 39,0 32,5 
Erdgas ................ 2675 16,4 17225 41,0 44,9 46,5 
Brennholz ............. 2310 14,1 1300 3,1 2,8 2,3 
Wasserkraft ........... 180 1,1 660 1,6 0,8 1,3 

Insgesamt ............ , 16338 100,0 42221 100,0 100,0 100,0 

Nach: Industria Romaniei 1944-1964, Bucurel;iti 1964, S. 250; Probleme econo-
mice, 1968, Nr. 7, S. 5. Agerpres-Dokumente usw., 20. 10. 1968, Nr. 19. Im Ver-
lauf des 2. Weltkrieges war die rumänische Ölförderung 1945 auf 3,5 Mil!. t ge-
sunken, die wichtigsten Raffinerien waren zerstört. 
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wird17• Die Kosten der Förderung in den älteren rumänischen Ölfeldern 
müssen bei sinkender Ausbeute steigen. Auch ist die Arbeitsproduktivität 
bei der Ölförderung 1960/1966 um 2 v. H. zurückgegangen. Auch unter 
Einrechnung der Ölverarbeitung bleibt der Produktivitätsfortschritt der 
Ölindustrie mit 5,3 v. H. im Jahresdurchschnitt 1961/67 weit hinter den 
8 v. H. der Gesamtindustrie zurück. 

Wegen der beschränkten Steigerungsmöglichkeiten der Ölförderung 
wurde die vor dem Krieg übliche Ausfuhr von Rohöl oder von einfach 
raffinierten Destillaten völlig eingestellt, so daß jetzt nur mehr höher-
wertige Raffinerieprodukte zum Export gelangen. Dieser Weg zur Ver-
besserung der Exportstruktur dürfte mit ein Grund zu Meinungsver-
schiedenheiten mit der Sowjetunion sein. Nach der sowjetischen Statistik 
- die rumänische selbst ist sehr dürftig und bietet keine Ländergliede-
rung - importierte die Sowjetunion an Erdölprodukten aus Rumänien 

1964 1 796 200 t 
1966 1 018 300 t 
1967 776 700 t 
1968 685 400 t 

Gleichzeitig ging der Wert der von Rumänien nach der Sowjetunion 
exportierten Ölprodukte von 63 auf 27 Mill. Rubel zurück. Im übrigen 
wird angenommen, daß wenigstens ein Teil dieser rumänischen Öl-
produkte von den Sowjets selbst wieder an dritte Staaten exportiert wird, 
ein Grund mehr für Rumänien, ihren Export auf eigene Rechnung anzu-
streben. 

Der Wert der je Tonne Rohöl erzielten Produkte stieg während des 
Sechsjahrplanes (1960 bis 1965) um 47 v. H., bzw. 1951 bis 1967 um das 
Fünffache, der Raffineriedurchsatz nur um das Dreifache18• Das Bemühen 
um eine größere Wirtschaftlichkeit in der Ölindustrie kommt in den 
Direktiven des IX. Parteitages (1965) zur Durchführung des Fünfjahr-
planes immer wieder zum Ausdruck. "Die Erdölverarbeitung wird darauf 
ausgerichtet, die Chemieindustrie mit Rohstoff zu versorgen und mit 
Hilfe fortgeschrittener Verfahren die Qualität der Erdölerzeugnisse zu 
verbessern. Die Produktion von Dieselöl, Gas für chemische Zwecke und 
von aromatischen Kohlenwasserstoffen wird erhöht und die Qualität des 
Benzins verbessert. Die Aktion zur Konzentrierung der Erdölverarbei-
tung in Großraffinerien wird fortgesetzt und gleichzeitig wird eine kom-
plexere Verarbeitung angestrebt19." 

17 Viata economica, 22.11. 1968, Nr. 47, 8. 3 und 4. 
18 Im Jahre 1968 stieg der Wert der aus 1 t durchgesetzten Rohöls erzielten 

Erzeugnisse gegenüber 1965 um 8,4 v. H., was einer aus 1 Mill. t erzielten Pro-
duktion gleichkommt. Das sozialistische Rumänien - Ziffern und Daten, 1969, 
8.14. 

IV Direktiven des IX. Parteitages der RKP für die Entwicklung der Volks-
wirtschaft in der Zeitspanne 1966-1970. Bukarest 1965, 8. 17. Die Zahl der 
Raffinerien sank zwar in der Nachkriegszeit um die Hälfte, ihre Kapazität ist 
aber mit.J2r 1,7 Mill. Jato noch gering. 

15 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 50/lI 
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Rumänien war neben der Sowjetunion das einzige Land Europas, in 
dem schon vor dem Zweiten Weltkrieg ein Netz von Öl- und Gastrans-
portleitungen bestand. Der Begriff "Pipeline" ist daher in Rumänien alt-
bekannt, wurden doch bereits 1938 802 000 t Öl durch Hauptleitungen 
befördert; dieser Transport stieg bis 1967 fast auf das Elffache, nämlich 
auf 8,6 Mill. t. Ebenso hat sich die tkm-Leistung von 162 Mill. tauf 1156 
Mill. tkm erhöht. So ist eine Rationalisierung im Öltransportwesen schon 
frühzeitig angestrebt worden, was durch ein weitausgebautes Netz von 
Erdgasleitungen noch ergänzt wird. Rumänien hat wohl auch die erste 
internationale europäische Erdgasleitung in der Nachkriegszeit angelegt, 
durch die jährlich 200 Mill. m3 von Siebenbürgen in das nordung arische 
Industriegebiet ausgeführt werden. 

Eine Sonderstellung nimmt in Rumänien, wie bereits bemerkt, die 
Erdgaswirtschaft ein. In ihr ist ein bezeichnender Wechsel vor sich ge-
gangen. Während vor dem Krieg die Masse des Erdgases ein Naßgas war, 
also ein Gas, das bei der Gewinnung von Rohöl anfiel, und Trockengas, 
also reines Erdgas, nur vereinzelt geringfügig gefördert wurde (311 Mill. 
m3 gegenüber 1,7 Mrd. m3 unverarbeitetes Naßgas), ist heute das Ver-
hältnis umgekehrt. Das anfallende unverarbeitete Naßgas wird nun (1967) 
mit 4,7 Mrd. m3 ausgewiesen, Trockengas mit 16 Mrd. m3, die Förderung 
beider Gasarten zusammen ist aber auf 24,1 Mrd. m 3 gestiegen (1969)20. 
Man ist eben zur Erschließung reiner Erdgasfelder vorgestoßen und will 
diese Förderung bis 1970 auf rund 18,8 Mrd. m3 steigern. Dazu sollen 
1100 km neue Erdgasleitungen gelegt und die Transportkapazität der be-
reits bestehenden Systeme, hauptsächlich durch Aufstellung neuer Kom-
pressionsstationen, erhöht werden. 

Der Ausbau der Erdgaswirtschaft gibt Rumänien auch die Möglichkeit 
zu einer hohen Steigerungsrate für die chemische Industrie, welche nach 
den endgültigen Angaben des laufenden Fünfjahrplanes von den zu-
nächst geplanten 18,5 v. H. auf nahezu 20 v. H. im Jahresdurchschnitt 
erhöht wurde21, in der Periode des vorangehenden Sechsjahrplanes aber 
effektiv 23,9 v. H. betragen hatte. Die Zuwachsrate des neuen Planes 
wurde zwar in den Jahren 1966/67 überschritten (Jahreszuwachsrate der 
chemischen Industrie 22,4 v. H.), aber im Jahre 1968 wegen der gerade 
in der chemischen Industrie schleppenden Investitionstätigkeit nicht er-
reicht (Zuwachsrate 17 v. H., Plan 1970: 21,4 v. H.). 

20 Industria Romäniei, S. 296. Die "Methangaswirtschaft" wird nun als 66mal 
so stark entwickelt wie vor dem Kriege ausgewiesen. Diese bezieht sich jedoch 
nur auf das Trockengas; dieses wird nun, wie es scheint, vollständig ver-
wertet, während vor dem Kriege die Masse des Erdgases abgefackelt werden 
mußte. Besonders wichtig ist der Einsatz von Erdgas für die Petrochemische 
Industrie, einschließlich Gasrußerzeugung, geworden. 

21 V. Rausser: NoHe dimensiuni ale economiei romane:;;ti in anul 1968. In: 
Probleme economice, 1968, Nr. 1, S. 10. 
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Es ist aber auch notwendig, in Zukunft dafür zu sorgen, daß Erdgas in 
erster Linie als Rohstoff für die chemische Industrie und nicht bloß als 
Brennstoff angesehen wird. Daher wird damit gerechnet, daß der Anteil 
des Erdgases an der Stromerzeugung wieder sinken wird. Unter dem 
Einfluß der Erdgasverwendung ist aber auch bereits in den vorausgehen-
den 12 Jahren (1955/1967) der Brennstoffbedarf zur Erzeugung von 
1000 kWh von 723 kg Steinkohleneinheiten auf nur mehr 364 kg gesunken, 
wobei die mit Erdgas hergestellte Elektroenergie nur einen spezifischen 
Aufwand von 343 kg SKE!1000 kWh erforderte. Die befürchtete Strom-
lücke, die durch die Reduktion der Zuteilung von Erdgas entstehen muß, 
soll durch Atomkraft ersetzt werden. 

Nach den Direktiven zum IX. Parteitag soll 1975 die Erzeugung von 
Atomstrom entsprechend 2 MilL t SKE oder 5 bis 5,5 Mrd. kWh anlaufen. 
Trotzdem eine Entscheidung über die Art der Kernkraftwerke bereits 
fällig ist, konnte man sich aber bisher noch nicht über das erforderliche 
Programm einigen, zum al man annimmt, daß fortgeschrittene Brut-
reaktoren erst anfangs der achtziger Jahre zur industriell verwertbaren 
Reife gelangen werden. Offenbar besteht in Rumänien die Absicht, sich 
bei der Entwicklung der Atomenergie projektmäßig nicht in die Abhän-
gigkeit eines Landes zu begeben, um zur gegebenen Zeit Wahlfreiheit zu 
besitzen22 • Es gibt auch Hinweise auf die Förderung von uranhaltigen 
Erzen in Rumänien, aber es fehlen alle konkreten Angaben darüber23 • 

Zweifellos gehört es zur autonomen Wirtschafts- und Außenpolitik 
Rumäniens, seine Energiegewinnung auf eigene Kräfte zu stützen. Es 
ergeben sich dabei gewisse Schwierigkeiten, die aber doch nicht so groß 
zu sein scheinen wie in anderen Oststaaten, welche über chronischen 
Energiemangel klagen. Der Grund für solche Schwierigkeiten besteht 
auch in Rumänien darin, daß auch hier der Stromverbrauch der In-
dustrieproduktion weit vorauseilt. Nimmt man das Jahr 1938 zur Grund-
lage, so war bis 1965 die Industrieproduktion auf das 9,5fache gestiegen, 
die Stromerzeugung aber mit einer Jahreszuwachsrate von 20 v. H. ab 
1961 auf das 27fache, und man rechnet damit, daß sich dieser Abstand 
noch vergrößern wird24• 

22 M. BeTcovici - A. Szmuk: Situatia energetica a Romaniei ~i problemeie 
interventiei energiei nucleare. In: Probleme economice, 1968, Nr. 7, S. 6. 

23 In der ersten Nachkriegszeit war Rumänien gleich anderen Oststaaten ge-
zwungen, abgesehen von hohen Reparationsleistungen, mit der Sowjetunion 
sowjetisch-rumänische Gesellschaften zu gründen - SOVROM -, welche deut-
sches, aber auch sonstiges Fremdkapital verwalteten. Bei der Auflösung dieser 
Gesellschaften (1954/55) behielten sich die Sowjets die weitere Kontrolle von 
SOVROM-Kvarc vor, die sich mit der Uranförderung beschäftigte. Spätere 
Nachrichten fehlen. R. F. StaaT: The Communist Regimes in Eastern Europe: 
an Introduction. Stanford University, Stanford 1967, S. 201. 

24 Obwohl der Stromverbrauch je Industriearbeiter 1950/67 von 2323 kWh auf 
10446 kWh stieg, hat die Quote des Verbrauches je Kopf der Bevölkerung 1967 
erst 1284 kWh erreicht, der Anteil der Haushalte am Stromverbrauch belief 
sich auf nur 8,3 v. H. und der Landwirtschaft auf bloß 1,9 v. H. 

15· 
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Die Industrieproduktion soll 1970 auf rund das Fünfzehnfache des 
Jahres 1938 steigen, die Stromproduktion aber auf das 30fache. Wenn 
im Jahre 1970 rund 64 Mill. t SKE aus dem Inland gedeckt werden kön-
nen, soll sich der Bedarf für 1980 bereits auf 100 Mill. t SKE erhöhen 
(davon Inlandsdeckung 80 Mill. t), um im Jahre 2000 auf rund 100 Mill. t 
SKE Primärenergiebedarf zu steigen, wovon nur mehr die Hälfte im 
Inland gedeckt werden kann. 

Dabei wird gleichzeitig mit einem wachsenden Anteil des Stromver-
brauches am gesamten Energieverbrauch gerechnet; er macht gegen-
wärtig etwa 15 v. H. des gesamten Energieverbrauches aus, dürfte 1980 
aber 25 bis 30 v. H. erreichen und bis zum Jahre 2000 auf 40 bis 50 v. H. 
ansteigen. Daraus ergibt sich also eine wachsende Verschlechterung der 
Energieversorgungslage und -möglichkeiten Rumäniens, und es ist ver-
ständlich, daß bei den Überlegungen der politischen Führung auch diese 
Frage mit hereinspielen muß. 

Zu Beginn der siebzig er Jahre wird allerdings die rumänische Energie-
wirtschaft einen gewaltigen Sprung nach vorwärts machen, weil 1970/71 
das Kraftwerk am Eisernen Tor in Betrieb gehen wird, dessen Energie-
produktion auf die bei den Nachbarstaaten Rumänien und Jugoslawien 
verteilt wird, von denen jeder mehr als 5 Mrd. kWh jährlich beziehen 
wird25• Es ergeben sich daher vorübergehend für Rumänien weitere Mög-
lichkeiten zum Stromexport, der im Ausmaß von 2 Mrd. kWh jährlich 
bereits aus einer früheren Verpflichtung gegenüber der Tschechoslowakei 
(Lieferung der Einrichtungen des Kraftwerkes Ludul? durch die CSSR) 
erfolgt, und für den Ausbau elektrolytischer Anlagen. Solche sind für 
die Aluminiumindustrie neuerdings angelaufen und bestehen seit alters 
her in der Natriumchernie. 

Denn die Gewinnung von Salz stieg von 368000 t im Jahre 1938 auf 
2,06 Mill. t in 1968, hat sich also mehr als versechsfacht; doch fand bei den 
wichtigsten Salzerzeugnissen eine noch viel größere Produktionssteige-
rung statt. Die Herstellung von kalzinierter Soda stieg von 23000 tauf 
471 000 t (1968) und jene von Ätznatron von 12000 auf 276 000 t; die Er-
zeugung von Soda erhöhte sich im Jahre 1969 nochmals um 21,5 v. H. 

25 Das Wasserkraftpotential Rumäniens beträgt 7950 MW, davon ent-
fallen auf die Donau 2100 MW. Genützt sind derzeit 811 MW, die 17 v. H. 
der Stromerzeugung liefern; 1975 sollen 2860 MW in Wasserkraftwerken instal-
liert sein, die 24 v. H. der Stromerzeugung gewährleisten sollen. Agerpres-
Dokumente usw., 31. 1. 1969, Nr. 2, S. 11. Vgl. auch I. D. Stancescu: Energie und 
Heizkraft in Rumänien. In: Österreichische Zeitschrift für Elektrizitätswirt-
schaft (ÖZE), 1969, Nr. 3, S. 96-98. Hier insbesondere auch ein Hinweis auf die 
sich rasch entwickelnde Heizkraft-(Wärmeenergie-)wirtschaft, die in Ploe~ti 
zu einer interessanten Kombination mit der Ölraffinerie führt. Unter den städ-
tischen Heizkraftsystemen ist das Bukarester mit 450 MW Heizkraftmaschi-
nen das bedeutendste. Das gemeinsam mit Jugoslawien erbaute Eiserne Tor-
kraftwerk steht vor der Vollendung. 
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Dementsprechend sind diese beiden Sodaerzeugnisse auch ein wichtiger 
Ausfuhrartikel geworden. Konnten im Jahre 1960 von ihnen erst 126000 t 
exportiert werden, so waren es im Jahre 1968 bereits 316000 t. Überhaupt 
ist der Anteil chemischer Erzeugnisse an der rumänischen Ausfuhr 1950/ 
1968 von 1,7 auf 8,0 v. H. gestiegen, hat sich also mehr als vervierfacht. 
Im gleichen Zeitraum ging der Anteil von Öl und Ölprodukten von 30 
v. H. auf 8,8 v. H. zurück, womit also eine für Rumänien günstige Um-
strukturierung des Exportes in die Wege geleitet wurde. 

Diese Änderung der Exportstruktur beschränkt sich nicht bloß auf die 
Heranziehung von Natriumerzeugnissen für den Export, da darunter be-
reits in steigendem Ausmaß auch andere chemische Erzeugnisse fallen, 
wie Petrolkoks, Gasruß, Kalziumkarbid, Autoreifen, Farben, aber im 
Jahre 1968 auch bereits 25 196 t synthetischer Kautschuk und 1536 t syn-
thetische Fasern. 

Nicht nur für die Entwicklungsländer, sondern auch für den Handel 
mit westlichen Industriestaaten gewinnen daher Chemikalien immer 
größere Bedeutung und stellen eine wichtige Bereicherung des rumä-
nischen Exportsortiments dar. Die wachsende Produktion von Petro-
chemikalien wird es Rumänien erlauben, seine Exportbemühungen auch 
in dieser Hinsicht weiter zu steigern. Die Exportlieferungen der chemi-
schen Industrie haben im Jahre 1968 eine Steigerung um 20 v. H. er-
fahren. Im kommenden Fünfjahrplan (1971/75) soll aber die chemische 
Produktion um 85 bis 92 v. H. steigen, sich also fast verdoppeln. 

Zu den sonstigen maßgebenden Rohstoffquellen des Landes gehört die 
Waldwirtschaft. 27 v. H. der Oberfläche Rumäniens, 6,4 Mill. ha, sind mit 
Wald bedeckt. Dies ermöglicht nicht nur den Export von beträchtlichen 
Mengen von Schleifholz, das auch bis in die Bundesrepublik geht, sondern 
auch von Schnittholz, vorwiegend in die Levante und nach Nordafrika, 
und führte auch zum Entstehen einer leistungsfähigen Holzverarbei-
tungsindustrie, deren Produktionswert das 10fache des Jahres 1938 er-
reicht. Der Anteil des Produktionswertes der Holzgewinnung an dem 
gesamten industriellen Produktionswert ist zwar gegenüber der Vor-
kriegszeit auf die Hälfte, nämlich auf 1,5 v. H. zurückgegangen, jener 
der Holzverarbeitung hat aber mit 6 v. H. den Vorkriegsanteil praktisch 
gehalten, der Anteil der Zellstoff- und Papierindustrie ist sogar ein wenig 
auf 1,4 v. H. gestiegen. Der Wert der je m 3 Holzmasse erzielten Erzeug-
nisse stieg während des Sechsjahrplanes um 88 v. H., was die Bestimmun-
gen der Direktiven überbot. 

Auch für den beträchtlichen Export der holzverarbeitenden Industrie 
gilt die Forderung nach einer ständigen Strukturverbesserung, da Sorti-
mente mit höherem Verarbeitungsgrad wie Möbel, Holzpreß- und Holz-
faserplatten, Sperrplatten, Furniere, Paneele und Parkette einen immer 
höheren Anteil an der Ausfuhr einnehmen. Diese kommt einem Sechstel 
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der Gesamtausfuhr Rumäniens gleich, wobei wiederum Möbel ein Drittel 
des Gesamtwertes der Ausfuhr von Holzprodukten einnehmen, für die 
auch Westeuropa, insbesondere England, als Abnehmer in Frage kommt26. 

Ein interessanter, in Europa ebenfalls einmaliger Naturreichturn Ru-
mäniens ist der riesige Schilfbestand im Donaudelta, für den bereits in 
der Kriegszeit von der deutschen chemischen Industrie Verwertungs-
möglichkeiten gesucht und vorgeschlagen wurden. Darauf aufbauend 
wurde im Jahre 1960 in Braila ein Zellulosekombinat errichtet, das nun 
Schilfzellstoff herstellt. Interessant an diesem Betrieb ist aber auch seine 
juristische Konstruktion, indem es eine Gemeinschaftsgründung mehre-
rer RGW-Staaten, darunter auch der DDR ist. Es handelt sich dabei 
jedoch nicht um ein gemischtes Unternehmen, das Eigentum liegt viel-
mehr zur Gänze auf der rumänischen Seite, die zur Abzahlung der von 
den Kooperanten gelieferten Industrie-Einrichtungen an diese Zellstoff 
ausführt27. 

Selbstverständlich ermöglichen die übrigen Industriezweige Rumä-
niens die Herstellung mancher anderer exportwürdiger und auch im 
Welt-Maßstab konkurrenzfähiger Produkte, doch sind dies keine durch 
die natürlichen Ressourcen des Landes bedingten spezifischen Erzeug-
nisse. Am ehesten kann man noch von rumänischen Spezialerzeugnissen 
bei den Erdölausrüstungen sprechen, weil ihre Entwicklung eng mit dem 
Ausbau der in Rumänien bodenständigen und früher in Europa außer-
halb Rußlands nahezu einmaligen Erdölindustrie im Zusammenhang 
steht. So werden nun Bohranlagen auch für größte Teufen (bis 7000 m), 
Bohrmeißelkernbohrer, Bohrturbinen usw. geliefert und zum Teil auch 
in Entwicklungsländer wie Indien, Algerien und Kuba ausgeführt. 

Auch ohne Vorliegen solcher besonderer Voraussetzungen gehören die 
Eisenverarbeitung und der Maschinenbau zu jenen Industriezweigen, auf 
welche sich die Industrialisierungspolitik konzentriert hat und von der 
selbst wieder hohe Wachstumsimpulse ausgehen. Allerdings wird das 
Wachstumstempo der chemischen Industrie nicht erreicht, deren Produk-
tion im Jahre 1967 auf das 52fache des Jahres 1938 gestiegen ist, deren 
Anteil an der gesamten Industrieproduktion aber doch erst nur einem 
Drittel des Anteiles der Metallverarbeitung und des Maschinenbaues 
entspricht. Der Produktionswert dieses Industriezweiges stieg auf das 
30fache der Vorkriegszeit und wird, wenn man einzelne Erzeugnisse aus-
nimmt (Steigerung der Methangasförderung auf das 66fache) nur mehr 
von der Elektro- und Wärmeenergieerzeugung überboten (Steigerung 
auf das 39fache)28. Mit einem Anteil von 22,3 v. H. (einschließlich Repara-

28 Agerpres-Dokumente usw., 31. 1. 1969, Nr. 2, S. 11. 
27 Die Schilfernte je ha, die im Zellulose- und Papierkombinat von Braila 

verarbeitet wird, ersetzt das Holz von 2 ha Nadelwäldern. Das sozialistische 
Rumänien, S. 14. 

28 Die Stromerzeugung allein stieg jedoch nur auf das 22fache. 
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turleistungen) an der Bruttoproduktion der Industrie im Jahre 1967 
(1938: 10,2 v. H.) steht nun der Maschinenbau an der Spitze aller In-
dustriezweige und hat selbst die früher besonders stark entwickelte 
Lebensmittelindustrie (1938: 32,4 v. H.) überflügelt, da diese nur mehr mit 
20,5 v. H. an der Industrieproduktion beteiligt ist. Allerdings wächst seit 
den sechziger Jahren die Produktion der chemischen Industrie rascher als 
die des Maschinenbaues. Die Erzeugung des Maschinenbaues reicht z. T. 
über die Bedürfnisse des Landes hinaus, so daß sein Anteil an den Expor-
ten fast so hoch ist (1967: 19 v. H., 1968: 21,3 v. H.) wie sein Anteil an der 
Bruttoproduktion. Enorme Verschiebungen innerhalb der Gewichtung 
von Produktion und Export kommen dadurch zum Ausdruck, daß der 
Maschinenbau im Jahre 1950 nur mit 4,2 v. H. an der Ausfuhr beteiligt 
war und vorher einen noch geringeren Platz einnahm. 

Bei diesen Vergleichszahlen handelt es sich nach der rumänischen Ter-
minologie nur um "Produktionsmaschinen und -ausrüstungen". Indu-
strielle Konsumgüter, die aber auch Erzeugnisse der Leichtindustrie um-
fassen, waren überdies am Export im Jahre 1950 mit 1,3 v. H., 1967 aber 
mit 11,1 v. H. beteiligt. Über die Hälfte der hergestellten Traktoren, ein 
Drittel der Kugellager und 40 v. H. der Drehbänke werden exportiert. 

Mit dieser Entwicklung konnten indes die Hüttenwerke nicht Schritt 
halten. Wiesen Maschinenbau und Eisenverarbeitung in den Jahren 1961/ 
1967 eine durchschnittliche Zuwachsrate von 16,5 v. H. auf, so waren es 
in der eisenschaffenden Industrie nur 11,9 v. H. (mit dem Erzbergbau nur 
11,7 v. H.). Bezogen auf das Jahr 1938 hatte im Jahre 1967 die eisen-
schaffende Industrie, sowohl für sich allein als auch einschließlich Berg-
bau, nur die 16fache Produktion erreicht, ihr Zuwachstempo war also nur 
etwa halb so groß wie jenes ihrer wichtigsten Verbraucher, nämlich des 
Maschinenbaues und der metallverarbeitenden Industrie. Dabei muß aber 
daran erinnert werden, daß die Hüttenwerksproduktion im Jahre 1938 
zwar gemessen an dem gesamten damaligen Industrialisierungsstand des 
Landes verhältnismäßig hoch, aber mit 133 000 t Roheisen und 284 000 t 
Stahl, darunter überhaupt kein Edelstahl, doch im Vergleich zu Industrie-
staaten recht niedrig war. 

Die Eisen- und Strahlproduktion soll zwar im laufenden Fünfjahrplan 
beträchtlich gesteigert werden, aber wenn die Stahlproduktion plan-
gemäß im Jahre 1970 6,36 MilL t erreichen wird, so ist dies doch erst nur 
das 18fache der Vorkriegsproduktion, so daß auch weiterhin ein Rück-
stand gegenüber der Expansion der Eisen- und Stahl;erarbeitung bleiben 
wird. 

Im übrigen ist, von allfälligen Verspätungen im Abschluß der Investi-
tionen abgesehen, mit der Erfüllung dieser Planzahl im Jahre 1970 zu 
rechnen, da die Stahlproduktion von 4751000 t im Jahre 1968 nur um 
900 t unter der Planzahl dieses Jahres liegt. Auch beim Edelstahl, dessen 
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Herstellung ganz besonders gefördert wird, entspricht die Jahresproduk-
tion 1968 (360500 t) der im Fünfjahrplan vorgesehenen Planzahl29• Der 
Jahresplan 1970 sieht 6,51 MilL t Stahlproduktion vor (1969 5,5 Mill. 
Prod.). 

Die wachsende Stahlerzeugung wird vor allem in dem Hüttenwerk 
Galatz an der Donaumündung, benannt nach dem verstorbenen Staats-
präsidenten "Gheorghe Gheorghiu-Dej" konzentriert, das im Jahre 1965 
anlief und im Endjahr des Planes 4 Mill. t erzeugen soll. Westdeutsche 
Werke waren an seinem Bau maßgebend beteiligt. Die Lage dieses Wer-
kes an der bis zu seinem Standort für kleinere Seeschiffe befahrbaren 
Donau, die ihre Fracht auch von großen Erzschiffen im nahegelegenen 
rumänischen Seehafen Konstanza übernehmen können, entspricht den 
gegenwärtigen Vorzügen von Werken in Seenähe. 

Für diese Standortwahl spricht auch, daß Rumänien nicht imstande ist, 
die wachsende Hüttenindustrie mit Eisenerz und Koks aus dem Inland 
zu versorgen. Die Eisenerzförderung ist zwar von 139 000 t im Jahre 1938 
auf 2,8 Mill. t im Jahre 1967 gestiegen, der aber eine Roheisenerzeugung 
von 2,5 Mill. t (1969: 3,5 Mill. t) gegenübersteht, so daß mehr Eisenerz im-
portiert werden muß (im Jahre 1968: 4 546 000 t), als im Inland gefördert 
werden kann. Dabei dürfte auch der Eisengehalt des Importerzes höher 
liegen, das es aber Rumänien ermöglicht, seinerseits mit den in Frage 
kommenden Lieferländern wie Indien, Algerien und Brasilien einen, den 
eigenen Export fördernden Warenaustausch zu pflegen. Derartige Mög-
lichkeiten stehen anderen Oststaaten, insbesondere den Binnenstaaten 
CSSR und Ungarn, nur beschränkt zur Verfügung. 

Die Lage dieses Hüttenwerkes nahe der Küste, aber überhaupt die Tat-
sache, daß Rumänien unmittelbar zur See von dritten Staaten erreicht 
werden kann, vermindert seine Abhängigkeit von den Bezügen aus der 
Sowjetunion an Eisenerz (1968: 3,1 Mill. t) und Koks. Obwohl auch die 
eigene Kokserzeugung ausgebaut wurde, reicht sie bei weitem nicht für 
den Bedarf, so daß im Jahre 1967 rund 1,1 Mill. t Kokereikoks, und zwar 
zur Hälfte aus der Sowjetunion, eingeführt werden mußte. Die Menge 
des importierten Kokses lag 1968 mit 1,6 Mill. t bereits über der Eigen-
erzeugung (1,13 Mill. t); doch dürfte auch für den Importkoks ebenso wie 
für die importierte Kokskohle, die teilweise aus den USA kommt, das 
gleiche wie für Eisenerz, nämlich eine bessere Qualität als die der In-
landserzeugung, gelten. 

Da beim Ausbau tier rumänischen Industrie mit noch höheren Roh-
stoffimporten gerechnet werden muß, sind die sowjetischen Bedenken, 
die gegen den Bau des Hüttenwerkes Galatz erhoben wurden, und der 

29 Die Planzahl für die Stahlerzeugung 1968 wurde jedoch gegenüber den 
Jahreszahlen des Fünfjahrplanes auf 4921 500 t erhöht, so daß die Minderlei-
stung 1968 gegenüber dieser revidierten Planzahl 3,7 v. H. betrug. Neuestens 
sind laut Direktiven als Planziel für 1975 10-10,5 Mill. t Rohstahl zu erzeugen. 
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Vorschlag, statt mit importierten Rohstoffen Eisen und Stahl zu erzeu-
gen, lieber Halb- und Fertigwaren zu importieren, nicht ganz unberech-
tigt. Aber diese Einwände berücksichtigen nicht die wirtschaftspolitischen 
Zielsetzungen Rumäniens, nämlich zwar keine autarke, aber eine mög-
lichst selbständige Handels- und Wirtschaftspolitik zu betreiben und 
beim Bezug aus dem Ausland zwischen den Lieferländern eine Auswahl 
treffen zu können, was bei einer verstärkten Bindung an die Sowjet-
union nicht möglich gewesen wäre. Im übrigen liegen aber die Verhält-
nisse in Rumänien, wie bereits gezeigt, weit günstiger als bei allen an-
deren Oststaaten, weil die ukrainischen Erzgruben verhältnismäßig leicht 
zu erreichen sind und weil die Lage an der Seedonau zu einer enormen 
Sefil~ung der Transportkosten für das Hüttenwenk Galatz beitragen muß. 

Aber trotz des Ausbaues der Hüttenwerke wird Rumänien auch weiter-
hin Importe vornehmen müssen, da nicht alle Walzwaren hergestellt wer-
den können und gewisse Edelstahlqualitäten fehlen werden. Überhaupt 
ist der Importbedarf von 1,5 Mill. t Walzware (1968) so groß, daß er nur 
dann mengenmäßig, abgesehen von den Qualitätsansprüchen, von der 
Inlandsproduktion gedeckt werden könnte, wenn diese schon im Jahre 
1967 die Planziele für 1970 erreicht hätte3o• Da aber bis zum Ende der 
Planperiode der Eisen- und Stahlbedarf wachsen wird, wird Rumänien 
Nettoimporteur von Stahl bleiben, auch wenn es bereits mit seinem eige-
nen Stahl- und Walzwarenexport Geschäfte mit westlichen Industrie-
ländern, einschließlich Japan, vornehmen kann, die allerdings eher Lohn-
walzungen im rumänischen Auftrag oder einem Sortentausch gleich-
kommen. 

Man wird aber auch trachten, den Importüberschuß im Außenhandel 
mit Maschinen und Ausrüstungen zu vermindern, was ebenfalls einen 
vermehrten Stahlverbrauch erfordert, wenn auch alles daran gesetzt 
wird, durch Einsparung bei der Maschinenerzeugung den Stahlverbrauch 
und den Ausschuß zu vermindern. Eine hoher Maschinenimport entspricht 
aber dem gegenwärtigen Industrialisierungsgrad Rumäniens und dem 
raschen Entwicklungstempo seiner Wirtschaft, mit dem die inländische 
Produktion nicht mehr Schritt halten kann. So ist der Anteil von Pro-
duktionsmaschinen und Ausrüstungen am Import ständig im Steigen, 
und zwar von 37 v. H. (1950) auf 47 v. H. (1968), wodurch diese Gruppe in 
der Einfuhr mehr als doppelt so stark wie in der Ausfuhr vertreten ist. 
Das ist aber auch für die rumänische Zahlungsbilanz von Belang, weil der 
Einfuhrwert dieser Maschinen und Ausrüstungen dreifach so hoch ist wie 
der Wert der gleichen Gruppe im rumänischen Export 1968. 

80 Der Walzwarenimport aus der Sowjetunion ist 1968 um 260 000 t auf noch 
immer 570700 t gesunken, andererseits stieg der in der rumänischen Statistik 
nicht ausgewiesene Roheisenimport aus der Sowjetunion in diesen Jahren um 
162 000 tauf 503 000 t. Vnesnjaja torgovlja SSSR za 1968 god. 
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Die Bemühungen um die Förderungen der verarbeitenden Industrie 
machen verstärkte Grundstoffimporte notwendig, deren Importanteil 
1967/68 von 42 auf 46 v. H. unter gleich hoher Senkung des Maschinenim-
portanteiles stieg. Sie zwingen zu einem raschen Ausbau der Energiewirt-
schaft, haben aber trotzdem den Importbedarf weder für Eisen und Stahl 
noch für Maschinen und Ausrüstungen beheben oder durch eigene Liefe-
rungen ausgleichen können. Es ist daher selbstverständlich, daß man in 
Rumänien trachtet, durch eine verstärkte Eingliederung des Landes in die 
internationale Arbeitsteilung die Bürde der Finanzierung der Investitio· 
nen zu vermindern und eine verbesserte Exportstruktur zu erreichen. 

Dabei kommt es Rumänien zugute, daß seine Eigenproduktion trotz 
ihrer bisher nur geringen Steigerung doch nicht nur zur rumänischen 
Selbstversorgung ausreicht, sondern noch erhebliche Exportüberschüsse 
ermöglicht. So konnte Rumänien dank einer allerdings ausgezeichneten 
Ernte im Jahre 1967 2,3 Mill. t Getreide ausführen, dreimal soviel wie im 
Jahre 1960, wozu noch Obst, Gemüse usw. kommen. In der rumänischen 
Ausfuhr erscheinen daher Nahrungsmittel mit 15 v. H., dazu kommen 
noch 13 v. H. an tierischen und pflanzlichen Rohstoffen ohne Nahrungs-
mittelrohstoffe, während auf der Einfuhrseite die gleiche Rohstoffgruppe 
nur mit 9 v. H., die Nahrungsmittel mit 2 v. H. vertreten sind. Durch 
erhöhte Zuwendungen von 1,1 Mill. t Reinstoffkunstdünger an die Land-
wirtschaft im Jahre 1970 gegen 0,45 Mill. t im Jahre 1966 und die ver-
stärkte Mechanisierung und Meliorationen, die bisher jedoch bei der Be-
wässerung weit hinter dem Planziel zurückgeblieben sind, will man die 
Leistung der Landwirtschaft noch weiter steigern und strebt bis 1970 
einen Jahresertrag von 13 Mill. t Getreide an. Da durch die Rekordernte 
1966 bereits 13,9 Mill. t Getreide geerntet wurden, 1967 13,5 und 1968 
12,4 Mill. t, liegt dieses Planziel nicht nur im Bereiche des Möglichen, son-
dern wird voraussichtlich sogar überschritten werden (Ernte 1969: 12,8 
Mill. t, Jahresplanziel1970: 14 Mil!. t). 

4. Wachstumsziele im Fünfjahrplan Rumäniens 1966/1970 

Die gegenwärtigen wirtschaftspolitischen Wachstumsziele Rumäniens 
sind niedergelegt in dem "Gesetz über die Annahme des Staatsplanes zur 
Entwicklung der Volkswirtschaft in den Jahren 1966 bis 1970" vom 
1. Juli 1966, mit dem Rumänien nach einem Sechsjahrplan zur Fünf jahr-
planperiode zurückkehrte. Dieses grundlegende Plangesetz31 ist zwar 
sehr kurz gehalten, enthält aber im Gegensatz zu den meisten jetzigen 
Plangesetzen anderer sozialistischer Staaten auch absolute Produktions-
zahlen. Da sie außerdem noch nach einzelnen Jahren aufgegliedert sind, 

31 Scinteia, 30. 6. 1966, Nr. 7026, S. 1. 
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läßt sich die zwischenzeitliche Entwicklung gut verfolgen, wie z. B. bei 
der Stahlerzeugung oder bei der Getreideernte, deren Ergebnisse sich gut 
mit den Planzielen vereinbaren lassen. 

Es ist unerläßlich, die verschiedenen Kommentare zu berücksichtigen, 
wie insbesondere die ausführlichen Direktiven des IX. Parteitages für 
die Planerstellung und für den selbständigen langfristigen Energieplan 
1966 bis 1975, und jene neuen Erkenntnisse, die in der Zwischenzeit ge-
wonnen werden konnten und die insbesondere in den Reformwünschen 
von Generalsekretär Ceau:;;escu zum Ausdruch kommen. Die Direktiven 
für den Plan gehen bereits auf einen im Jahre 1965 gefaßten Entwurf für 
das ZK der rumänischen Kommunistischen Partei zurück, wurden von 
diesem aber erst im Jahre 1966 und durch den nachfolgenden Parteitag 
in veränderter Fassung genehmigt und von der Großen Nationalver-
sammlung in ihrem Plangesetz berücksichtigt. 

Die endgültige Fassung brachte bemerkenswerterweise eine Herauf-
setzung der geplanten Zuwachsraten, nämlich der Industrieproduktion 
von 65 v. H. auf 66 bis 73 v. H., womit sich die jahresdurchschnittliche 
Zuwachsrate von ursprünglich 10,5 auf 10,7 bis 11,6 v. H. erhöht, und der 
landwirtschaftlichen Bruttoproduktion statt um 20 v. H. um 26 bis 32 v. H., 
also 6 bis 12 Punkte mehr als anfänglich in den Direktiven. Dementspre-
chend wird ein Jahreszuwachs des Volkseinkommens mit 8 v. H. statt 
ursprünglich 7 v. H. angenommen. 

Besonders markant ist die Steigerung des Außenhandelsvolumens, die 
ursprünglich mit 40 v. H. vorgesehen war, im Zuge der Planrevision aber 
um mehr als ein Viertel, nämlich auf 50 bis 55 v. H. gehoben wurde. 
Diese Forderung kann nur mit einigen Schwierigkeiten erfüllt werden. 

Selbst die in der Endfassung des Fünfjahrplanes heraufgesetzten Zu-
wachsraten des Außenhandels bleiben jedoch hinter den Ergebnissen 
im abgelaufenen Sechsjahrplan (1960/1965) zurück, wo sich das Außen-
handelsvolumen jährlich um 13,4 v. H. hob und insgesamt um 60 v. H. 
stieg, mit den Weststaaten allein sogar um 140 v. H. 

Ebenso bleiben auch die übrigen Kennziffern im neuen revidierten 
Fünfjahrplan hinter jenen der Realisierung des Sechsjahrplanes zurück, 
der eine durchschnittliche Zuwachsrate der Industrieproduktion um 
14,5 v. H. und des Volkseinkommens um 9,1 v. H. brachte, obwohl die 
landwirtschaftliche Brutto-Produktion nur um durchschnittlich 2 v. H 
stieg32• 

32 Die im neuen Fünfjahrplan vorgesehenen Zuwachsraten der Bruttopro-
duktion der Industrie blieben auch dann noch um mehr als einen Punkt nied-
rigerer als jene des vorausgehenden Sechsjahrplanes, wenn für deren Berech-
nung die für den neuen Plan geltenden Planpreise 1963 angewendet würden. 
Die in den Direktiven ursprünglich vorgesehene Zuwachsrate des neuen Planes 
von 10,5 v. H. entsprach nämlich 11,5 v. H. zu Planpreisen 1955. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-42285-2 | Generated on 2025-08-26 06:29:29



236 Kurt Wessely 

Die Gründe, welche die rumänische Staats- und Parteiführung be-
wogen, die Ziele des laufenden Fünfjahrplanes zu erhöhen, sind nicht 
ganz klar, da dazu nur die üblichen Erklärungen geboten wurden. 
Ceau~escu erklärte hierzu: 

"Bei der Aufstellung des Fünfjahrplanes traten neue Ressourcen und 
Reserven der Volkswirtschaft zutage. Dadurch wurde es möglich, einige der 
in den Direktiven vorgesehenen Hauptkennziffern zu erhöhen. Gleichzeitig 
ergab sich die Notwendigkeit, einige neue Aufgaben und Zielsetzungen in 
den Plan aufzunehmen, die dazu bestimmt sind, zur Sicherung einer besseren 
Proportion der Entwicklung verschiedener Wirtschaftszweige, zur Siche-
rung eines noch rascheren Wachstums der Wirtschaft beizutragen33." 

Man wird aber auch nicht in der Annahme fehlgehen, daß die auffällige 
Hinaufsetzung der Außenhandelsplanzahlen einen maßgebenden Ein-
fluß auf die Gestaltung des gesamten Planes hatte, von dem im übrigen 
Ceau~escu versicherte, daß mehr als bisher auf die allgemeinen Propor-
tionen der wirtschaftlichen Entwicklung, der Verhältnisse zwischen den 
Wirtschaftszweigen sowie auf die Entwicklung eines jeden einzelnen 
Zweiges, ja eines jeden Betriebes für den ganzen Zeitraum und für jedes 
einzelne Jahr Rücksicht genommen wurde. 

Die beginnende Emanzipation von den RGW-Beschlüssen und damit 
vom Moskauer Einfluß machte eine stärkere Flexibilität im Außenhandel 
erforderlich; dafür mußten mehr Güter produziert werden, und im übri-
gen konnte überhaupt eine erhöhte Warenproduktion und Investitions-
tätigkeit das Unabhängigkeitsstreben Rumäniens fördern. Die Rückkehr 
zur Festsetzung höherer Planziele mochte aber auch den überkommenen 
Vorstellungen eines maximalen Wirtschaftswachstums mehr entsprechen 
als deren Verminderung, da ja wenigstens zur Zeit der Planerstellung 
noch keine neuen Ansichten über die Notwendigkeit qualitativer Ver-
änderungen zum Ausdruck kamen. Diese finden sich erst in den seither 
eingetretenen wirtschaftlichen Reorganisationsmaßnahmen angedeutet, 
ohne aber voll zum Durchbruch zu kommen. 

Einen gewissen Hinweis auf die Änderungen und Ergänzungen bei der 
endgültigen Fassung des Planes, der auch die vorher nicht vorgesehene 
Aufnahme der PkW-Produktion enthält - es handelt sich um eine Ko-
operation mit Renault, die mit Assembling beginnt, später aber aus-
gebaut wird -, gab der Kommentar Ceau~escus vor dem Plenum des 
ZK: 

"Bei der Endplanung wurden neue wichtige Objekte einbezogen, wie das 
Werk für Personenkraftwagen, die Abteilung für Hochleistungs-Wärme-
energie-Blöcke, eine Kühlschrankfabrik, das Kombinat für stereospezifischen 

33 Schlußwort N. Ceau~escus auf dem Plenum des ZK der RKP vom 27. bis 
28.6.1966, veröffentlicht unter dem Titel: Der Fünfjahrplan - eine neue 
Etappe des Fortschritts und des Gedeihens im Leben des rumänischen Volkes, 
beim Aufblühen des sozialistischen Rumäniens. Bukarest 1966, S. 7. 
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Kautschuk, das Kokschemische Werk Galatz, die Schmiede für legierte Stahl-
barren und -blöcke, das Werk für Aluminiumverarbeitung, die Anlagen für 
die Erzeugnisse zur Unkrautvertilgung u. a. 

Die raschere Entwicklung der Hauptzweige und vor allem des Maschinen-
baues, der Metallurgie, der Chemieindustrie und der Elektroindustrieerzeu-
gung wird weiterhin die Erhöhung der Komplexität der Industrie bewirken 
und die Differenzierung der Produktion verstärken34." 

Diese Schwergewichte kommen auch in den durchschnittlichen Zu-
wachsraten zum Ausdruck, die man auf Grund des endgültigen Planes 
für die Jahre 1966/70 berechnen kann. Gegenüber einer geplanten durch-
schnittlichen Zuwachsrate der Gesamtindustrieproduktion von 10,7 bis 
11,6 v. H. ist für die Produktion der chemischen Industrie (einschließlich 
Zellstoff- und Papierindustrie) ein Jahreszuwachs von knapp 20 v. H., 
für den Maschinenbau von 13,1 v. H., für die Eisenschaffende Industrie 
von rund 13 v. H. und für die Elektro- und Wärmeenergieerzeugung von 
12 v. H. vorgesehen35• Aber selbst bei diesen Schwerpunkten des indu-
striellen Wachstums bleiben die geplanten Erhöhungsraten um mehrere 
Punkte hinter den tatsächlich in der vorausgehenden Sechsjahrplanperio-
de (1959/65) erzielten zurück. Erreichte doch in diesem Zeitraum die Che-
mische Industrie eine durchschnittliche Zuwachsrate von 20,9 v. H., die 
Elektro- und Wärmeenergieerzeugung um 20,2 v. H. und der Maschinen-
bau von 17,6 v. H. Auffällig ist auch die von 21 v. H. auf 12 v. H. vermin-
derte Zuwachsrate der Energieerzeugung. 

Lediglich bei den Hüttenwerken ist ein großer Sprung zu erwarten, 
weil die Zuwachsrate ihrer Produktion nur 8,1 v. H. betragen hatte. 
Es ist aber auch nicht überraschend, daß bei der Planrevision gerade auf 
diesem Sektor keine Erhöhung vorgenommen wurde. Beansprucht doch 
bereits das Hüttenwerk Galatz allein, wo drei Hochöfen angeblasen wer-
den, 70 v. H. der für die Eisenhütten bestimmten Investitionen des lau-
fenden Fünfj ahrplanes. 

Die in der revidierten Planfassung zum Ausdruck kommenden er-
höhten Produktionsziele betreffen in erster Linie die verarbeitenden 
Industrien, und hier wieder Maschinenbau und Elektrotechnik, vor allem 
aber die chemische Industrie, ferner auch die Holzverarbeitung und einige 
Konsumgüter; doch war bei ihnen, etwa bei den Webwaren (Produk-
tionsziel ursprünglich 550 MilL m 2, revidiert 565 MilL m 2) die Revision 
nur geringfügig. Die wohl wichtigste Mehrleistung soll beim Bau von 
Elektroloks erbracht werden, was wohl auf Exportverpflichtungen hin-
deutet, indem im Jahre 1970 nicht bloß über 200 Diesel- und E-Loks oder 

34 Schlußwort Ceau~escu's, a.a.O., S. 12. 
35 Angaben über die vorgesehenen Zuwachsraten der einzelnen Industrie-

zweige fehlen oder sind widerspruchsvoll. Genannt wird für die chemische 
Industrie eine Jahreszuwachsrate von weniger als 20 v. H. und des Maschinen-
baus von 13,1 v. H. Das sozialistische Rumänien, S. 25 und 31. 
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die 1,8fache Zahl des Jahres 1965 erzeugt werden sollen, sondern 240 
bis 260 Stück, was im Mittel eine Erhöhung auf das 2,3fache ergibt. Ähn-
lich steht es bei den spanabhebenden Werkzeugmaschinen, deren Pro-
duktionsziel stückmäßig vom 1,4fachen auf das 2fache hinaufgesetzt 
wurde, bei Kunststoffen und -harzen, wo statt der 2- bis 2,3fachen Er-
zeugung die mehr als 3fache Produktion erwartet wird, und bei Chemie-
fasern und Garnen (ursprünglich 2,2 bis 2,6fache Produktion, erhöht auf 
das 3,8fache). 

Bei diesen letztgenannten Erzeugnissen der chemischen Industrie ist 
allerdings der mengenmäßige Unterschied zwischen den ursprünglichen 
und den revidierten Planziffern, deswegen geringer als nach der hier 
angestellten Berechnung, weil ihr die tatsächlichen Produktionszahlen 
und nicht, wie bei den Plandirektiven, die Planzahlen des Jahres 1965 
zugrunde liegen, die von der Realisierung teilweise abweichen. 

Denn gerade bei einzelnen chemischen Erzeugnissen ergaben sich we-
gen der angespannten Lage in der Investitionsdurchführung erhebliche 
Verzögerungen in der Fertigstellung neuer Kapazitäten, so daß im Jahre 
1965 der Plan von der Realisierung beträchtlich abwich. Dieser Rückstand, 
der bei Kunststoffen 1965 12000 t betragen hatte, konnte 1968 zur Gänze 
aufgeholt werden - es wurde die obere Planzahl sogar etwas überschrit-
ten; das gleiche gilt auch für den Synthesekautschuk, doch hinkt die 
Chemiefaserproduktion noch immer hinter dem Plan nach, der Rück-
stand konnte aber von 10000 tauf 4000 t vermindert werden. 

Bei Mineraldünger allerdings, für den ein so ehrgeiziges Programm 
aufgestellt wurde, daß nach den Planangaben eine Erhöhung auf das 
3,8fache eintreten sollte und daher der revidierte Plan auch nur eine 
geringfügige Erhöhung nach oben vornahm, konnten die Jahresplanziele 
noch immer nicht erreicht werden. Statt 340 000 t wurden 1965 nur 
293 000 t (Reinnährstoff) erzeugt, und 1968 statt 760 000 bis 790 000 t 
nur 602 548 t. Das Planziel für 1970, nämlich 1,3 bis 1,33 Mil!. t, ist daher 
bereits aufgegeben, da verschiedene Großobjekte nicht rechtzeitig be-
endet werden konnten oder die geforderten Parameter der Produktion 
nicht erreicht wurdp.n. Realisiert wurden 1969 nur 720 000 t, für 1970 
gelten nun 947000 tals Planzie!. 

Dies gilt zwar auch für einige andere chemische Fabriken, doch ist die 
Bedeutung des Rückstandes bei der Produktion von Kunstdünger am 
größten, weil dadurch auch die Versorgung der Landwirtschaft gefährdet 
wird. Diese sollte nämlich laut Fünfjahrplan im Jahre 1968 bereits 
756 00 t Kunstdünger (Reinnährstoff) erhalten, was gerade der im Plan 
für dieses Jahr vorgesehenen Mindesterzeugung entspricht. Die Nicht-
erreichung dieses Zieles muß daher zu einer Kürzung der Düngerzu-
teilung oder zu Importen führen. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-42285-2 | Generated on 2025-08-26 06:29:29



Wirtschaftswachstum in Rumänien 239 

Obwohl der Fünfjahrplan zu einer Zeit beschlossen wurde, in der das 
erste Planjahr schon zur Hälfte verstrichen war und die Aufgliederung 
der Planziele auf Einzeljahre als besonderer Vorzug hervorgehoben 
wurde, sah sich Ceau~escu schon zu Jahresschluß veranlaßt, eine Plan-
revision der Jahresziele für 1967 anzukündigen, und zwar sowohl zur För-
derung der Konsumgüter, wie auch der schon bisher besonders forcier-
ten Industriezweige. Dies wiederholte sich 1968, z. T. aber auch unter 
Herabsetzung der Planaufgaben, wodurch die Verbindlichkeit des Fünf-
jahrplanes in Frage gestellt wurde. 

Ein Vergleich der Planziffern, die sich für das Jahr 1968 auf Grund der 
Planzahlen des Fünfjahrplanes für dieses Jahr ergeben, mit den für das 
Jahr 1968 später tatsächlich festgesetzten (in nachstehender Tabelle 
als "Plan 1968 revidiert" bezeichnet) zeigt, daß diese Planzahlen für die 
so geförderte chemische Industrie herabgesetzt werden mußten, insbe-
sonders bei Kunstdünger und bei Kunststoffen, weil die vorgesehenen 
Investitionen und Kapazitäten nicht rechtzeitig fertiggestellt werden 
konnten. Daher kam es bereits Ende 1967 zu mehrfachen drastischen 
Beschlüssen, welche eine beschleunigte Durchführung der Investitionen 
bezwecken und die bei Reifen und Kautschuk auch wirkungsvoll waren. 

Bei Aufstellung des Jahresplanes kam es zu einer neuerlichen Revision 
der Planzahlen für das Jahr 1970, die mit Ausnahme von Kautschuk und 
Reifen meist nach unten erfolgte. Besonders auffällig ist der nicht beheb-
bare Rückschlag im Kunstdüngerprogramm. 

Tabelle 2 

Planziele für die rumänische chemische Industrie 1970 

1967 1968 1970a) 

Plan Effektiv Plan Plan Effektiv laut Fünf-
revid. jahrplan 

Kunstdünger (100 v. H. 
Reinnährstoff) 1000 t 671 537 760-790 707 602,5 1300-1328 

Synthese-
kautschuk 1000 t 50 51,3 50 52 53,9 60 

Kunststoffe und -harze 
(100 v. H.) 1000 t 114,2 108 125-128,4 122,7 129,5 220-241,4 

Chemiefasern und 
-garne 1000 t 54,1 47,3 57,0 54,35 53,5 75-83,5 

Reifen, 1000 Stück 1600 1660 1670 1760 1828,7 2150 

Papier, 1000 t 334 336 392 392 380,5 450 

a) Die Ende 1969 neuerdings revidierten Planzahlen für 1970 sehen vor (in 1000 t): Kunst-
dünger 747, Kunstkautschuk (gleichbleibend) 60, Kunststoffe 222,8, Chemiefasern 71,8, 
Papier 437,1 und 2 442 000 St. Reifen. 
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Na·chstehender überblick soll die wichtigsten Investitionen zur Er-
reichung der industriellen Zielsetzungen, und zwar vor allem in der 
chemischen Industrie, zeigen. In den letzten Jahren wurden bis 1966 fünf 
Groß kombinate für die Stickstoffdüngererzeugung in Betrieb gesetzt, 
darunter das Kombinat in Piatra Neam~ mit einer Kapazität von 140000 
jato Ammoniak, 210000 jato Ammonsalpeter und 20000 jato Harnstoff. 
Zugleich mit der Errichtung der Stickstoffdüngemittelfabrik im Rahmen 
des Chemiekombinates Victoria wurde in Fagara~ eine moderne Fabrik 
für Ammoniumnitrat mit einer Kapazität von 100000 jato dem Betrieb 
übergeben. Ende 1966 begann das Chemiekombinat in Craiova, dem das 
bereits erwähnte Wärmekraftwerk zugeordnet ist, mit einer Kapazität 
von 300000 jato Ammoniumnitrat, 100000 jato Harnstoff und 40000 
jato Ammoniaklösung den Betrieb. Die Ammoniakfabrik innerhalb dieses 
Kombinates wird mit den Abgasen versorgt, die in einer Azetylenfabrik 
mit einer Kapazität von 35000 jato anfallen. Das erzeugte Azetylen bil-
det einen der Hauptrohstoffe für die Erzeugung eines reichen Sortiments 
an organischen Syntheseprodukten im Rahmen des gleichen Kombinates. 

Zur gleichen Zeit wurde auch das Stickstoffdüngerkombinat in Tirgu 
Mure~ in Betrieb gesetzt. Es erzeugt 150000 jato Ammoniumnitrat und 
50000 jato Ammoniaklösung. Bis 1968 erfolgte die Verdoppelung der 
Anlagekapazität, so daß hier 300000 jato Ammoniumnitrat und 100000 
jato Ammoniaklösung erzeugt werden sollen. 

Das ständige Anwachsen der Phosphordüngemittelproduktion bedingte 
auch die gleichzeitige Entwicklung der Schwefelsäureproduktion. Im 
Jahre 1965 wurden über 541000 t Schwefelsäure in großen, modernst aus-
gestatteten Einheiten erzeugt, 1968 773000. Unter anderem wurde die 
Produktionskapazität der Schwefelsäurefabrik in Valea Cälugäreascä 
um das Vierfache vergrößert und gleichzeitig an eine moderne Einheit 
für Phosphordünger mit einer Jahreskapazität von 120000 t ange-
schlossen (Schwefelsäureerzeugung 1969: 838 000 t). 

Zu den neuen Einheiten der rumänischen Chemieindustrie, die 1966 
angelaufen sind, zählen das Zellstoff- und Papierkombinat Dej, die Fa-
briken für Ammoniak, Ammoniumnitrat und die Anlagen für Ammoniak-
wasser im Stickstoffdüngerkombinat in Tirgu Mure~, die Harnstoffabrik 
im Chemiekombinat Craiova, die Anlage für Phthalsäureanhydrid, die 
Fabrik für Äthylenoxyd und Glykole des Petrochemischen Kombinats in 
Ploie~ti und die Gas-Rußfabrik des Chemiewerkes in Pite~ti, das einer 
im Anlaufen befindlichen 3 Mill.-t-Raffinerie angeschlossen ist. 

Im Jahre 1967 wurde diese umfassende Aktion fortgesetzt. Neue In-
dustrieeinheiten nahmen den Betrieb auf, wie die dritte Methanolanlage 
im Chemiekombinat der Stadt Victoria, die Kapazitäten der ersten Bau-
etappe der Fabrik für Polyäthylensäcke des Kunststoffverarbeitungs-
werkes Ja~i und die Anlage für Aluminiumfluorid des Werks für Super-
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phosphat und Schwefelsäure in Nävodari. Die Produktionskapazität eini-
ger bestehender Einheiten wuchs, wie bei der Zweiten Relonfabrik in 
Sävineliiti und einem Werk für Sodaerzeugnisse in Ocna Murelii, mit einem 
Zuwachs um 50000 t. Verzögert haben sich die Bauarbeiten im Kunst-
düngerwerk Turnu-Mägurele (Jahreskapazität von je 300000 t Stickstoff-
und Phosphordünger). Dazu kommt der vor dem Abschluß stehende Bau 
in Piteliiti, wo eine der Haupteinheiten der petrochernischen Industrie ent-
steht (100 000 jato Äthylen, 50 100 jato Propylen und Akrylnitrilanlage36• 

Insgesamt soll sich die Produktion der chemischen Industrie während 
der Planperiode bis 1970 auf das 2,5fache des Jahres 1965 erhöhen und 
sich 1971/1975 beinahe verdoppeln. 

Es werden 30 neue Werke für die chemische Industrie gebaut werden; 
besonders gefördert wird die Erzeugung von synthetischen Fasern, so 
daß 83 v. H. des Verbrauches an Chemiefasern 1970 aus eigener Produk-
tion gedeckt werden können. Der Export von petrochernischen Chemika-
lien wird sich in dieser Zeit verdreifachen und eine Milliarde Valutalei 
erreichen. Davon werden Neuanlagen allein Exporte von 800 Mill. Valuta-
lei ermöglichen, einige neue Werke werden ausschließlich für den Export 
arbeiten. Der Anteil der Chemieproduktion am Gesamtexport sollte sich 
von 9 v. H. auf 15,5 v. H. erhöhen, was nicht erreicht wird (Anteil 1969: 
11 v. H.). 

Im Zuge der vorgesehenen Schwerpunktbildung für Investitionen und 
Produktionssteigerung ist neben dem bereits erwähnten Ausbau der Öl-, 
Stahl- und chemischen Industrie weiter vorgesehen: Die Produktion 
von Elektro- und Wärmeenergie wird in rascherem Tempo steigen als 
die der gesamten Industrie. 1970 wird das 1,8fache bis 1,9fache der Strom-
erzeugung des Jahres 1965 erreicht, und zwar 33 bis 34 Mrd. KWh (1969: 
31,5 Mrd. KWh), während die durch Fernheizung verteilte Wärmeenergie 
sich auf rund 35 Mrd. Gcal erhöhen wird. Es werden technisch hoch-
stehende große Energieblöcke mit einer Gesamtleistung von 4000 MW in-
stalliert, um 2,2mal mehr als in den vorangegangenen fünf Jahren. Fer-
ner werden neue Heizkraftsätze mit einer Leistung von mindestens 
1100 MW in Betrieb genommen, da man der Entwicklung der Fernhei-
zung besondere Bedeutung schenkt. 

Die Produktion der Buntmetallurgie wird dank der Entwicklung des 
Bergbaus und der komplexen Verwertung von Konzentraten und Bauxit 
in den neuen, in der Zeit des Sechsjahrplans (vor 1966) gebauten metallur-
gischen Werken, deren Kapazität erhöht werden soll, sowie durch Bear-
beitung der NE-Metalle, um rund 45 v. H. ansteigen. 

38 C. Scarlat: Industria chimicii - ramurä de baza :;;i eftcientä a economiei 
romäne:;;ti. In: Probleme economice, 1969, Nr. 2, S. 14. Der Bau des petrochemi-
schen Kombinates Pite:;;ti begann 1966-1970 nach Inbetriebnahme des Pyro-
lysekomplexes, der Polyäthylen- und Akrylnitrilfabrik. Die Polyäthylenfabrik 
wird nach einer ICI-Lizenz arbeiten. Aus dem Akrylnitril werden PAN-Fasern 

16 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik SO/lI 
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Die Produktion von Baryt, Kaolin, Diatomit u. a. wird bedeutend er-
höht werden. Es wird ein neues Werk zur Herstellung von Elektroden 
gebaut und die Produktion von Schleifmitteln erhöht. 

Die Produktion des Maschinenbaus sollte nach den Direktiven bis 1970 
um rund 75 v. H. anwachsen, was nun auf (mindestens) 80 v. H. erhöht ist. 
Etwa zwei Drittel der für die Ausstattung der Wirtschaft notwendigen 
Maschinen, Ausrüstungen und Einrichtungen werden aus der inländi-
schen Produktion kommen. Es sind Energiesätze für Industrie-, Heiz-
und Wasserkraftwerke mit einer Leistung von 1,2 Mill. kW in Fertigung 
zu nehmen. Die Produktion von Verkehrsmitteln, insbesondere von Loko-
motiven, wird 1970 gegenüber 1965 auf fast das 1,8fache steigens7• 

Um den immer höheren technischen und qualitativen Ansprüchen aller 
Volkswirtschaftszweige zu genügen, wird die Produktion der elektro-
technischen Industrie eine Jahreszuwachsrate von mehr als 16 v. H. ver-
zeichnen. In den Electroputere-Werken Craiova wird eine neue Fabrik 
für Hochspannungszubehör gebaut, und es werden neue Gerätemuster 
in Fertigung genommen. Eine bedeutende Steigerung der Produktion von 
elektrotechnischem Material ist vorgesehen; die Kraftkabel- und Signal-
kabelproduktion wird verdoppelt, die Telefonkabelerzeugung steigt auf 
mehr als das neunfache, die Akkumulatorenproduktion auf das 2,5fache, 
die Produktion von Keramikisolatoren auf das dreifache, von Fernseh-
geräten auf das 2 bis 2,5fache, von Kühlschränken auf das 1,8fache, und 
die Produktion von Elektroisolationsmaterital wird modernisiert38• 

5. Planung und Finanzierung der Investitionen 

Das Fehlen einer Volkseinkommensrechnung erlaubt es nicht, die 
Bedeutung der Investitionstätigkeit für die rumänische Wirtschaft klar 
zu erkennen. Es kann aber nicht daran gezweifelt werden, daß sich die 
Investitionen, gleichgültig wie sich die Preisbasis gestaltet, rascher ent-
wickelt haben als das Volkseinkommen. Nimmt man das Jahr 1950 mit 
100 an, so zeigen die vorliegenden relativen Zahlen, daß das Volkseinkom-
men bis 1967 auf das 4,9fache gestiegen ist, die Industrieproduktion auf 
das 7,2fache, die Investitionen aber auf das zehnfache. Ähnliche Werte 
erhält man auch, wenn man das Jahr 1960 als Ausgangspunkt nimmt und 
die Zeit bis zum Jahr 1965 untersucht, also eine mit dem Fünfjahr-
plan vergleichbare Zeitperiode. Dann stieg das Volkseinkommen nur 
um 54 v. H., die Industrieproduktion aber um 91 v. H.; das Volumen 
der Investitionen ist aber im Gegensatz zur gesamten Nachkriegsperiode 

nach dem Badger-Sohio-Verfahren hergestellt werden. Rumänischer Außen-
handel, 1969, Nr. 1, S. 17. 

37 Diese Angaben haben die Direktiven zur Grundlage, da die nachfolgenden 
Planrevisionen im allgemeinen darüber keine Aussagen machen. 

38 Richtiggestellte Planziele für Fernsehgeräte und Kühlschränke in Tab. 8. 
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etwas langsamer gewachsen als die Industrieproduktion, nämlich nur um 
89v.H. 

Es ist also in dieser Hinsicht eine kleine Verbesserung in der Wirksam-
keit der Investitionen eingetreten - wohl unter dem Einfluß voraus-
gehender Großinvestitionen -, die sich aber in den ersten abgelaufenen 
Jahren des neuen Fünfjahrplanes nicht durchsetzen konnte. Denn 1966 
bis 1968 stieg das Investitionsvolumen um 45 v. H.8B, die industrielle 
Bruttoproduktion jedoch um 41 v. H. Diese Periode ist jedoch noch zu 
kurz, um Aufschluß über den Fortgang des Fünfjahrplanes zu geben. 

In der ursprünglichen Fassung des Fünfjahrplanes war ein Anstieg 
der Investitionstätigkeit um 50 v. H. gegenüber den zurückliegenden 
Jahren 1961/1965 vorgesehen, so daß es bei einem beträchtlichen Abstand 
zwischen dem Zuwachs von Volkseinkommen (+ 40 v. H.) und Investi-
tionsvolumen geblieben wäre. Ebenso wäre die Industrieproduktion 
(+ 65 v. H.) wesentlich rascher gestiegen als die Investitionen. Die revi-
dierte Fassung hat zwar an dieser grundsätzlichen Relation nichts ge-
ändert, aber unter gleichzeitiger Hinaufsetzung des Zuwachses für das 
Volkseinkommen auf rund 45 v. H., wird der Zuwachs der industriellen 
Bruttoproduktion auf 66 bis 73 v. H. erhöht, jener der Investitionen auf 
das 1,66fache. Wenn also in der ursprünglichen Fassung des Planes die 
Industrieproduktion um 15 Punkte rascher wachsen sollte als die Investi-
tionen - die Zuwachsrate für die Industrieproduktion war um 30 v. H. 
höher geplant als jene für das Investitionsvolumen -, so ist nun trotz 
erhöhter Zuwachsziele für Investitionen und Industrieproduktion diese 
Spanne auf 0 bis 7 Punkte gesunken. Angaben über die Konsumentwick-
lung werden nicht gemacht, der Reallohn soll um 25 v. H. steigen; er 
stieg jedoch 1966/67 nur um (zusammen) 8 v. H. Nur gelegentlich wird 
erwähnt, daß der revidierte Fünfjahrplan mit einer Akkumulationsrate 
von 28,5 v. H. rechnet40, die auch für Oststaaten ziemlich hoch ist. 

Es ist festzuhalten, daß die Planangaben sich ausschließlich auf den 
Investitionsaufwand aus den zentralisierten Staatsfonds beziehen, durch 
die aber in den Jahren 1961/1965 rund 90 v. H. der gesamten statistisch 
erfaßten Investitionstätigkeit finanziert wurden, in die allerdings die 
Privatinvestitionen der Bevölkerung nicht eingeschlossen sind. Da aber 
die gesamte Landwirtschaft, mit Ausnahme von 9 v. H. der landwirt-
schaftlichen Nutzfläche, zum sozialistischen Sektor gehört (1966), die 

89 Dieser Angabe liegen nur die Investitionen aus zentralisierten Staatsfonds 
zugrunde, doch zeigen die Gesamtinvestitionen 1966/67 eine analoge Entwick-
lung, die auch 1968 angehalten haben wird. 

40 Ceau~escu, Schlußwort, S. 5. - Die Akkurnulationsrate (Anteil der Netto-
investitionen und Vorratsbildung am Volkseinkommen) bewegte sich 1966-
1970 (Plan) zwischen 27,5-30 v. H., womit ein Wachstum der Industrieproduk-
tion um 11-14 v. H. erzielt wurde. Auch künftig sollen die Investitionen um 
1-2 Punkte schneller als die Produktion bzw. um die Hälfte rascher als das 

16· 
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übrige Wirtschaft fast durchwegs ebenfalls in staatlichen oder genossen-
schaftlichen Händen liegt, so können die privaten Investitionen mit etwa 
7 v. H. Anteil an allen Investitionen vernachlässigt werden. (Nur 0,2 v. H. 
des Volkseinkommens stammen aus der gewerblichen Privatwirtschaft.) 
Immerhin ist es möglich, daß die private Bautätigkeit größeren Um-
fang annimmt, wenn wieder, wie etwa im Fremdenverkehr, private Be-
triebe geduldet werden. Auch sollen die Dienstleistungen an die Bevöl-
kerung verbessert werden, und man ist geneigt, auch Zuwendungen an 
die privaten Landwirte vorzunehmen. Mit dieser Einschränkung kann 
aber gesagt werden, daß die im Plan vorgesehenen Investitionsziele be-
stimmend für die Volkswirtschaft sind. 

Bei der infolge der Planrevision vorgenommenen Erhöhung der vor-
gesehenen Investitionssummen von 250 bis 260 Mill. Lei auf 280,5 Mill. 
Lei, ist der Anteil der Industrie mit 55,8 v. H. nur geringfügig gegenüber 
dem Anteil von 56,5 v. H. nach der ursprünglichen Planannahme zurück-
gegangen, obwohl die Industrieinvestitionen noch immer etwas rascher 
wachsen sollen als das Gesamtvolumen der Investitionen (Zuwachs auf 
das 1,7fache). Dieser Anteil der Industrie ist jedoch höher als in den 
beiden vorausgehenden Fünfjahresperioden, wo er um 50 v. H. schwank-
te, und entspricht wieder den Sätzen der Jahre 1951/1957, als - noch in 
der stalinistischen Epoche - 58 v. H. erreicht worden waren. Da man ein 
hohes Zuwachstempo für die landwirtschaftliche Produktion erwartet, 
übertrifft der Zuwachs ihrer Investitionen mit 39,5 v. H. den Durch-
schnitt der letzten Fünfjahrperiode, in der er (1961/65) 19,5 v. H. erreicht 
hatte. Der Anteil der Landwirtschaft an den Investitionen überbietet 
aber mit 13 v. H. nur wenig jene 10 v. H., die ihr in der stalinistischen 
Zeit gewidmet waren. Für Unterricht, Kultur, Wissenschaft und Gesund-
heitsschutz blieb wie bisher ein Anteil an den Investitionen von rund 
3 v. H. überdurchschnittlich, nämlich auf das 1,84fache, steigen die Auf-
wendungen für Verkehrs- und Fernmeldewesen, eine Steigerungsrate, 
die ähnlich bereits in den Plandirektiven enthalten war. Eine niedrige 
Steigerungsrate erreicht aber im revidierten Plan das Wohnbauwesen und 
die Kommunalwirtschaft, für die zunächst nur eine Steigerung auf das 
1,3fache vorgesehen war, die dann auf nominell das 1,39fache erhöht 
worden ist, tatsächlich aber nur das 1,24fache erreicht. 

Die Erweiterung der Industrieproduktion geht also zunächst zu Lasten 
des öffentlichen Wohnungsbaus der kommunalen Wirtschaft, so daß 
erwartet werden kann, daß möglicherweise der Privatbau etwas zuneh-
men wird. Merkwürdigerweise fehlt im Plangesetz ein Kapitel, das in den 
Plandirektiven als "Bauindustrie, Forstwirtschaft, Handel, Güterlage-

Volkseinkommen wachsen, was zwar den bisherigen Relationen entspricht, 
aber Strukturverschiebungen nicht berücksichtigt. M. Florescu in Probleme 
economice 1970, 3, S. 81 ff. 
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rung und andere Volkswirtschaftszweige" bezeichnet worden war und 
für das eine Steigerung auf das 1,3fache, nämlich auf 14 Mrd. Lei vor-
gesehen war. Nimmt man an, daß für diese Zwecke die nicht aufgeglie-
derten Restgrößen des neuen Investitionsplanes bestimmt sind, die 22,9 
betragen, so führte die Planrevision zu einer Mehrdotierung dieser Grup-
pe um mehr als die Hälfte der ursprünglich vorgesehenen Summe, wäh-
rend sich für die Industrie nur 8 v. H. zusätzlich Investitionsmittel er-
geben. 

Da in einer weiten Detailgliederung für das öffentliche Bauwesen 
(also ohne Wohnbauten) etwa die gleichen Investitionssummen wie in 
der vorausgehenden Fünfjahrperiode ausgewiesen werden, nämlich 6,6 
Mrd. Lei gegenüber 6,7 Mrd., und die Aufwendungen für den Handel mit 
5,9 Mrd. Lei nur um 1,4 Mrd. Lei gestiegen sind, da ferner die Forstwirt-
schaft nur geringe Investitionen erfordern kann und auf die Verwaltung 
in den vorausgegangenen 5 Jahren nur ein Investitionsaufwand von 
1,1 Mrd. Lei entfällt, muß der unaufgeklärte Rest von fast 9 Mrd. Lei 
für andere Investitionszwecke bestimmt sein, was an verstärkte Rü-
stungs- oder ähnliche Aufwendungen denken läßt. 

Andererseits wird darüber geklagt, daß die Investitionen für Wissen-
schaft und Forschung absolut ungenügend seien. Ihr Anteil an den Ge-
samtinvestitionen erreicht in der neuen Planperiode nur 0,71 v. H. Ein 
höherer Anteil wäre aber erforderlich, um Rumänien nicht von der wis-
senschaftlich-technischen Revolution auszuschließen. Es wird kritisiert, 
daß dieser Anteil in den übrigen sozialistischen Ländern schon in der 
vorangehenden Fünfjahrperiode (1961/1965) wesentlich höher war, so 
in Bulgarien 4 v. H., in der CSSR 4,9 v. H. und in der UdSSR 6,2 v. H. 
der Investitionen. Der Anteil des eigentlichen Forschungspersonals am 
Gesamtstand der in der wissenschaftlich-technischen Forschung Beschäf-
tigten wird mit 29 v. H. als zu gering bezeichnet41 • 

Die überragende Bedeutung der durch den Staat finanzierten Investi-
tionen ergibt sich daraus, daß nicht nur das Finanzwesen beim Staate zen-
tralisiert ist, so daß die öffentlichen Verwaltungskörper nur vom Staats-
budget abgezweigte Mittel erhalten, sondern daß andere Finanzierungs-
quellen für die Wirtschaft neben jenen des Staates völlig zurücktreten. 
Denn die Investitionstätigkeit der Genossenschaften ist bescheiden und 
wird durch Staatskredite unterstützt. 

Eine Zusammenstellung, welche auch die private Hausbautätigkeit ein-
schließt und die durch staatliche Kredite finanzierten Investitionen der 
landwirtschaftlichen Genossenschaften diesen zuweist, kommt zu dem Er-
gebnis, daß von 1950 bis 1965 92,2 v. H. der Investitionen vom sozialisti-
schen Sektor durchgeführt wurden (86,3 v. H. durch den Staat, 5,9 v. H. 

41 T. Brate~: Unele aspecte ale planiftcarii cercetärii ~tiintiftce. In: Probleme 
economice, 1968, Nr. 6, S. 13. 
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durch Genossenschaften), so daß für den privaten Wohnbau nur mehr 
7,8 v. H. der Investitionen übrigblieben; dieser Anteil ist in der Periode 
196011965 auf 6,6 v. H. gesunken. Neben dem Bau privater Wohn- und 
Wirtschaftsgebäude wird noch die Anlage von Wein- und Obstgärten als 
private Investition gebucht, die sogenannten "freiwilligen Leistungen der 
Bevölkerung", also unentgeltliche Massenarbeiten, kommen dagegen den 
staatlichen Investitionen zugute42. 

Diese Investitionstätigkeit umfaßt an sich nur wirtschaftliche Investi-
tionen, und zwar die Schaffung von Anlagemitteln aller Art. Aber es 
zeigt sich, daß darin nicht nur produktive, sondern auch nichtproduktive 
Investitionen eingeschlossen sind. Der Anteil der eigentlich wirtschaft-
lichen Investitionen - nach der rumänischen Terminologie Investitionen 
in der Sphäre der materiellen Produktion einschließlich derjenigen Ver-
kehrs- und Fernmeldeeinrichtungen, welche nichtproduktiven Zweigen 
und der Bevölkerung dienen - erreichte im Durchschnitt der Jahre 
195011965 80 v. H. der Investitionen; von den somit verbleibenden 20 v. H. 
nicht produktiven Investitionen waren nur 4 v. H. sozial-kulturellen 
Zwecken gewidmet. Da bei dieser Aufschlüsselung auch der private 
Wohnbau miteingerechnet ist, so steigt, wenn nur die Investitionen des 
sozialistischen Sektors berücksichtigt werden, der Anteil der produkti-
ven Sphäre auf 85 v. H. 

Hatte die Industrie an den Gesamtinvestitionen (also einschließlich der 
privaten Wohnbautätigkeit) 1950/1965 einen Anteil von 47 v. H. - 1950 
bis 1959 von 49 v. H. und 1960/1965 von 46 v. H. -, so steigt dieser Anteil 
an den staatlichen Investitionen allein für die gleiche Zeitperiode auf rund 
54 v. H.43 Dabei kam es aber innerhalb der einzelnen Industriezweige 
zu bemerkenswerten Umschichtungen. Hatte nämlich noch zu Beginn der 
fünfziger Jahre die Brennstoffgewinnung mit 49 v. H. im Jahre 1950 einen 
ausschlaggebenden Anteil an den Investitionen der Gesamtindustrie (ein-
schließlich Bergbau), so ist dieser 1965 auf 19 v. H. gefallen. Dies geht 
offenbar auf verminderte Aufwendungen für die Ölindustrie zurück, die 
zu Beginn der Planwirtschaft noch einen immensen Nachholbedarf in-
folge von Kriegszerstörungen und eines forcierten Bohrprogrammes 
hatte und 1950 bis 1960 39 v. H. aller industriellen Investitionen bean-
spruchte, 1965 aber nur mehr 12 v. H. Dagegen hat sich der Anteil der 
Elektro- und Wärmeenergie an den Investitionen im gleichen Zeitraum 
fast verdoppelt, er stieg von 9,7 v. H. auf 18,3 v. H. Das gleiche gilt für 
die Eisenhütten (Anstieg von 6,7 auf 11,8 v. H.), während der Anteil des 
Maschinenbaues überraschend, nämlich von 10,4 v. H. auf 6,6 v. H., zurück-
gegangen ist (andererseits müssen dabei die veränderten Planpreise be-

42 Investitii-construc~ii in Republica Socialista Romania, Bucure!?ti (1966), 
S.32. 

43 Investitii, a.a.O., S. 55, 57, 75 und 81. 
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rücksichtigt werden). Beträchtlich ist der Anstieg der Investitionen für 
die chemische Industrie, nämlich von 3,3 v. H. auf 12,5 v. H.; aber während 
im Jahre 1967 der Anteil des Maschinenbaues erheblich, nämlich auf 
13 v. H. aller industrieller Investitionen gestiegen ist, ging jener der 
chemischen Industrie sogar auf 9,7 v. H. zurück. Die vorgesehene Schwer-
punktbildung hat sich bis dahin demnach noch zugunsten der Chemie 
ausgewirkt, nicht zuletzt wegen der vielen noch nicht abgeschlossenen 
Investitionen in diesem Sektor. 

Die Investitionen für die chemische Industrie stiegen bereits 1950 bis 
1967 auf das 45fache, bei einer Erhöhung aller industriellen Investitionen 
nur auf das 1l,2fache; sie wuchsen also viermal so schnell wie die In-
vestitionen der Gesamtindustrie. 1960/1967 entfielen 29 Mrd. Lei bzw. 
18 v. H. aller industriellen Investitionen auf die chemische Industrie, für 
die 183 Werke und neue Kapazitäten (Anlagen) errichtet wurden. Nach 
dem neuen Fünfjahrplan sollen 30 neue chemische Werke gebaut werden 
(118 Werke oder neue Kapazitäten wurden bereits 1966/1968 geschaffen), 
wozu 31,3 Mrd. Lei (andere Angaben 32 Mrd. Lei) verwendet werden. 
Dies entspricht einer Erhöhung der Investitionssumme um 45 v. H. gegen-
über 1961/1965 bzw. einem Anstieg des Anteils auf 20 v. H. aller Investi-
tionen für die Industrie. Die Hälfte der Investitionsaufwendungen ist für 
petrochernische Anlagen (ohne Raffinerien) bestimmt (1966 bis 1968: 
55 v. H.)44. 

Der hohe Anteil der staatlichen zentralisierten Investitionen, neben 
denen erst seit 1960 auch solche aus nicht zentralisierten Fonds finanziert 
werden - 1960/1965 weniger als 3 v. H. -, macht die ausschlaggebende 
Bedeutung zentraler Investitionsentscheidungen im rumänischen System 
klar. Wieweit bisher die Betriebe über die Investitionen aus nicht zen-
tralisierten Fonds hinaus aus selbständigen Quellen noch Investitionen 
tätigen konnten, ist nicht ganz klar, da zwar Amortisationsfonds der 
Betriebe gebildet wurden, die aber wegen unzureichender Amortisations-
sätze nur für Ersatzinvestitionen ausreichend sein konnten. 

Daher gehörte es zu den Maßnahmen, die im Zuge der Reformbestre-
bungen eingeleitet wurden, daß mit dem 1. Januar 1969 eine Neubewer-
tung des Anlagevermögens der Betriebe und eine Verkürzung der Amor-
tisationsfristen, z. B. allgemein in der Industrie von 23,2 auf 17,9 Jahre, 
vorgenommen wurde. Dies ergibt allerdings noch immer reichlich lange 
Amortisationszeiten, welche nicht geeignet sind, die technische Erneu-
erung der rumänischen Industrie zu beschleunigen; andererseits sind da-
durch die Rentabilitätsverhältnisse bei 59 v. H. der untersuchten Betriebe 
verschlechtert worden, so daß 110 von ihnen nicht mehr rentabel arbeiten 
können45. 

44 C. Scarlat, a.a.O., S. 15 ff. 
45 Gh. Siclovan und R. Katz: Noi principii ale sistemului de amortizare a 

fondurilor fixe. In: Probleme economice, 1969, Nr. 1, S. 26-36. 
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Die Investitionspolitik wird auch weiterhin entscheidend vom Staat 
bzw. von der Partei getragen, und sie wird sich trotz der Erleichterungen, 
welche in den Experimentierbetrieben geschaffen wurden, auch weiterhin 
des Budgets bedienen. Doch hat man erkannt, daß die Beziehungen zwi-
schen dem Budget und den Finanzen der Betriebe durch einen "exzessiven 
Zentralismus" gekennzeichnet waren, so daß der Versuch, Finanz- und 
Bankhebel anzusetzen, bisher nur beschränkt wirksam sein konnte46• 

Man ist auch nicht bereit, die Bedeutung des Planes für die gesamte 
Wirtschaft in Frage zu stellen, sondern räumt ihm auch weiterhin die 
wichtigste und führende Rolle in der Wirtschaftsentwicklung ein47 • Aber 
Schwierigkeiten bei der Durchführung der Investitionspläne sind mit ein 
Grund dazu geworden, eine Steigerung der Wirksamkeit der Investitio-
nen zu fordern und organisatorische Reformen einzuleiten. 

6. Wirtschaftliche Reorganisationsmaßnahmen 

Die Sozialistische Republik Rumänien nimmt - auch abgesehen vom 
Wirtschaftswachstum - unter den Planwirtschaftsstaaten eine eigen-
artige, besondere Rolle ein. Rumänien hält nämlich noch weitgehend an 
den Grundsätzen der zentralen Planwirtschaft fest48 • Es sind zwar An-
sätze zu Reformen zu verzeichnen, aber diese haben bisher bei weitem 
noch nicht das Ausmaß wie in anderen sozialistischen Staaten erreicht, da 
sich Rumänien weniger von dem sowjetischen Wirtschaftsmodell der 
frühen sechziger Jahre entfernt hat. 

Im Dezember 1967 wurden zwar die "Direktiven zur Vervollkommnung 
der Leitung und Planung der Volkswirtschaft" zugleich mit einer ad-
ministrativen Neueinteilung des Landes beschlossen und seither wieder-
holt, vor allem durch lohnpolitische Maßnahmen, ergänzt, doch handelt 
es sich dabei um eine Reorganisation, die nicht die gesamte wirtschaftliche 
Tätigkeit umfaßt und die die zentralen Planungsgrundlagen kaum ab-

46 V. Porumbescu - I. Predoi: Unitatea dintre teoria ~i practica planificärii 
socialiste. In: Probleme economice, 1968, Nr. 1, S. 32. 

47 In dem Bericht über die Direktiven des Parteitages für die Ausarbeitung 
des Fünfjahrplanes 1971/75 erklärte Gh. Maurer, daß eine Intensivierung aller 
Anstrengungen für die Planung erfolgen müsse, so daß die Pläne auf realen 
Grundlagen perfektioniert und mit den technisch-wirtschaftlichen und mensch-
lichen Voraussetzungen synchronisiert werden. Man versucht also, die Planung 
zu verbessern, ohne an ihr zu rütteln, und glaubt, den Weg dazu in der An-
wendung der Grundsätze des "demokratischen Zentralismus" gefunden zu 
haben, wonach gewisse Kompetenzen von der Zentrale an die Betriebe abge-
geben werden. Dadurch sollen die Ministerien mehr Möglichkeiten als bisher 
finden, sich um die grundsätzlichen Fragen der Planung der einzelnen Wirt-
schaftszweige zu kümmern. 

48 Ceau~escu, Schlußwort, S. 7. - Einen allgemeinen überblick über die 
wirtschaftliche Entwicklung und die Reformbewegung in Rumänien enthält 
das Sammelwerk Thalheim-Höhmann: Wirtschaftsreformen in Osteuropa, 
Köln 1968 (Beitrag: C. D. Rohleder). Ferner die Beitragsfolge von W. Linder in 
der Neuen Zürcher Zeitung, Herbst 1969: Rumänien - gehorsamer oder unbot-
mäßiger sozialistischer Partner, und von K. Wessely an gleicher Stelle. 
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schwächte. Es besteht auch bisher kein Programm zu einer umfassenden 
Reform durch Stärkung der Marktelemente. 

Das wirklich erreichte Ausmaß der Reorganisationstätigkeit ist aber 
auch deswegen schwer abzuschätzen, weil darüber nur wenig Berichte in 
die Öffentlichkeit dringen, die ökonomische Diskussion entweder fehlt 
oder nicht öffentlich geführt wird, die politische und wirtschaftstheore-
tische Literatur meist nur Einzelheiten herausgreift, sich noch der For-
meln, Floskeln und verbaler Wendungen bedient, die in anderen sozia-
listischen Staaten als überwunden gelten, und sich kaum mit grundsätz-
lichen überlegungen befaßt. 

Bei der Vorbereitung des laufenden Fünfjahrplanes stellte man sich 
zwar das Ziel der beharrlichen Fortsetzung der sozialistischen Industri-
alisierung des Landes mit vorrangiger Entwicklung der Erzeugung von 
Produktionsmitteln, mit weiterer Steigerung und Vervollkommnung der 
Konsumgüterproduktion, der Verbesserung der Qualität der Erzeugnisse 
und der Förderung des technischen Fortschrittes in allen Tätigkeits-
bereichen, der Steigerung der Arbeitsproduktivität und der Senkung der 
Produktionskosten, begnügte sich aber mit der allgemeinen Forderung, 
bessere technische und ökonomische Kennziffern durch Vervollkomm-
nung der Verfahrenstechnik zu erreichen. 

Zu diesem Zweck wurde auch ein Programm entwickelt, wonach die 
Arbeitsproduktivität je Lohnempfänger in der gesamten Industrie wäh-
rend der Planperiode um 40 v. H. steigen sollte (im Plangesetz erhöht 
auf 40 bis 44,9 v. H.), womit also zwei Drittel des Gesamtzuwachses der 
Industrieproduktion bestritten werden sollten. Während des abgelaufe-
nen Sechsjahrplanes war dagegen eine Produktivitätssteigerung in der 
Industrie um 61 v. H. erzielt worden. Das geplante Wachstum der Pro-
duktivität wird demnach wegen der abgeflachten Produktionszunahme 
verlangsamt. Dabei wurden 1959/1965 rund 1,3 Mill. Lohnempfänger in 
den Arbeitsprozeß eingegliedert, während es nach dem neuen Fünfjahr-
plan nur 0,9 Mill. sein werden - eine Zahl, die zwar noch immer sehr hoch 
ist, aber hinter den Anforderungen des abgelaufenen Sechsjahrplanes 
zurückbleibt (Jahresdurchschnitt 217 000 bzw. 180 000 neueingegliederte 
Lohnempfänger). Weiteres Ziel des Planes ist eine Senkung der Betriebs-
kosten der Industrie um rund 10 v. H., was aber auch unter den Ergeb-
nissen des Sechsjahrplanes liegt, nach denen diese Selbstkostensenkung 
18 v. H. betragen hatte. 

Man hat also bei der Planaufstellung noch nicht verstanden, den ge-
legentlichen Hinweis zu realisieren, man wolle die "Hebel der materiellen 
Interessiertheit wirksam gebrauchen", um eine verbesserte Effektivität 
der Wirtschaft und Kapazitätsausnutzung zu erreichen. 

Während bisher die Direktiven für die jeweilige fünf- bis zehnjährige 
Planperiode sehr allgemein gehalten waren, so daß zusätzliche konkrete 
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Jahrespläne ausgearbeitet werden mußten, was insbesondere die lang-
fristige Investitionstätigkeit und Standortwahl behinderte, berücksichtigt 
jedoch nun der neue Plan sowohl die langfristige Entwicklung als auch 
die Auf teilung der Produktionsziele auf einzelne Jahre, was als beson-
derer Fortschritt gewertet wurde, aber nicht die Notwendigkeit von 
Planrevisionen schon für 1967 ausschaltete. Im kommenden Fünfjahrplan 
ist aber diese Unterteilung nach Jahren wieder aufgegeben. 

Bereits in seinem Referat vor dem Zentralkomitee der Rumänischen 
Kommunistischen Partei im Sommer 1966 hatte Ceau~escu darauf auf-
merksam gemacht, daß bis zum 1. Juni 1966 bloß 31 v. H. des für das 
laufende Jahr geplanten Investitionsvolumens erreicht worden waren. 
Besonders groß waren die Rückstände bei der Beschaffung der Dokumen-
tation und bei der Ausarbeitung der Projekte, und es zeigten sich orga-
nisatorische Mängel in der Tätigkeit der Baubetriebe. Der Parteichef 
forderte daher, den Baubeginn so rechtzeitig vorzubereiten, daß die wich-
tigsten Objekte der chemischen Industrie und der übrigen Schlüssel-
zweige der Industrie rechtzeitig fertiggestellt werden könnten. Trotzdem 
war gerade in der chemischen Industrie am Ende des Jahres 1967 die 
Lage nicht besser; die Qualität der Produktion war nicht zufriedenstel-
Iend und der Verbrauch an Rohstoffen höher als geplant. Bei einer Reihe 
von Bauvorhaben traten so schwerwiegende Hindernisse auf, daß sie 
mit den örtlichen Kräften nicht überwunden werden konnten. Es folgten 
langwierige Verzögerungen in der Plandurchführung, auch in anderen 
Industriezweigen49 • Diese Klagen wiederholten sich aber auch 1969/70; 
Industrieproduktion und Volkseinkommen werden dadurch ungünstig 
beeinflußt. 

Eine weitere Schwierigkeit ergab sich durch Duldung eines hohen Aus-
schußanteiles und durch die überaus großen Verluste, die aber einge-
plant waren und im Jahre 1966 bei 1370 industriellen Erzeugnissen auf-
traten. Obwohl man 1966/1967 diese eingeplanten Verluste von 4 Mrd. 
Lei auf 3,4 Mrd. Lei senken wollte, war doch die Zahl der Betdebe, die mit 
Planverlusten arbeiten mußten, noch immer reichlich hoch. Ceau~escu 
kündigte daher vor dem Plenum des ZK (21. bis 23. Dezember 1966) in 
seinem überblick über den Plan des kommenden Jahres 1967 an, daß es 
an der Zeit sei, diese Anomalie zu beseitigen, die er als eine schwer-
wiegende Erscheinung wirtschaftlicher Rückständigkeit bezeichnete. 

4g V. Rausser: NoHe dimensiuni ale economiei romaneli'ti in anul 1968. In: 
Probleme economice, 1968, Nr. 1, 8. 12. Ebenso wurde im Bericht über die 
Plandurchführung 1968 auf die Nichteinhaltung von Fristen für die Inbetrieb-
setzung neuer Kapazitäten in der chemischen und Maschinenindustrie verwie-
sen und im Bericht über 1969 wiederholt. V. Rausser in: Probl. econ. 1970, 1, 
8.5. 
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"Keine Wirtschaft kann sich gestatten, eine defizitäre Produktion zu 
organisieren, einige Betriebe auf Kosten anderer zu finanzieren. In der 
kapitalistischen Wirtschaft würde eine solche Produktion automatisch 
zum Bankrott führen." Deswegen wurde von Ceau~escu allgemein gefor-
dert, die Lage in den mit Verlusten arbeitenden Betrieben zu analysieren 
und Pläne zur Umwandlung in rentable Betriebe aufzustellen. Ein Ver-
gleich mit dem Arbeitsaufwand in vielen Betrieben des Auslandes zeige 
auch, daß dieser zu hoch sei, wozu die ziemlich große Anzahl nichtpro-
duktiver Angestellter in Rumänien beitrage. Die Arbeitsproduktivität 
liege in Rumänien weit unter jener der fortgeschrittenen Länder und er-
reiche nur ein Drittel bis zur Hälfte der Produktivität in Frankreich, 
Italien und Westdeutschland. Mehr als die Hälfte der aktiven Bevölke-
rung, nämlich die Bauernschaft, arbeite nur mit eine.m Drittel der Nor-
malarbeitszeit. 

Deswegen forderte Ceau~esou Maßnahmen~ur Erhöhung der Arbeits-
produktivität in den Betrieben und Wirtschaftseinheiten und gleich-
zeitig bessere Nutzung der Arbeitskräfte. Es habe sich auch als falsch 
erwiesen, zu wenig in der Landwirtschaft zu investieren, obwohl in dieser 
die Investitionsmittel rascher zurückfließen als in der Industrie; es sei 
ferner falsch gewesen, nicht die gesamte Landwirtschaft zu unterstützen, 
sondern nur die staatliche, obwohl auch der genossenschaftliche, ja sogar 
auch der private Landwirtschaftssektor der Unterstützung bedürften. 
Tatsächlich wurde auch im März 1967 eine Reihe von Organisationsmaß-
nahmen in der Landwirtschaft durchgeführt, die sich aber noch an Vor-
bilder in der Sowjetunion anlehnten und zunächst nur zu einer größeren 
Selbständigkeit der staatlichen Landwirtschaftsbetriebe führten50• 

Infolge der großen Unzulänglichkeiten bei den Investitionen wurde 
von Ceau~escu gefordert, die Entwurfsherstellung für Investitionen zu 
vereinfachen, weitere organisatorische Erleichterungen zu treffen und 
eine fristgerechte Fertigstellung von Investitionen zu ereichen, da die 
vorgesehenen Fristen ohnedies um 20 bis 30 v. H. länger als in anderen 
Staaten wären. Kritisiert wurde auch das Außenhandelsmonopol, dessen 
übertriebene Konzentration Schwierigkeiten schaffe. Daher sollten einige 
seiner Befugnisse den Ministerien und Wirtschaftsunternehmen (In-
dustriezentralen, siehe S. 253) übertragen werden, ohne die Verantwort-
lichkeit des Außenhandelsministeriums für die einheitliche Durchführung 
der Außenhandelspolitik Rumäniens einzuschränken. Es zeichneten sich 
also bereits Reorganisationsschritte ab, die schon seit dem IX. Parteitag 
fällig waren, da damals die Notwendigkeit, die gesamte wirtschaftliche 

50 Es folgte dann aber auch die Zusammenfassung der landwirtschaftlichen 
Genossenschaften unter einem Landesgenossenschaftsrat, womit Ansätze zu 
einer autonomen Landwirtschaftsorganisation und möglicherweise auch zu 
einer ständigen Interessenvertretung, etwa der Rollen der Gewerkschaften ent-
sprechend, geschaffen wurden. 
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Tätigkeit zu heben, erkannt worden war. Wie Ceau~escu weiter mitteilte, 
wurden daher schon seit dem Sommer 1965 eine Reihe von Maßnahmen 
ergriffen, um die Tätigkeit auf dem Gebiete der Wirtschaft wie auch die 
Entwicklung des gesellschaftlichen Lebens zu verbessern. Angekündigt 
wurden: Neuerungen auf der organisatorischen, finanztechnischen, be-
triebswirtschaftlichen und arbeitswissenschaftlichen Ebene, wie sie etwa 
gleichzeitig auch in der Sowjetunion zur Diskussion gestellt wurden, 
ohne daß damit wie etwa in Ungarn oder in der CSSR die bisherigen 
Grundsätze der Zentralplanung in Frage gestellt wurden. 

Ähnlich wie in der CSSR versuchte man zunächst in Experimentier-
betrieben, und zwar 71 an der Zahl, ab Mitte 1967 neue Methoden der 
Betriebsführung und Planung zu studieren. In ihnen wurden zur Stimu-
lierung einer größeren Effektivität eine Reihe der obligatorischen Kenn-
ziffern abgeschafft, die Kompetenzen der Betriebsführungen erweitert 
und das materielle Interesse der Belegschaft berücksichtigt, indem sie an 
den Resultaten teilhaben sollte, die durch ihre Mitwirkung an der Pro-
duktivität, der Wirtschaftlichkeit und an den finanziellen Ergebnissen 
der Betriebe erreicht werden. Dem sowjetischen Beispiel folgend ist für 
diese Betriebe als wichtigste Kennziffer die Menge der "realisierten" 
(d. h. abgesetzten) Ware ausschlaggebend (Verkauf und Höhe des Er-
löses für die erzeugte Ware). 

Das wichtigste Ergebnis dieses neuen Systems, wohl zurückzuführen 
auf ein verbessertes Prämiensystem und auf die Befreiung von der allzu-
großen staatlichen Reglementierung, ist der in den Experimentierbetrie-
ben günstigere Index der Kostensenkung, die im ersten Halbjahr 1968 
statt 0,7 v. H. wie in der gesamten Industrie, 1,9 v. H. erreichte, so daß 
der Gewinnplan statt mit einer übererfüllung um 0,2 v. H. wie in der 
Gesamtindustrie um 3,7 v. H. überboten wurde51 • Man ist daher in Ru-
mänien mit diesen Ergebnissen zufrieden und glaubt auf dem damit ein-
geschlagenen Weg fortschreiten zu können, wenn auch die Neuordnung 
der Experimentierbetriebe noch nicht allgemein übernommen wurde. 

Für dieses Reformprogramm, das sich aber in einer Reorganisation er-
schöpft und nicht zu einer völligen Neuordnung der Wirtschaft führt, sind 
maßgebend die Direktiven des ZK "zur Vervollkommnung der Leitung 
und Planung der Volkswirtschaft entsprechend den Bedingungen der 
neuen Etappe der sozialistischen Entwicklung Rumäniens", worüber 
Ceau~escu auf der sogenannten Landeskonferenz, in ihrer Bedeutung 
einem Parteitag entsprechend, im Dezember 1967 referierte52• Ein Gesetz 

51 Gh. Stoica: Rezultate ale experimentarii unor masuri de cre~tere a 
eficientei activitatii economice a intreprinderilor. In: Probleme economice, 
1969, Nr. 1, S. 38. 

5! Bericht über die Maßnahmen zur Vervollkommnung der Leitung und 
Planung der Volkswirtschaft und zur Verbesserung der administrativ-territo-
rialen Organisation Rumäniens, erstattet von N. Ceau~escu. Agerpres, Dezem-
ber 1967. 
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der Großen Nationalversammlung ermächtigte den Ministerrat anschlie-
ßend, binnen zwei Jahren die entsprechenden Beschlüsse zu fassen. Aber 
obwohl schon manche Maßnahmen durchgeführt wurden, wie die Einrich-
tung der Direktionskomitees, die Abhaltung von Betriebsversammlungen 
und Lohn- und Rentenerhöhungen, gehen die Experimente weiter53• 

Die materiellen Ziele des laufenden Fünfjahrplanes wurden von der 
Landeskonferenz nicht abgeändert, wohl aber die Organisation der Wirt-
schaftslenkung, indem den Betrieben größere Befugnisse und Rechte 
eingeräumt werden sollen; dazu gehört auch die Verfügung über die 
notwendigen materiellen und finanziellen Mittel. Die Betriebe wer-
den aber entsprechend den Forderungen der Produktionskonzentra-
tion in größere Unternehmen zusammengefaßt, die selbständige Wirt-
schaftseinheiten und die eigentlichen Planträger mit entsprechenden 
materiellen und Geldmitteln sind. Dies sind die "Industriezentralen", die 
einen Teil der Befugnisse der Ministerien übernehmen, die Tätigkeit 
der ihnen zugehörenden Betriebe kontrollieren, für die Erfüllung der 
Investitionspläne sorgen und Proportionen und Entwicklungsniveau 
der Wirtschaft im Einklang mit den Erfordernissen der Volkswirtschaft 
gewährleisten sollen. Kollektive Leitungsorgane der Betriebe (Direk-
tionskomitees) sollen für die Beseitigung von Willkür bei Entscheidungen 
sorgen, ohne daß aber die Direktoren ihrer Verantwortung enthoben 
sind. Es wird in ihnen auch eine Generalversammlung der Lohnempfän-
ger mit einem Mitbestimmungsrecht im Sinne eines "sozialistischen 
Demokratismus" vorgesehen. 

Die Durchführung dieses Hauptstückes der Reorganisation der Wirt-
schaftsleitung begann erst Mitte 1969. Es ist daher auch nicht geklärt, 
ob die neuen Zentralen echte Leitungsspitzen in Form von Konzernen 
oder Trusts wie in der CSSR oder mehr Koordinierungsstellen sein wer-
den wie in Jugoslawien. Da aber diese Zentralen auch gewisse Außen-
handelsbefugnisse erhalten sollen, ist auch dieser Teil der Reorganisa-
tion noch völlig in der Schwebe und die angekündigte Lockerung des 
Außenhandelsregimes noch nicht eingetreten. Zu Jahresschluß 1969 wurde 
die Frist für die Erprobung aller dieser Einrichtungen um ein Jahr ver-
längert. 

Die Direktionskomitees sind zwar bereits in den Einzelbetrieben ge-
bildet (oder in Errichtung begriffen), aber noch nicht für die Zentralen 
eingesetzt, obwohl auch dort die "kollegiale Leitung" vorgesehen ist. 
Ceau~escu deutete im übrigen an, daß man über die Direktionskomitees 

53 CeaU$escu'S Rede auf der Wahlversammlung in Bukarest, 28.2. 1969. Ab 
1. 4. 1969 wurden den Ministerien und Betrieben erweiterte Befugnisse für die 
Erprobungszeit der Maßnahmen zur Vervollkommnung der Leitung und Pla-
nung der Volkswirtschaft gewährt, wonach sie Planaufgaben abändern dür-
fen, um in größerem Maße und wirksamer (operativer) den Anforderungen der 
Volkswirtschaft und Bevölkerung nachkommen zu können. Scinteia, 10.4.1969. 
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erst Erfahrungen sammeln müsse und sie sich zu bewähren hätten. Auch 
die Umstellung auf die "realisierte Produktion" als Hauptkennziffer ist 
noch nicht abgeschlossen. 

Vorgesehen ist eine Ausweitung der Kreditgewährung für die Wirt-
schaftstätigkeit, es wird auch von Zinsen gesprochen, ferner von der Fi-
nanzierung von Investitionen sowohl aus Eigenmitteln der Wirtschafts-
einheiten (Gewinnen) als auch durch Bankkredite. (überplanmäßige 
Reingewinne können teilweise auch für Prämien verwendet werden.) 
Aber "die Investitionen zum Bau neuer Betriebe, Kombinate und Werke 
sowie jene für einen umfassenderen Ausbau der bestehenden Betriebe 
werden auch weiterhin aus dem Staatshaushalt finanziert. Auf diese 
Weise leitet der sozialistische Staat, zentralisiert die großen materiellen 
Aufwendungen des wirtschaftlichen Aufbaus und bestimmt die Haupt-
richtungen der Durchführung des Investitionsplanes, von dem der rasche 
Fortschritt des Landes abhängt"54. 

Die Entscheidungen über die größeren Investitionsprojekte verbleiben 
also auch weiter in Händen des Staates und werden, ebenso wie die Pro-
portionen der gesamten wirtschaftlichen Entwicklung, von der Zentrale 
festgelegt, deren Vorstellungen über das Wirtschaftswachstum durch den 
Plan realisiert werden. Die Stellung der Betriebe scheint zwar eine freiere 
zu sein als in der Sowjetunion, auch das in Aussicht gestellte Mitbestim-
mungsrecht der Belegschaft geht weit über das hinaus, was man sich in 
dieser Hinsicht in der Sowjetunion vorstellen kann. Es scheint aber zu-
nächst mehr ein Versprechen und jedenfalls keine Selbstverwaltung nach 
dem Muster Jugoslawiens zu sein, obwohl gerade in der letzten Zeit, 
wohl ausgelöst durch die Prager Krise, die demokratische Note betont 
wird. Es ist aber nicht daran gedacht, den progressiveren Reformstaaten 
darin zu folgen, daß auch das Marktgeschehen wirtschaftliche Entschei-
dungen mitbeeinflussen soll. 

Ceau~escu sagt vielmehr ausdrücklich: "Die Maßnahmen zur Vervoll-
kommnung der Volkswirtschaftsplanung zielen darauf ab, die Rolle des 
Plans bei der Lenkung sozial-ökonomischer Prozesse unter Berücksich-
tigung der Notwendigkeiten und Möglichkeiten der Wirtschaft sowie der 
Tendenzen der wirtschaftlichen Entwicklung auf Weltebene zu festi-
gen55." Auch die für die Industriezentralen noch verbleibenden Plan-
indizes und verpflichtenden Aufgaben, die ihnen vom Staatsplan vor-
geschrieben werden, stellen - auch wenn materielle Produktionsauf-
lagen eingeschränkt werden sollten - nach wie vor eine strenge Kon-

54 Ceau~escu's Bericht über die Maßnahmen zur Vervollkommnung der 
Leitung und Planung ... , S. 60. 

55 Die Direktiven des Zentralkomitees der Rumänischen Kommunistischen 
Partei zur Vervollkommnung der Leitung und Planung der Volkswirtschaft 
entsprechend den Bedingungen der neuen Etappe der sozialistischen Entwick-
lung Rumäniens. 5. und 6. 10. 1967, Agerpres. 
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trolle über die Betriebstätigkeit dar und legen ihr planmäßiges Vorgehen 
innerhalb der vom Staatsplan festgelegten Wachstumsziele, Proportionen 
und Wirtschaftspolitik fest. 

Die Zentralen werden den Industriebetrieben die sich aus dem Staats-
plan ergebenden verpflichtenden Aufgaben zuteilen, die durch folgende 
Kennziffern charakterisiert werden: 

Bruttoproduktion, Warenproduktion sowie die Produktion in naturaler Aus-
drucksform für eine Reihe von Erzeugnissen 
Volumen der Lieferungen an den "Marktfonds" und für Export 
Haupterzeugnisse, die an andere Betriebe für den "produktiven Konsum" zu 
liefern sind 
Durch den Staatsplan und die Konsumnormen gewährleistete hauptsächliche 
Roh- und Hilfsstoffe aus dem Inland oder Import 
Arbeitsproduktivität 
Gesamtlohnfonds 
Maximale Zahl der Lohnempfänger 
Durchschnittslohn 
Kosten je 1000 Lei Warenproduktion und Gestehungskosten der hauptsäch-
lichen Erzeugnisse 
Volumen der Akkumulation, die angesichts der zur Verfügung stehenden 
fixen und Umlaufsfonds erzielt werden muß 
Volumen der Überweisungen an den Staatshaushalt 
Investitionsvolumen und Liste der Investitionstitel 

Reserviert steht Ceaul?escu auch dem Marktgeschehen gegenüber; 
er anerkennt zwar das Wertgesetz, womit er indirekt die Berücksichti-
gung der Preisbildung nach ökonomischen Kriterien zugesteht, sieht 
auch im Preissystem ökonomische Hebel, so wie sie im Finanzsystem bei 
der Ausnützung von Krediten oder des Gewinnes gegeben sind. Aus-
drücklich wendet er sich aber gegen die Anerkennung der spontanen 
Erscheinungsformen des Wertgesetzes und den Versuch, es ausschließlich 
dem Markt zu überlassen, den gesellschaftlichen Bedarf festzulegen. Das 
hieße "auf einen der wichtigsten Vorzüge der neuen Gesellschaftsord-
nung zu verzichten, auf die bewußte Lenkung der Wirtschaft zum Zweck 
der rationellen Nutzung aller Ressourcen des Landes und der Befriedi-
gung der allgemeine Interessen des Volkes"56. So wird der Markt zwar 
nicht gänzlich ausgeschaltet, spielt aber doch nur eine ganz untergeord-
neteRolle. 

Es findet aber nichtsdestoweniger in Rumänien eine nichtoffizielle 
Diskussion über das Verhältnis zwischen Produzenten und Konsumenten 
statt, also über die Marktbeziehungen57. In dieser Diskussion hieß es z. B., 

66 Ceau~escu's Bericht über die Maßnahmen zur Vervollkommnung der 
Leitung und Planung ... , S. 42. 

57 D. Fundatura: Raporturile dintre plan :;;i piatä. In: Probleme economice, 
1968, Nr. 6, S. 58. Es handelt sich hierbei um die Wiedergabe einer Diskussion 
über die Beziehungen zwischen Plan und Markt, die von der Zeitschrift Pro-
bleme economice veranstaltet wurde und in der hier der Direktor des Ver-
sorgungsamtes der Stadt Bukarest zu Worte kommt. 
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daß es bisher im Sinne eines rein quantitativen Denkens für möglich 
gehalten wurde, das Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage 
durch Pläne zu entscheiden; dadurch wurden qualitative Aspekte auf den 
zweiten Platz verweisen, es kam zur weitergeführten Produktion schlech-
ter Erzeugnisse und zum Festhalten von Produktionsstrukturen, welche 
nicht dem Bedarfe entsprachen. Derartige Auffassungen hätten zur fast 
vollständigen Beseitigung der Rolle des Marktes und seines Einflusses 
auf die Sortimentgestaltung bei der Produktion geführt, was eine Kon-
sequenz des exzessiven Zentralismus gewesen sei, so daß es immer wieder 
zu Versorgungsstörungen kam. 

Dies hinderte aber einen anderen Diskutanten nicht zu behaupten, daß 
das allgemeine ökonomische Denken in Rumänien an der zentralen Pla-
nung festhalte und das Einschmelzen der Marktelemente in den Plan 
fordere. Dies verhindere aber auch das Auftreten einer "loyalen" ökono-
mischen Konkurrenz, deren positive Seiten jedoch wie z. B. bei den In-
vestitionen gefördert werden sollten. 

Die entscheidende Frage für das rumänische Wirtschaftssystem in der 
gegenwärtigen Zeit ist jedoch die Preispolitik. Hier zeigt sich nämlich, 
ob und inwieweit das Marktgeschehen zur Preisbildung herangezogen 
wird. Bisher beschränkte man sich nur darauf, die Preise den Kosten an-
zupassen, und hält dies schon für einen großen Fortschritt58• Die Preis-
bildung nach "ökonomischen Gesichtspunkten", gemeint sind die Selbst-
kosten, ist nach wie vor die Regel. Wenn sie elastischer als bisher ge-
staltet werden soll, so will man dabei nicht auf Markteinflüsse reflektie-
ren, sondern auf veränderte Kosten reagieren, um so Produktionsfort-
schritte zu berücksichtigen. Daher wird zwar auch der Handel reorgani-
siert, bleibt aber im wesentlichen doch so wie bisher ein Versorgungs-
und Verteilungsapparat, in den Stimulantien eingebaut werden. Des-
wegen glaubt man auch, auf die Berücksichtigung der Marktlage bei den 
Investitionsgütern verzichten zu können, würde aber bei ihnen leichter 
Selbstkostenpreise unterbringen als im Kleinhandel, wo aus sozialen 
Gründen kostendeckende Preise nicht erzielt werden können59• 

Man denkt jedoch nicht an den weiteren Schritt, bei der Preisbildung 
auch die Marktelemente zu berücksichtigen. Solange aber die Preisbil-
dung doppelstufig bleibt und bei den Produzentenpreisen nur die 
Kosten berücksichtigt werden, wird das Wirtschaftswachstum von der 
Kostenseite her einseitig nach staatlicher Präferenz bestimmt. Es wird 
nicht jener Zwang zu Investitionen und jener Motor für das Wirtschafts-
wachsturn wirksam, der in der Ausnützung des Gewinnstrebens und der 
Konkurrenz liegt und der nur bei Anerkennung des Marktgeschehens, 
neben zentralen Entscheidungen des Planes, wirken kann. 

58 Bericht Ceau;;escu's, S. 64. 
58 St. Arsene: Unele probleme ale perfectionarii preturilor cu ridicata ~i cu 

amanuntul. In: Probleme economice, 1969, Nr. 2, S. 47. 
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Nach Abschluß dieser Arbeit fand der X. Parteitag der Rumänischen 
Kommunistischen Partei (7. bis 12. 8.1969) statt, auf dem die im Entwurf 
vorliegenden Direktiven für den neuen Fünfjahrplan 1971175 beschlos-
sen wurden. Die formelle Ausarbeitung des neuen Planes ist noch nicht 
veröffentlicht, wohl aber liegt das Plangesetz für das Jahr 1970 vor, das 
zum Teil vom Fünfjahrplan 1966170 abweichende Planzahlen aufstellt. 
überdies fand im Dezember 1969 ein Plenum des ZK statt, auf dem 
Ceau~escu über den Fortgang der Reformbestrebungen sprach und für sie 
auch einige neue Gesichtspunkte brachte. So wird u. a. das Wirtschafts-
vertragsrecht neu geregelt und in den Dienst der Planung gestellt. Für die 
Industriezentralen ist eine Ausweitung der Befugnisse vorgesehen. Es 
wird aber erst jetzt dafür gesorgt, daß sie tatsächlich die Leitung der 
Tätigkeit aller ihnen unterstellten Einheiten übernehmen. Durch die 
übertragung von Leitungsbefugnissen der Ministerien an die Zentralen 
konnte ihr Verwaltungsapparat um 39 v. H. eingeschränkt und damit 
konnten 8500 Posten eingespart werden, aber es gelang nur, eine kleine 
Zahl dieser Kräfte produktiven Einheiten in der Provinz zuzuführen 
- das Problem des Bürokratismus in der Verwaltung konnte also nicht 
gelöst werden. 

Nach wiederholten Klagen Ceau~escus über Mangel an Interesse und 
Information über die Außenhandelstätigkeit, die als "Staatsgeheimnis" 
betrachtet wurde, soll nun eine engere Verbindung zwischen den Finanz-
ergebnissen der Betriebe und ihrer Außenhandelstätigkeit hergestellt 
werden, um die Betriebe an den Devisenergebnissen zu interessieren. 
Ihre Einnahmen und Prämien werden daher von den Ergebnissen des 
Exportes - soweit ein solcher erfolgt - abhängen. Im übrigen bleiben 
aber die Befugnisse des Außenhandelsministeriums aufrechterhalten. 
Auch der Umbau des Lohnsystems soll zu einer Aktivierung des Inter-
esses an den Betrieben führen. Ferner wird die Preispolitik bei Sorti-
menten, die in kleinen Mengen erzeugt werden, elastischer. Für sie kön-
nen die Erzeugerorganisationen selbst den Preis festsetzen, allerdings 
unter Berücksichtigung der Produktionskosten und nur bei beschränkten 
Gewinnen. Aber davon abgesehen, scheut man sich nach wie vor, das 
Gewinnstreben und eine autonome Marktpolitik anzuerkennen. Daher 
bleiben auch in diesem Stadium die rumänischen Reformversuche nur 
sehr begrenzt wirksam und führen nur zu einer "subtilen Annäherung 
an den Markt" (W. Linder)60. 

Immerhin befindet sich im Budgetgesetz 1970 bereits ein wirkliches 
Novum: Es erfolgte gegenüber 1969 eine Kürzung für Einnahmen und 
Ausgaben von je 6 Mrd. Lei, weil eine Umschichtung der Investitions-
finanzierung erfolgt. Den Betrieben verbleiben 1970 34 v. H. ihres Rein-

60 überblick über den neuen Fünfjahrplan: Die Direktiven des X. Parteitages 
(Entwurf), Bukarest, o. J. (1969) und Presseschau Ostwirtschaft 1969/6. 

17 Schriften d. Vereins f. Soclalpol1tik 50/ll 
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gewinnes gegenüber nur 7 v. H. im Jahre 1969 zur Durchführung von 
Investitionen, Erhöhung der Umlaufmittel und zur Bildung des Fonds 
für materiellen Anreiz. Außerdem werden energische Maßnahmen zur 
Liquidierung noch bestehende Betriebsabgänge und die Befreiung der 
Landwirtschaft von bürokratischen Hemmnissen angekündigt. 

Diese hier nur mehr stichwortartig angeführten Neuerungen zeigen, 
daß in Rumänien Reformen etwa jenes Typs angestrebt werden, wie sie 
nun nach Scheitern weiter gesteckter Ziele in d~r CSSR verfolgt werden. 
Aber erst das noch ausstehende Plangesetz wird darüber Aufschluß 
geben könen, ob diese Einzelrnaßnahmen zu einem ganzen System aus-
gebaut werden, für das es in Rumänien noch kaum theoretische Ansätze in 
der Publizistik gibt, und ob man sich mit den durchwegs herabgesetzten 
Zuwachsraten in der kommenden Planperiode begnügen will, und damit 
die Phase des extensiven Wirtschaftswachstums abschließend in eine 
qualitativ anspruchsvollere Phase eintritt. 
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Tabelle 3 

Industrielle Produktionsergebnisse 1968 

v. H. der 1968 in v. H. 
Maßeinheit Produk- Plan- gegenüber: 

tion erfül-
lung 1965 1967 

Roheisen .............. 1 000 Tonnen 2992,0 93,5 148,2 112,18 
Stahl .................. 1 000 Tonnen 4751,0 96,3 138,7 116,2 
darunter: Stahllegie-

rungen .............. 1 000 Tonnen 316,5 103,9 164,2 114,1 
Fertigwalzgut .... . ..... 1 000 Tonnen 3393,4 100,2 144,6 116,7 
Geförderte Kohle ...... 1 000 Tonnen 17020,2 100,8 140,7 113,3 
Gefördertes Rohöl ..... . 1 000 Tonnen 13285,3 100,2 106,7 100,8 
Erdgas ................ Mill. m3 21934,5 100,2 125,7 106,0 
Elektroenergie ..... . ... Mill. kWh 27793,1 100,0 161,4 112,2 
Primäraluminium und 

Aluminiumlegierungen Tonnen 76274 160,4 889,2 144,5 
Werkzeugmaschinen für 

Metallzerspanung .. .. Stück: 11693 106,8 163,2 120,7 
Automationsmittel ... .. MiIl. Lei 511,9 100,4 352,1 175,5 
Diesel- und Elektroloks 

für Hauptlinien .. .. .. Stück: 167 100,6 151,8 125,8 
Lastkraftwagen und 

Zugmaschinen ........ Stück: 25407 103,9 177,6 123,5 
Geländewagen ........ . Stück: 5643 102,0 154,5 100,6 
Traktoren ............. Stück: 21200 100,5 133,0 120,7 
Wälzlager ........ . . . ... 1000 Stück: 20105 100,3 148,1 115,3 
Sodaerzeugnisse ..... .. . Tonnen 754088 97,1 127,4 116,1 
Monohydrierte Schwe-

felsäure .............. Tonnen 772611 96,0 142,6 113,8 
Mineraldünger (100 v. H. 

Reinnährstoff) ........ Tonnen 602548 84,8 205,8 112,2 
Gasruß ................ Tonnen 54873 101,5 149,5 104,6 
Synthesekautschuk . . ... Tonnen 53962 100,4 175,1 105,0 
Kunststoffe ..... . ...... Tonnen 129531 100,4 171,6 120,1 
Chemiefasern und 

-garne .. ............ . Tonnen 53491 97,4 255,3 113,1 
Reifen für Kraftfahr-

zeuge, Traktoren und 
Flugzeuge ...... ..... 1000 Stück: 1828,7 101,6 149,6 110,1 

Papier ....... . ......... Tonnen 380472 97,7 155,9 113,1 
Zement ........ . . .. .... 1 000 Tonnen 7026 100,0 130,0 110,8 
Tafelglas (2 mm Dick:e) 1000m2 28342 100,1 108,0 103,3 
Schnittholz ........ . ... 1000m2 5248 99,3 104,7 98,6 
Möbel .. ............... Mill. Lei 4404 102,3 158,4 114,2 
Webwaren . . ..... .. .... 1000m3 522238 100,3 120,1 104,9 
Wirkwaren ...... .... .. 1000 stück: 104259 100,6 133,9 108,2 

17· 
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Fortsetzung TabelLe 3 

v. H. der 1968 in v. H. 
Maßeinheit Produk- Plan- gegenüber: 

tion erfül-
lung 1965 1967 

Textilkonfektion ....... Mill. Lei 10205 104,8 144,5 105,6 
Schuhwaren ........... 1000 Paar 61515 100,4 144,5 108,8 
Fernsehgeräte .......... 1000 Stück 160,5 100,3 159,5 113,3 
Rundfunkgeräte ........ 1000 Stück 388,2 100,8 120,1 105,7 
Kühlschränke .......... Stück 148330 101,6 118,5 97,2 
Fleisch ................. Tonnen 429098 99,5 136,5 107,5 
Fleischpräparate und 

-konserven .......... Tonnen 105214 104,2 144,8 111,0 
Bier ................... 1000 hl 3515 100,3 131,7 106,0 
Milch (einschließlich Pul-

vermilch) ............ 1000 hl 3879 100,9 143,3 109,1 
Käseerzeugnisse ........ Tonnen 58863 95,1 110,9 110,9 
Butter ................. Tonnen 28572 87,1 131,3 94,8 
Zucker ................ Tonnen 383654 75,5 95,5 86,1 
Speiseöl ............... Tonnen 267840 103,0 155,7 104,8 

QueUe: Kommunique über die Erfüllung des Staatsplans zur Entwicklung der Volks-
wirtschaft der Sozialistischen Republik Rumänien im Jahre 1968. Scinteia, 28. 1. 1969, 
Nr. 7959, S. 1 u. 3. 
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Tabelle 4 

Planziele für die rumänische Industrie nach Zweigen 

Anteil an der industriel-
len Bruttoproduktion jährlicher JO Zu-

in v.H. wachs 1966-1968 
1968 

Ur- Verwirk-sprung- TatsächI. Ur- lichung 1965 liches sprüngl. 
Jahres- Jahres- 5-Jahr- 1966,1967 

ziel d. 5 plan plan Jahres-

JahrpI. plan 1968 

Industrie ingesamt ........ 100 100 100 10,7 11,7 

GruppeA ............... 68 68,7 68,8 11,0 12,1 

_GruppeB ............... 32 31,3 31,2 10,1 10,8 

Elektr.- u. Wärmeenergie .. 2,6 3,2 3,2 19,3 20,0 

Brennstoffe ............... 7,3 6,1 6,1 4,4 5,2 

Eisenschaffende Industrie . 8,4 8,4 8,6 11,2 12,7 

NE-Metallurgie ........... 3,3 3,3 3,4 10,7 12,8 

Maschinenbau ............ 20,9 21,9 22,6 12,2 14,6 

ehern., Zellulose- u. Papier-
industrie ................ 8,3 10,2 10,0 18,2 18,6 

Baustoffe ................. 3,0 2,9 3,0 11,0 12,9 

Holzgewinnung u. -verarb. 8,4 7,3 7,1 5,8 5,5 

Leichtindustrie ............ 14,3 13,6 14,2 9,1 11,6 

Nahrungsrnittelindustrie ... 21,3 20,6 19,4 9,7 8,3 

Quelle: v. RausseT. In: Probleme economice, 1968, Nr. 1, S. 10. 
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Tabelle 5 

tlberblick über die Ergebnisse des rumänischen SeChsjahrplanes (1960/65) 

Sozialprodukta) ............................... . 
Volkseinkommena) ............................ . 
Produktion bei Bauten und Montagen .......... . 
Landwirtschaftliche Bruttoproduktion ......... . 
Außenhandelsvolumen ........................ . 
Investitionsvolumen ........................... . 
Arbeitsproduktivität der Industrie ............. . 
Zahl der Lohnempfänger ...................... . 
Lohnfonds (Lohnsumme) ...................... . 
Reallohn ...................................... . 
Warenabsatz durch den sozialist. Handel ....... . 
Sozial-kulturelle Ausgaben aus dem Staatsbudget 
Gesamte Industrie ............................. . 
Maschinenbau u. metallverarb. Industrie ....... . 
Chemie-, Zellulose- u. Papierindustrie ......... . 
Elektro- und Wärmeenergieerzeugung ......... . 
Eisenschaffende Industrie einsch!. Erzförderung .. 
NE-Metallurgie einsch!. Buntmetallerzförderung . 
Baustoffindustrie .............................. . 
Industrie d. Holzgewinnung u. -verarbeitung ... . 
Leichtindustrie ................................ . 
Nahrungsmittelindustrie ....................... . 

Z-Jahres-
1965 in v. H. zuwachs 

von 1959 1960--1965 

171 
186 
224 
113 
213 
241 
161 
141 
203 
135 
188 
180 
225 
265 
360 
301 
160 
225 
214 
204 
212 
171 

in v.H. 

9,3 
9,1 

2,0 
13,4 
15,8 
8,3 
5,9 

12,5 
5,1 

11,1 
0,3 

11,5 
27,6 
23,8 
0,2 
8,1 

14,5 
13,5 
12,6 
13,4 
9,4 

a) Ohne Leistungen der EigenwirtSchaften (Hofland) für Eigenverbrauch-Produktion 
und Dienstleistungen. 
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Tabelle 6 

Produktions entwicklung 1968 nach Industriezweigen 

Elektro- und Wärmeenergie ......................... . 
Brennstoffe ......................................... . 
Eisenmetallurgie (einschließlich Erzbergbau) ......... . 
Nichteisenmetallurgie (einschließlich Erzbergbau) ..... . 
Maschinenbau und Metallbearbeitung ................ . 
Chemie, Zellulose und Papier ........................ . 

Baustoffe ........................................... . 
Holzgewinnung und -verarbeitung ................... . 
Leichtindustrie ...................................... . 
Nahrungsmittelindustrie ............................. . 

Tabelle 7 

1968 in v. H. 
gegenüber: 

1965 1967 

171,7 114,2 
118,1 106,4 
146,6 115,7 
153,7 112,3 
156,1 116,7 
174,5 116,9 
141,8 118,3 
119,5 106,6 
139,7 108,7 
125,7 105,2 

Allgemeine Indices der Wirtschaftsentwicklung 1968 

Sozialprodukt ....................................... . 
Nationaleinkommen ................................. . 
Bruttoindustrieproduktion ........................... . 
Landwirtschaftliche Bruttoproduktion ................ . 
Investvolumen aus zentralisierten Staatsfonds ........ . 
Produktion bei Bau und Montagen .................. . 
Außenhandelsvolumen ............................... . 
Zahl der Lohnempfänger ............................ . 
Arbeitsproduktivität in der Industrie ................. . 
Warenabsatz durch den sozialistischen Einzelhandel ... . 
Bareinkünfte der Bevölkerung ....................... . 

- Bareinkünfte der Familien der Lohnempfänger .. . 
- Bareinkünfte der Bauernfamilien ............... . 

Sozial-kulturelle Ausgaben aus dem Staatshaushalt ... . 

1968 in v. H. 
gegenüber: 

1965 1967 

130,2 107,5 
126,2 107,0 
141,4 111,6 
112,2 96,4 
144,4 111,1 
153,9 113,2 
139,8 103,5 
111,0 102,1 
126,6 106,8 
128,8 108,8 
131,1 108,0 
133,3 108,0 
125,2 107,9 
133,7 111,0 

QueUe für die Tabellen 6-8: Kommunique über die Pianerfüllung in "Scinteia", 
Nr. 7959 vom 28. 1. 1969. 
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264 Kurt Wessely 

Tabelle 8 

Rumänische industrielle Planziele 1970 

Erzeugnis 

I!:lektroenergie ........... . 
Rohkohle ................ . 
Rohöl .................... . 
Erdgas ................... . 
Stahl insgesamt .......... . 

davon legierte Stähle ... . 
Rohaluminium ........... . 
Traktoren ............... . 
LKW und Sattelschlepper . 
PKW .................... . 
Diesel- u. Elektroloks .... . 
Spanabhebende Werkzeug-

maschinen ............. . 
Elektromotoren mehr als 

0,25kW '" ............. . 
Mineraldünger (100 %) •••• 

Synthesekautschuk ....... . 
Kunststoffe u. -harze ..... . 
Chemiefasern u. -garne ... . 
Reifen ................... . 
Papier ................... . 
Zement .................. . 
Holzspan- u. -faserplatten 
Möbel ................... . 
Rundfunkgeräte ......... . 
Fernsehgeräte ............ . 
Kühlschränke ............ . 
Webwaren insgesamt ..... . 
Wirkwaren insgesamt ..... . 
Schuhwaren insgesamt ... . 
Fleisch .................. . 
Speiseöl ................. . 
Zucker ................... . 

1970 
Maßeinheit 1--.,-----:--,---------:-----1 in v. H. 

1965 1970 von 1965 

Produktion 

Mrd.kWh 
Mill. t 
Mill. t 

Mrd.m3 

1000t 
1000 t 
1000 t 
1000 Stk. 
1000 Stk. 
1000 Stk. 

Stück 

Stück 

MW 
1.000 t 
1.000 t 
1.000 t 
1.000 t 
1000 Stk. 
1000 Stk. 

Mill. t 
1000 t 
Mrd. Lei 
1000 St. 
1000 St. 
1000 St. 

Mill. m 2 

Mill. St. 
Mill. Paar 
1000t 
1000 t 
1000 t 

Ist Plan 

17,2 
12,1 
12,6 
12,9 

3425 

15,8 

110 

33,0- 34,0 
22,3 
13,2 
18,5 

6360 
510-545 

75 
27,5 
35,0- 37,0 

12 
240-260 

6,9 13,5- 14,5 

(12,54) 2500-2700 
293 1300-1328 

60 
75,5 
21,0 

1222 
244 

5,4 
139 

3,0 
323 
to,1 
125 
431 
77,9 
42,6 

308 
172 

402 

220-241,4 
75- 83,5 

2150 
450 
7,5 
580-630 
4,9- 5,1 
450 
270-300 
230-250 
565-571,3 
120-223,7 
61- 63,7 

500-524 
280-295 
600 

194,8 
183,5 
104,8 
143,8 
185,7 

174,1 

227,3 

q>202,9 

q>207,3 
q>448,5 

q>305,6 
q>377,6 

175,9 
184,4 
138,9 

q>435,3 
q> 166,7 

139,3 
282,2 
192,0 

q>131,9 
q> 156,5 
q> 146,5 
q> 166,2 
q>167,2 

149,2 

Quelle: Absolute Angaben 1970: Plangesetz über den Fünfjahrplan; 1965: Effektive 
Produktion laut Statstischem Jahresbericht; Relativzahlen: Eigenberechnung. - Die 
Relativzahlen (PI anzahlen 1970 bezogen auf 1965) weichen von den Angaben der Direk-
tiven ab, da sich diese auf die Planzahlen 1965 und nicht auf die effektive Produktion 
beziehen. Nachträgliche Revision der Planziele blieb unberückSichtigt. vgl. Tab. 2. 
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266 Kurt Wessely 

Tabelle 10 
Gegenüberstellung wirtschaftlicher Zuwadlsraten Rumäniens 

(Planzahlen in Vo Ho) 

Planperiode 

Volkseinkommen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Bruttoindustrieproduktion 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

davon Maschinenbau 000000000000000000000000000000 

Chemische Industrie 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Landwirtschaftliche Bruttoproduktion 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Reallohn 000000000000000000000000000000000000000000 

Außenhandelsvolumen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Investitionen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Produktivität (Industrie) 000000000000000000000000000 

a) Neue Angabe: 

1966/70 

45-47 
66-73 
75 

130 
26-32 
25 
50-55 
66 
40-45 

1971175 

45-50 
50-57 
72-76 
85-92 
28-31 
16-20 
40-45 
52 a) 
37-40 
60-65 
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Wachstums probleme Bulgariens 

Von Dr. Theodor D. Zotschew 

I. Struktur- und systembedingte 
Wachstumsprobleme der bulgarischen Volkswirtschaft 

Mit dem Ausgang des Zweiten Weltkrieges trat eine sowohl tief-
greifende wie allumfassende Zäsur in der Entwicklung des gesamten 
politischen und sozialökonomischen Lebens Bulgariens ein. Aus einer 
konstitutionellen Monarchie mit einem zumindest de jure Mehrparteien-
parlament wurde das 1944 in die sowjetische Einfiußsphäre geratene Land 
in eine kommunistische Volksrepublik mit einem de facto Einparteien-
system umgewandelt. Gänzliche Sozialisierung und Kollektivierung der 
bulgarischen Wirtschaft (der Industrie bis 1948 und der Landwirtschaft 
bis 1957/58), forcierte Industrialisierung und außenwirtschaftliche Um-
orientierung nach den Erfordernissen der angestrebten Integration unter 
den sozialistischen Staaten und insbesondere nach den außenwirtschaft-
lichen Bedürfnissen und Möglichkeiten der Sowjetunion gehen dabei 
Hand in Hand. Das einstige ausgesprochen kleinbäuerliche und wirt-
schaftlich arme Land, in welchem auf die Industrie einschließlich Bau-
wirtschaft (1939) lediglich 27,2 v. H. des Nationaleinkommens entfielen, 
ist auf dem Wege, ein Industrie-Agrarstaat zu werden, in welchem In-
dustrie und Bauwirtschaft bereits mit 58 v. H. (1968) am Nationaleinkom-
men beteiligt sind und dieser Anteil weiter erhöht werden solL Dement-
sprechend treten auch an Stelle der einstigen Exporte von landwirtschaft-
lichen Erzeugnissen, Nahrungsmitteln und Rohstoffen immer stärker 
Industrieexporte, insbesondere Maschinenexporte, in den Vordergrund 
(s. S. 300). 

Im Zuge der Bestrebung, die Industrie rasch auszubauen, ist eine stür-
mische Abwanderung von Arbeitskräften vom flachen Land in die Städte 
und in die Industriezentren ausgelöst worden: Der Anteil der Dorfbevöl-
kerung ist bereits von 77,4 v. H. im Jahre 1939 und 75,5 v. H. im Jahre 
1946 auf 52,9 v. H. im Jahre 1967 zurückgegangen und soll bis 1980 weiter 
auf 49,5 v. H. sinken (s. Tab. 6). Damit sind für Bulgarien alle für die 
Industrieländer typischen Probleme binnen kurzer Zeit vollauf akut ge-
worden!. 

1 Siehe hierüber: Th. Zotschew, Spezielle Aspekte der Wirtschafts- und 
Sozialentwicklung seit der Jahrhundertwende in Bulgarien. In: Südosteuropa-
Jahrbuch, Bd. 10 (1969), im Druck. 
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268 Theodor D. Zotschew 

Bulgarien sieht sich zunächst einem in mehrfacher Hinsicht gewaltig 
gestiegenen Kapitalbedarf gegenübergestellt, nämlich: 

a) Kapitalbedarf für die Erschließung der einheimischen Ressourcen 
und für den Aufbau einer bodenständigen Industrie; 

b) Kapitalbedarf für die Technisierung und Modernisierung der kollek-
tiven Landwirtschaft, damit Arbeitskräfte für die Industrie freigestellt 
und die landwirtschaftliche Produktions- und Produktivitätsleistung 
den Bedürfnissen einer Volkswirtschaft von industrieller Struktur an-
gepaßt werden können; 

c) Kapitalbedarf für den Bau von Wohnhäusern und von kommunalen 
und sozialen Einrichtungen, insbesondere in den sprunghaft wachsen-
den Städten und Industriezentren; 

d) Kapitalbedarf für die Bewältigung aller Bildungs- und Ausbildungs-
sowie Umerziehungsprobleme, welche die forcierte Industrialisierung 
und die neue Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur mit sich bringen. 

Es versteht sich, daß im Rahmen dieses Beitrags die menschliche, die 
psychologische und die moralische Seite des eingetretenen sozialökonomi-
schen Wandels in Bulgarien unberücksichtigt bleiben muß. Bei einem 
Land von ausgesprochen agrarbetonter Struktur mit bodenverwurzelten, 
selbständigen und individualistisch eingestellten Kleinbauern ergeben 
sich aus dem überaus schnellen Umbruch zu einer industriell durchdrun-
genen sozialistischen Gesellschaft zweifelsohne Spannungen und Schwie-
rigkeiten, die maßgebend das Wirtschaftswachstum zumindest in der Über-
gangszeit mitbestimmen. Auch auf diese Spannungen und Schwierig-
keiten kann hier nur hingewiesen werden. Auf lange Sicht betrachtet, ist 
durch den vorgenannten Umbruch nicht nur die sozial-ökonomische und 
die demographische, sondern weitgehend auch die biologische Entwick-
lung der bulgarischen Bevölkerung betroffen worden. Die hieraus resul-
tierenden schwerwiegenden Wachstumsprobleme für die bulgarische 
Volkswirtschaft können nur kurz gestreift werden. 

Die Wachstumsprobleme der bulgarischen Volkswirtschaft sind infolge-
dessen zugleich sowohl struktur- als auch systembedingter Natur2• 

11. Wirtschaftswachstum und sozial-
ökonomischer Strukturwandel in ihrer Interdependenz 

1. Nationaleinkommen und gesellscl1aftlicl1es Gesamtprodukt 

Wenn man unterstellt, daß das Nationaleinkommen und darüber hin-
aus das gesellschaftliche Gesamtprodukt eines Landes der richtige Grad-

2 Über die Wirtschaftsentwicklung der Volksrepublik Bulgarien nach dem 
Zweiten Weltkrieg siehe den gleichnamigen Beitrag von D. WassiZev, in: 
"Weltwirtschaftliches Archiv", Bd. 99 (1967), H. 1, S. 138-171. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-42285-2 | Generated on 2025-08-26 06:29:29



Wachstumsprobleme Bulgariens 269 

Tabelle 1 

Gesellschaftliches Gesamtprodukt und Nationaleinkommen Bulgariensa) 

1927-1980 

Indexzahlen (1939 = 100) Jahreszuwachsraten 
gegenüber d. Vorjahr (v.H.) 

National- National-
Jahr Gesell- einkommen Gesell- einkommen 

schaftliches schaftliches 
Gesamt- insge- jeKopf Gesamt- insge- I je Kopf 
produkt der Be- produkt der Be-samt völkerung samt völkerung 

1927 66 75 
1939 100 100 100 
1948 123 101 89 
1952 184 140 121 
1956 251 179 149 5,5 . 
1957 282 203 167 12,3 13,4 12,1 
1958 311 217 177 12,3 6,9 6,0 
1959 371 264 213 19,3 21,7 20,4 
1960 412 282 226 12,1 6,1 6,1 
1961 433 290 230 5,1 2,8 1,8 
1962 473 308 242 9,2 6,3 5,2 
1963 512 332 258 8,2 7,8 6,6 
1964 564 364 282 10,1 9,6 9,3 
1965 621 390 299 10,1 7,1 6,0 
1966 693 433 330 11,6 11,0 10,4 
1967 771 874 359 11,2 9,5 8,8 
1968 837 503 378 8,6 6,1 5,3 
1980b) 2182 1297 868 

a) Nach der bulgarischen Berechnungsmethode entstehen das gesellschaftliche Ge-
samtprodukt und das Nationaleinkommen in der materiellen Sphäre der Produktion; 
diese umfaßt vor allem: Industrie, Land- und Forstwirtschaft, Bauwirtschaft, Trans-
port, Nachrichtenwesen, Waren umsatz, Andere. 

Bei "Transport" und "Nachrichtenwesen" werden nur die Leistungen im Gütertrans-
port berücksichtigt. Zu "Andere" gehören: Sammeln von wilden Früchten; Holz- und 
Materialgewinnung der Bevölkerung; Jagd und Fischfang aus Liebhaberei; Hausver-
arbeitung von Milch und Trauben; VerlagstätIgkeit; FUmstudios; Auswertung von 
Abfällen. 

b) Plan. 

QueUe: Statisti(!eski godisnik na NR BäIgaria 1968, S.100. - "Planovo stopanstvo i 
statistika". Sofia, god. XVII (1962), H. 9, S. 32 - "Statisti/!eski izvestia", Sofia 1969, 
Nr.7, S.54. 
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270 Theodor D. Zotschew 

messer für die Entwicklung seiner Volkswirtschaft seien, dann zeichnet 
sich die bulgarische Volkswirtschaft nach dem Zweiten Weltkrieg dies-
bezüglich durch eine stetige Aufwärtstendenz aus. 

Das verhältnismäßig niedrige Ausgangsniveau der Produktion im ge-
werblichen wie im landwirtschaftlichen Sektor, die allgemein geringe 
Arbeitsproduktivität, die schwankenden Ernteergebnisse und die In-
betriebnahme von neuen Bergbau- und Industrieunternehmungen haben 
dem bisherigen Rhythmus der wirtschaftlichen Entwicklung Bulgariens 
ein besonderes Gepräge gegeben. Gemeint sind vor allem die von Jahr 
zu Jahr sehr unterschiedlichen und stellenweise sehr hohen Zuwachs-
raten des gesellschaftlichen Gesamtprodukts und des Nationaleinkom-
mens (siehe Tab. 1). 

Die Tatsache, daß der Vierte Fünfjahresplan 1961 bis 1965 eine Zu-
nahme des Nationaleinkommens um 60 v. H. vorsah, in Wirklichkeit je-
doch nur 38,3 v. H. erreicht wurden, zeigt, daß die Realisierbarkeit aller 
weiteren Pläne Bulgariens in hohem Maße davon abhängen wird: 

1. Ob die Methoden der Planung und Leitung der Wirtschaft künftig 
effizienter als bisher gemacht werden; 

2. ob zusätzliche Kapitalquellen für Investitionen erschlossen werden 
und vor allem, 

3. ob eine namhafte Steigerung der Arbeitsproduktivität eintreten 
wird. 

Zweifelsohne hat Bulgarien in den vergangenen zwanzig Jahren 
Wachstumsraten in seiner Wirtschaft erlangt, die einzigartig in der neue-
ren Wirtschaftsgeschichte des Landes sind. In dieser Zeit wurde das ge-
sellschaftliche Bruttoprodukt rund verachtfacht, das Nationaleinkommen 
verfünffacht bzw. je Kopf der Bevölkerung fast vervierfacht. 

Der entscheidende Anteil an dieser Entwicklung fällt dem starken Aus-
bau der Industrie und der Industrieproduktion zu. Nach einer Verzwan-
zigfachung der Industrieproduktion und bei einer Verdoppelung der land-
wirtschaftlichen Produktion während der vergangenen zwanzig Jahre ist 
Bulgarien auf dem Wege, die Struktur eines Industrie-Agrar-Landes 
einzunehmen, eine wahrhaft kurze Zeitspanne für eine so tiefgreifende 
Wandlung in Wirtschaft und Gesellschaft eines bis 1945 typisch klein-
bäuerlichen Landes. 

Wirtschaftliches Wachstum und Vermehrung der volkswirtschaftlichen 
Grundfonds (produktive und nichtproduktive Anlagen und Reserven) 
gehen Hand in Hand bzw. bedingen sich gegenseitig: Wachsendes Natio-
naleinkommen setzte ebenso die Erweiterung der produktiven Grund-
fonds voraus, wie sie auch die letzteren ermöglicht, und umgekehrt. Ent-
sprechend dem Ziel der bulgarischen Wirtschaftspolitik, die Industrie mit 
Vorrang auszubauen, wurden auch die industriellen Produktions- und 
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Wachstumsprobleme Bulgariens 271 

Tabelle 2 

Struktur des Nationaleinkommensa) Bulgariens nadI Entstebungsbereichen 
1939-1980 (in v.H.) 

Land-
Jahr Industrie Bauwirt- wirtschaft, Andere Insgesamt schaft Forst- Zweige 

wirtschaft 

1939 24,3 2,9 55,9 16,9 100,0 
1948 30,2 5,2 51,4 13,2 100,0 
1956 36,6 7,9 31,7 23,8 100,0 
1960 46,0 7,0 32,0 15,0 100,0 
1965 45,0 7,0 34,0 14,0 100,0 
1968 49,0 9,0 26,0 16,0 100,0 
1970b) 52,0 27,9 20,1 100,0 
1980b) 66,0 13,4 20,6 100,0 

a) Siehe hierüber Anmerkung a In Tabelle 1. - b) Plan. 
Que!!en: P. Sapkarev, Tempove i proporcll v razvitleto na narodnoto stopanstvo na 

Narodna Republica Bälgaria. In: Petnadeset godlni soclalisti~esko stroitelstvo. Sbor-
nik. Sofia 1959, S. 197 (Zahlen für 1939). - St. Stanev, Nacionalnijat dochod i zlsnenoto 
ravnillte v NR Bälgaria. Sofia 1966, S. 22 (Zahlen für 1948, 1956). - "Ikonomi~eska 
misä", Sofia, god. VII (1962), H.8, S.47 (Zahlen für 1980). - "Rabotni~esko delo", Sofia, 
vom 14. 2. 1965 (Beilage S. 7) und vom 15. 11. 1966 (Zahlen für 1970). - Statisti~eskl 
godisnik na NR Bälgaria 1968, S.101 (Zahlen für 1960, 1965). - "Statisti~eski izvestia", 
1969, Nr. 7, S.55 (Zahlen für 1968). 

Grundfonds am stärksten ausgeweitet: von 1952 bis 1968 auf das 7,7fache, 
nämlich von 1,12 auf 8,52 Mrd. Leva. Den starken Abfluß von Arbeits-
kräften aus der Landwirtschaft und den betrieblichen Zusammenschluß 
der einstigen stark zersplitterten kleinbäuerlichen Betriebe zu groß-
betrieblichen Produktionsgenossenschaften mit der damit verbundenen 
Notwendigkeit, die Landwirtschaft zu mechanisieren und zu moderni-
sieren, hat man insoweit zu berücksichtigen versucht, als die Grundfonds 
in der Landwirtschaft von 1952 bis 1968 verdreifacht wurden - von 1,25 
auf 3,81 Mrd. Leva (alles in Beschaffungspreisen). 

In den ersten zwei Jahrzehnten des sozialistischen Aufbaus der bulga-
rischen Volkswirtschaft lagen die Akzente in erster Linie auf der Er-
höhung derjenigen Grundfonds, welche unmittelbar in der materiellen 
Güterproduktion eingesetzt werden. Investitionen für die Verbesserung 
und Anpassung der Infrastruktur und der nichtproduktiven Grundfonds, 
allem voran des Wohnungsbaus, sind in dieser Zeit jedoch stark vernach-
lässigt worden (siehe Tab. 3 auf S. 275). 

Entscheidend für das Wirtschaftswachstum eines Landes ist derjenige 
Teil des Nationaleinkommens, der in Form von Kapital abgezweigt (nach 
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der sowjetischen politökonomischen Terminologie: akkumuliert) und wei-
ter für produktive Zwecke in der Wirtschaft investiert wird. Die Auftei-
lung des Nationaleinkommens für Zwecke des Verbrauchs der Bevölke-
rung und für Zwecke der Kapitalakkumulation und die Proportion zwi-
schen den beiden Verwendungsbereichen hängen in erster Linie von der 
Einkommenshöhe, vom Stadium der wirtschaftlichen Entwicklung, von 
den Zielen der Wirtschaftspolitik und von der wirtschaftlichen bzw. 
arbeits- und erwerbsmäßigen Gesinnung der Menschen in einem Lande 
ab. 

Auf die bulgarischen Verhältnisse übertragen bedeutet dies: 

Die Wirtschaftspolitik des Landes ist ausgerichtet auf eine beschleu-
nigte Industrialisierung, verbunden mit hohem Kapitalaufwand; für die-
sen Zweck muß von einem niedrigen Nationaleinkommen eine hohe Ak-
kumulationsrate aufgebracht werden. Das ist nur durch drastische Ein-
engung bzw. nur bei langsamer Steigerung des Verbrauchs möglich; bei 
der wirtschaftlichen und erwerbsmäßigen Gesinnung der bulgarischen 
Menschen ist man im allgemeinen zu Mehrarbeit und ebenso zu gewissen-
hafterer Arbeit nur bei besserer Bezahlung bereit. Bessere Bezahlung, 
d. h. höherer und steigender privater Verbrauch und somit wachsender 
Lebensstandard, kollidieren jedoch mit der hohen Akkumulationsrate, 
welcher im Rahmen der Industrialisierungspolitik des Staates immer der 
Vorrang gewährt wird; und damit schafft man eine Art von circulus 
vitiosus: die hohe Akkumulationsrate hat einen niedrigen Anteil des 
Verbrauchs am Nationaleinkommen zur Folge; der niedrige Verbrauch, 
d. h. die niedrigen Löhne, stimulieren ihrerseits die Arbeitsleistung nicht 
genügend; die daraus resultierende niedrige Arbeitsleistung läßt wieder-
um eine nur langsame Steigerung des Nationaleinkommens zu usf. Mit 
den im Jahre 1966 verkündeten und bis dahin praktisch ausprobierten 
Reformmaßnahmen soll nun dieser magische Kreis endgültig gesprengt 
werden. 

2. Kapitalakkumulation, Investitionen und Verbraudl 

Charakteristisch für die wirtschaftliche Entwicklung Bulgariens zwi-
schen den beiden Weltkriegen war der allgemeine Kapitalmangel als 
Folge 

der ständig wachsenden Bevölkerung, 
der niedrigen Leistung und Produktivität der zersplitterten kleinbäuer-

lichen Landwirtschaft, 

der offenen wie vor allem der versteckten Arbeitslosigkeit auf dem 
flachen Lande, 

des niedrigen Einkommens und damit der geringen Sparquote. 
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Die Kapitalinvestitionen bewegten sich entsprechend zwischen 3,8 v. H. 
(1931) und 5,7 v. H. (1940)3. 

Ein Teil des Kapitalbedarfs konnte zwar durch den Zustrom von Aus-
landskapital gedeckt werden, doch suchten die ausländischen Kapital-
geber verständlicherweise Anlagemöglichkeiten hauptsächlich in den 
sicheren und lukrativen Bereichen der Wirtschaft. Von dem in Form von 
Aktiengesellschaften investierten Kapital in Bulgarien befanden sich 
1930: 46,7 v. H., 1937: 40,2 v. H. und 1943: 24,1 v. H. in ausländischen 
Händen4• Fast die gesamte Zuckerindustrie, drei Viertel der Zement- und 
Baustoffindustrie und bis zu je zwei Drittel der Zigarettenindustrie, der 
Nahrungsmittelindustrie und der Elektrizitätsgewinnung befanden sich 
in ausländischen Händen. Ohne auf die Rolle des Auslandskapitals für die 
wirtschaftliche Entwicklung Bulgariens näher einzugehen, darf hier zu-
mindest darauf hingewiesen werden, daß, bedingt durch die Enge des 
Inlandsmarktes und durch die Konkurrenz des Auslands, selbst hohe 
Prohibitivzölle nicht in der Lage wären, Auslandskapital in größerem 
Umfang und vor allem für Investitionsobjekte heranzuziehen, die direkt 
eine geringe Rendite gewähren, indirekt jedoch eine multiple Wirkung 
auf das Wachstum der Wirtschaft auslösen. 

Die entscheidende Wende trat hier mit der Sozialisierung der Wirt-
schaft nach dem Zweiten Weltkrieg und mit der Konzentration der wirt-
schaftlichen Ressourcen und der Entscheidungsgewalt in den Händen des 
Staates ein. Die Ausweitung der wirtschaftlichen Grundfonds und die 
Steigerung des gesellschaftlichen Gesamtprodukts und des Nationalein-
kommens Bulgariens nach 1948 sind ermöglicht worden: 

a) durch eine außerordentlich hohe Akkumulationsrate bei entspre-
chend niedrigerer Verbrauchsquote und durch hohe Investitionen ins-
besondere im produktiven Sektor der Wirtschaft; 

b) durch Schaffung von Arbeitsplätzen im gewerblichen Sektor und 
überführung der Arbeitskräfte von der Landwirtschaft insbesondere 
in die Industrie; 

c) durch Erhöhung der durchschnittlichen Arbeitsproduktivität. 

Was die Auf teilung des Nationaleinkommens nach den zwei Hauptver-
wendungsbereichen: Akkumulation und Verbrauch anbetrifft, so steht 
Bulgarien unter den sozialistischen Staaten mit einer Akkumulations-
rate von stellenweise 30 v. H. des Nationaleinkommens und darüber mit 
an erster Stelle. Weil in Bulgarien auch der weitaus größte Teil der dem 
Akkumulationsfonds zugeflossenen Mittel hauptsächlich in die Produk-

3 I. Stefanov, Socialisticeskoto natrupvane i kapitalovlozenijata v NR Bäl-
garia. In: Petnadeset godini socialisticesko stroitelstvo. Sofia 1959, S. 137. 

4 A. Cakalov, Formi, razmer i dejnost na cuZdija kapital v Bälgaria 1878-
1944. Sofia 1962, S. 128. - Siehe außerdem: P. Aladjoff, Das Auslandskapital 
in Bulgarien. Berlin 1942 (Diss.). 

18 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 50/II 
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tionsmittel produzierenden Bereiche der Wirtschaft investiert wird, zweigt 
das Land unbestritten auch die höchste Quote seines Nationaleinkommens 
für die Erweiterung des Produktionsmittelapparats ab. 

Anteil der Investitionen am Nationaleinkommen 1965 (in v.H.)a) 

davon: 
Gesamt- Investi-

Länder investi- tionen für 
tionen produktive 

Zwecke 

Bulgarien ..................................... . 30,9 25,2b) 

Polen ......................................... . 27,6 21,1 

Tschechoslowakei ............................. . 27,0 20,Ob) 

Ungarn ....................................... . 25,3 21,Ob) 

Sowjetunion .................................. . 23,9 16,4 

DDR ......................................... . 23,1 

Rumänien .................................... . 11,0 9,5 

a) Es handelt sich um den Anteil der Investitionen zu Planpreisen am Volkseinkom-
men. Weil die PlanpreIse für Investitionsmittel in den sozialistischen Ländern 1m all-
gemeinen niedrig bemessen werden, müßten die Anteile der Investitionen zu Faktor-
kosten höher liegen. 

b) 1964. 

Quelle: ECE, Economic Bulletin for Europe, Vol. 18 (1966), Nr. 1, S. 59, 60. 

Für den Verbrauch der Bevölkerung verbleiben vom Nationaleinkom-
men bis zu 70 v. H. und wenig darüber, wovon 5 bis 7 v. H. auf den kollek-
tiven Verbrauch entfallen. 

Verwendung des Nationaleinkommens in Bulgarien 

Akkumulation ..... . 
Verbrauch ......... . 

davon Kollektiv .. 

a) Plan. 

1960 

27,5 
72,5 
6,5 

1966 

34,2 
65,8 
6,3 

1968 

32,2 
67,8 
6,7 

Quelle: "Statistleeski izvestla", 1969, Nr. 7, S. 55. 

1970a) 

27,2 
72,8 

1975a) 

26,8 
73,2 

1980a) 

27,0 
73,0 

Die Bemühungen um den beschleunigten Ausbau der Industrie kom-
men darin zum Ausdruck, daß der größte Teil der Kapitalinvestitionen 
(z. B. 1967: 2,71 Mrd. Leva) diesem Bereich der Wirtschaft zufließt 
(1,46 Mrd. Leva = 53,8 v. H.). Auch künftig soll mindestens die Hälfte des 
Investitionsaufwands für die Industrialisierung eingesetzt werden. Die 
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bereitgestellten Investitionsmittel für die Landwirtschaft sind bedeu-
tend geringer; wenn man von einzelnen Jahren absieht, betragen sie im 
allgemeinen zwei Fünftel der Mittel für die Industrie. 

Tabelle 3 

Kapitalinvestitionen in Bulgarien nach Verwendungsbereichen 
1949-1970 (in v.H.) 

1949 1952 1956 1960 1965 1967 

Industrie ........ 38,5 40,6 43,7 39,1 49,5 49,0 

Bauwirtschaft .... 2,5 1,8 0,6 1,8 3,1 4,1 

Landwirtschaft, } 
Forstwirtschaft 15,6 17,3 27,2 33,9 21,7 18,3 

Transport- und 
N achrichtenwesen 22,0 12,9 8,2 6,7 7,4 10,9 

Wohnungsbau ... 1,6 2,2 3,1 1,7 2,6 2,6 

Andere .......... 19,8 25,2 17,2 16,8 15,7 15,1 

Insgesamt ....... 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

1966-
1970 

(Plan) 

50,9 

19,7 

9,3 

8,3a) 

11,8 

100,0 

(in Mill. Leva) ... (296,6) (471,9) (548,1) (1191,5) (1793,3) (2744,0) (21 600,0) 

(Index 1949 = 100) (100,0) (157,7) (195,7) (443,2) (673,1) (1028,0) 

a) Einsehl. Bauwirtsehaft. 
QueHe: Statist1~eski godisnik na NR Bälgaria 1968, S. 234. - "Robotni~esko delo" vom 

30. 7. 1966. 

Getreu dem im Marxismus-Leninismus verankerten Grundsatz der vor-
rangigen Förderung der Grundstoff-, Schwer- und Produktionsmittel-
industrie (sog. Gruppe "AU) in der sozialistischen Wirtschaft wurden auch 
in Bulgarien stets vier Fünftel und mehr der Industrieinvestitionen die-
sem Sektor zugeführt. Der auffallend hohe Anteil der Investitionen für 
die Produktionsmittelindustrie in Bulgarien ist aber auch damit zu er-
klären, daß das Land vor dem Kriege nicht einmal über die bescheiden-
sten Ansätze einer schwerindustrielIen Produktion verfügte, wenn man 
von der unbedeutenden Förderung von 2,2 Mill. t Kohle (1939) absieht. 
Die Phase der absoluten Bevorzugung der Produktionsmittelindustrie ist 
noch bei weitem nicht abgeschlossen, obwohl inzwischen vor allem mit 
Rücksicht auf die Erfordernisse des Außenhandels und namentlich des 
Exports auch bedeutende Mittel für den Ausbau und für die Modernisie-
rung einiger Zweige der exportorientierten Nahrungs- und Genußmittel-
industrie bereitgestellt werden. 

18· 
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Tabelle 4 

Kapitalinvestitionen in der bulgarischen Industrie nach "A" und "B" 
1949-1967 

in Mill. Lewa in v.H. 

Jahr 
Gruppe I Gruppe Industrie Gruppe Gruppe Industrie 

"Au "B" insgesamt A" B" insgesamt " " 
1949 90,2 24,5 114,7 78,6 21,4 100,0 

1952 161,5 30,1 191,6 84,3 15,7 100,0 

1956 216,6 23,2 239,8 90,3 9,7 100,0 

1960 370,9 95,4 466,3 79,6 20,4 100,0 

1965 758,5 129,6 888,1 85,4 14,6 100,0 

1966 898,8 173,0 1 071,8 83,9 16,1 100,0 

1967 1128,2 218,1 1 346,3 83,8 16,2 100,0 

QueUe: statistH!eski godi~nik na NR BäIgaria 1968, S.235. 

Tabelle 5 

Die Investitionen Bulgariens nach Art der Leistungen 1963-1967 

in Mill. Leva inv.H. 

1963 I 1965 I 1967 1963 I 1965 1967 

1. Importierte Maschinen und 
Ausrüstungen ••••••••••• o. 368,1 423,1 818,4 24,4 23,6 29,8 

2. Einheimische Maschinen 
und Ausrüstungen ......... 173,9 226,0 341,1 11,6 12,6 12,4 

1. + 2. Maschinen und Aus-
rüstungen insgesamt ....... 542,0 649,1 1159,5 36,0 36,2 42,2 

3. Bau- und Montagearbeiten . 787,2 909,6 1280,9 52,3 50,7 46,7 

4. Andere Leistungen ........ 176,5 234,6 303,6 11,7 13,1 11,1 

1. - 4. Investitionen insgesamt 1505,7 1 793,312744,0 100,0 100,0 I 100,0 

QueUe: statisW!eski god~nik na NR Bälgaria 1968, S.233. 
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Die Schaffung einer eigenen Basis für den industriellen Aufbau setzte 
und setzt weiterhin voraus, daß der größte Teil der Investitionen für den 
Ausbau der Energie-, Brennstoff- und Metallgewinnung eingesetzt wird. 
Diesen drei Industriebereichen fließt bereits über die Hälfte aller In-
dustrieinvestitionen zu, und ihr Anteil sowie der Anteil der Chemischen 
Industrie dürfte weiterhin steigen. Dies geht aus dem Investitionspro-
gramm für 1966 bis 1970 hervor5: 

Mill. Leva v.H. 

Chemische Industrie .................................. . 1270 11,0 
Energetische Industrie ................................. . 990 8,5 
Maschinenbau ........................................ . 850 7,3 
Metallurgie ........................................... . 840 7,3 
Andere Industrien .................................... . 1950 16,8 

Industrie insgesamt ................................... . 5900 50,9 

Landwirtschaft ....................................... . 2280 19,6 
Verkehrswesen ....................................... . 900 7,8 
Nachrichtenwesen ..................................... . 108 0,9 
Wohnungsbau ........................................ . 960 8,3 
Kommunale und soziale Einrichtungen ................ . 390 3,4 
Andere ............................................... . 1062 9,1 

Gesamtinvestitionen .................................. . 116006 100,0 

Die starke Investitionstätigkeit in Bulgarien hat zur Folge, daß ein 
Großteil der benötigten Investitionseinrichtungen aus dem Ausland im-
portiert werden muß und damit der wirtschaftliche Aufbau und die Inten-
sivierung des Außenhandels Hand in Hand gehen. Mit der fortschreiten-
den Entwicklung der eigenen Industrie nimmt dabei, wenn auch nur lang-
sam, der Anteil der investierten Maschinen aus eigener Produktion von 
Jahr zu Jahr zu (siehe Tab. 5). 

Die Beibehaltung einer hohen Akkumulationsrate und einer hohen 
Investitionsquote im Produktionsmittelsektor läßt keine übermäßig 
starke und schnelle Zunahme des Verbrauchs der Bevölkerung zu. Im 
Fünfjahresplan 1966 bis 1970 ist eine Steigerung 

des Realeinkommens der Arbeiter und Angestellten ..... um 25 bis 30 v. H. 
des Realeinkommens der Beschäftigten 

in der Landwirtschaft ............................... um 30 v. H. 
des Warenumsatzes im Kleinhandel ................... um 40 v. H. 
bzw. des Verbraucherfonds jährlich ..................... um 7,4 v. H. 

vorgesehen. 

5 "Rabotnicesko delo" vom 30. 7. 1966. 
6 Im Programmentwurf werden 11,6 bis 11,8 Mrd. Leva für Investitionen 

vorgesehen, im Gesetz zum Fünften Fünfjahresplan 1966-1970 werden 13 Mrd. 
Leva genannt ("Rabotnicesko delo" vom 18. 12. 1966). 
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In Anbetracht des verhältnismäßig niedrigen Niveaus des Verbrauchs 
bedeuten diese Steigerungssätze eine - relativ gesehen - beachtliche 
Verbesserung des Lebensstandards der Bevölkerung. Bulgarien befindet 
sich jedoch weiterhin und wie in den vergangenen zwei Jahrzehnten in-
mitten des Aufbaus seiner Industrie und seiner Volkswirtschaft. Ohne 
erhöhte Anstrengungen und ohne Niedrighaltung des privaten Ver-
brauchs kann ein solches Vorhaben nicht verwirklicht werden. Mit dem 
Hinweis darauf, daß der Kalorienverbrauch in Bulgarien an Nahrungs-
mitteln tierischen Ursprungs 14,7 v. H. des gesamten Kalorienverbrauchs 
beträgt und damit erst die Hälfte des wissenschaftlich als notwendig 
erachteten Verbrauchs von 29,3 v. H. erreicht worden ist, hat der bulga-
rische Autor Nikiforov7 eine zutreffende Aussage über den Verbrauch 
und darüber hinaus über das Stadium der Entwicklung der bulgarischen 
Volkswirtschaft gemacht. Anderseits erfreut sich Bulgarien in bestimm-
ten Sparten eines höheren Lebensstandards als einige seiner südosteuro-
päischen Nachbarländer. Was speziell den Verbrauch von veredelten 
Nahrungsmitteln und namentlich von Fleisch betrifft, so lag und liegt der 
Fleischverbrauch in Bulgarien je Kopf der Bevölkerung unter dem Ver-
brauch in den meisten anderen europäischen sozialistischen Ländern; er 
betrug 1960: 46 v. H. des Verbrauchs in der Sowjetunion, 69 v. H. des 
Verbrauchs in Polen und 51 v. H. des Verbrauchs in der Tschechoslowakei. 
Ähnlich verhält es sich mit dem Verbrauch von Eiern, Milch, Zucker u. a. 
Erzeugnissen des gehobenen Bedarfs8• Der Fleischverbrauch je Kopf der 
Bevölkerung in Bulgarien von 41,9 kg im Jahre 1968 machte z. B. 59,5 v. H. 
des Verbrauchs in der Bundesrepublik Deutschland (70,4 kg) aus. 

Bei der geplanten Erhöhung des privaten Verbrauchs bis 1970 ist zu-
gleich auch eine Verbesserung der Verbrauchsstruktur vorgesehen mit 
dem Ziel, sich den Verbrauchsverhältnissen in den wirtschaftlich ent-
wickelten Ländern anzunähern: 

Struktur des Verbrauchs in Bulgarien9 

1965 1970 (Plan) 

Ernährung ...................................... . 52,4 47,1 
Bekleidung; Schuhwerk ......................... . 15,7 14,8 
Hauseinrichtungen; Bildung, Kultur ...... " ...... . 27,0 32,8 
Andere ......................................... . 4,9 5,3 

Insgesamt ...................................... . 100,0 100,0 

7 V. Nikiforov, Problemi na ekonomiceskija rastez v Bälgaria. Sofia 1965, 
S. 126, 127. 

8 "Ikonomiceska misäl", god. IX (1964), H. 7, S. 67. 
• "Rabotnicesko delo" vom 15. 11. 1966. 
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3. Sozialökonomischer Strukturwandel 

a) Demographische und infrastruktureLle Probleme 

Rückblickend auf die vergangenen zwanzig Jahre darf festgestellt wer-
den, daß die Urbanisierung der Bevölkerung in Bulgarien in einem Tempo 
und in einem Ausmaß erfolgt ist, die ohne Beispiel in der jüngeren Ge-
schichte Europas und der Welt sind. Der Drang der Bulgaren und insbe-
sonderen der jungen Menschen vom Lande, in die Stadt zu ziehen, ist 
immer sehr groß gewesen, nur der Mangel an Beschäftigungsmöglich-
keiten in den Städten hat früher eine Massenabwanderung verhindert. 
Mit dem Anlaufen der ersten Pläne zum Aufbau der Industrie nach dem 
Zweiten Weltkrieg änderte sich die Situation jedoch grundlegend. Als 
einige Jahre später noch die Kollektivierung der Landwirtschaft hinzu-
kam, ergoß sich binnen kurzer Zeit ein Menschenstrom in die Städte, wo-
durch das Land ein völlig neues demographisches Strukturbild bekommen 
hat. 

Tabelle 6 

Die Bevölkerung Bulgariens in Stadt und Land 
1939-1980 

1.980.: 

+ Zunahme 
1939 1946 1967 - Abnahme 

1946-1967 1946-1980 

in 1000 
I 

Stadt ............... 1422 1719 3989 4800 + 2270 

I 
+ 3081 

Land ............... 4873 5281 4321 I 4700 - 960 - 581 

Insgesamt .......... 6295 7000 8310 9500 + 1310 + 2500 

in v.H. 

Stadt ............... 22,6 24,5 48,0 50,5 

Land ............... 77,4 75.5 52,0 49.5 

Insgesamt .......... 100,0 100,0 1100.0 1100,0 

a) Voraussichtlich. 
QueUe: Statistii!eski godisnik na NR Balgaria 1968, S.22, 23. - "Ikonomii!eska mislll", 

god. VI (1961), Nr. 10, S. 57. - "Rabotnii!esko delo" vom 17. 11. 1962. 

Das Ausmaß der bisherigen Abwanderung von Menschen vom flachen 
Land in die Städte in Bulgarien wird vollauf erfaßt, wenn berücksichtigt 
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wird, daß sich die Zunahme der städtischen Bevölkerung von 1946 bis 1967 
von 2 270 200 Menschen folgendermaßen zusammensetzt: 

597 237 natürlicher Zuwachs der städtischen Bevölkerung selbst und 
1 672 963 effektive Zuwanderer vom flachen Land. 

Industrialisierung, Urbanisierung und Rückgang der Geburtenhäufig-
keit gehen auch in Bulgarien, wie in allen dieses Stadium durchmachen-
den Ländern, zusammen. Wenn Bulgarien in den vergangenen zwei 
Jahrzehnten dennoch eine verhältnismäßig hohe Quote der natürlichen 
Vermehrung seiner Bevölkerung beibehalten konnte, so ist dies in star-
kem Maße auf den Rückgang der Sterbequote und in erster Linie auf die 
erfolgreiche Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit zurückzuführen. 

Im Durch-
schnitt 

der Jahre 

1901-1910 
1921-1930 
1931-1940 
1951-1960 
1961-1965 

1966 
1967 

a) 1909-1912 

Tabelle 7 

Die Bevölkerungsbewegung Bulgariens 
1901-1967 

auf 1000 Einwohner Natürlicher 
Zuwachs in 
Personen 

Lebend- Gestor- Natür- (Jahres-

geborene bene licher durch-
Zuwachs schnitt) 

41,1 23,2 18,2 73583 
36,1 19,4 16,7 88976 
26,3 14,6 11,7 71290 
19,4 9,3 tO,l 76390 
16,4 8,2 8,2 66239 
14,9 8,3 6,6 54673 
15,0 9,0 6,0 49886 

Quelle: Statlstli!eski godßnik na NR BiUgaria 1968, S.22, 23, 52. 

Säuglings-
sterblich-
keit auf 

1000 
Lebend-
geborene 

217a) 

152 
145 
75 
35 
32 
33 

Die Möglichkeiten, die Säuglingssterblichkeit und darüber hinaus die 
gesamte Sterblichkeitsquote weiterhin zu senken, dürften jedoch bereits 
gering geworden sein. Bulgarische Autoren sind der Meinung, daß die 
Sterblichkeitsquote inzwischen ihr physiologisches Minimum erreicht 
hat10• Das will heißen, daß sich jeder weitere Rückgang der Geburten-
häufigkeit künftig vollauf auf die Vermehrungsquote auswirken muß. 

10 A. J. Totev in: "Planovo stopanstvo i statistika", god. XXI (1966), H. 7, S. 72. 
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Wachstumsprobleme Bulgariens 281 

Die vergangenen zwei Jahrzehnte brachten jedenfalls eine Ver alterung 
der ländlichen Bevölkerung und eine Verjüngung der städtischen Be-
völkerung Bulgariens mit sich. Diese Verjüngung der städtischen Be-
völkerung löste eine einmalige und vorübergehende Zunahme der Ge-
burtenhäufigkeit in den Städten aus. Wenn die Zuwanderer und noch 
mehr ihre Nachkommen sich aber einmal den städtischen Habitus ange-
eignet haben, dann sinken Geburtenquote wie Zuwachsquote zusehends. 
Vorerst liegt die Zuwachsquote der städtischen Bevölkerung höher als die 
der ländlichen. Das Problem des Wachstums der bulgarischen Bevölkerung 
und damit der einheimischen Arbeitskraft wird jedenfalls sichtbar durch 
die Feststellung, daß nirgendwo in Europa eine derart niedrige Zuwachs-
rate auf dem Lande gegeben ist wie in Bulgarien (1967): 

auf 1000 Einwohner 

Geburten .................. . 
Sterbefälle ................. . 
Natürlicher Zuwachs ....... . 

Land 

14,2 
10,9 

3,3 

Stadt 

15,9 
7,0 
8,9 

Bulgarien insgesamt 

15,0 
9,0 
6,0 

Noch erfreut man sich in Bulgarien einer verhältnismäßig hohen Zu-
wachsquote, doch ist die Zeit abzusehen, wo sich das Land diesbezüglich 
auf dem Niveau der hochindustrialisierten Länder befinden wird. Diese 
Entwicklung hat für das Wirtschaftswachstum Bulgariens deswegen sehr 
bedenkliche Folgen, weil die Anforderungen der wachsenden und immer 
differenzierter werdenden Wirtschaft an den einheimischen Arbeits-
markt immer größer werden. Schon heute tritt Mangel an Arbeitskräften 
insbesondere in der Landwirtschaft und ganz besonders in Erntezeiten 
auf; stellen- und zeitweise kann die Ernte sogar nicht mehr eingebracht 
werdenll. Weil die bulgarische Landwirtschaft sich immer mehr auf den 
Anbau von exportorientierten, gleichzeitig aber auch arbeitsintensiven 
Kulturen des Garten-, Obst- und Weinbaus, der technischen Verarbeitung 
und des gehobenen Konsumbedarfs spezialisiert, kann eine weitere Ent-
völkerung der Anbaugebiete dieser Kulturen recht katastrophale Folgen 
für die Volkswirtschaft des Landes mit sich bringen. 

Der abrupt eingetretene und sich über längere Zeitperioden erstrek-
kende Rückgang der Vermehrungsquote der Bevölkerung wirkt sich auf 
das Wirtschaftswachstum Bulgariens auch deswegen sehr hemmend aus, 
weil einem stets geringer werdenden Zustrom von jungen Arbeitskräften 
immer mehr unproduktive Verbraucher in Gestalt der aus dem Pro-
duktionsprozeß ausscheidenden alten Menschen gegenübertreten. Ob und 
inwieweit es Bulgarien durch eine Familien- und Sozialpolitik gelingen 
kann, dieser Entwicklung Einhalt zu gebieten, erscheint zumindest für 
die nächste Zeit als sehr zweifelhaft. Schon durch die Verlängerung der 

11 V. Nikiforov, a.a.O., S. 72. 
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Lebenserwartungen12 und durch das Aufrücken von immer mehr Men-
schen in das Rentneralter, zumal die Grenzen für dieses in Bulgarien im 
allgemeinen für die Männer bei 60 und für die Frauen bei 55 Jahren 
liegen, werden zusätzliche Anforderungen an die sozialen Leistungen der 
bulgarischen Volkswirtschaft und damit an die immer knapper werden-
den Arbeitskräfte des Landes gestellt. Von 1952 bis 1968 hat sich z. B. die 
Zahl der ausbezahlten Renten folgendermaßen erhöht13 : 

1952 1967 

a) Bauernrenten (Anzahl) ....................... . 
Ausbezahlte Summe (Mill. Leva) .............. . 
Jährlich je Rente (Leva) ...................... . 

b) Andere Renten (Anzahl) .................... . 
Ausbezahlte Summe (Mill. Leva) .............. . 
Jährlich je Rente (Leva) ....................... . 

c) Renten insgesamt (Anzahl) ................... . 
Ausbezahlt insgesamt (MU!. Leva) ............ . 
(in v. H. des Nationaleinkommens) ............ . 

582000 
22,4 
38 

212000 
44,9 

212 

794000 
67,3 
(2,9) 

1119000 
163,4 
146 
552000 
296,1 
536 

1671 000 
459,5 

(5,9) 

Im Vergleich zu der durchschnittlichen Rente für die Bauern in den 
kollektivierten landwirtschaftlichen Betrieben von 146 Leva und für die 
Angehörigen aller anderen Beschäftigungsbereiche von 536 Leva beläuft 
sich das durchschnittliche Jahreseinkommen je Arbeiter und Angestellten 
auf 1284 Leva (1967). 

Wie sehr übrigens die landwirtschaftliche Bevölkerung durch die Ab-
wanderung der jungen Menschen in die Städte und durch die Flucht vor 
der Landarbeit "ver altert" und in das Rentenalter "gerückt" ist, zeigt 
folgende Gegenüberstellung14 : 

Zahl der ständig beschäftigten 
Bauern in den Kollektiven ....... . 

Zahl der Bauern als Rentenbezieher . 
Relation Beschäftigte : Rentner ..... 

1960 

1618000 
851000 

100: 53 

1965 

1233000 
1046000 
100: 85 

1967 

1071 000 
1119000 
100 : 105 

Die im Verlauf der vergangenen zwei Jahrzehnte erfolgte Abwande-
rung von jungen Menschen vom flachen Land in die Städte und der Rück-

12 Die durchschnittliche Lebensdauer ist folgendermaßen gestiegen (nach: M. 
Minkov, Naselenieto i rabotnata sUa v Bälgaria. Sofia 1966, S. 96): 

1921/26 1927/34 1935/39 

Lebensdauer (in Jahren) 45 48 52 

Siehe auch: Statisticeski godiSnik na NR Bälgaria 1968, S. 62. 
13 Statisticeski godiSnik na NR Bälgaria 1968, S. 101, 341. 
14 Ebenda, S. 223, 341. 

1956/57 

66 

1960/62 

70 
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gang der Geburten- und Vermehrungsquote der städtischen wie der 
ländlichen Bevölkerung in Bulgarien und die daraus resultierende Ver-
knappung an jungen Arbeitskräften in den nächsten Generationen sind 
somit dem künftigen Bedarf an Arbeitskräften diametral entgegenge-
setzt. Für die Erneuerung des Arbeitskräftepotentials und für die Sicher-
steIlung einer Mindestzuwachsquote von Arbeitskräften wird von Minkov 
die Erhöhung der Geburtenquote auf mindestens 18 bis zum Jahre 1970 
und auf 19 bis 1980 (1967: 15) als unerläßlich angesehen15• 

Auf alle Fälle wird in Bulgarien für die nächste Zeit und zumindest 
bis 1980 mit einem Rückgang der Quote der Bevölkerung sowohl im vor-
arbeitsfähigen (bis 15 Jahre) wie im arbeitsfähigen Alter (zwischen 16 und 
60 Jahren) zugunsten der Quote der Bevölkerung über dem arbeitsfähi-
gen Alter (über 60 Jahre) gerechnet (in v. H.)16: 

Bevölkerung im Alter unter 16 Jahren .......... . 
Bevölkerung im Alter zwischen 16 und 60 Jahrena) 
Bevölkerung im Alter über 60 Jahreb ) •.••••.••••• 

Bevölkerung insgesamt ........................ . 

a) Frauen zwischen 16 und 55 Jahren. 
b) Frauen über 55 Jahre. 

1960 

27,6 
58,3 
14,1 

100,0 

1970 

25,4 
57,4 
17,2 

100,0 

1980 

25,7 
56,1 
18,2 

100,0 

Im Zusammenhang mit der Industrialisierung und mit der damit ver-
bundenen Urbanisierung ist in Bulgarien ein akute1· Wohnungsbedarf in 
den Städten entstanden, dessen Befriedigung in zweierlei Hinsicht das 
wirtschaftliche Wachstum des Landes berührt: 

1. Im heutigen Stadium ihrer Entwicklung ist die bulgarische Volkswirt-
schaft nicht in der Lage, die Finanzmittel, die Baumaterialien und die 
Arbeitskräfte aufzubringen, damit in absehbarer Zeit das Wohnungs-
problem in den stürmisch gewachsenen Städten einigermaßen zu-
friedensteIlend gelöst wird. 

2. Die unzureichenden Wohnverhältnisse wirken sich negativ sowohl auf 
die momentane Arbeitsleistung der Menschen als auch auf die lang-
fristige biologische Vermehrung der Bevölkerung und somit auf die 
Arbeitskraft des Landes aus. Welche Zuspitzung der Mangel an Wohn-
raum in den bulgarischen Städten inzwischen erreicht hat, veranschau-
lichen die folgenden Feststellungen17 : 

Am 1. 12. 1965 wurden gezählt: 

827329 städtische Wohnungen mit 

15 M. Minkov, Naselenieto i rabotnata sUa v Bälgaria, a.a.O., S. 53. 
18 Derselbe, ebenda, S. 148. 
17 "Ekonomiceska misal", god. VI (1961), Nr. 10, S. 55 ff.; god. IX (1964), Nr. 7, 

S. 20. - Statisticeski godisnik na NR Bälgaria 1966, S. 362. - "Statisticeski 
izvestia", 1967, Nr. 2, S. 53. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-42285-2 | Generated on 2025-08-26 06:29:29



284 Theodor D. Zotschew 

1 791 818 Wohnräumen (Zimmern), 
32598 193 qm Wohnfläche, 

1171 846 Haushalte und 
3499696 Bewohner. 

Fast ein Drittel der Haushalte (29,4 v. H.) hatte demnach keine eigene 
Wohnung; je Stadthaushalt entfielen 27,8 qm Wohnraum (Plan 1980: 
32 qm) und je Stadtbewohner 9,3 qm Wohnfläche (1956: 6 qm; Plan 1980: 
16 qm)18. 

Ähnlich wie das städtische Wohnungsproblem wirken sich direkt wie 
indirekt negativ auf das wirtschaftliche Wachstums Bulgariens auch alle 
anderen bisher vernachlässigten infrastrukturellen Aufbauarbeiten aus. 
So hat z. B. die Ausstattung der Hauptstadt Sofia mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln keineswegs Schritt mit der Zunahme des Bedarfs an Trans-
portraum gehalten: 

Bevölkerung und innerstädtismer Verkehr in Softa19 

Index 1963 
1939 1963 (1939 = 100) 

Einwohner (1000) .................... . 318 731a) 230 
Wagenpark (Straßenbahn und 

Trolleybusse) ...................... . 237 535 226 
Beförderte Gäste (Millionen) ......... . 53,9 439,7 816 
Fahrgäste je Wagen und Jahr (Mill.) .. . 2,28 8,28 361 
(Nur Straßenbahn) ................... . (2,28) (8,52) (374) 

a) Ende 1968: 932 000. 

Ebenso verhält es sich mit der Versorgung mit Telefonanschlüssen 
(1967: 338446 Telefonanschlüsse im ganzen Land = 1 Anschluß auf rund 
25 Einwohner), Büromaschinen, Transportmitteln (Pkw, Motorräder, 
Fahrräder) und dergleichen mehr. Allem voran beeinträchtigen das unzu-
reichende Netz von Verkaufsstellen und die mangelhafte Organisation des 
Kleinhandelsapparats die Arbeitsleistung der arbeitenden Menschen, 
nimmt doch der tägliche Einkauf von Versorgungs- und Verbrauchs-
gütern aller Art übermäßig viel Zeit und Mühe in Anspruch: 8,3 Mil!. Ein-
wohner werden versorgt von20 : 

10047 Kleinhandelsgeschäften für Nahrungsmittel 
10266 Kleinhandelsgeschäften für Gebrauchsgegenstände 

5 103 Kleinhandelsgeschäften für Gemischtwaren 
4 712 Verkaufsbuden, Pavillons u. dgl. 

18 Im Landesdurchschnitt (Städte und Dörfer zusammengenommen) belief 
sich die Wohnfläche je Einwohner im Jahr 1944 auf 5 qm. Nach: "Ekonomiceska 
misal", a.a.O., god. IX (1964), H. 7, S. 69. 

19 V. Nikiforov, a.a.O., S. 137. 
20 Statisticeski godisnik na NR Balgaria 1968, S. 272. 
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Aus der Erkenntnis heraus, daß sich Investitionen im infrastrukturel-
len Bereich direkt wie indirekt günstig auf die Arbeitsleistung und damit 
auf die Arbeitsproduktivität auswirken, werden neuerdings stärker als 
bisher sowohl finanzielle Mittel wie organisatorische Maßnahmen vor-
gesehen und empfohlen, damit die hierin steckenden wachstumsfördern-
den Kräfte wirksam werden. 

b) Arbeitskräftepotential, Beschäftigung und Arbeitsproduktivität 

Als ein Land mit kleinbäuerlicher und zersplitterter Landwirtschaft 
(der 4,4 Mill. Hektar umfassende Bodenbesitz war 1934 auf eine Mill. 
Bauernfamilien in 12,3 Mill. Parzellen verteilt) und mit einem hohen 
natürlichen Bevölkerungszuwachs verfügte Bulgarien vor dem Zweiten 
Weltkrieg über einen großen überschuß von Arbeitskräften, für die es 
keine ausreichende Beschäftigung gab. Der Bedarf an Arbeitskräften in 
Bestell- und Erntezeiten in der Landwirtschaft, vor allem als Folge der 
geringen Technisierung, gewährte einem Teil der erwerbsfähigen Dorf-
bevölkerung nur saisonale Beschäftigung. Offene und noch mehr ver-
steckte Arbeitslosigkeit kennzeichnete daher das Bild des bulgarischen 
Arbeitskräftemarktes. Bei einer Bevölkerung von 6 Mill. Einwohnern im 
Jahre 1934 befanden sich rund 3,3 Mill. Menschen im Arbeitsprozeß, da-
von 2,9 Mill. in der Landwirtschaft; von diesen 2,9 Mill. in der Landwirt-
schaft beschäftigten Personen waren 1065 auf Männer umgerechnete 
Arbeitskräfte überflüssig, d. h. entbehrlich, "ohne den Lauf des landwirt-
schaftlichen Produktionsprozesses zu stören und ohne Anstrengungen 
für eine rationellere Ausnutzung der Arbeit in den landwirtschaftlichen 
Betrieben"21. 

Der Rückgriff auf dieses Reservoir von Arbeitskräften hat es zweifels-
ohne weitgehend ermöglicht, daß Bulgarien nach dem Zweiten Weltkrieg 
sehr hohe Wachstumsraten in seiner wirtschaftlichen Entwicklung er-
zielen konnte. Die Bulgaren sind arbeitsfreudige und emsige Menschen, 
denen nichts abträglicher ist als Beschäftigungslosigkeit und Müßiggang. 
Die Schaffung von Arbeitsplätzen in den Städten und Industriezentren, 
im Baugewerbe und in den vielfältigen Bereichen der sozialisierten Wirt-
schaft und der sozialistischen Gesellschaft wirkte sich nach dem Zweiten 
Weltkrieg wie ein Magnet insbesondere auf die jungen Menschen auf dem 
flachen Lande aus. Als danach noch die Kollektivierung der Landwirt-
schaft hinzukam, erfuhr die Struktur der Beschäftigung in Bulgarien 
binnen kürzester Zeit einen geradezu epochalen Wandel: Während noch 
im Jahre 1948: 81,9 v. H. aller Beschäftigten in der Landwirtschaft tätig 
waren, ging dieser Anteil bis 1967 auf 41,3 v. H. zurück. In derselben Zeit 

21 P. P. EgOToff, Die Arbeit in der Landwirtschaft. In: J. St. Molloff, Die 
sozialökonomische Struktur der bulgarischen Landwirtschaft. Berlin 1936, 
S.183. 
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stieg der Anteil der Beschäftigten in Industrie und Baugewerbevon 9,9 
v. H. auf 35,7 v. H. und in allen anderen Beschäftigungsbereichen von 8,2 
auf 23 v. H. 

Tabelle 8 

Struktur der erwerbstätigen Bevölkerung Bulgariens 
1948, 1956 und 1967 (in v.H.) 

Beschäftigungsbereiche 1948 1956 

Landwirtschaft ............................. 81,9 70,1 

Forstwirtschaft ............................. 0,2 04 

Industrie ................................... 7,9 12,9 

Bauwirtschaft .............................. 2,0 3,3 

Verkehrs- und Nachrichtenwesena) .......... 1,5 3,0 

Warenumsatz u. a. materielle Bereiche ....... 2,2 3,1 

Nichtmaterielle Bereiche .................... 4,3 7,2 
f------

Insgesamt .................................. 100,0 I 100,0 

1967 

41,3 

0,5 

28,2 

7,5 

5,3 

5,7 

11,5 

100,0 

a) Einschließlich Personenverkehr und Nachrichtendienst außerhalb der materiellen 
Güterproduktion. 

QueUe: Statistil!eski godi1inik Da NR Balgaria 1968 S.70. 

Die Zahl der beschäftigten Arbeitskräfte in Bulgarien außerhalb der 
kollektivierten Landwirtschaft ist von 629 204 (1948) auf 2 556491 (1968), 
d. h. um 1927287 (= 96364 im Jahresdurchschnitt) erhöht worden. Die 
Schaffung dieser zusätzlichen Arbeitsplätze gehört zweifelsohne zu den 
größten Leistungen der bulgarischen Wirtschaftspolitik nach dem Zwei-
ten Weltkrieg. Im einzelnen hat sich die Beschäftigtenzahl (Arbeiter und 
Angestellte, ohne Kolchosbauern) seit 1948 folgendermaßen verändert22 : 

Index 1968 
(in 1000) 1948 1968 Zunahme (1948 = 100) 

Industrie .................... 263,2 1106,1' 842,9 420,3 
Bauwirtschaft ............... 64,7 284.0 219.3 438,9 
Land- und Forstwirtschaft .... 36,5 269,5 233,0 738,4 
Andere materielle Bereiche .. 114,4 431,6 317,2 377,3 
Nichtmaterielle Bereiche ..... 150,4 465,3 314,9 309,4 

Insgesamt ................... 629,2 2556,5 1927,3 406,3 

22 Statisticeski godisnik na NR Bälgaria 1968, S. 70. - "Statisticeski izvestia", 
1969, Nr. 5, S. 54. 
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Außer durch Abwanderung aus der Landwirtschaft wurde dieser Zu-
strom von Arbeitskräften zu einem erheblichen Teil durch Erhöhung der 
Frauenarbeit ermöglicht. Enge Wohnverhältnisse, teure Lebenshaltung, 
der Wunsch, einen höheren Lebensstandard zu erreichen und der allge-
meine soziale Aufstieg der Frau sowie ihre politische, wirtschaftliche und 
arbeitsmäßige Gleichstellung mit dem Mann stehen hinter dieser Ent-
wicklung. Die Zahl und der Anteil der beschäftigten Frauen unter den 
Arbeitern und Angestellten stieg von23 : 

237172 bzw. 27,4 v. H. im Jahre 1951 und noch 
423 733 bzw. 30,9 v. H. im Jahre 1958 auf 

1116883 bzw. 43,7 v. H. im Jahre 1968. 

Mit diesem hohen Anteil der beschäftigten Frauen an der Gesamt-
beschäftigung außerhalb der Landwirtschaft hat Bulgarien zwar die 
Quoten der anderen sozialistischen Länder, wie z. B. der Sowjetunion 
(1967: 50 v. H.), noch nicht erreicht, doch unter Berücksichtigung der 
Frauenbeschäftigung in der Landwirtschaft ergibt sich auch für Bulgarien 
eine außerordentlich hohe Quote der Frauenarbeit: Nach einer Enquete 
von Anfang 1963 belief sich die Beschäftigungsquote unter den arbeits-
fähigen Frauen (im Alter zwischen 16 und 54 Jahren) in den Städten auf 
90,2 v. H.24. 

Mit anderen Worten, die Zeit ist abzusehen, wann die verfügbaren 
Reserven an Frauenarbeit auch in Bulgarien weitgehend erschöpft sein 
werden, wurden doch von 1951 bis 1968 zusätzlich 879711 Frauen als 
Arbeiter und Angestellte neu beschäftigt, womit sich die Zahl der berufs-
tätigen Frauen außerhalb der bäuerlichen Kollektivwirtschaften fast ver-
fünffacht hat; die Zahl der berufstätigen Männer ist in derselben Zeit 
von 627375 auf 1 439 608 oder um 812 233, d. h. auf das 2,3fache, gestiegen. 

In vielen Beschäftigungsbereichen übersteigt die Zahl der Frauen die-
jenige der Männer erheblich. Dies gilt zunächst für die kollektivierte 
Landwirtschaft; besonders hoch ist der Anteil der Frauenarbeit: im Ge-
sundheitswesen und in der sozialen Betreuung (72,2 v. H.), in Bildung, 
Kultur und Kunst (67,4 v. H.), in Finanzen, Versicherung (63,6 v. H.), in 
der Forstwirtschaft (hauptsächlich Beeren- und Pilzesammeln) (62 v. H.), 
in landwirtschaftlichen Staatsbetrieben (61,9 v. H.)25. 

Wachsender Kapitalbedarf der Wirtschaft, wachsende Aufgaben auf 
sozialem Gebiet, gestauter Wohnungsbedarf und die wachsenden An-
sprüche einer stets differenzierter werdenden Industriegesellschaft stel-
len also gleichzeitig ihre Anforderungen an die bulgarische Arbeitskraft 
und ihre Produktivität. Weil mit der Zeit von der demographischen und 

23 Statisticeski godisnik na NR Bälgaria 1965, S. 75. - "Statisticeski izvestia", 
1969, Nr. 2, S. 54. 

24 Ikonomiceska misäl", a.a.O., god IX (1964), Nr. 2, S. 71. 
25 "Statisticeski izvestia" 1969, Nr. 2, S. 54; Nr. 5, S. 54. 
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von der biologischen Entwicklung der Bevölkerung keine allzu starken 
wachstumsfördernden Impulse für die Wirtschaft des Landes erwartet 
werden können, erweist sich die Erhöhung der Arbeitsproduktivität und 
somit des intensiven Faktors immer mehr als ausschlaggebend für das 
Wirtschaftswachstum Bulgariens. Dies um so mehr, als auch in Bulgarien 
die Fünftagewoche und die Kürzung der Arbeitszeit auf 44 Wochen-
stunden angestrebt werden26• Die Arbeitsleistung leidet aber schon jetzt 
unter viel zu hohen Ausfällen an Arbeitstagen und Arbeitsstunden. Spe-
ziell in der Industrie wird selbst bei der Sechstagewoche gegenwärtig nur 
an 269 Tagen (1967) gearbeitet. Nicht gearbeitet wird an 96 Tagen, und 
zwar: infolge Krankheit 11 Tage; infolge Mutterschaft 4 Tage; aus 
anderen Gründen 7 Tage; hinzukommen 18 Tage Urlaub und 56 Sonn-
und Feiertage. Ein besonders hoher Arbeitszeitverlust von 15 v. H. der 
geleisteten Arbeitszeit ergibt sich aus dem Leerlauf bei einem jeden 
Schichtwechsel27 ; umgerechnet beträgt dieser Leerlauf weitere 39 Tage 
im Jahr, so daß im Endergebnis in der bulgarischen Industrie heute nur 
an 230 Tagen im Jahr gearbeitet wird. 

Außer durch Investitionen und durch Mechanisierung, Technisierung 
und Modernisierung der Arbeitsprozesse ist man in Bulgarien bemüht, 
die Arbeitsproduktivität durch Schulung und Ausbildung der Arbeits-
kräfte zu erhöhen. 

Bulgarien hat immer ein vorbildliches Schulsystem gehabt. Die Wiß-
begier der Menschen, der Wunsch, die Versäumnisse während der jahr-
hundertelangen Fremdherrschaft nachzuholen, und eine zielbewußte Bil-
dungs- und Kulturpolitik des Staates haben dazu geführt, daß sich in 
Bulgarien im Verlauf einiger weniger Generationen nach der Befreiung 
von der türkischen Herrschaft (1878) eine breite Intelligenzschicht heran-
bilden konnte. Der Bedarf an Führungskräften im Staatsdienst, an Leh-
rern, Geistlichen, Beamten und Offizieren konnte zwar eine Zeitlang den 
Großteil der Abiturienten und Hochschulabsolventen absorbieren. Doch 
führte der Mangel an geeigneten Beschäftigungsmöglichkeiten für die 
Intelligenzberufe sehr bald zu Arbeitslosigkeit und entsprechend zu so-
zialer und politischer Unzufriedenheit unter den davon Betroffenen. Da-
her ist es auch kein Zufall, daß die Bulgarische Kommunistische Partei 
schon vor dem Zweiten Weltkrieg eine der traditionsreichsten und aktiv-
sten in Südosteuropa war. 

Mit der Sozialisierung der Wirtschaft nach dem Kriege und mit der 
seither betriebenen Industrialisierungspolitik steigt auch entsprechend 
der Bedarf an Fachkräften mit Fachschul-, Gymnasial- und Hochschul-
bildung. Die gegenwärtigen Schuleinrichtungen und die Bildungspolitik 

20 Siehe hierüber: "Wissenschaftlicher Dienst Südosteuropa", Südost-Insti-
tut, Jg. XI (1966), H. 10, S. 160, 161. 

27 V. Nikiforov, a.a.O., S. 68. 
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des Staates versuchen, diesem Bedarf Rechnung zu tragen. Die Zahl der 
Beschäftigten mit höherer Schulbildung wächst von Jahr zu Jahr zu-
sehends28 : 

Oberschule, Fachschule ............... . 
Hochschule .......................... . 

Sog. ,Spezialisten' insgesamt .......... . 

1951 1968 Zunahme 

57533 
41984 

99517 

317308 
148821 

466129 

259775 
106837 

366612 

Bis 1980 will man die Zahl der Werktätigen mit höherer Schulbildung 
auf 1 170 000 erhöhen, was zur Folge haben dürfte, daß selbst der be-
scheidenste Büroposten von Arbeitskräften mit Abitur besetzt sein wird. 
Damit würde sich für Bulgarien der Slogan bewahrheiten, "daß man erst 
mit dem Abiturzeugnis in der Tasche ein lebensberechtigter Mensch 
wird". An den 26 Universitäten und Hochschulen lernten 1968/69 insge-
samt 86 000 Studenten, was einer Quote von 103 Studierenden auf 10 000 
Einwohner entspricht. Das ist eine der höchsten Quoten in Europa. 

Vorerst herrscht jedenfalls noch spürbarer Mangel an geschulten Fach-
kräften, vor allem für die Leitung der landwirtschaftlichen Kollektiv-
betriebe, sowie überhaupt an Führungskräften in der Landwirtschaft. 
Das Problem der Beschäftigung von Fachkräften mit höherer Schul- und 
mit Hochschulbildung in Bulgarien ist jedoch weniger ein Problem des 
Mangels an solchen Arbeitskräften als vielmehr ein Problem ihres Ein-
satzes. Auch bulgarischerseits wird auf den ungesunden Zustand hin-
gewiesen, daß zwar alljährlich eine große Zahl von Spezialisten die höhe-
ren Schulen und Universitäten verläßt, daß man aber die leitenden Posten 
in der Wirtschaft meistens fachlich unqualifizierten Kräften (wie Partei-
mitgliedern, früheren Partisanen, politisch verdienten Personen und der-
gleichen) anvertraut. So besaßen von den 104 041 leitenden Funktionären 
des Wirtschaftslebens nur 24 380 Hochschulbildung; 29 000 hatten nicht 
einmal Mittelschulbildung29• 

In einigen Berufen verfügt Bulgarien bereits über genügend Fach-
kräfte mit Hochschulbildung, und bei gegebenen VoraussetzungenSO könn-
ten sich mit der Zeit immer mehr Bulgaren mit akademischer Berufsaus-
bildung in anderen Ländern betätigen. Schon jetzt arbeiten viele bulga-
rische Architekten, Ingenieure und Bauspezialisten in Entwicklungslän-
dern. Bulgarische Zahnärzte werden von Schweden nachgefragt. Wie sehr 
Bulgarien in der Ausbildung von Akademikern aufgeholt hat, zeigt die 

28 Statisticeski godisnik na NR Bälgaria 1966, S. 78. - "Statisticeski izvestia", 
1969, Nr. 5, S. 56. 

2D "Rabotnicesko delo" vom 8. 11. 1964. 
30 Hierzu gehört z. B. das Erlernen von Fremdsprachen; außer Russisch lern-

ten in den bulgarischen Schulen (1967/68): 158687 Schüler Französisch; 60 188 
Schüler Deutsch, 17 805 Schüler Englisch und 7 Italienisch. 

19 Schriften d. Vereins f. Socialpol1t1k 50/II 
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Besetzung mit Ärzten: es entfallen bereits (1966) 594 Einwohner auf einen 
Arzt (Plan 1980: 380 Einwohner), womit das Land an einem der führenden 
Plätze in Europa liegt. In der Bundesrepublik (1967) entfallen z. B. 677 
Einwohner, in Schweden (1965) 910, in Jugoslawien (1965) 1200 Einwoh-
ner auf je einen Arzt. 

Der Ausbau der Industrie und die immer differenzierter werdenden 
Beziehungen und Verhältnisse in einer sich rasch entwickelnden Volks-
wirtschaft haben zur Folge, daß die Zahl der beschäftigten Angestellten 
schneller wächst als die Zahl der beschäftigten Arbeiter. In den sozia-
listischen Ländern ist sowieso eine andere Relation zwischen Arbeitern 
und Angestellten gegeben als in den marktwirtschaftlichen Ländern. 
Schließlich wird die sozialistische Volkswirtschaft durch das Instrument 
der bürokratischen Weisung geleitet und kontrolliert. Daher ist hier die 
Gefahr einer übermäßigen Verbürokratisierung der Arbeit 1m gesamten 

wirtschaftlichen Leben besonders groß. Wenn zudem auch das Schul-
system und die Schuleinrichtungen - wie im Falle Bulgariens - auf die 
Ausbildung von Kräften ausgerichtet sind, die eher für Büroarbeit als für 
Arbeit an der Werkzeugbank oder im Labor geeignet sind, dann ist der 
Ansturm auf die Büros unaufhaltsam. Im Jahre 1968 wurden jedenfalls 
(ausgenommen die landwirtschaftlichen Kollektivbetriebe) gezählt31 : 

946048 
1610443 

insgesamt 2 556 491 

37 v. H. Angestellte und 
63 v. H. Arbeiter 

100 v. H. Beschäftigte 

Es entfallen demnach auf 100 Arbeiter rund 59 Angestellte bzw. auf 
100 Angestellte rund 170 Arbeiter. Die Angestellten selbst verteilen sich 
in: 

480 731 in der materiellen Güterproduktion, 
465 317 in den nichtmateriellen Beschäftigungsbereichen. 

Auf 100 Arbeiter entfallen also etwa: 

30 Angestellte in der Wirtschaft selbst und 
29 Angestellte in den "traditionellen" staatlichen, 

kommunalen und gesellschaftlichen Diensten. 

Damit dürfte die Verbürokratisierung der Arbeit in Wirtschaft und 
Gesellschaft in Bulgarien ein Ausmaß erreicht haben, dessen Über-
schreitung sich nur negativ auf das weitere Wirtschaftswachstum des 
Landes auswirken kann. In dem vom ZK der BKP im April 1966 erlasse-
nen Beschluß zur Reform des bulgarischen Wirtschaftssystems ist auch 
deutlich auf diese Gefahr hingewiesen worden. 

31 "Statisticeski izvestia" 1969, Nr. 5, S. 54. 
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111. Wachstumsperspektiven bis 1970 

Die Nachkriegsentwicklung der bulgarischen Volkswirtschaft wurde in 
die folgenden Pläne gekleidet: 

Zweijahresplan 1947-1948; 
Erster Fünfjahresplan 1949-1953, erfüllt 1952; 
Zweiter Fünfjahresplan 1953-1957; 
Dritter Fünfjahresplan 1958-1962, beendet 1960; 
Vierter Fünfjahresplan 1961-1965; 
Fünfter Fünfjahresplan 1966-197032• 

Im November 1962 wurden außerdem die Direktiven zur Entwicklung 
Bulgariens in den zwanzig Jahren 1961 bis 1980 verkündet33• 

Im Mittelpunkt all dieser Pläne stand und steht der Ausbau der In-
dustrie und die Schaffung der sozialistischen Gesellschaft nach den im 
Marxismus-Leninismus verankerten Grundsätzen. Gegenwärtig und im 
Verlauf des Zwanzigjahresplanes befindet sich Bulgarien vollends im 
übergangsstadium vom Sozialismus zum Kommunismus. An der Schwelle 
dieses übergangs präsentieren sich auch die wirtschaftlichen Wachstums-
probleme in einem neuen Gewand: Nach der weitgehenden Erschöpfung 
der extensiven wachstumsfördernden Faktoren in Gestalt der Mobilisie-
rung der verfügbaren Arbeitskräfte und der Erschließung der leicht zu-
gänglichen Produktionsressourcen tritt nun die maximale Nutzung der 
intensiven wachstumsfördernden Faktoren in den Vordergrund der ge-
samten wirtschaftlichen wie gesellschaftlichen Entwicklung des Landes. 
Zu den intensiven wachstumsfördernden Faktoren zählen in erster Linie: 

a) Erhöhung der Arbeitsproduktivität und 
b) Hebung der Kapitaleffektivität. 

Aus diesem Grunde und für diesen Zweck werden auch die Reform-
maßnahmen eingeleitet, nach denen sich Organisation, Leitung und Kon-
trolle der Betriebe und der gesamten Volkswirtschaft künftig neu orien-
tieren sollen. 

Zu den wichtigsten Zielen (für das Jahr 1970) des vom Neunten Kon-
greß der BKP am 14.11.1966 gebilligten Fünften Fünfjahresplans 1966 bis 
1970 zählen (Index 1965 = 100)34: 

Zuwachs des Nationaleinkommens um ..................... . 
Erweiterung der Grundfonds um .......................... . 
Erhöhung der Industrieproduktion um ..................... . 
Erhöhung der landwirtschaftlichen Produktion 

(1961/65 = 100) um ...................................... . 
Zunahme des Außenhandels um ........................... . 
Erhöhung der Verbraucherfonds um ....................... . 
Steigerung des Pro-Kopf-Realeinkommens um ............. . 

3! "Rabotnicesko delo" vom 30. 7. 1966 und 15. 11. 1966. 
33 "Rabotnicesko delo" vom 6.11.1962 und 17. 11. 1962. 
U "Rabotnicesko delo" vom 30.7.1966 und 15. 11. 1966. 

45-50 v.H. 
90 v.H. 

65-70 v.H. 

25-30 v.H. 
63-65 v.H. 

40 v.H. 
30 v.H. 
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In struktureller Hinsicht verwandelt sich Bulgarien immer mehr zu 
einem Industrieland mit starkem Anteil der Landwirtschaft. 

Brutto-Güterproduktion 

Industrie (v. H.) ...................................... . 
Landwirtschaft (v. H.) ................................. . 

Auf die Industrie sollen 1970 entfallen: 

1965 

74 
26 

1970 

79 
21 

65 bis 70 v. H. des gesellschaftlichen Gesamtprodukts (1968: 64 v. H.) 
und 52 v. H. des Nationaleinkommens (1968: 49 v. H.). 

1. Industrie 

Im Mittelpunkt des Programms für den Aufbau der Industrie bis 1970 
stehen jene Industrien, welche den technischen Fortschritt beschleunigen, 
die höchste Produktivität in allen Bereichen der Wirtschaft gewähr-
leisten und zur optimalen Beteiligung Bulgariens an der internationalen 
Zusammenarbeit, insbesondere an der Zusammenarbeit unter den sozia-
listischen Ländern, führen. Vor allem stellt die künftige Entwicklung der 
bulgarischen Volkswirtschaft erhöhte Anforderungen an die Energiepro-
duktion des Landes. Die bisherigen Engpässe in der Energieversorgung 
der Wirtschaft wie der Bevölkerung sollen durch Verdoppelung der Pro-
duktion behoben werden. Im einzelnen sieht der Fünfte Fünfjahresplan 
für 1966 bis 1970 folgende Produktionszahlen vor5 : 

(Plan) Index 1970 
1965 1968 1970 (1965 = 100) 

Elektrizität (Mil!. kWh) ..... 10244 15451 21000 205 
Kohle (1000 t) .............. 26254 30897 42314 1611 
Erdöl (1000 t) ............... 299 474 1000, 437 
Erdölderivate (1000 t) ....... 2261 5000a) 
Erdgas (Mil!. cbm) ......... 72 700 972 

a) Produktion von Erdölderivaten und Plastikmasse allein des Raffineriekombinats in 
Burgas. 

Angestrebt wird eine Konzentration in der Energieproduktion durch 
den Neubau - in erster Linie - von Großthermozentralen (2200 MW), 
dann aber auch von Hydrowerken (800 MW) mit einer Gesamtproduktion 
von fast 11 Mrd. kWh im Jahre 1970. Parallel damit erhöht sich der An-
teil der Energieträger Erdöl, Erdölderivate und Erdgas an der gesamten 
Energiebilanz von: 

29 v. H. im Jahre 1965 auf 
43 v. H. im Jahre 1970. 

35 "Rabotnicesko delo" vom 29. 1. 1966,30.7. 1966, 15. 11. 1966. 
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In Zusammenarbeit mit der Sowjetunion wurde im Jahre 1967 mit dem 
Bau des ersten Atomkraftwerks bei Sofia begonnen. Die Fertigstellung 
ist für 1974 vorgesehen. Bei einer Leistung von 800000 MW bzw. bei 
einer Produktion von 5,6 Mrd. kWh soll dann das neue Werk 15 v. H. der 
gesamten Stromproduktion Bulgariens (demnach 37,3 Mrd. kWh) lie-
fern38• 

Die Erweiterung der Kohlenförderung von: 

26,2 Mil!. t im Jahre 1965 und 
30,9 Mil!. t im Jahre 1968 auf 
42,3 Mill. t im Jahre 1970 

soll hauptsächlich durch Modernisierung und Mechanisierung der Arbeit 
in den Tagebaubetrieben in Maritza-Ost bewerkstelligt werden. Im 
Kohlenbergwerk Maritza-Ost sollen 1970 rund 25 Mill. t Kohle, davon 
21 Mil!. t im Tagebau, gewonnen werden. 

Mit der Erhöhung der Erdölförderung, hauptsächlich in Dolni-Dabnik 
bei Pleven, auf 1 Mill. t und der Erdgasförderung (in Ciren) auf über 
700 Mil!. cbm wird zwar die Energiebasis in Bulgarien erweitert, dennoch 
wird das Land gegen 1970 rund 40 v. H. seines Bedarfs an Energie und an 
Energieträgern auf dem Importwege decken müssen. Für diesen Zweck 
werden eine Erdölleitung und eine Stromleitung über Rumänien nach 
der Sowjetunion gebaut. 

Für die metallurgische Industrie sind folgende Produktionszahlen vor-
gesehen (in 1000 t): 

(Plan) Index 1970 
1965 1968 1970 (1965 = 100) 

Roheisen ......................... . 695 1109 1800 259 
Rohstahl ......................... . 588 1461 2300 391 
Walzstahl ........................ . 431 1028 1900 441 
Blei ............................. . 9~ 123a) 97 104 
Zink ............................. . 63 123b) 68 107 
Kupfer .......................... . 24 157c) 45 189 

a) 70 'I,. - b) 52 'I,. - c) 20 'I,. 

Das Werk in Kremikovzi bei Sofia wird zum bedeutendsten metallur-
gischen Kombinat des Landes ausgebaut. Bis 1970 sollen dort neu errich-
tet werden: eine dritte Koksbatterie, ein dritter Hochofen, ein Konverter, 
eine Anlage für Ferrolegierungen, Walzstraßen für Kalt- und solche für 
Warmverfahren, ein Röhrenwerk. Bulgarien hofft den Großteil seines 
Bedarfs an Schwarzmetallen und an einigen Buntmetallen nach 1970 
aus der eigenen Produktion decken zu können. Der Eisenvorrat von 
Kremikovzi wird auf 250 Mil!. t geschätzt; der Metallgehalt liegt zwischen 

38 "Vnesnjaja torgovlja", Moskva 1967, Nr. 8, S. 36. 
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28 und 32 Fe v. H., was auf verhältnismäßig hohe Gestehungskosten der 
bulgarischen Roheisenproduktion schließen läßt, zumal der Koksbedarf 
fast ausschließlich durch Importe (1968: 304000 t) gedeckt wird (Haupt-
lieferant: die Sowjetunion). 

Ebenso stark wie die Metallgewinnung wird auch die Metallbearbei-
tungs- und die Maschinenbauindustrie ausgeweitet; ihre Produktion soll 
verzweieinhalbfacht werden, was eine jährliche Zunahme um 20 v. H. 
voraussetzt. Der Anteil der Maschinenproduktion an der gesamten In-
dustrieproduktion soll von 

16,5 v. H. im Jahre 1965 auf 
23,0 v. H. im Jahre 1970 

erhöht werden. Der Bedarf an Maschinen ist gedeckt worden bzw. soll 
gedeckt werden: 

1965 zu 35 v. H. und 
1970 zu 45 v. H. 

aus der Inlandsproduktion. Etwa ein Drittel der Produktionsausweitung 
der Gesamtindustrie wird somit auf den Maschinenbau entfallen. Durch 
eine Erhöhung der Arbeitsproduktivität im gesamten Maschinenbau-
sektor um durchschnittlich 60 v. H. hofft man, einen Großteil der Produk-
tionsausweitung zu ermöglichen. 

Neben einer Verdreifachung der Produktion von Metallbearbeitungs-
maschinen sieht der Fünfte Fünfjahresplan die Aufnahme des Baues von 
großen Schiffen (über 20000 BRT) sowie von Kraftfahrzeugen vor. Die 
Kraftfahrzeug-Produktion besteht zunächst aus Montagearbeiten von 
importierten Teilen. Es handelt sich hier u. a. um die Montage des "Mos-
kwitsch 408"-Wagens und des "Renault R 8U -Wagens. Das Fernziel in 
bezug auf den letztgenannten Wagen ist ein Ausstoß von 10000 bis 
12000 Wagen pro Jahr. Seit Anfang 1967 werden Verhandlungen mit 
dem Volkswagenwerk zum Bau eines Zweigwerks in Bulgarien für VW-
Transporter geführt. Auf der Basis von Kooperationsabmachungen mit 

Stiekstoffdünger (Reingewicht) ................... . 
Phosphordünger (Reingewicht) .................... . 
Schwefelsäure (Monohydrat) ...................... . 
kalzinierte Soda ................................. . 
Plastikmasse und Harze .......................... . 
synthetische Fasern .............................. . 
Kunstfasern ..................................... . 
synthetischer Kautschuk .......................... . 
Zellulose ........................................ . 
Autoreifen ....................................... . 

Prod. 1968 (Plan) 1970 

275881 t 
135361 t 
471564 t 
229134 t 

75723 1i 
332800 

626000 t 
300000 t 

1032000 t 
370000 t 
103000 t 
32000 t 
21000 t 
30000 t 

300000 t 
1 Mill. Stek. 
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westdeutschen Firmen werden in Bulgarien u. a. bereits produziert: eine 
tragbare elektrische Schreibmaschine sowie Zigaretten. 

Die Chemische Industrie erfreut sich im Fünfjahresplan einer bevor-
zugten Förderung; ihre Produktion soll mindestens verdreifacht werden; 
damit wird sich ihr Anteil an der gesamten Industrieproduktion von 
5,2 v. H. im Jahre 1965 auf 8,7 v. H. im Jahre 1970 erhöhen. 

Dieses umfangreiche Programm verleiht zu Recht dem Plan den Namen 
"Plan der Chemisierung der Volkswirtschaft". Vor allem wird Bulgarien 
bis 1970 genügend Kunstdünger für die eigene Landwirtschaft produzie-
ren und darüber hinaus bedeutende Mengen exportieren. Fast zwei Fünf-
tel der Textilfasern sollen 1970 chemischen Ursprungs sein. 

Mit einer Erhöhung der Produktion von Baumaterialien um 80 v. H., 
der Produktion der Leichtindustrie um 46 v. H. und der Nahrungsmittel-
industrie um 32 v. H. will man in Bulgarien dem steigenden Verbrauch 
eines zunehmenden und differenzierter werdenden Bedarfs nach Mög-
lichkeit Rechnung tragen. 

2. Landwirtschaft 

Wie bereits dargelegt (s. S. 291), liegen die im Fünften Fünfjahres-
plan vorgesehenen Wachstumsraten der landwirtschaftlichen Produktion 
von 25 bis 30 v. H. bedeutend niedriger als die Wachstumsraten der In-
dustrieproduktion von 65 bis 70 v. H. Dennoch soll die Landwirtschaft ihre 
Produktion in den fünf Jahren 1966 bis 1970 stärker ausweiten als in den 
fünf Jahren 1961 bis 1965, wo sich der Zuwachs gegenüber 1956 bis 1960 
auf 23 v. H. belief. Im einzelnen soll die Produktion ausgeweitet werden 
bei: Weizen um 19 v. H. (von 2,2 auf 2,6 Mil!. t), Mais um 45 v. H. (von 1,6 
auf 2,3 Mil!. t), Sonnenblumenkernen um 17 v. H. (von 337 000 auf 
400 000 t), Orienttabak um 15 v. H. (von 99 000 auf 111 000 t), Tomaten 
um 15 v. H. (von 738000 auf 850000 t), Weintrauben um 35 v. H. (von 
1 Mil!. auf 1,35 Mil!. t). Die Erweiterung der Produktion soll ausschließ-
lich durch Erhöhung der Hektarerträge geschehen, und zwar bei: Weizen 
(Ertrag 1961/65: 18,1 dz je ha) um 30 v. H, Mais (25 dz) um 33 v. H., Sonnen-
blumenkernen (13,4 dz) um 24 v. H., Orienttabak (8,66 dz) um 15 v. H., 
Tomaten (300 dz) um 11 v. H., Weintrauben (60 dz) um 20 v. H. 

Für die Produktions- und Produktivitätssteigerung soll der Verbrauch 
von Mineraldünger (Reingewicht) von 81 kg je ha im Jahre 1965 auf 160 
bis 180 kg je ha im Jahre 1970 erhöht werden. Die bewässerte Fläche soll 
am Ende der Fünfjahresperiode mindestens 24 v. H. der gesamten Anbau-
fläche betragen. Die landwirtschaftlichen Arbeiten auf mechanischem 
Wege sollen bis 1970 mindestens um 35 v. H. erweitert werden, und zwar 
durch Vergrößerung des Maschinenparks auf (Zahlen in Klammern für 
1967:) 91 000 Traktoren (71 843 in 15-PS-Einheiten), 21 000 Mähdrescher 
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(13 143),47000 Traktorpflüge (40 682), 40 000 Kultivatoren (29 149), 25 000 
Sämaschinen (23 326), 180 Flugzeuge für die Schädlingsbekämpfung. Die 
mechanische Kraft je 100 ha soll jedenfalls von 97 PS im Jahre 1965 auf 
140 PS bis 1970 erhöht werden. 

Bei einer Ernte von 7,3 Mill. t Brot- und Futtergetreide im Jahre 1970 
(1965: 5,27; 1966: 6,7; 1967: 6,4 Mill. t) rechnet man in Bulgarien damit, den 
Inlandsbedarf decken zu können. Nur ein kleiner Teil des Bedarfs an 
Futter für Hornvieh und für Schafe soll auf dem Importwege gedeckt 
werden. 

Zu den wichtigsten Aufgaben des Fünfjahresplans zählt die Steigerung 
der Produktion von Nahrungsmitteln tierischen Ursprungs: 

bei Fleisch um 
bei Kuhmilch um 
bei Eiern um 

Die Leistung je Tier soll erhöht werden: 

31,8 G/o 
45,6 Ufo 
28,7 Ufo 

Milch je Kuh von 2270 I auf 2900 I 
Wolle je Schaf von 2,86 kg auf 3,2 kg 
Eier je Huhn von 152 auf 200 Stück 

(um 27,8 8/ 0) 
(um 11,9 Ufo) 
(um 31,6 Ufo). 

Im Zusammenhang mit diesen Produktionszahlen und mit der Er-
höhung des Einkommens der Bevölkerung in Stadt und Land um durch-

Tabelle 9 
Der Viehbestand Bulgariens 1961 und 1969 

1. 1. 1961 1. 1. 1969 

dav. priv. Tier- dav. priv. Tier-
Ins- haltung Ins- haltung 

gesamt 
in v.H. 

gesamt 
in v.H. 1000 1000 

Stück 1000 von Stück 1000 von 
Stück ins- Stück ins-

gesamt gesamt 

Milchkühe ....... 546,8 220,3 40,3 579,4 198,9 34,3 

Anderes Rindvieh 905,0 150,7 16,4 717,4 112,0 15,6 

Büffel ........... 189,9 126,0 66,4 89,2 76,6 85,9 

Schweine ........ 2543,4 917,7 35,9 2140,0 465,4 21,7 

Schafe .......... 9332,6 2884,3 30,9 9651,9 4120,3 47,7 

Ziegen .......... 246,5 232,2 94,2 376,3 372,0 99,0 

Pferde, Esel, 
Maultiere ...... 600,9 305,2 50,8 529,0 367,6 69,5 

Geflügel ......... 23366,5 13227,5 56,6 24873,6 15930,0 64,0 

QueUe: "Statlstil!eski izvestia" 1967, Nr. 4, S.57; 1969, Nr. 4, S.54. 
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schnittlich 30 v. H. soll auch der Pro-Kopf-Verbrauch von Nahrungs-
mitteln bis 1970 folgendermaßen erhöht werden: Fleisch und -Erzeugnisse 
um 25 v. H. (1968: 41,9 kg), Milch und -Erzeugnisse um 40 v. H. (1968: in 
Milch umgerechnet 112,6 kg), Eier um 34 v. H. (1968: 111 Stück), Zucker 
und -Erzeugnisse um 25 v. H. (1968: 29,6 kg), Früchte um 42 v. H. (1968: 
151,9 kg), Gemüse um 16 v. H. (1968: 89,5 kg). 

Wie in allen sozialistischen Ländern, so liegt auch in Bulgarien ein er-
heblicher Teil der Tierhaltung noch in privater Hand. Alle Anzeichen 
sprechen dafür, daß sich daran auch bis 1970 nichts Wesentliches ändern 
wird. Im Jahre 1967 wurden 13 v. H. der Anbaufläche in privater Regie be-
wirtschaftet (Hofland der kollektivierten Bauern, Gartenparzellen und 
dergleichen), der Anteil der privaten Bodenproduktion belief sich dagegen 
auf 17,4 v. H. und der Anteil der viehwirtschaftlichen Produktion sogar 
auf 34,5 v. H. der jeweiligen Gesamtproduktion Bulgariens. 

3. Transport- und Nachrichtenwesen 

Die Aktivierung der wirtschaftlichen Tätigkeit in allen Bereichen der 
Volkswirtschaft und die Erhöhung der Leistungen im Transport- und 
Nachrichtenwesen bedingen sich gegenseitig. Dies geht aus folgenden 
typischen Zahlen hervor: 

Transportleistung der bulgarischen Verkehrsträger 1961, 1965 und 196837 : 

1961 1965 1968 

Gütertransport (1000 t): Eisenbahn 40545 55996 62771 
Lkw 57837 70320 91549 
Schiffsfracht 2902 7751 14317 

Personenbeförderung (1000): Pkw 346,03 607,9 866,0 
Eisenbahn 81,75 90,0 101,1 
Schiff 1306 752 748 
Flugzeug 215 449 752 

Im Fünften Fünfjahresplan 1966 bis 1970 ist eine weitere Zunahme der 
Leistung aller Verkehrsträger vorgesehen, darunter: 

Beförderung von Personen und Gütern um .................. 60 v. H. 
Gütertransport der Eisenbahn um . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 35 v. H. 
Gütertransport per Lkw um ................................ 43 v. H. 
Gütertransport der Handelsflotte um . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 280 v. H. 

Im Jahre 1970 sollen 80 v. H. des Güter- und Personenverkehrs der 
Eisenbahnen durch Diesel- und Elektrokraft erfolgen. Die elektrifizierten 
Strecken werden 610 km betragen (1967: 552 km; Plan 1980: 1400 km 

37 "Statisticeski izvestia" 1969, Nr. 8, S. 25 ff. 
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= ein Drittel des Streckennetzes; im Zeitraum von fünf Jahren von 1966 
bis 1970 sollen dem Verkehr neu übergeben werden: 

215 Elektro- und Dieselloks 
90 Rangier-Dieselloks 

28 Dieselmotorwagen mit je 2 Anhängern 
12 000 Güterwaggons (in Einheiten mit je 2 Achsen) 

400 Personenwaggons. 

Das Programm sieht bis 1970 ferner vor: den Bau von Doppelgleisen 
auf wichtigen Eisenbahnstrecken, die Erweiterung der Güterbahnhöfe um 
118 km Schienen, die Erhöhung des durchschnittlichen Bruttogewichts der 
Güterzüge auf mindestens 130 t, die Verkürzung der Umschlagzeit der 
Güterzüge um durchschnittlich 6 Stunden, die Senkung des Brennstoff-
verbrauchs je t/km um 40 v. H., den Ausbau der Hafenanlagen von Varna 
und Burgas, die Erhöhung der Meeres-Schiffstonnage auf 1 Mill. BRT 
(1967: 784010 BRT)38; 1300 km Straßen sollen mit fester Oberdecke ver-
sehen werden, der Flugzeugverkehr, das Telefonnetz und die Anzahl der 
Telefonanschlüsse sollen erweitert bzw. vergrößert werden. 

IV. Wachstumsprobleme im Lichte des außenwirtschaftlichen Verkehrs 

Der Aufbau und der Ausbau der bulgarischen Industrie und Wirtschaft 
sind weitgehend vom Außenhandel abhängig. Dies gilt sowohl für den 
Import von Maschinen und Ausrüstungen für die Errichtung neuer Berg-
werks-, Kraftwerks- und Fabrikanlagen wie für den Import von Produk-
tionsmitteln für die Landwirtschaft wie auch für den Import von Roh-
stoffen, Brennstoffen, Halbmaterialien und dergleichen. Der einheimische 
Markt ist viel zu klein, damit eine vielseitige Industrie aufgebaut und ein 
gewisser Autarkiegrad des eigenen Industriekörpers erlangt werden 
könnten. Rohstoff- und Kapitalgütermangel, einseitig agrarbetonte 
Struktur der Volkswirtschaft, Enge des einheimischen Marktes und ehr-
geizige Industrialisierungspolitik der bulgarischen Regierung haben zur 
Folge, daß unter den sozialistischen Staaten Bulgarien zu den Ländern 
mit dem höchsten Abhängigkeitsgrad vom Außenhandel zählt39• Kein 

38 Siehe hierüber: T. Zotschew, Besondere Aspekte Bulgariens im Zusam-
menhang mit dem Donauverkehr. In: Die Donau als Verkehrsweg Südosteuro-
pas. Südosteuropa-Studien Nr.,14, München 1969, S. 108 ff. 

3. Nach Berechnungen von E. KlinkmilHerlH. Machowski (Nationaleinkom-
men und Bruttosozialprodukt einiger RGW-Länder, der USA und der Bundes-
republik Deutschland. In: "Osteuropa-Wirtschaft", Jg. 11 (1966), H. 2, S. 166) 
weisen die einzelnen Länder folgende Außenhandelsquoten auf (Einfuhr plus 
Ausfuhr in v. H. des nach westlichen Kategorien berechneten Bruttosozial-
produkts): 

Tschechoslowakei (1964) 28,3 v.H. Rumänien (1962) 16,3 v.H. 
Bulgarien (1962) 25,8 v.H. Polen (1965) 13,7 v.H. 
Ungarn (1964) 21,7 v. H. Sowjetunion (1964) 9,2 v.H. 
DDR (1964) 21,2 v. H. (zum Vergleich: 

Bundesrepublik (1964) (28,9 v. H.) 
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anderes nach dem Zweiten Weltkrieg kommunistisch geworden es Land 
hat auch seinen Außenhandel so stark ausgedehnt wie Bulgarien: von 
1951 bis 1961 z. B. um 16,1 v. H. jährlich, gegenüber 11,6 v. H. bei den an-
deren europäischen sozialistischen Ländern". 

Der bulgarische Außenhandel (Einfuhr plus Ausfuhr; Indexzahlen) 

1939 1956 1960 1965 1968 1970 (Plan) 

100 217,0 494,3 976,2 1488,7 1600 

In der Regel ist der bulgarische Außenhandel bisher schneller gewach-
sen als das gesellschaftliche Gesamtprodukt und als das Nationaleinkom-
men des Landes. Diese Tendenz dürfte zumindest bis 1970 anhalten, sieht 
doch der Fünfte Fünfjahresplan für den Zeitraum 1966 bis 1970 eine 
Steigerung des Nationaleinkommens um 45 bis 50 v. H. und des Waren-
verkehrs mit dem Ausland um 63 bis 65 v. H. vor. Die bulgarische Außen-
handelsquote (Anteil des Außenhandels am Nationaleinkommen) nimmt 
infolgedessen auch ständig zu. 

Gegenüber 1956 (= 100) ergeben sich folgende Indexzahlen: 

Nationaleinkommen ........ . 
Außenhandel .............. . 

1960 

157 
228 

1966 

242 
536 

1968 

269 
686 

1970 (Plan) 

327 
742 

Der Außenhandel wirkt sich zwar auf die bulgarische Volkswirtschaft 
wachstumsfördernd aus, doch muß für die Aufrechterhaltung eines hohen 
Exports oft der einheimische Verbrauch gedrosselt werden. So sehr näm-
lich der Import von Produktionsmitteln für die Hebung der Produktions-
leistung und der Produktivität in Industrie, Landwirtschaft, Verkehrs-
wesen usw. unerläßlich ist, so reichen die überschüsse an einheimischen 
Erzeugnissen doch keineswegs aus, damit durch deren Export alle not-
wendigen Importe bezahlt werden können. Bulgarien ist daher vielfach 
gezwungen, das Gleichgewicht seiner Zahlungsbilanz durch den Export 
von Erzeugnissen aufrechtzuerhalten, die zum Teil dem Inlandsverbrauch 
vorenthalten werden müssen. Die diesbezügliche Situation hat der Vor-
sitzende der blugarischen Planungskommission in seinem Bericht vor 
dem Plenum des ZK der BKP vom 8. Mai 1962 folgendermaßen darge-
stellt41 : "Mit gleichem Recht und mit gleicher Dringlichkeit stellen der 
Binnenhandel, die inländische materiell-technische Versorgung der Wirt-
schaft und der Außenhandel ihre Ansprüche an unsere Ressourcen, insbe-
sondere an wichtige und defizitäre Erzeugnisse. Bevorzugen wir die In-

40 I. Budinov, Bratskoe ekonomiceskoe sotrudnicestvo. In: "Vnesnjaja tor-
govlja", Moskau 1967, Nr. 11, S. 27. 

41 "Rabotnicesko delo" vom 12. 5. 1962. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-42285-2 | Generated on 2025-08-26 06:29:29



300 Theodor D. Zotschew 

Tabelle 10 

Die Einfuhr Bulgariens nach Warengruppen 
1956, 1960 und 1968 

Mil!. Levaa) 

1956 1960 I 1968 1956 

Maschinen und Ausrüstungen 
insgesamt .................... 124,1 319,9 935,7 44,2 

Rohstoffe und Halbmaterialien 
insgesamt .................... 153,1 326,1 890,0 52,1 

Nahrungsmittel, Verbrauchsgüter 
und Rohstoffe für solche ...... 16,6 94,1 258,7 5,7 

Einfuhr insgesamt ............... 293,8 740,1 2085,3 100,0 

a) In jeweiligen Preisen und zum Währungskurs vom 1. 1. 1962. 

v.H. 

1960 

43,2 

44,1 

12,7 

100,0 

Quelle: "Statistii!eski izvestia", god IX (1965), Nr. 4, S.36, 38; 1969, Nr. 8, S.42. 

Tabelle 11 

Die Ausfuhr Bulgariens nach Warengruppen 
1956, 1960 und 1968 

Mill. Levaa) 

1956 I 1960 1968 1956 

Maschinen und Ausrüstungen 14,1 90,9 499,4 4,0 

Bergbauliche Rohstoffe; Bau-
materialien; industrielle 
Vorprodukte ............. 85,1 81,0 228,8 24,1 

Landwirtschaftliche Rohstoffe 102,3 170,4 292,0 29,0 

Versorgungsgüter landwirt-
schaftlichen Ursprungs .... 97,3 206,5 573,6 27,5 

Industrielle Verbrauchsgüter. 54,6 119,8 295,9 15,4 

Ausfuhr insgesamt .......... 353,4 
/ 

668,6/1 889,7 100,0 

a) In jeweiligen Preisen und zum Währungskurs vom 1. 1. 1962. 
Quelle: Siehe Tabelle 10. 

v.H. 

1960 I 
13,6 

12,1 

25,5 

30,9 

17,9 

100,0 

1968 

44,9 

42,7 

12,4 

100,0 

1968 

26,4 

12,1 

15,5 

30,4 

15,6 

100,0 
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landsversorgung, so ergeben sich sofort Kürzungen im Export und un-
überwindliche Schwierigkeiten beim Ausgleich der Zahlungsbilanz. Wol-
len wir die Zahlungsbilanz im Gleichgewicht halten, d. h. unseren Export 
erhöhen, müssen unweigerlich bestimmte Bedürfnisse des Inlandsmarktes 
unbefriedigt oder wenig berücksichtigt bleiben. Es ist jedoch klar, daß 
wir uns wirtschaftlich wie technisch niemals vorwärtsentwickeln können, 
wenn es nicht gelingt, das Exportproblem zu lösen. Die Lösung des Ex-
portproblems erfordert es, daß wir auch in Zukunft, so wie dieses bisher 
in breiterem Umfang der Fall gewesen ist, weiterhin die Landwirtschaft 
und die landwirtschaftliche Produktion einsetzen. Es läßt sich auch nicht 
umgehen, daß wir in bestimmten Fällen den Export mitunter auf Kosten 
des Inlandsverbrauchs fördern müssen." 

Der Import wie der Export sind gegenüber dem Vorkriegsstand nicht 
nur stark gestiegen, sondern auch ihre Struktur, insbesondere jene des 
Exports, hat sich grundlegend gewandelt. Dies geht aus den Zahlenreihen 
der Tabellen 10 und 11 hervor. 

Die hohen Anteile des Imports von Maschinen und Ausrüstungen für 
Investitionszwecke (1968: 44,9 v. H.) und von Rohstoffen und Halbmate-
rialien für die Weiterverarbeitung (42,7 v. H.) am Gesamtimport zeigen, 
daß die Verwirklichung der Investitionsprogramme Bulgariens und die 
Belieferung seiner Industrie mit Brennstoffen, Rohstoffen und Halb-
materialien in entscheidendem Ausmaß vom Außenhandel abhängen. 
Über ein Viertel des Imports von industriellen Investitionsmitteln be-
steht zudem aus kompletten Betriebsausrüstungen, eine Erscheinung 
übrigens, welche für alle sich in den Anfangsstadien der Industrialisie-
rung befindenden Volkswirtschaften typisch ist. Besonders hoch ist die 
Einfuhrabhängigkeit Bulgariens bei: Steinkohle, Koks, Erdöl, Erdöl-
derivaten, Eisen, Stahl, Kunstdünger, Kautschuk, Baumwolle und Wolle. 

Bis auf geringe Ausnahmen, wie z. B. bei Getreide, besteht der bulga-
rische Export fast ausschließlich aus Industrieerzeugnissen und aus ar-
beits- bzw. kapitalintensiven Erzeugnissen der Landwirtschaft und deren 
nachgeordneten Industrien. Einen bemerkenswerten Aufstieg hat bisher 
der Export von Maschinen und Ausrüstungen erfahren, worin sich der 
Strukturwandel der bulgarischen Volkswirtschaft sehr deutlich doku-
mentiert. Der relativen und erst recht absoluten Ausweitung des Exports 
von Maschinen und Ausrüstungen sind auch die Mehrjahrespläne bis 
1980 gewidmet: der Anteil des Maschinenexports am Gesamtexport soll 
von 4 v. H. im Jahre 1956,13,6 v, H. im Jahre 1960 und 26,4 v. H. im Jahre 
1968 auf 39,3 v. H. im Jahre 1970 und auf 54,6 v. H. im Jahre 1980 aus-
geweitet werden. Den Hintergrund dieser Entwicklung des bulgarischen 
Exports bilden die Absatzmöglichkeiten in den anderen kommunistisch 
regierten Staaten. Im Zuge des industriellen Aufbaus in diesen Ländern 
konnte sich Bulgarien auf einige Produktionssparten spezialisieren und 
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hier bereits einen beachtlichen Vorsprung erzielen. Dies gilt in besonde-
rem Maße für die Produktion und entsprechend für den Export (1968) von 
Elektrokarren (Export: 20596 Stück), Elektrowinden (Export 1966: 
41 591 Stück), Akkumulatoren (Export: 1 022 000 Stück), Elektromotoren 
(Export: 277 000 Stück), Elektrozählern (209 000 Stück), Güterwagen 
(250 Stück), ferner Schiffen, Werkzeugbänken, Wasserpumpen, Diesel-
motoren u. a. m. 

Ebenfalls breite Absätzmöglichkeiten hat auch der bulgarische Export 
von traditionellen agrarischen Erzeugnissen gefunden (Gesamtexport-
zahlen 1968) wie: Tabak (68 000 t), Zigaretten (29 934 t), Wein (940 000 hl), 
Weintrauben (81000 t), frische Tomaten (176800 t); ferner Erdbeeren, 
Obst, Gemüse und Konserven davon; Fleisch, Lebendvieh, Milcherzeug-
nisse, Eier u. a. m. 

Tabelle 12 

Der Außenhandel Bulgariens nadl Ländern 
1960, 1965 und 1968 (Mill. Levaa) 

Einfuhr Ausfuhr 

1960 1965 1968 1960 1965 
\ 

1968 

Sowjetunion ................ 388,8 688,7 1107,0 359,5 717,9 1045,8 

v.H. (52,5) (50,0) (53,1) (53,8) (52,2) (55,3) 
Deutsche Demokratische 

Republik ................. 82,2 99,0 176,1 65,7 126,8 141,5 

Tschechoslowakei ........... 72,4 89,5 96,8 64,0 106,9 103,6 

Andere sozialistische Staaten. 77,6 145,8 219,4 72,5 141,0 195,5 

Sozial. Staaten insgesamt ... 621,0 11023,0 11599,3 561,711092,611486,4 
v.H. (83,9) (72,4) (76,7) (84,0) (79,4) (78,6) 

Bundesrepublik Deutschland. 44,0 80,2 83,9 22,2 48,3 63,2 

Italien ••••••••••••••••• 0 ••• 7,8 38,1 67,1 11,0 45,8 50,7 

Andere marktwirtschaftliche 
189,0 I Länder ................... 67,2 236,6 335,0 73,7 289,4 

Marktw. Länder insgesamt .. 119,1 1354,91 486,0 106,91 283,1 1 403,3 

v.H. (16,1) (25,8) (23,3) (16,0) (20,6) (21,4) 

Welt insgesamt ............. 740,1 1377,712085,3 668,611 375,7 11 889,7 

a) Verrechnungskurs im Außenhandel: 1,17 Leva = 1 US-S bzw. 0,29 Leva = 1 DM. 
Quelle: 25 godlni vanllna targovia na NR Balgaria Sofia a1969, S. 24, 25. 
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Entsprechend seiner ideologischen und politischen Ausrichtung ist und 
bleibt Bulgarien außenwirtschaftlich stark ostorientiert: der Anteil der 
sozialistischen Länder am bulgarischen Außenhandel ist zwar von 84,7 
v. H. im Jahre 1956 und 83,9 v. H. im Jahre 1960 auf 76,8 v. H. im Jahre 
1965 bzw. 77,6 v. H. im Jahre 1968 zurückgegangen, doch sehen die lang-
fristigen Pläne einen Anstieg dieses Anteils auf 88 v. H. im Jahre 1970 und 
sogar auf 92,2 v. H. im Jahre 1980 vor. Der wichtigste bzw. entscheidendste 
Handelspartner Bulgariens ist dabei die Sowjetunion; auf sie entfielen 
bisher um 50 v. H. und darüber des bulgarischen Außenhandels - ein 
Anteil, den die Sowjetunion gelegentlich nur im Warenverkehr mit der 
DDR erreicht hat. Nach der vorgesehenen Erweiterung des bulgarisch-
sowjetischen Außenhandels um 73 v. H. im Jahrfünft 1966 bis 1970 gegen-
über dem Jahrfünft 1961 bis 1965 soll die Sowjetunion 1970 nicht weniger 
als 60 v. H. (1968: 54,2 v. H.) des bulgarischen Außenhandels auf sich ver-
einen. Die Sowjetunion ist maßgeblich sowohl am industriellen Aufbau 
Bulgariens wie an der laufenden Versorgung der bulgarischen Industrie 
mit Rohstoffen, Hilfsmaterialien und dergleichen beteiligt. In diesem 
Zusammenhang hat die Sowjetunion nach Kriegsende und bis einschließ-
lich 1966 Kredite an Bulgarien von insgesamt 2 Mrd. heutige Rubel ge-
währt. Anfang 1967 folgten weitere 1,5 Mrd. Rubel, die bis 1970 bean-
sprucht werden. Mit dem Hinweis darauf, daß 40 v. H. der Kapitalinvesti-
tionen Bulgariens in den letzten zwanzig Jahren für Maschinen und Aus-
rüstungen aufgewendet und daß nicht weniger als 60 v. H. dieser Ma-
schinen und Ausrüstungen aus der Sowjetunion importiert worden sind, 
hat der bulgarische Außenhandelsminister Budinov unmißverständlich 
die Bedeutung der Sowjetunion für den wirtschaftlichen Aufbau Bulga-
riens charakterisiert42• Mit sowjetischer technischer und finanzieller Hilfe 
sind bis 1966 insgesamt 160 Werke errichtet worden43 ; die bulgarische 
Schiffbauindustrie und der Atomreaktor bei Sofia sind bzw. werden aus-
schließlich mit Unterstützung der Sowjetunion gebaut; dasselbe gilt für 
die Eisen- und Stahlindustrie, für die Verarbeitung von Erdöl, für die 
Zink- und Mineraldüngerindustrie. 85 v. H. der Walzstahlproduktion und 
70 v. H. der Bleiproduktion stammen aus Betrieben, die ebenfalls mit 
sowjetischer Hilfe gebaut wurden44• 

42 I. Budinov, a.a.O., S. 28. 
43 "Vnesnjaja torgovlja", Moskva 1966, Nr. 9, S. 20. 
44 I. Budinov, a.a.O., S. 29, 30. Zu den wichtigsten bulgarischen Industrie-

betrieben, die in Zusammenarbeit mit der Sowjetunion errichtet worden sind, 
zählen: 
das Schwefelsäure-, Ammoniak- und Stickstoffwerk in Dimitrovgrad, 
die Stickstoff- und Düngemittelfabrik in Stara Zagora, 
das Sodawerk "Karl Marx", 
die Erdölraffinerie in Burgas (Kapazität: 3 Mill. t Erdöl jährlich), 
das Metallurgische Kombinat "Lenin" in Pernik (Kapazität: 400 000 t Eisen, 

200 000 t Stahl), 
das Erzberg- und Eisenwerk Kremikovci, (Fortsetzung S. 304) 
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Die Sowjetunion ist durch ihre Lieferung von Maschinen, Metallen, 
Rohstoffen, Vorerzeugnissen und dergleichen maßgebend am Aufbau 
der bulgarischen Industrie beteiligt. Bulgarien bezog von 1945 bis 1968 
aus der Sowjetunion Maschinen und Industrieausrüstungen für 2,9 Mrd. 
Rubel (= 56 v. H. des gesamten bulgarischen Maschinenimports von 
5,1 Mrd. Rubel), Brennstoffe und mineralische Rohstoffe für 1,9 Mrd. Ru-
bel (= 60 v. H. des entsprechenden bulgarischen Imports), darunter 5,9 
Mil!. t Eisen und Stahl45• 

Aus einer stärker als bisher synchronisierten Arbeitsteilung und Ko-
operation der Produktion und aus der weiteren Vertiefung der wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit mit den Mitgliedsländern des Rats für Ge-
genseitige Wirtschaftshilfe und insbesondere mit der Sowjetunion ver-
spricht man sich in Bulgarien wesentliche Impulse für die erhoffte Festi-
gung und Beschleunigung des eigenen wirtschaftlichen Aufbaus. Tech-
nische und finanzielle Hilfe von außen und die Erschließung zusätzlicher 
Deviseneinnahmequellen könnten hier wertvolle Dienste leisten, zumal 
die inländischen Finanzmöglichkeiten weitgehend erschöpft sind und Bul-
garien heute mehr denn je fremder Kapitalhilfe bedarf und unter akutem 
Mangel insbesondere an westlichen Devisen zu leiden hat. 

Der Anteil des Westens am bulgarischen Außenhandel ist in den letzten 
Jahren zwar ständig gestiegen: von 15,3 v. H. im Jahre 1956 auf 22,4 v. H. 
im Jahre 1968, doch sollen die Prozentsätze nach den langfristigen Plä-
nen auf 12 v. H. im Jahre 1970 und sogar auf 7,8 v. H. im Jahre 1980 zu-
rückgehen. In Anbetracht der vorgesehenen starken Ausweitung des 
bulgarischen Warenverkehrs mit dem Ausland wird zweifelsohne der 
Handel mit dem Westen zunehmen, nur nicht so stark wie der Handel 
mit den sozialistischen Staaten. Die Bedeutung der bulgarischen Handels-
beziehungen mit dem Westen liegt infolgedesssen mehr auf der qualita-
tiven als auf der quantitativen Seite. Der wichtigste westliche Handels-
partner Bulgariens ist dabei die Bundesrepublik Deutschland. 

Auf die künftige Entwicklung des bulgarischen Außenhandels und ins-
besondere des Handels mit den westlichen Ländern dürften sich die seit 
1966 eingeleiteten Reformmaßnahmen zur Anpassung der bulgarischen 
Außenhandelspraxis an die Erfordernisse der ausländischen Märkte und 

das NE-Metallwerk "D. Blagoev" in Plovdiv, 
die Kupferhütte "G. Damjanov" in Pirdop, 
das Blei-Zink-Werk in Kardzali, 
das Wärmekraftwerk "Marica-iztok" in Dimitrovgrad, 
das Werk für landwirtschaftliche Maschinen in Russe, 
die Fabrik für Elektrowinden in Gabrovo, 
die Traktorenfabrik in Karlovo, 
das Wärmekraftwerk in Varna (im Bau). 

45 V. Mladenov, Economic Co-operation with the Soviet Union - An Im-
portant Factor in Bulgaria's Development Along Socialist Lines. In: "Foreign 
Trade U.S.S.R.", Moskow 1969, No. 8, S. 9. 
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an die inländischen Verhältnisse günstig auswirken. Diesbezüglich ver-
dient erwähnt zu werden, daß speziell im bulgarischen Export immer 
stärker die unmittelbaren Produzenten und Produzentenorganisation 
eingeschaltet werden". Auch Abschlüsse von direkten Kooperationsge-
schäften zwischen bulgarischen und westlichen Unternehmungen nehmen 
ZU47• Damit erhalten die bulgarischen Betriebe und Organisationen die 
Möglichkeit, Einblick in die technische, betriebsorganisatorische und 
wirtschaftliche Entwicklung von Betrieben und Wirtschaftszweigen des 
Westens zu gewinnen. Durch die Schaffung von nach Ländern bzw. Re-
gionen gegliederten staatlichen Vertretungen in Sofia ist den westlichen 
Unternehmungen die Möglichkeit gegeben, direkte Verbindungen mit den 
entsprechenden bulgarischen Betrieben und Organisationen aufzuneh-
men. 

Die gesamte außenwirtschaftliche Aktivität Bulgariens wird im Grunde 
von der Exportfähigkeit und damit von den ZahZungsmögZichkeiten des 
Landes limitiert. Zu den wichtigsten nichtkommerziellen Devisen-Ein-
nahmequellen in der bulgarischen Zahlungsbilanz zählt der Devisen-
zufluß aus dem Touristenverkehr. Bulgarien hat sich binnen kurzer Zeit 
zu einem beliebten Touristenland entwickelt. 

Der ausländische Reiseverkehr nach Bulgarien 196746 : 

Andere Transit Insgesamt 
Erholung Zwecke 

Marktwirtschaftliche 
Länder ................. 241141 30720 466072a) 737933 
(davon Bundesrepublik 

Deutschland) .......... (88415) (4625) (35539) (128579) 
Sozialistische Länder ...... 642868 259553 111860 1014281 

(davon Deutsche Demo-
kratische Republik) ... (90016) (14161) (564) (104741) 

Welt insgesamt ............ 884009 290273 577932 1752214 

a) Davon 328 359 Türken (in erster Linie Gastarbeiter in Westeuropa). 

Nach den Plänen wird 1970 mit 2 Mill. Touristenreisenden gerechnet. 
Für diesen Zweck ist vorgesehen, die Zahl der Hotelbetten von 21 500 An-
fang 1964 auf 63 790 im Jahre 1970 und weiter auf 138000 im Jahre 1980 
zu erhöhen. Anfang 1967 verfügte Bulgarien im gesamten Fremdenver-
kehrsgewerbe über 105000 Betten und stand unter den sozialistischen 
Staaten, was die Bettenzahl je 1000 Einwohner anbetrifft (12,5), hinter 
Jugoslawien (21,8) an zweiter Stelle. Die Deviseneinnahmen aus dem 

48 Für diesen Zweck wurden u. a. neu gebildet: acht staatliche wirtschaftliche 
Vereinigungen für Maschinenbau, sieben für Chemie und Hüttenindustrie, acht 
für die Lebensmittelindustrie, vier für die Forst- und Holzwirtschaft usw. 

47 Siehe S. 294. 
48 Statistil!eski godisnik na NR Balgaria 1968, S. 311 ff. 

20 Schriften d. Vereins f. SocialpoliUk 50/11 
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gesamten Fremdenverkehr werden für 1965 (365 261 Touristen) auf 
35 Mill. US-$ geschätzt. Die meisten westlichen Touristen kommen aus 
der Bundesrepublik Deutschland. Welche Bedeutung diesem Dienstlei-
stungsbereich speziell im Rahmen des bulgarisch-deutschen Zahlungs-
verkehrs zukommt, geht daraus hervor, daß die bulgarischen Warenliefe-
rungen in die Bundesrepublik 1967 einen Wert von 187 Mill. DM und die 
Einnahmen aus dem westdeutschen Touristenverkehr schätzungsweise 
35 Mill. DM erreichten. 

V. Reformbestrebungen als Folge der Wachstumsprobleme 

1. Hintergründe der Reformen 

Im Gegensatz zu der Reformdiskussion und zu den Reformbestrebun-
gen in anderen sozialistischen Ländern zeichnet sich Bulgarien diesbe-
züglich durch größte Zurückhaltung und Vorsicht aus. Dies gilt sowohl 
für den Bereich der theoretischen Erörterungen wie für die praktischen 
Maßnahmen und Schritte, welche in dieser Richtung - zumindest bis-
her - unternommen worden sind. Eine Erklärung dafür mag zum Teil 
darin liegen, daß Bulgarien das kleinste und zugleich wirtschaftlich das 
ärmste europäische Mitgliedsland des Rats für Gegenseitige Wirtschafts-
hilfe ist und lieber die Ergebnisse der Reformdiskussion und der Reform-
experimente in den anderen Ländern abwartet, als daß man selbst in 
dieser Richtung Schrittmacher wird. 

Die im ganzen sozialistischen Staatenverband seit dem Herbst 1962 ent-
brannte Reformdiskussion49 fällt in eine Zeit, in der Bulgarien ohnedies 
neue Wege der Planung und insbesondere der Organisation und Leitung 
seiner Wirtschaft suchen mußte und auch weiterhin suchen muß, damit 
Verzögerungen oder gar Rückschläge in seinem wirtschaftlichen Wachs-
tum vermieden werden. Nach der fast vollständigen Sozialisierung der 
Wirtschaft (1967: 90 v. H. des Nationaleinkommens entfallen auf die 
sozialisierten Bereiche der Wirtschaft, 7 v. H. auf die Bewirtschaftung 
des privaten Hoflandes der Bauern und 3 v. H. auf privatwirtschaftliche 
Betätigung anderer Bevölkerungskreise50) und nach der weitgehenden 
Mobilisierung der einheimischen Arbeitskraft ist Bulgarien an einem 
Wendepunkt seiner wirtschaftlichen Entwicklung angelangt. Es handelt 
sich im Grunde genommen darum, künftig hohe Wachstumraten in der 
Wirtschaft zu erlangen ohne wesentliche Vergrößerung der Zahl und Ver-
änderung der Struktur der Beschäftigten - Erscheinungen, die typisch 
für das Wachstum in den vergangenen zwei Jahrzehnten waren (exten-
siver Weg des wirtschaftlichen Wachstums). Die Möglichkeiten hierzu 

49 Eingeleitet von Professor Liberman aus Charkow mit seinem Artikel in 
der "Pravda" vom 9. September 1962. 

50 Statisticeski godisnik na NR Balgaria 1968, S. 101. 
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bietet die Erhöhung der Arbeitsproduktivität der vorhandenen Arbeits-
kräfte und der Effektivität des eingesetzten Sachkapitals (intensiver Weg 
des wirtschaftlichen Wachstums). 

Die Problematik der Entwicklung und des Wachstums der bulgarischen 
Volkswirtschaft im Stadium des übergangs von der Periode des exten-
siven zur Periode des intensiven Wachstums hat der bereits zitierte bul-
garische Autor Nikiforov untersucht und in einer Studie veröffentlicht51• 

Für den Zeitraum 1952 (= 100) bis 1963 gibt Nikiforov folgende Index-
zahlen für die Entwicklung der Kapitalausstattung und der Arbeitspro-
duktivität in der bulgarischen Volkswirtschaft an52 : 

1. Kapitalausstattung je Beschäftigten.. ... ..... ... . .... ...... ..... 341,9 
2. Arbeitsproduktivität je Beschäftigten ........................... 258,2 
3. Arbeitsproduktivität je Arbeitsstunde .......................... 169,4 

bewirkt durch: 
a) Steigerung der Arbeitsproduktivität infolge struktureller Ver-

änderungen zu ........ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 129,5 
b) Effektive Steigerung der Arbeitsproduktivität bei Eliminierung 

der strukturellen Veränderungen zu ......................... 130,8 

Die bisherigen Wachstumraten der Brutto- wie der Nettoproduktion 
sind also in erster Linie ermöglicht worden: 
1. durch überproportional starke Ausweitung des Produktionsmittel-

fonds: 
Für die Gewinnung einer Einheit Reinprodukt wurden 1963 im Ver-
gleich zu 1952 (= 100) folgende Produktionsmittelfonds eingesetzt53 : 

in der Industrie ........................ 94,3 v. H. 
in der Landwirtschaft .................. 237,7 v. H. 
im Bauwesen .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 154,3 v. H. 
im Handel ............................. 186,7 v. H. 
in allen Bereichen ...................... 133,1 v. H. 

2. durch übermäßig starken Einsatz von Reproduktionsmitteln für eine 
Einheit Reinprodukt: 
Für die Gewinnung einer Einheit Reinprodukt belief sich der Auf-
wand an Materialien und dergleichen im Jahre 1963 (1952 = 100)54: 

in der Industrie .................... auf 82,3 v. H. 
in der Landwirtschaft. . . . . . . . . . . . . .. auf 137,3 v. H. 
im Bauwesen. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. auf 112,2 v. H. 
im Transport- und Nachrichtenwesen auf 73,8 v. H. 
im Handel und in der Verteilung. . .. auf 242,9 v. H. 
in den anderen Bereichen ......... .. auf 100,0 v. H. 
in der gesamten Güterproduktion ... auf 126,5 v. H. 

51 V. Nikijorov, Problemi na ikonomiceskia rastez v Bälgaria. Sofia 1965, 
222 Seiten. 

5! Ebenda, S. 63, 69. 
53 Ebenda, S. 74. 
54 Ebenda, S. 77. 

20· 
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Der niedrige Stand der allgemeinen Technik in den meisten Produk-
tionsbereichen führt zu übermäßig hohem Materialverbrauch und damit 
zu niedriger Produktivität. Dies veranschaulichen einige Vergleiche. Für 
die Gewinnung einer kWh Elektrizität in den Wärmekraftwerken werden 
z. B. folgende Kohlemengen (in Gramm; einheitlicher Kaloriengehalt) 
verbraucht55 : in Bulgarien 519 g; in der UdSSR 444 g; in der BR Deutsch-
land 415 g, in Frankreich 381 g. 

Das gleiche gilt für den Materialverbrauch im Maschinenbau, für den 
Energieverbrauch in der ganzen Wirtschaft usw. Der Materialverbrauch 
für gleichartige Maschinen ist in Bulgarien z. B. wesentlich höher als in 
anderen Ländern. Vor allem nimmt der Materialverbrauch zu, statt 
daß er abnimmt. 

Das Kernproblem des wirtschaftlichen Wachstums in Bulagrien lautet 
somit: Auf welche Art und Weise können im Rahmen der sozialistischen 
Planwirtschaft die bisher auf extensivem Wege erlangten hohen Wachs-
tumsraten durch solche auf intensivem Wege ersetzt werden? Es handelt 
sich um folgende Verlagerung der Akzente im Wachstum der bulgarischen 
Volkswirtschaft56 : 

Nationaleinkommenszuwachs 
(in v. H.) 

1952-1963 

auf extensivem Wege ....................... . 
auf intensivem Wege ....................... . 

Zuwachs insgesamt ......................... . 

36,5 
63,5 

100,0 

1966-1970 

10,0 
90,0 

100,0 

Das Augenmerk der bulgarischen Wirtschaftspolitik ist daher heute 
auf die absolute wie relative Steigerung der Arbeits- und Produktivitäts-
sowie Ertragsleistung einer jeden Arbeitskraft und einer jeden Kapital-
einheit gerichtet und nicht wie bisher in erster Linie auf eine global ge-
sehen möglichst hohe Ausbringung von materiellen Gütern, ohne Rück-
sicht auf ihre Kosten. Für diesen Zweck müssen künftig: 

a) die Interessen der arbeitenden Individuen mit jenen der sozialisti-
schen Gesellschaft und des sozialistischen Staates koordiniert; 

b) die Effizienz des eingesetzten Produktionskapitals erhöht; 
c) die Vorteile des technischen Fortschritts ausgenutzt und 
d) die Produktions- un Produktivitätsmöglichkeiten der ,sozialisti-

schen Produktionsgemeinschaft' erschlossen werden. 

Diesen Aufgaben kann man nur dann gerecht werden, wenn in der 
bulgarischen Wirtschaft u. a.: 

~5 v. NikifoTOV, a.a.O., S. 78. 
58 Ebenda, S. 68. - "Rabotnicesko delo" vom 30. 7. 1966. 
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neue, d. h. beweglichere und marktnahe Methoden der Planung; 
leistungsgerechte Methoden der Entlohnung; 
marktmäßige Mechanismen der Lenkung; 

309 

nähere Bindung der Produktion sowohl an die inländischen wie an die 
ausländischen Märkte; und 
weitgehende Wiederherstellung des Prinzips der Wirtschaftlichkeit in 
allen güterproduzierenden Bereichen 

eingeführt werden. 

Im Beschluß des ZK über das neue System der Leitung der Wirtschaft 
in Bulgarien vom April 196657 wird jedenfalls eindeutig festgestellt, daß 
mit dem bisherigen System zwar "der sozialistische Umbau der Volks-
wirtschaft und die Festigung der sozialistischen Produktionsbeziehungen 
in Stadt und Land bewerkstelligt wurden", daß dasselbe System jedoch: 

a) den neu geschaffenen Bedingungen nicht mehr genügt; 
b) kein schnelles Wachstum der Wirtschaft gewährleistet; 
c) die Initiative der sozialistischen Kollektive nicht wirkungsvoll sti-

muliertund 
d) die Umstellung der Leitung der Volkswirtschaft auf wissenschaft-

liche Grundlagen verhindert. 

Die Folgerungen, welche daraus zu ziehen sind, lauten: Weil Einzel-
korrekturen und -Ergänzungen nur Flickwerk bleiben und den Erfor-
dernissen der Volkswirtschaft im Stadium ihres intensiven Wachstums 
nicht mehr genügen, erweist sich eine generelle Neugestaltung des Sy-
stems als unerläßlich. 

2. Das neue System 

Praktische Versuche und theoretische Erörterungen über Reformen am 
Wirtschaftssystem gehen in Bulgarien Hand in Hand. Die gefaßten Kon-
zeptionen für eine Neugestaltung des wirtschaftlichen Systems haben 
keinen neuen ideologischen Hintergrund. Vielmehr wird das neue System 
als die ,logische und objektive Fortsetzung des alten Systems', als eine 
,Anpassung und Vervollkommnung des für die sozialistische Planwirt-
schaft unentbehrlichen zentralistischen Systems an die jeweiligen Ent-
wicklungsstadien der sozialistischen Gesellschaft' hingestellt. Das neue 
System, schreibt FilipoV58, bedeutet nicht eine Abkehr von der sozialisti-
schen zu der marktwirtschaftlichen Produktion. Einen Widerspruch zwi-
schen dem ,neuen' und dem ,alten' System der Planung und Leitung der 
bulgarischen Volkswirtschaft gibt es nicht. Es sind keine prinzipiellen 

57 "Rabotnicesko delo" vom 29. 4. 1966. 
58 G. Filipov, Charakterni certi na novata sistema na planirane i rakovod-

stvo na narodnoto stopanstve. In: "Novo vreme", Sofia, god XLII (1966), kn. 1, 
S.16. 
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Unterschiede, sondern nur Verschiebungen der Akzente, welche das neue 
vom alten System abheben. 

An der Schwelle des übergangs von der extensiven zur intensiven 
Phase des wirtschaftlichen Wachstums findet sich Bulgarien vor der kar-
dinalen Aufgabe, die Direktivplanung und den Zentralismus einerseits 
und die Initiative der Werktätigen sowie die dezentrale Planung der ein-
zelnen Betriebe und deren Branchenvereinigungen anderseits zu einem 
einheitlichen System auszubauen. Die Koordinierung von Zentralismus 
(Direktivenerteilung von der Zentrale an nachgeordnete Instanzen und 
Betriebe) und Dezentralismus (Entfaltung von Eigeninitiative der am 
Wirtschaftsleben Beteiligten) sind auch die eigentlichen Probleme der 
heutigen Planung in Bulgarien59• 

An Stelle der bisherigen Planung und Leitung der Wirtschaft durch die 
Zentralbehörden muß beim neuen System eine markttransparente, ge-
meinsame und koordinierte Planung und Leitung aller am Wirtschafts-
leben Beteiligten treten, wie: Zentralbehörden, regionale Verwaltungen, 
Branchenvereinigungen, Betriebe, Arbeitskollektive und deren Ange-
hörige. Vor allem sollen Wahlmöglichkeiten zwischen verschiedenen 
Planvarianten geschaffen werden, damit die optimale unter ihnen ge-
wählt werden kann. "Bei den bisherigen Planentwürfen haben wir uns 
mit einer einzigen Variante begnügt", heißt es im Beschluß über das 
neue System vom April 1966 wörtlich60, "der wir uns versklavten, indem 
wir sie zum Fetisch erhoben haben, ohne daß wir von ihrer Optimalität 
überzeugt waren." 

Bei dem neuen System soll das Schwergewicht der Planung und Lei-
tung der Wirtschaft von den administrativen auf die ökonomischen Me-
thoden und Maßnahmen verlagert werden. Dies erfordert eine Symbiose 
zwischen dem bisherigen Planmechanismus und dem künftigen Markt-
mechanismus, wodurch parallel mit der zentralen Planung den Betrieben 
eine größere und marktorientierte Selbständigkeit gewährleistet werden 
soll. Das bedeutet, daß ein kostengerechtes und ebenso kapitalertrags-
gerechtes Preissystem geschaffen werden muß, ferner, daß der Arbeits-
lohn, das Steuersystem, der Bankkredit, der Betriebsgewinn und die 
Wirtschaftlichkeitsrechnung ihre Funktionen weitgehend erfüllen. Der 
volkswirtschaftliche Zentralplan bleibt zwar als Rahmenplan nach wie 
vor die Grundlage auch des neuen Systems. Dies ist durch das sozialisti-
sche Eigentum an den Produktionsmitteln bedingt. Der übertriebene 
Zentralismus und die absolute Bevormundung der Betriebe, welche am 
Puls des Marktgeschehens stehen, müssen jedoch beseitigt werden. 

Die Wesenszüge des ,neuen Systems' werden in erster Linie von den 
gewonnenen praktischen Erfahrungen geformt. Der "Beschluß über das 

58 V. NikifoTOV, a.a.O., S. 201. 
80 "Rabotnicesko delo" vom 29. 4. 1966. 
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neue System der Leitung der Volkswirtschaft" wurde genau zwei Jahre 
nach den ersten praktischen Versuchen vom April 1964 gefaßt und ver-
öffentlicht61 • Die experimentellen Versuche erstreckten sich Ende 1965 
bereits auf 731 Betriebe, davon: 389 Industriebetriebe, 255 Handels-
unternehmen, 61 Transportbetriebe, 5 Baubetriebe und 21 andere Be-
triebe62• Speziell die Industriebetriebe, die 1965 nach dem neuen System 
gearbeitet haben, repräsentierten 43 v. H. der gesamten Industriepro-
duktion; ihr Zuwachs an reiner Produktion war jedoch ebenso hoch wie 
der Zuwachs der übrigen 57 v. H. der Industriebetriebe. Ihre Bruttopro-
duktion erhöhten die Betriebe folgendermaßen: 

nach dem alten System um . . . . . . .. 12,2 v. H., 
nach dem neuen System um ........ 24,9 v. H. 

Die Betriebe, die nach dem neuen System geleitet wurden, haben zwei-
mal soviel Abgaben an den Staat geleistet, wie vom Plan vorgesehen. 
Fast drei Viertel ihres Ertragszuwachses wurden durch Senkung der 
Selbstkosten, durch Verbesserung des Sortiments und durch Hebung der 
Güterqualität erreicht. 

Nach den Vorstellungen vom neuen System sollen künftig den Betrie-
ben und ihren Branchenvereinigungen vom zentralen Planungsamt fol-
gende verbindliche Plankennziffern vorgegeben werden63 : 

1. Das Volumen der Kapitalinvestitionen; 

2. das naturale Produktionssoll an wichtigen Rohstoffen, Nahrungs-
mitteln und Grunderzeugnissen; 

3. der Verbrauch an einigen Grundstoffen und Materialien; 

4. die Fristen für die Inbetriebnahme von neuen Produktionskapazi-
täten; 

5. der Valutaertrag vom Export und 

6. der Valutaaufwand für den Import. 

Die zentralen staatlichen Organe beschränken sich darauf, eine ein-
heitliche Politik auf folgenden Gebieten durchzuführen: 

1. Kapitalinvestitionen 

2. Technischer Fortschritt 

3. Preise 

4. Löhne und Gehälter 

5. Finanzplan 

6. Außenhandel 

81 Ebenda. 
62 "Voprosy ekonomiki", Moskva 1966, H. 11, S. 100. - 1969, H. 9, S. 94 ff. 
83 "Rabotnicesko delo" vom 29.4.1966. - "Voprosy ekonomiki", Moskva 

1966, H. 11, S. 101 ff. 
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Nach Einhaltung der verbindlichen Plankennziffern und der vorgege-
benen wirtschaftspolitischen Richtlinien der zentralen Planungs- und 
Verwaltungsinstanzen sind die einzelnen Betriebe sonst frei, ihre Tätig-
keit nach eigenem Ermessen zu gestalten, von sich aus in vertragliche 
Verbindungen mit anderen Betrieben und Marktteilnehmern zu treten 
und überhaupt alle Maßnahmen zu treffen, wenn sich diese von Vorteil 
für die eigene Rentabilität erweisen sollten". 

Eine wichtige Rolle beim neuen System spielen die vertraglichen Ab-
machungen zwischen den Betrieben, weil sie die Grundlage für die Be-
triebspläne und damit für den volkswirtschaftlichen Gesamtplan sind. 
Auf Grund der Verträge sichern sich die Betriebe die Zufuhr von Roh-
stoffen und Materialien, den Absatz ihrer Produktion sowie die Bank-
kredite. Die Verträge sind verbindlich. Bei Nichterfüllung haftet die 
säumige Seite für die dem Partner entstandenen materiellen Schäden, 
und außerdem wird sie mit der Zahlung eines Betrages bestraft, der 
minimal 0,1 v. H. täglich vom Wert der nicht erfüllten Zahlungen oder 
Lieferungen ausmacht. Die Betriebe können sich gegenseitig von der 
Zahlung der Säumigkeitsstrafe, jedoch nicht von der Rückerstattung der 
entstandenen Schäden befreien. Weil die Strafen auf Kosten der Betriebs-
gewinne gehen, rechnet man in Bulgarien mit einer hohen Erfüllungs-
quote der vertraglichen Abmachungen zwischen den Betrieben. 

Für die Konkretisierung des neuen Preissystems wurde eine über-
gangszeit bis zum 1. Januar 1968 vorgesehen. Bis dahin wurden vom Zen-
tralplan feste Preise für die vorgeschriebene sogenannte ,Pftichtproduk-
tion' der Betriebe und maximale bzw. minimale Preise für die ,Nicht-
pftichtproduktion' festgelegt. Die Betriebe vereinbaren untereinander 
zwischen den minimalen und maximalen Preisen ihre Vertragspreise, 
wobei sie sich an die Bestimmungen halten müssen, daß alle Preise 
Kostenpreise plus durchschnittlichem Branchengewinn sein müssen. 

Im Gegensatz zur bisherigen Praxis der absoluten Bevormundung 
durch die übergeordneten Instanzen können die Betriebe beim neuen 
System eigene Fonds tür Entwicklung und technische Vervollkommnung 
anlegen. Aus diesen Fonds sollen die Betriebe selbst und in eigener 
Kompetenz einen Teil der Ausgaben für innerbetriebliche Modernisie-
rungs-, Mechanisierungs- und Reparaturarbeiten bestreiten. Die Mittel 
für die Fonds werden in Prozent vom Wert der Produktionsfonds berech-
net und als Kostenfaktor der laufenden Produktion zugeschlagen. Die 
Prozentsätze bewegen sich zwischen 1 v. H. (bei den Betrieben der 
Energiegewinnung, der Metallurgie und des Transports) und 6 v. H. (bei 
der Metallbearbeitungsindustrie). 

U Siehe hierüber ihsbes.: Die Wirtschaftsreformen in Bulgarien. In: "Wis-
senschaftlicher Dienst Südosteuropa". Südost-Institut München, XVIII. Jg. 
(1969), H.lO, S.177-181. 
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Eine besonders große Rolle im neuen bulgarischen System spielen die 
Banken als Verrechnungsstätten für die Abwicklung des bargeldlosen 
Zahlungsverkehrs zwischen den Betrieben und ebenso als Kreditgeber. 
Die Funktionen der Banken sollen nach und nach ausgebaut und den 
Erfordernissen der neugeschaffenen betrieblichen, zwischenbetrieblichen, 
marktmäßigen und gesamtwirtschaftlichen Bedingungen angepaßt wer-
den. 

Schließlich werden im neuen System die Lohnfonds zusammengesetzt: 
aus Tariflohn und aus einem Anteil am erzielten Betriebsgewinn. Die 
Lohnhöhe wird künftig daher von vier Faktoren abhängen: 

1. Von der Höhe des staatlicherseits festgesetzten Tariflohns, 
2. vom Endergebnis der Betriebstätigkeit (Betriebsgewinn), 

3. vom Beitrag der einzelnen Betriebsabteilung bzw. der einzelnen 
Brigade am Gewinn; für diesen Zweck müssen innerbetriebliche 
Kostenrechnungen geführt werden; 

4. vom Beitrag des einzelnen Arbeiters am Gewinnanteil seiner Ab-
teilung bzw. seines Kollektivs; hier müssen neue Leistungs- und 
Bewertungsnormen ausgearbeitet werden. 

VI. Zusammenfassung und Ausblick 

Zwei Jahrzehnte lang wurde in Bulgarien zentralistisch geplant und 
die Wirtschaft von den Zentralinstanzen absolut dirigistisch geleitet65• Die 
im neuen System angestrebte Koordination zwischen volkswirtschaft-
lichem Zentralismus und marktorientiertem betriebswirtschaftlichem 
Dezentralismus bedarf u. a. sicherlich eines behutsamen Vorgehens und 
vor allem einer längeren Anpassungszeit, damit sich die Betriebe von 
ihrem bisherigen Status als Befehlsempfänger und als unselbständige 
Planvollzieher zu selbständigen Marktteilnehmern entwickeln können. 

Im neuen System wird vom einzelnen Betrieb, vom einzelnen Arbeits-
kollektiv und vom einzelnen Werktätigen überhaupt mehr Selbständig-
keit, mehr Initiative, mehr Interesse und mehr Verantwortung verlangt. 
Dies setzt voraus, daß die ständigen Reorganisationen und personellen 
Umbesetzungen gerade der leitenden Posten einer kontinuierlichen Be-
triebs- und Personalpolitik weichen müssen. Jene Betriebe, die gut ge-
leitet werden und alljährlich Gewinne abwerfen, haben dann auch bessere 
Chancen, ihre qualifizierte Stammbelegschaft von Arbeitern zu halten 
und zu vergrößern. 

In der bevorstehenden Phase des angestrebten Wachstums der Wirt-
schaft durch das Wirksamwerden von intensiven Faktoren ist die bul-
garische Volkswirtschaft in starkem Maße auf den Außenhandel ange-

85 Statistische Daten darüber siehe u. a.: Statistisches Bundesamt, Allge-
meine Statistik des Auslandes. Länderkurzbericht Bulgarien. 1969, 26 S. 
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wiesen. Die benötigten modernen maschinellen Ausrüstungen, betriebs-
organisatorischen Einrichtungen, dann aber auch Rohstoffe, halbfertige 
und.fertige Materialien, Ersatzteile, Zulieferungen und dergleichen muß 
Bulgarien vielfach auf dem Importwege beschaffen. Im selben Ausmaß 
müssen aber Export wie Dienstleistungen ausgebaut und die nötigen 
Devisen hereingebracht werden. Das neue System und der Eintritt in die 
intensive Phase des wirtschaftlichen Wachstums haben auch bereits zu 
einem kräftigen Aufschwung des bulgarischen Außenhandels geführt: 
der Außenhandelsumsatz (Einfuhr plus Ausfuhr zusammengenommen) 
ist von 1965 auf 1968 um 44,4 v. H. gestiegen (von 2,75 auf 3,98 Mrd. Leva), 
davon: mit den sozialistischen Ländern um 45,9 v. H. (von 2,12 auf 3,09 
Mrd. Leva) und mit den marktwirtschaftlichen Ländern um 39,9 v. H. 
(von 638 auf 889 Mil!. Leva). Die eingeleiteten Reformmaßnahmen und das 
beschlossene neue System können daher nur dann den erhofften Erfolg 
bringen, wenn die innerwirtschaftliche Neuordnung mit den Erforder-
nissen und den Möglichkeiten der Außenwirtschaft in Einklang gebracht 
wird. 

Alle sozialistischen Staaten sind nun dabei, die Planung und die Lei-
tung ihrer Wirtschaft auf neue Grundlagen zu stellen. Das Gelingen 
des neuen bulgarischen Wirtschaftssystems ist somit keine reine inner-
wirtschaftliche Angelegenheit, sondern zum Teil eine Angelegenheit 
der künftigen Gestaltung der Wirtschafts- und Handelsbeziehungen 
sowohl unter den sozialistischen Staaten wie zwischen den sozialistischen 
und den marktwirtschaftlichen Ländern. 

Im Endergebnis dürfte Bulgarien die Wachstumsprobleme seiner Wirt-
schaft im großen und ganzen nur dann erfolgreich lösen können, wenn: 

1. das neue System und der beschrittene Weg zur ,Ökonomisierung' 
und zur ,Vermarktung' des innerwirtschaftlichen Lebens wissen-
schaftlich ausreichend begründet und beleuchtet worden ist; 

2. die einmal konzipierte und für richtig erkannte Politik mit aller Kon-
sequenz und Kontinuität in die Tat umgesetzt wird; 

3. sich dem Land entsprechend günstige außenwirtschaftliche Entfal-
tungsmöglichkeiten bieten würden. 

Die Intelligenz, das Können, die Weitsicht und die Zielstrebigkeit der 
bulgarischen Wissenschaftler, Planer und Wirtschaftler dürften beim 
ersten Punkt sicherlich nicht versagen. Für das Durchsetzen des neuen 
Systems (Punkt zwei) zeichnet der Staat, d. h. die kommunistische Partei, 
verantwortlich; es kommt im Grunde darauf an, den Willen und die 
gewissenhafte Mitarbeit aller Staatsbürger zu gewinnen. Ohne ein Min-
destmaß an individueller Freiheit im Rahmen eines marktorientierten 
sozialistischen Wirtschaftssystem wird man hier sicherlich nicht aus-
kommen. 
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Volkswirtschaftliches Wachstum und Reformen des 
Wirtschaftssystems sowjetischen Typs 

Von Prof. Dr. W.M.Frhr. v. Bissing 

Alec Nove meinte in einem Vortragt, den er vor einigen Jahren im 
Berliner Osteuropa-Institut gehalten hat, daß die sowjetische Planung 
komplizierter geworden sei, weil der Umfang der sowjetischen Volks-
wirtschaft sich vergrößert hätte, wodurch wiederum die innerwirtschaft-
lichen Beziehungen verwickelter und unübersichtlicher geworden wären. 

In der Sprache des historischen Materialismus ausgedrückt könnte man 
sagen, es habe sich die materielle Basis der sowjetischen Wirtschafts-
gesellschaft gewandelt. Damit ist die Frage akut geworden, ob der geistige 
Überbau dieser Wandlung seiner Basis hat folgen können. 

Wenn in den 50er und 60er Jahren die wirtschaftliche Wachstumsent-
wicklung sowohl in der Sowjetunion als auch in den anderen osteuro-
päischen Ländern, welche von der Sowj etunion politisch und wirtschaft-
lich beherrscht werden, Stockungen aufweist, so liegt die Vermutung 
nahe, daß offenbar die Wandlung der wirtschaftlichen Basis nicht ge-
nügend begleitet worden ist von einer Wandlung des wirtschaftlichen 
Denkens. Anscheinend hat man trotz vielfältiger Diskussionen und 
trotz länderweise unterschiedlicher Experimente keinen geeigneten Weg 
gefunden, der zu einer Anpassung an die veränderten ökonomischen 
Verhältnisse und damit auch zu einer Änderung der Wirtschaftsorgani-
sation und Wirtschaftsordnung hätte führen müssen. 

Unter Wirtschaftsordnung soll hier verstanden werden der Inbegriff 
aller das Verhalten des wirtschaftenden Menschen bestimmenden Sätze 
und Normen, während unter der Wirtschaftsorganisation die Maßnahmen 
und Institutionen begriffen werden, welche die Menschen zu gemein-
samer wirtschaftlicher Tätigkeit einheitlich zusammenfassen2• 

Mit Ausnahme von Jugoslawien, wo der dominierende Einfluß der 
Sowjetunion wesentlich geringer war, hatte sich ein relativ selbständi-
geres wirtschaftliches Denken in den sozialistischen Ländern Osteuropas 
nur spärlich entwickeln können. Selbst in Polen hatten sich nach dem 
Oktoberumbruch von 1956 die Anregungen von Oskar Lange3 nur teil-

1 Planungsprobleme im sowjetischen Wirtschaftssystem. Wirtschaftswissen-
schaftliche Veröffentlichungen des Osteuropa-Instituts an der Freien Univer-
sität Berlin, Bd. 22, Berlin 1960, S. 37. 

! Werner Sombart, Die Ordnung des Wirtschaftslebens, Berlin 1927. 
3 Oscar Lange, Political Economy. Eng!. übersetzung, London 1963, S. 31. 
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weise durchzusetzen vermocht. Gerade er wies darauf hin, daß der Ober-
bau sich der ökonomischen Basis anzupassen hätte. Gomulka wagte es 
damals noch nicht, das ökonomische Denken in Polen von dem Einfluß 
der Sowjetunion zu lösen. Dort bewegte man sich noch weitgehend in 
den Bahnen Stalins4• Man kam zu keiner Lösung, mit welchen Methoden 
die optimale Auswahl und Durchführung der Investitionen erfolgen 
sollte, wie Planung und Preisgestaltung das wirtschaftliche Wachstum 
am besten fördern könnten. Man lehnte die modernen mathematischen 
Methoden des Planens, wie sie im Westen entwickelt worden waren, 
als "kapitalistisch" ab. Erst im Jahre 1962 begann in der Sowjetunion, 
der DDR, dann in der Tschechoslowakei, in Polen und in Ungarn eine 
lebhafte Diskussion in Gang zu kommen, die sich mit einer Reform der 
Ordnung innerhalb des Wirtschaftssystems sowjetischen Typs befaßte. 

In Jugoslawien hatte man gleich nach der Beendigung des zweiten 
Weltkrieges sich zunächst streng an das russische Beispiel gehalten. Seit 
1948 jedoch suchte man unter der Führung von Boris Peter Kidric (geb. 
1922) einen eigenen Weg. Kidric war der Sohn des namhaften Laibacher 
Slawisten France Kidric, und hatte Chemie studiert. Als aktives Mit-
glied der kommunistischen Partei wurde er 1946 Industrieminister der 
jugoslawischen Bundesrepublik und dann Präsident der Plankommission. 
Im Jahre 1948, als Jugoslawien sich von der politischen und wirtschaft-
lichen Bevormundung der Sowjetunion frei machte, und als deswegen 
wirtschaftliche Schwierigkeiten auftraten, setzte er sich nachdrücklich 
dafür ein, daß Jugoslawien sich von der politischen und wirtschaftlichen 
Bevormundung Moskaus löste und seine politische und wirtschaftliche 
Unabhängigkeit gegenüber der Sowjetunion wahrte. Er war ein Feind 
des Kapitalismus und der Bürokratie. Deshalb wollte er die Verwal-
tung und Führung der Fabriken den unmittelbaren Produzenten selbst 
übertragen. Er erstrebte statt der bürokratischen eine sozialistische und 
demokratische Verwaltung in den Händen der Arbeiterräte. Jugoslawien 
sollte seine wirtschaftliche und politische Isolierung gegenüber dem 
Westen überwinden und seine internationalen wirtschaftlichen Bezie-
hungen ausbauen und verstärken. So kam es dazu, daß Jugoslawien 
als einzige der sozialistischen Volkswirtschaften auch ausländische Kre-
dite in Anspruch nahm. Man lehnte also in Belgrad "die autoritative 
Interpretation der ökonomischen Gesetze durch Moskau und die Ver-
bindlichkeit der Moskauer Wirtschaftspolitik" ab5• Jugoslawien ging 
damit einen eigenen Weg zum Sozialismus. Die Kennzeichen dieses Weges 
hat der verstorbene Zagreber Nationalökonom Rudolf Bicanic mit folgen-
den vier Begriffen charakterisiert: 

• J. Stalin, Ökonomische Probleme des Sozialismus in der UdSSR. Deutsche 
Übersetzung, Berlin (0) 1952. 

5 Kurt Wessely, Die Eigenständigkeit des jugoslawischen Wirtschaftssystems, 
in: Schr. d. Ver. f. Soc.Pol., NF. Bd. 23 I, Berlin 1962. S. 329. 
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Entstaatlichung 
En tpoli tisierung 
Dezentralisation 
Demokratisierung. 

Das bedeutet: Lösung von der zentralen Verwaltungswirtschaft stali-
nistischer Prägung, ein freieres ökonomisches Denken, eine weitgehende 
Autonomie der einzelnen Betriebe, an deren Leitung die Arbeiter maß-
geblich beteiligt werden, und die Verteilung des Sozialprodukts über 
einen sozialistischen Markt. 

Die Autonomie der Betriebe hat die Folge, daß Produktion, Investi-
tion sowie Preis- und Verkaufspolitik anhand der Richtlinien des Ge-
sellschaftsplanes von den Betrieben selbst bestimmt werden. Nur die 
grundlegenden Investitionen werden vom Staat zentral festgelegt. Die 
Auswahl der Investitionen innerhalb der einzelnen Zweige erfolgt über 
den Kapitalzins, um ihre Wirtschaftlichkeit zu sichern. Die Leistung des 
Betriebes wird nicht mehr nach der quantitativen, im Plan festgelegten 
Bruttoproduktion gemessen, sondern an dem vom Betrieb erzielten Ge-
winn. Am Gewinn werden Arbeiter und Betriebsleiter beteiligt. Damit 
wird ein Anreiz für alle im Betrieb Beschäftigten geschaffen, nicht nur 
die Quantität der Produkte zu beachten, sondern auch die Qualität zu 
berücksichtigen. Unabsetzbare Warenvorräte minderer Qualität müssen 
den Gewinn verringern. 

Jugoslawien hat mit seiner Wirtschaftsordnung und mit der Organisa-
tion seiner Betriebe nach dem Grundsatz der Selbstverwaltung Schwie-
rigkeiten in der Durchführung seiner Wirtschaftspläne gehabt6• Die 
Selbstverwaltung war ihrer Aufgabe nicht gewachsen, weil es den Ar-
beitern und den leitenden Persönlichkeiten oft an dem erforderlichen 
Wissen fehlte. In den Betrieben selbst fehlte es an den notwendigen Fach-
arbeitern. Es war daher klug und weitsichtig, daß die Gelegenheit genutzt 
wurde, Arbeiter in die Bundesrepublik zu schicken, wo ein großer Mangel 
an Arbeitskräften herrschte. Die jugoslawischen Gastarbeiter vermochten 
dort nicht nur die notwendigen Fachkenntnisse zu erwerben, sondern sie 
trugen auch dazu bei, die Zahlungsbilanz ihres Heimatlandes mit auszU-
gleichen, indem sie ihre Ersparnisse an ihre Angehörigen in Jugoslawien 
überwiesen. 

Obwohl Jugoslawien die Kollektivierung der Landwirtschaft 1953 ge-
lockert hatte, indem den Bauern die Möglichkeit gegeben wurde, aUS den 
Kolchosen auszutreten oder bestehende Produktionsgenossenschaften 
aufzulösen, blieb die Landwirtschaft, wie auch in den anderen sozialisti-
schen Volkswirtschaften, im Wachstum zurück. Der Grund war eine man-
gelhafte Ausstattung der landwirtschaftlichen Betriebe mit Geld- und 

G Zum folgenden: Der Beitrag von Kurt Wessely über Jugoslawien in diesem 
Band. 
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Realkapital. Die vorhandene Akkumulation, die zu einem erheblichen 
Teil im Agrarland Jugoslawien aus der Landwirtschaft kam, wurde vor 
allem der Produktionsmittelindustrie zugeführt. Diese wurde bevorzugt 
entwickelt, und in diesem Punkt vermochte man sich nicht von dem 
sowjetischen Vorbild zu lösen. In der Landwirtschaft fehlte es zudem, 
genau so wie in der Industrie, an Betriebsleitern und Arbeitern, die fähig 
waren, eine intensive agrarische Produktion in Gang zu bringen. 

Trotz dieser Hemmnisse hat Jugoslawien Wachstumsfortschritte auf-
zuweisen, die nicht hinter denen anderer sozialistischer Länder zurück-
stehen. Die Entwicklung in Jugoslawien war aber unausgeglichen. Sie 
führte deswegen zu zyklischen, konjunkturähnlichen Bewegungen. 
Durch Steuerung des Außenhandels suchte man, diese Bewegungen zu 
dämpfen. Man wird sich im übrigen in Jugoslawien darüber klar werden 
müssen, daß Wirtschaftswachstum als alleiniges Wirtschaftsziel, wie man 
es sich gesetzt hatte, zu keiner gesunden Entwicklung führt, solange es 
nicht im Rahmen der Leistungsfähigkeit einer wachsenden Volkswirt-
schaft bleibt. Jugoslawien ist weiter ein Beweis dafür, daß die vorrangige 
Entwicklung der Produktionsmittelindustrie nicht gleichbedeutend mit 
wachsendem Wohlstand ist. Eine ständige Erweiterung der Produktions-
mittelindustrie bedeutet, daß das Volkseinkommen zum Nachteil der 
Verbraucher verteilt wird, weil die in der Industrie übermäßig investierte 
Akkumulation der Verwendung im Verbrauch entzogen wird. Den Ver-
brauchern wird ein geringerer Teil des Sozialproduktes zugeführt. Es gilt 
also ununterbrochen zu prüfen, wie jeder Zweig der Volkswirtschaft 
wachsen muß, um wirklich eine ständig fortschreitende Besserung der 
Versorgung der ganzen Gesellschaft zu erreichen. Daran hat es in Jugo-
slawien gefehlt, und das ist die Ursache für die Reform von 1965. 

Diese Reform stellte das marktwirtschaftliche Prinzip ausgesprochen 
in den Vordergrund. Die Voraussetzung dafür war eine radikale Preis-
reform. Damit das Preissystem auch die realen Knappheitsverhältnisse 
der Güter zueinander richtig wiedergab, lehnte man sich an die Welt-
marktpreise an. In Jugoslawien erkannte man also schon früher als in den 
anderen sozialistischen Ländern, daß es zu einer Diskrepanz zwischen 
Basis und Überbau gekommen war. Da man sich aber nicht entschließen 
konnte, die marxistischen Ideen ganz über Bord zu werfen, da weiter 
Mangel an Wissen und Können bei den Leitern der Betriebe sich nur 
langsam beheben ließ, konnte die freiere Ordnung des Wirtschaftslebens 
nicht voll zur Geltung kommen. Das wirtschaftliche Wachstum wurde da-
durch gehemmt. Man ist sich in Jugoslawien auch vollkommen darüber 
klar und gibt zu, daß die neue Wirtschaftsordnung weder "fehlerfrei noch 
vollständig ist"7. Um das Wirtschaftswachstum zu steigern, wird es not-

7 Jovan Djordjivic, Basic Characteristics of the new Constitution of the 
Socialist Federal Republic of Yugoslavia, in: Two Decades of Socialist Yugo-
slavia, Beograd 1964, S. 38. 
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wendig sein, daß man sich in Jugoslawien mit den konjunkturpolitischen 
Erfahrungen des Westens vertraut macht, und daß die jugoslawische 
Wirtschaft sich innerlich mehr festigt8• 

Im Gegensatz zu Jugoslawien haben die anderen Ländern des sozia-
listischen europäischen Ostens sich nicht alle so weit von den Grund-
sätzen sowjetischer Wirtschaft und Organisation entfernen wollen. In 
der Sowjetunion hatten sich zwar bereits in den zwanziger Jahren, ehe 
Stalin an die Macht gekommen war, E. Preobrashenski und J. A. Feld-
man mit Wachstumsfragen, zum Teil in Anlehnung an Schumpeter, be-
schäftigt. Feldman ebenso wie Preobrashenski stießen aber auf die Ab-
neigung der damaligen sowjetischen Machthaber gegen wissenschaftliche 
Analysen ökonomischer Verhältnisse. Die Folge war, daß das wirtschafts-
wissenschaftliche Denken in der Sowjetunion jahrzehntelang stagnierte. 

Das sollte erst anders werden, als auch in der Sowjetunion9 sich etwa 
von 1960 ab ein Rückgang des wirtschaftlichen Wachstums bemerkbar 
machte. Nunmehr griff auch die sowjetische Wissenschaft die Probleme 
des Wirtschaftswachstums und der Wirtschaftsordnung auf. Im Jahre 
1962 forderte Professor Liberman in der Prawda größere Selbständigkeit 
für die Betriebe im Rahmen der Planwirtschaft10• Der Erfolg soll nicht 
nur die im Rahmen der Planung erfüllte Bruttoproduktion, sondern der 
größtmögliche Nutzeffekt der Produktion sein, der sich im Gewinn und 
in der Rentabilität darstellt. Liberman nimmt also die schon seit Jahr-
zehnten in Gang befindliche Gewinndiskussion wieder auf, wobei es sein 
Bestreben ist, klare Begriffe zu schaffen. Rentabilität ist nach Liberman 
das prozentuale Verhältnis von Gewinn zum Wert des Produktionsfonds, 
d. h. des im Betrieb investierten Kapitals. Nach der Höhe des Gewinns sol-
len sich die Prämien für die Leiter und Arbeiter der Betriebe richten, 
wobei diese Prämien aus dem Gewinn zu zahlen wären. Dadurch werden 
die Betriebe veranlaßt, ihre Produktionskosten maximal zu senken, die 
Arbeitsproduktivität auf das höchste zu steigern und die Qualität der 
Produktion zu verbessern, so daß keine Vorräte unabsetzbarer Waren 
bei den Betrieben entstehen. Dazu will Liberman den Betrieben größere 
Selbständigkeit in der Erfüllung ihrer Planaufgaben einräumen und 
ihnen die Verantwortung für die Investitionen mit übertragen. 

Diese Vorschläge Libermans konnten sich in der Sowjetunion nur teil-
weise durchsetzenll• Obwohl der Gewinn, seine Definition und seine 

8 s. den Beitrag von Kurt Wessely in diesem Band. 
S s. dazu die Beiträge von Gert Leptin, R. Krengel, K.-E. Schenk und J. F. 

Tismer in Band 50/1 dieser Schriften. 
10 Prawda vom 9. 9. 1962; deutsche übersetzung bei K. C. Thalheim, in: 

Die Wirtschaft der Sowjetzone in Krise und Umbau, Berlin 1964, S. 141. Ferner 
George N. Halm im Weltw. Archiv, Bd. 100, 1968, S. 19 ff., sowie den Beitrag 
von Gert Leptin im Band 50/1 dieser Schriften. 

11 s. dazu den Beitrag von Gert Leptin in Band 50/1, S. 73 ff., dieser Schriften. 
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Funktion schon seit der Beendigung des Kriegskommunismus ein Anlie-
gen von großer Bedeutung in den Erwägungen der sowjetischen Wirt-
schaftsführung darstellte, und obwohl man zwei Seiten des Gewinns 
entdeckt hatte, nämlich die kapitalistische, die die Jagd nach dem Profit 
auslöst, und die sozialistische, welche im Gewinn einen Gradmesser für 
die Leistungen der Betriebe sieht12, stand dem entgegen, daß man in der 
Sowjetunion die Technizität, d. h. die mengenmäßige Wirtschaftlichkeit, 
gegenüber der Ökonomizität, d. h. der wertmäßigen Wirtschaftlichkeit, 
in den Vordergrund stelltet3• Man war sich ferner darüber klar, daß die 
Umstellung der Wirtschaftsordnung und Organisation, wie sie Liberman 
forderte, Schwierigkeiten in der Erfüllung der Wirtschaftspläne mit sich 
bringen könnte. So hat man im Gegensatz zu Liberman nach wie vor die 
Planung und Leitung stark in den Fachministerien zentralisiert, anstatt 
die in den Betrieben schlummernde Dynamik zur Förderung des Wirt-
schaftswachstums zu mobilisieren. Die wesentlichen Kenzeichen des 
sowjetischen Wirtschaftssystems blieben also erhalten: die weitere Bevor-
zugung der Produktionsmittelindustrie, die ökonomisch nicht genügend 
durchdachte Verteilung der Produktionsfaktoren, vor allem der Akkumu-
lation, die Bevorzugung des Technischen vor dem Ökonomischen in der 
Betriebsführung, die verhältnismäßig geringe Beachtung der Verbrau-
cherwünsche und die Vernachlässigung des agrarischen Sektors. 

Man hat in der Sowjetunion noch immer nicht genügend die Bedeutung 
der Konsumseite der Volkswirtschaft für das wirtschaftliche Wachstum 
erkannt. Lenin dagegen war sich sehr wohl darüber klar. Im Mai 1921 
hat er in einem Brief an die staatliche Plankommission gefordert, daß 
der Konsumgüterproduktion gegenüber der schweren Industrie eine 
größere Beachtung geschenkt werden sollte t4• Er stieß auf den Widerstand 
Stalins, den er nicht zu überwinden vermochte. 

Gegen eine sozialistische Marktwirtschaft wendet man in der Sowjet-
union ein, daß sie die zentrale Verwaltungswirtschaft störe und unter-
grabe. Sie reizt nach Auffassung der führenden Stellen zu planwidrigen 
Maßnahmen der Betriebe. So verfahren die Betriebsleiter gerade in der 
Zentralen Verwaltungswirtschaft sehr häufig; sie mildern dadurch die 
wachstumshemmenden Wirkungen der starren zentralen Planung in ge-
wissen Grenzen und tragen mit dazu bei, daß der Ablauf des Wirtschafts-
prozesses einigermaßen glatt vor sich geht. 

Wenn man in der Sowjetunion zögernd an die Verwirklichung der 
Reformvorschläge der Männer um Liberman herangeht, so liegt das ein-
mal daran, daß es an Persönlichkeiten fehlt, die einen Betrieb beweglich, 

12 Wolfgang Förster, Rechnungswesen und Wirtschaftsordnung, Berlin 1967, 
S. 47 ff. 

13 Förster, a.a.O., S. 145. 
14 Sozialisticeskoje chosjastvo, Moskau 1924, Bd. 1, S. 190. 
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den wechselnden Erfordernissen des Marktes entsprechend, zu leiten 
vermögen. Man hat bisher im allgemeinen keine kaufmännisch versierten 
Betriebsleiter, sondern vor allem qualifizierte Techniker herangebildet. 
Dazu kommt, daß man in Rußland seit jeher eine starke Neigung zur 
Zentralisation hatte und darin schon zu Zeiten des Zarentums die ein-
zige Möglichkeit sah, das weite Reich zu verwalten und zu führen. 

Die herangebildeten qualifizierten Führungskräfte wurden aber im 
Verlauf des Wachstumsprozesses weniger den Betrieben zugeführt, als 
daß sie von dem ständig sich vergrößernden Verwaltungsapparat ver-
schlungen wurden, so daß sie in den industriellen und landwirtschaft-
lichen Betrieben fehlten. 

Alle diese Umstände haben zu Disproportionen innerhalb der sowje-
tischen Industrie und der gesamten Volkswirtschaft geführt. Sie werden 
noch durch das Preissystem gefördert, das nicht an den realen Knapp-
heitsverhältnissen der Güter orientiert ist, sondern als Mittel aufgefaßt 
wird, die Güterströme im Sinne der Erfüllung der jeweiligen Wirtschafts-
pläne zu leiten. 

Die Reformen, die seit 1965 in der Sowjetunion im Gange sind, haben 
also entscheidende Hemmnisse des wirtschaftlichen Wachstums nicht be-
seitigt. An dieser Tatsache wird auch dadurch nichts geändert, daß man 
sich endlich Anfang der sechziger Jahre dazu entschlossen hat, mathema-
tische Methoden der Planung und des Einsatzes der Produktionsfaktoren 
anzuwenden, deren man sich im Westen schon lange bedient hatte. 

In Polen hat man sich bis 1956 streng an das sowjetische Vorbild ge-
halten. Erst die Unruhen im Oktober 1956 unterbrachen diese Abhängig-
keit in gewissem Umfang. Man entschloß sich damals, die Kollektivierung 
der Landwirtschaft zu lockern und die Selbstverwaltung der Kolchosen 
zu fördern. Gomulka meinte im September 1959: "Die Mehrzahl der Bau-
ern sagt, daß sie keine Produktionsgenossenschaften wollen. Wir zwingen 
sie nicht und werden sie nicht dazu zwingen15." Dann setzte unter der 
Führung von Oskar Lange und Lipinski16 eine eingehende Diskussion über 
die Probleme der sozialistischen Wirtschaft ein. 1958 aber wurde es wieder 
still. Gegen Lange und Lipinski wandten sich die orthodoxen polnischen 
Ökonomen, vor allem unter der Führung von Mine17, sowie die führen-
den Kreise der DDR. In Polen befürchtete man politische und wirtschaft-
liche Schwierigkeiten seitens der Sowjetunion, wenn man einen eigenen 
Weg zum Sozialismus beschreiten würde, wie ihn Lange und Lipinski 
vorschlugen. Mit der Diskussion erlahmte auch der Wille zu Reformen. 

15 Curt Poralla, Polen in Angleichung an das sowjetische Wirtschaftssystem, 
in: Schriften des Vereins für Socialpolitik, NF. Bd. 23/I, Berlin 1961, S. 261. 

16 Oskar Lange, über die wirtschaftliche Theorie des Sozialismus, Warschau 
1938; ders., über einige Probleme des polnischen Weges zum Sozialismus, 
Warschau 1957. 

17 s. Ostprobleme, 11. Jg. 1959, Heft 10, S. 319 ff. 

21 Schriften d. Vereins f. Soclalpolitlk 50/11 
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Das einzige Ergebnis war, daß man in Polen versuchte, die Input-Output-
Rechnung zu verwenden, und daß man sich der Methode des Linear Pro-
gramming zu bedienen begann. 

Als sich in Polen in den sechzig er Jahren wiederum eine Stockung des 
wirtschaftlichen Wachstums bemerkbar machte, begann von neuem die 
Frage nach Reformen in den Vordergrund zu treten. Wortführer waren 
jetzt nach dem Tode von Oskar Lange, Wlodzimierz Brus, A. Wakar und 
J. G. Zielinski18• Durchgreifende Erfolge hat auch diese Diskussion aus 
den gleichen Gründen wie die erste nicht gehabt. 

In Rumänien und Bulgarien19 war man bis 1964 offenbar nicht bereit, 
eine Reform des Wirtschaftssystems vorzunehmen. Dort war das wirt-
schaftliche Wachstum durch den technischen Rückstand der Landwirt-
schaft, durch den in der stark zentralisierten Planwirtschaft herrschen-
den Bürokratismus sowie durch den Mangel an Wissen und Bildung bei 
den führenden Funktionären erheblich belastet. Es zeigte sich hier deut-
lich, wie nachteilig es war, daß man sich der kleinen Schicht Gebildeter 
entledigt hatte, die dann durch linientreue, aber oft beschränkte Funk-
tionäre ersetzt worden waren. 

Man zögerte in Rumänien, die zentrale Planung aufzuheben, weil da-
durch die Wirtschaft "unstabilen und nicht kontrollierbaren Kräften"20 
überantwortet werden würde, so daß man zum mindesten eine vorüber-
gehende Desorganisation der Wirtschaft befürchtete. Man hält also an 
der straffen zentralen Planung und Lenkung fest, will aber die Betriebe 
stärker als bisher an der Aufstellung der Pläne beteiligen, um dadurch 
die Initiative der Betriebsleiter zu wecken. Das steht jedoch in einem 
gewissenWiderspruch zum kaum veränderten Festhalten am klassischen 
Modell der sowjetischen Zentralverwaltungswirtschaft. An 71 indu-
striellen Betrieben will man versuchen, wie es möglich ist, die Initiative 
der Betriebsleiter mehr anzuregen, als das bisher der Fall war. Im 
Außenhandel ist man in Rumänien bestrebt, sich von der Bevormundung 
durch die Sowjetunion über den Comecon zu lösen, weil man Jahr für 
Jahr größere Mengen an Rohstoffen einführen mußte, um das Wachstum 
der Volkswirtschaft in Gang zu halten. Der Außenhandel allein mit den 
sozialistischen Volkswirtschaften genügt aber den Bedürfnissen der ru-
mänischen Wirtschaft nicht mehr. 

18 W. Brus, Die Entwicklung des sozialistischen Wirtschaftssystems in Polen, 
in: Hamburger Jahrbuch, 10. Jg., Tübingen 1965, S. 155 ff. Ostprobleme, Jg. 20, 
1968, Heft 9, S. 213. J. G. Zielinski, Allgemeine Probleme des Funktionierens 
der sozialistischen Wirtschaft, (poln.) Warschau 1961. Leon Smolinski, Planning 
Reforms in Poland, in: Kyklos, Vol. XXI, 1968, Fasz. 3, S. 498 ff. 

lS s. dazu die Beiträge von K. Wessely und Th. Zotschew in diesem Band. 
20 Ceausescu vor der Landeskonferenz der Rumänischen Arbeiterpartei am 

6.2.67. s. Spiegel der kommunistischen wissenschaftlich-politischen Publizität, 
Nr. 3, s'Gravenhage Dez. 1967, S. 2. 
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In Bulgarien mußte man 1964 auf Anregung des Mitgliedes der Bul-
garischen Akademie der Wissenschaften Nikiforow sich dazu aufraffen, 
angesichts der unbefriedigenden Leistungen der Volkswirtschaft die Pla-
nung zu verbessern und beweglicher zu gestalten. Die Einmannführung 
der Betriebe, die man von den Russen übernommen hatte, führte meist 
nicht zu dem erstrebten Erfolg, weil das Wissen und die Bildung der 
Betriebsleiter nicht den an sie gestellten Anforderungen genügte. Deshalb 
wurde die Einmannführung durch ein Direktionskomitee ersetzt. An der 
bis ins einzelne gehenden Planung wird aber nach wie vor festgehalten. 
Aus den Volkswirtschaftsplänen für 1967 und 1968 geht hervor, daß man 
auch die bevorzugte Entwicklung der Produktionsmittelindustrie weiter 
verfolgt. Man ist also in Bulgarien noch erheblich von einer grundlegen-
den Reform der Wirtschaftsorganisation und Ordnung entfernt. 

Im Gegensatz zu Rumänien und Bulgarien hat Ungarn21 in den sech-
ziger Jahren klar erkannt, welche Bedeutung eine sozialistische Markt-
wirtschaft, etwa nach jugoslawischem Vorbild, haben kann. Die Ereig-
nisse des Aufstandes von 1956 haben dort die Geister geweckt. Hier war 
es aber keine einzelne überragende Persönlichkeit, die als geistiger Ur-
heber der Reformen angesehen werden kann. Eine Reihe ungarischer 
Nationalökonomen und jüngerer Parteifunktionäre, darunter Imre 
Vajda22, Josef Bogncir, der Präsident des Instituts für Auslandsbeziehun-
gen und der frühere Minister Reszö Nyers, Mitglied des Zentralkomitees, 
sowie Bela Csik6s-Nagy, Chef des Preisamtes, haben im Schoß des Zen-
tralkomitees der ungarischen kommunistischen Partei die Reform ange-
regt, diskutiert und dann schließlich in Gang gebracht. Man wollte es in 
Ungarn wohl vermeiden, einzelne Persönlichkeiten herauszustellen. Sie 
hätten nur zu leicht ein Opfer möglicher sowjetischer Eingriffe werden 
können, wie dies 1956 der Fall war. 

Man erkannte in diesen Kreisen, daß die wachstumshemmenden Dis-
proportionen innerhalb der ungarischen Volkswirtschaft entstanden wa-
ren, weil man der industriellen Entwicklung in den bisherigen Wirt-
schaftsplänen zu hohe Ziele gesetzt hatte, welche die Leistungsfähigkeit 
der Volkswirtschaft überschritten. Das suchte man in Ungarn seit 1959 
durch die Anwendung von In- und Outputtabellen zu vermeiden. Sie 
dienten dazu, den Investitionsbedarf in den einzelnen Wirtschaftszweigen 
zu klären. Man bemühte sich ferner, mit Hilfe der In- und Outputrech-
nung festzustellen, wie sich die einzelnen Preise der Güter ändern müß-
ten, wenn man das Ausmaß ihrer Produktion verschob. Man hoffte, auf 
diese Weise eine dem Sozialismus entsprechende Preisbildungsmethode 
zu finden, welche die wirklichen Verhältnisse der Knappheit der einzel-

21 s. dazu den Beitrag von Oliver von Gajzäg6 in diesem Band. 
22 Imre Vajda, Gesamtwirtschaftliche Planung und Rolle der Unternehmung 

in der sozialistischen Wirtschaft, in: Mitteilungen der Friedrich List-Gesell-
schaft, Fase. 5, Nr. 14/15, 1967, S. 321 ff. 

21· 
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nen Güter zueinander widerspiegelt23• Man hat also in Ungarn früh 
erkannt, daß die veränderten wirtschaftlichen Verhältnisse auch eine 
Änderung der wirtschaftlichen Planung verlangen. 

In dem sog. "Neuen Wirtschaftsmechanismus" sollen die Unternehmen 
"die Folgen ihrer guten und schlechten Gebahrung an sich selbst zu spü-
ren bekommen" (Bognar)24. Sie sollen sich der Marktsituation anpassen 
und die Verantwortung für Erfolg und Mißerfolg tragen. 

In der Tschechoslowakei25 kam man Anfang der sechzig er Jahre zu der 
Erkenntnis, daß die rückgängige Effektivität der Investitionen und das 
stagnierende Wachstum bei gleichzeitigem Rückgang des Volkseinkom-
mens eine Änderung der Wirtschaftsordnung und der Wirtschaftsorgani-
sation dringlich machten. Wenn auch der Kreis um Novotny freies Den-
ken durchaus niederhalten wollte, so konnten angesichts des nicht zu 
leugnenden wirtschaftlichen Mißerfolges die Stimmen von Männern wie 
Ota Sik und Bedrich LevCik26 nicht zum Schweigen gebracht werden. 

Sik will an die Stelle der zentralen Verwaltungswirtschaft eine sozia-
listische Marktwirtschaft setzen, die einen verbesserten Typ des jugosla-
wischen Vorbildes darstellt. Der Plan soll in Zukunft vom Endverbrauch 
ausgehen und nicht mehr von der bevorzugten Entwicklung der schweren 
Industrie. Außerdem wird die Mehrzahl der industriellen Unternehmen 
keine verbindlichen, im Staatsplan festgelegten Kennziffern für ihre 
Produktion erhalten, sondern die Zentrale begnügt sich mit Empfehlun-
gen, die durch indirekte Maßnahmen, wie Kreditkontrollen und andere 
finanzielle Einwirkungen, unterstützt werden. Dadurch kann die Zahl der 
verbindlichen Planziffern von 1200 auf 67 herabgesetzt werden27. Auf 
diese Weise wird den Unternehmen eine gewisse Selbständigkeit gegeben. 
Der Erfolg ihres Wirkens wird am Gewinn gemessen, und die Preise 
sollen durch die Verknüpfung von In- und Auslandspreisen die relative 
Knappheit der Güter richtig wiedergeben. Damit werden sie zu einem 
geeigneten Instrument, um Markt, Investitionen, Produktion und Kon-
sum zu lenken. Preis, Gewinn, Lohn und Kredit sollen so auf die Betriebe 
einwirken, daß sie ihre Produktion dem Bedarf entsprechend regeln, und 
daß sie veranlaßt werden, gegebenenfalls auch neue Produkte dem Markt 
zuzuführen. Die Betriebe, die keinen Gewinn bringen, sollen stillgelegt 
werden. Das ist für die sozialistische Wirtschaft ein ganz neuer Gedanke. 

23 S. Ganzer, Anwendung mathematischer Methoden für die Wirtschafts-
rechnung in Ungarn, in: Probleme zentraler Wirtschaftsplanung, hrsg. von 
Kurt Wessely, München 1967, S. 49. 

24 Budapester Rundschau vom lO. 11. 67. 
25 s. dazu den Beitrag von Helmut Klocke in diesem Band. 
26 Ota Sik, Plan und Markt im Sozialismus, Wien 1967. B. LevCik, Zum 

Problem der Wirtschaftsreform in der es SR, in: Schriften des Vereins f. Social-
politik, NF. Bd. 45, Berlin 1967, S. 477. Ostprobleme, Jg. 20,1968, Heft lO, S. 230. 

27 Levcik, a.a.O., S. 475. 
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Die Reformer wollten also: 

1. Die Art, wie die Volkswirtschaftspläne aufgestellt werden, ändern 
und ihnen eine andere Funktion geben; 

2. sie wollten die Selbständigkeit der Unternehmen bei der Feststel-
lung der Produktionsprogramme erhöhen; 

3. sie wollten die Beziehungen zwischen Ware, Geld und dem Markt 
wiederherstellen. Vom Markt her sollen die Unternehmen veran-
anlaßt werden, ihre Produktion rentabel und optimal zu gestalten. 
Auf diese Weise entsteht eine Synthese zwischen Plan und Markt28. 

Die CSSR als voll entwickelter Industriestaat bedarf des Außenhan-
dels, um Rohstoffe und moderne, neu entwickelte Produktionsmittel zu 
beschaffen. Daher ist dem Außenhandel eine wichtige Aufgabe als Wachs-
tumsfaktor zugedacht. Er erlaubt es, den technischen Fortschritt anderer 
Länder auch der CSSR im Interesse ihres Wirtschaftswachstums zugute 
kommen zu lassen. Man hat in der CSSR die gleiche Erfahrung wie in 
Rumänien gemacht, daß die durch den Comecon vermittelten Handels-
und Wirtschaftsbeziehungen zu den anderen sozialistischen Ländern zu 
einseitig waren und nicht ausreichten, um das Wachsen der tschechischen 
Wirtschaft zu gewährleisten. Die Reformer sind vielmehr der Auffassung, 
daß "kein Land ungestraft seine inneren Wertbeziehungen für lange Zeit 
von den internationalen abtrennen und in der Entwicklung hinter diesen 
zurückbleiben kann"29. 

Wenn auch der Markt im "Neuen ökonomischen Modell" eine entschei-
dende Rolle spielen sollte, so bedeutet das keineswegs, daß das sozialisti-
sche Wirtschaftssystem aufgegeben worden ist. Es handelt sich nicht um 
eine Verwerfung des Systems als Ganzem, sondern um eine Änderung 
der Wirtschaftsordnung und der Wirtschaftsorganisation. Die Besetzung 
der CSSR durch russische Truppen hat es unmöglich gemacht, die Refor-
men durchzuführen. Offensichtlich geht in der Tschechoslowakei unter 
sowjetischem Druck eine kommunistische Gegenreformation vor sich. 

In der DDR30 endlich zeigte sich ebenfalls, daß das Investitionsvolumen 
hinter den in den Wirtschaftsplänen gesetzten Zielen zurückblieb. Dem 
sollte das 1963 eingeführte "Neue ökonomische System der Planung und 
Leitung der Volkswirtschaft" abhelfen. Es wurde zunächst schrittweise 
in die Tat umgesetzt. Thalheim äußerte die Meinung, "daß die Sowjet-
zone in diesem Fall von der Sowjetunion bewußt als Experimentierfeld 
für neue Methoden der Planung und der Lenkung der Volkswirtschaft 

28 K. Paul Hensel und Mitarbeiter, Die sozialistische Marktwirtschaft in 
der Tschechoslowakei, Stuttgart 1968, S. 128. 

29 Sik, a.a.O., S. 3/5. 
30 s. dazu den Beitrag von K. C. Thalheim in diesem Band. 
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ausersehen worden ist"31. Dafür spricht der entscheidende Einfluß der 
Sowjetunion, und daß es ihr daran liegen muß, ihren besten Lieferanten 
für Industrieerzeugnisse im Interesse des eigenen Wachstums voll lei-
stungsfähig zu erhalten. 

In der DDR will man durch das System der "ökonomischen Hebel" die 
Durchführung des Planes beweglicher machen, ohne aber am entschei-
denden Punkt, der starren zentralen Planung, anzugreifen. Der Plan ist 
und bleibt das entscheidende Instrument, alle Auffassungen von einem 
"wirtschaftlichen Selbstlauf" werden verworfen32• Wenn man auch in der 
DDR den Gewinn zum Maßstab des Betriebserfolges machen will, wenn 
der Gewinn einer der "ökonomischen Hebel" sein soll, um die Betriebs-
leiter zu selbständigem Handeln anzuregen, so muß man ihnen auch den 
Raum dafür lassen. Ob das in aureichendem Maße angesichts der zen-
tralen Planung und Lenkung der Fall sein kann, erscheint zum mindesten 
fraglich33. 

Das sozialistische Marktsystem wird verworfen. Der Markt als Regu-
lator der Wirtschaft ist nach Nick "ein steinalter Hut". "Die marktwirt-
schaftliche Konzeption ist nicht in der Lage, die tiefgreifenden struktu-
rellen Veränderungen der Wirtschaft, wie sie die wirtschaftlich-technische 
Revolution auf die Tagesordnung setzt, zu bewältigen34." An Stelle des 
Marktes wird das Vertragssystem zwischen den liefernden und abneh-
menden Unternehmen ausgebaut, so daß die Vertragsschließenden eine 
größere Beweglichkeit in der Auswahl unter den Kontrahenten haben. 
Die Preise sollen nicht am Markt unter der Einwirkung von Angebot und 
Nachfrage gebildet werden, sondern sie werden weiterhin auf längere 
Zeit zentral festgesetzt. Die Preise werden dadurch unbeweglich und 
vermögen deshalb nicht die realen, sich ständig wandelnden Knappheits-
verhältnisse zwischen den Gütern wiederzugeben. Durch die inzwischen 
erfolgte Reform der Preise werden nur die größten Preisverzerrungen 
gemildert und zum Teil durch andere ersetzt. Damit sind in dem "Neuen 
ökonomischen System der Planung und Leitung der Volkswirtschaft" 
die entscheidenden Elemente starr geblieben. 

In den meisten sozialistischen Volkswirtschaften blieb, wie gezeigt, fast 
gleichzeitig das Wachstum mehr oder weniger hinter dem vorgesehenen 
Ausmaß zurück. Die Disproportionalitäten beruhten auf dem Auseinan-
derklaffen in der Entwicklung der schweren Industrie auf der einen und 
der Konsumgüterindustrie und der Landwirtschaft auf der anderen Seite. 

31 Karl C. Thalheim, Liberalisierungstendenzen im Ostblock? In: Der Osten 
auf dem Wege zur Marktwirtschaft?, Berlin 1967, S. 40. 

32 Walter Ulbricht, Zum neuen ökonomischen System der Planung und 
Leitung, Berlin (0) 1966, S. 9. 

33 s. zu diesen Fragen K. C. Thalheim, a.a.O., S. 40 ff. 
34 Harry Nick, Was heißt marktwirtschaftlicher Sozialismus? In: Einheit, 

Jg. 2~, 1968, S.1309-1325. 
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Man hielt zu lange dogmatisch fest an der Lehre von Marx, wonach im 
Falle der erweiterten Reproduktion die Produktionsmittelseite vorrangig 
entwickelt werden müßte. 1968 erst sollte in der Sowjetunion zum ersten 
Mal seit 1926 das Wachstumstempo der Konsumgüterproduktion über 
dem der Produktionsmittelproduktion liegen35• Tatsächlich ist der Plan 
in der Gütergruppe A 1968 zu 108 0J0 und in der Gütergruppe B zu 108,1 Ofo 
erfüllt worden36• Der Mangel an Konsumgütern, vor allem die unge-
nügende Bereitstellung von Bekleidung und Wohnraum37, wirkte sich 
ungünstig auf die Arbeitsproduktivität und damit auch auf die Effizienz 
des investierten Kapitals aus. Weil man dem nicht rechtzeitig abhalf, 
zeigte sich in den sozialistischen Volkswirtschaften ein Zurückbleiben des 
überbaus hinter der Entwicklung der Basis. Das gleiche gilt vom Fest-
halten an der zentralgelenkten starren Planung und der Furcht vor dem 
Wirken des Marktes. 

Nur Jugoslawien hat die Scheu vor dem Markt überwunden. In den 
anderen sozialistischen Volkswirtschaften des europäischen Ostens be-
wirkte die Furcht vor der sowjetischen Macht, daß man sich möglichst 
an das sowjetische Vorbild hielt. Die Reformen in ihrer verschiedenen 
Gestalt zeigen, in welchem Grad man es gewagt hat, sich von der Vor-
mundschaft der Sowjetunion zu lösen. Die Reformen bedeuten eine 
Wandlung der zentralverwalteten, starren Befehlswirtschaft in eine 
dezentralisierte, elastischere "Auftragswirtschaft" . "Die überzeugung, 
daß Rentabilität als Maßstab für die Leistung des Betriebes besonders 
gut geeignet ist, daß die Beteiligung der Arbeiter am Gewinn alle an-
deren bisher bei den zentralen Verwaltungswirtschaften angewandten 
Reizsysteme übertrifft, und daß damit das wirtschaftliche Wachstum am 
besten gefördert wird, steht im Mittelpunkt der Reformbestrebungen in 
den sozialistischen Ländern des Ostens38." 

Der übergang zur sozialistischen Marktwirtschaft zeigt, daß man das 
Marxsche Schema nicht mehr für ausreichend hält. Wachstum bedeutet 
nicht nur eine Vergrößerung des Realkapitalbestandes durch ständig neue 
Investitionen, wie es die Theorie der erweiterten Reproduktion von Marx 
verlangt. Die Größe des Wachstums wird vielmehr mitbedingt durch die 
Hebung der Konsumquote, und das heißt Vermehrung des Realeinkom-
mens. Damit ist die bevorzugte Förderung der Produktionsmittelindu-
strie, insbesondere der schweren Industrie, nicht vereinbar. Der in der 

35 E. Liberman, in Literaturnaja Gazeta, Moskau, Jg. 1968, Nr. 12. 
38 Iswestija vom 26. 1. 1969. 
37 Die Bekleidungsindustrie in den Staatshandelsländern Europas, Berlin 

1968. Herausgegeben vom Bundesverband Bekleidungsindustrie e. V. Maria-
Elisabeth Ruban, Die Entwicklung des Lebensstandards in der Sowjetunion, 
Berlin 1965, S. 106 ff., 181. S. dazu weiter den Beitrag von J. F. Tismer im 
Bd. 50/1 dieser Schriften. 

38 Harry G. Shaffer, Jugoslawiens eigener Weg zum Sozialismus. In: Ost-
europa,Jg.16,1966,S.227. 
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Produktionsmittelindustrie schaffende Arbeiter erzeugt zunächst keine 
konsumierbaren Güter, sondern er muß von den Schaffenden der an-
deren Wirtschaftszweige unterhalten werden. Dabei spielt die landwirt-
schaftliche Produktion eine wichtige Rolle, und die Zuwachsrate in der 
Produktion von landwirtschaftlichen Erzeugnissen bestimmt auf diese 
Weise die Grenzen, innerhalb deren sich in einer gegen das Ausland weit-
hin abgeschlossenen Volkswirtschaft, wie es die sozialistischen Volks-
wirtschaften sind, die Industrialisierung vollziehen kann. Die Landwirt-
schaft muß in einem vorwiegenden Agrarstaat einen erheblichen Teil 
ihres Einkommens zur Akkumulation zur Verfügung stellen, um den 
industriellen Sektor zu erweitern30 • Werden aber die Forderungen an die 
Landwirtschaft überspannt, so daß aus Mangel an Akkumulation ihre 
Produktion nicht in dem Ausmaß steigen kann, wie es der zunehmende 
Lebensmittelbedarf im Verlauf der Industrialisierung verlangt, wird 
weiter der Landwirtschaft von der Leitung der Volkswirtschaft nicht in 
genügendem Umfang Realkapital zugewiesen, so entstehen Disproportio-
nen. Industrialisierung und Entwicklung der Landwirtschaft sind keine 
Alternativen, sondern zwei Seiten desselben Vorganges, die sich gegen-
seitig bedingen und tragen40• 

Die proportionale Entwicklung bedeutet aber nicht, daß ein Gleich-
gewicht zwischen der Produktion der schweren, der Konsumgüter-
industrie und der landwirtschaftlichen Erzeugung bestehen müßte. Das 
Gleichgewicht ist ein statisches Moment, das nicht der dynamischen Ent-
wicklung volkswirtschaftlichen Wachstums entspricht. Der technische 
Fortschritt zusammen mit der ökonomischen Entwicklung gibt dem gan-
zen System eine Tendenz zur Instabilität. Entscheidend ist vielmehr ein 
harmonisches Wachsen, das durch das In- und Outputverhältnis der ein-
zelnen Wirtschaftszweige festgestellt werden kann, und das damit die 
Grundlage für die volkswirtschaftliche Gesamtplanung und die Zuteilung 
der Produktionsfaktoren abgibt. Die Vernachlässigung der Landwirt-
schaft bedeutet also eine Hemmung des volkswirtschaftlichen Wachs-
tums. 

Die treibende Kraft im volkswirtschaftlichen Wachstum geht vom tech-
nischen Fortschritt aus. Seine Quellen sind Forschung und Entwicklung. 
Er bewirkt eine reichlichere und bessere Versorgung der produzierenden 
Arbeiter mit Maschinen und eine Verbesserung der Arbeitsmethoden. 
Dadurch wird ein Mehrprodukt erzeugt, während sich der Aufwand an 
Arbeitskraft vermindert. Die auf diesem Wege hervorgerufene Steige-
rung der Arbeitsproduktivität hat eine größere Effizienz des investierten 
Kapitals und eine reale Steigerung der Löhne zur Folge. Der technische 

38 W. W. Rostow, Stadien des wirtschaftlichen Wachstums, Göttingen 1960, 
S.38. 

40 F. Baade, Beziehungen zwischen landwirtschaftlicher und industrieller 
Entwicklung, in: Weltwirtschaftliches Archiv, Bd. 83, 1959, S.140. 
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Fortschritt kann aber nur aktiviert werden, wenn bei den Leitenden 
und den Arbeitenden das notwendige Wissen vorhanden ist, um ihn zu 
erforschen und anzuwenden, und wenn man die Technizität mit der 
Ökonomität (Kosiol) zu verbinden versteht41. Dabei kommt es darauf an, 
daß die Träger des Wissens nicht nur vorhanden sind, sondern daß sie 
auch richtig verteilt werden und sich nicht nur in den zentralen Ver.,. 
waltungsbehörden zusammendrängen. 

Zu alledem kommt noch die Forderung nach einem die Knappheits-
verhältnisse der Güter richtig darstellenden Preissystem42. Dogmatische 
Voreingenommenheiten, die sich um das Wertgesetz konzentrieren, ste-
hen einem knappheitsgerechten Preissystem hindernd im Wege. Selbst 
ein so aufgeschlossener und aufgeklärter Nationalökonom wie der 
Tscheche Ota Sik kämpft um die Geltung des Wertgesetzes und sucht 
nachzuweisen, wie ein Preissystem darauf aufgebaut werden könnte43 . 
Dabei entgeht ihm, daß die Arbeitswerttheorie von Marx, die dem Wert-
gesetz zugrunde liegt, auf einem Zirkelschluß beruht". Man läßt weiter 
außer acht, daß der Durchschnitt, wie er im Begriff der notwendigen ge-
sellschaftlichen Arbeitszeit verwandt wird, nicht eindeutig bestimmbar ist, 
und daß er im Gegensatz zum Marginalprinzip das Ausmaß der Güter-
knappheit nicht richtig zu Tage treten läßt. Wenn man weiter die Preise 
über längere Zeiträume hinaus festlegt, so ist damit die Funktion des 
Preises, welche die stets sich wandelnden Knappheitsverhältnisse der 
Güter wiedergeben soll, lahmgelegt. Der ständig wirkende technische 
Fortschritt verändert auch die relative Knappheit der Güter zueinander, 
seine Impulse für das wirtschaftliche Wachstum werden durch das starre 
Preissystem um ihre Wirkung gebracht. In den sozialistischen geschlosse-
nen Volkswirtschaften kann ein den Realitäten der Knappheit entspre-
chendes Preissystem nur zustande kommen, wenn man "kapitalistische 
Weltmarktpreise für den Grenzbedarf der Wirtschaft verwendet"45. 

Das sozialistische Wirtschaftssystem hat, vom volkswirtschaftlichen 
Wachstum aus gesehen, den Vorteil, daß es einfacher Kapital auf entschei-
dende Schwerpunkte zu konzentrieren vermag, als die "kapitalistischen" 
Volkswirtschaften des Westens. Ebenfalls ist die Akkumulation oft höher 
als in den nicht sozialistischen Ländern. Dem aber steht entgegen die 
bürokratische, schwerfällige Planung und Führung der Volkswirtschaft. 
Sie ist eine ausgesprochene Befehlswirtschaft, welche die Initiative und 
die Selbsttätigkeit der Unternehmer weitgehend beschränkt. Auf diese 
Weise bremst sie den Durchbruch des technischen Fortschritts. 

41 s. dazu Wolfgang Förster, Rechnungswesen und Wirtschaftsordnung, Ber-
Hn 1967, S. 145. 

4! Dieses Problem wird grundlegend behandelt bei Friedrich Haffner, Das 
sowjetische Preissystem, Berlin 1968. 

43 a.a.O., S. 241 ff. 
44 Carl Muhs, Antimarx, Bd.1, Jena 1927, S. 64 ff. 
46 Peter Wiles, The Political Economy of Communism, Oxford 1962, S. 100. 
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Die Eigenart der sozialistischen Volkswirtschaft, wie man sie im euro-
päischen Osten vorfindet, liegt darin, daß die wirtschaftlichen Ziele in 
erheblichem Umfang von politischen überlegungen bestimmt werden. Die 
Bevorzugung der schweren Industrie ist mit veranlaßt durch den betonten 
Ausbau der militärischen Rüstung. Hohe militärische Rüstung schien not-
wendig zu sein, weil man sich in den sozialistischen Ländern, insbeson-
dere in der Sowjetunion, durch die "imperialistische" Politik der west-
lichen Großmächte bedroht fühlte. Die Disproportionen, welche sich im 
Lauf der Entwicklung innerhalb der sozialistischen Volkswirtschaften 
eingestellt haben, gehen also mit auf diese politischen Ursachen zurück. 

Wechselwirkungen zwischen den wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Verhältnissen wirken auch auf das volkswirtschaftliche Wachstum 
zurück. In ihnen kommt das Verhältnis zwischen Basis und überbau 
mit zum Ausdruck. Als Ergebnis des wirtschaftlichen Wachstums und 
des dadurch gesteigerten Wohlstandes bildete sich eine Differenzierung 
innerhalb der sowjetischen Gesellschaft heraus. Dadurch entstanden Un-
terschiede im Verständnis der herrschenden Ideologie und in den Kon-
sumgewohnheiten, denen die starre Wirtschaftslenkung und Planung 
nicht gerecht werden konnte46• 

Ökonomische, gesellschaftliche und politische Entwicklung zwangen 
also zu Reformen, deren Notwendigkeit aber oft nicht rechtzeitig erkannt 
wurde, weil man, dogmatisch befangen, nicht zur Kenntnis nahm, daß die 
Entwicklung von Basis und überbau nicht mehr übereinstimmte. Diese 
übereinstimmung ist einer der wichtigsten Voraussetzungen für ein ge-
sundes volkswirtschaftliches Wachstum. Die Reformen aber bedeuten 
keine Abkehr vom Sozialismus, sondern sie ändern nur in gewissem 
Umfang Wirtschaftsordnung und Wirtschaftsorganisation. 

46 Werner Hofmann, Die Arbeitsverfassung in der Sowjetunion, Berlin 1957, 
S. 487 ff. Rene Ahlbery, Die Sozialstruktur der UdSSR, in: Osteuropa, Jg. 18, 
1968, S. 353 ff. 
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Nachwort des Bearbeiters 

Die vorstehende Titellese bezieht nur Veröffentlichungen ein, die die 
Theorie des wirtschaftlichen Wachstumsprozesses in zentral verwalteten 
Wirtschaften oder - soweit deskriptive Darstellungen aufgenommen 
worden sind - diesen Vorgang in gesamtwirtschaftlicher Sicht behan-
deln. Um die bibliographische Zusammenstellung im Umfang den an-
deren Beiträgen anzupassen, mußte darauf verzichtet werden, alle zu 
diesem Thema bekannten Titel zu verzeichnen. Es handelt sich jedoch 
nicht um eine sogenannte "Auswahlbibliographie" . Erstens kommt es 
dem Bibliographen nicht zu, den Zensor zu spielen, und zweitens ist eine 
Auswahlbibliographie zumeist nur eine Titelmenge, die der Zufall, jedoch 
selten eine systematische Bearbeitung des Themas dem Kompilator zur 
Kenntnis gebracht hat. 

Um den Anforderungen einer thematischen Bibliographie zu einer so 
komplexen Erscheinung, wie es das Wirtschaftswachstum ist, gerecht zu 
werden, sind die folgenden Begrenzungen gesetzt worden: 

Die aufgenommenen Titel beziehen sich nur auf Veröffentlichungen, 
die in der Bundesrepublik nachweisbar sind, und wurden nach den Be-
ständen der Bibliothek des Instituts für Weltwirtschaft erarbeitet. Sie 
beschreiben lediglich Publikationen, die nach 1957 und etwa bis zum 
März 1968 veröffentlicht waren. 

Material aus anderen Bibliographien ist nicht noch einmal wiederholt 
worden. Besonderer Wert wurde deshalb darauf gelegt, die zu dem 
Thema relevanten Bibliographien zu erfassen und diese mit Hinweisen 
auf ihre Bedeutung zu versehen. So wurden in der Sowjetunion vor 1964 
erschienene Veröffentlichungen nicht mehr aufgenommen, weil sie ohne 
Schwierigkeiten durch die verdienstvolle Arbeit von Sivolgin (s. S. 332, 
der zweite Titel unter "Sowjetunion") auffindbar sind. Ebenso ist bei 
den anderen Ländern verfahren worden. 

Mit der vorliegenden Bibliographie ist also versucht worden, das Ma-
terial für den obengenannten Zeitraum zu erfassen, das an anderer Stelle 
bibliographisch in diesem Zusammenhang noch nicht bearbeitet wurde. 
Unter dieser Voraussetzung kann diese Bibliographie Vollständigkeit be-
anspruchen, soweit eine solche in der Gegenwart bei ökonomischen 
Themen überhaupt zu erzielen ist. Schließlich ist noch zu erwähnen, daß 
die aufgeführten Titel keine Rücksicht auf die in den einzelnen Beiträgen 
zitierten Veröffentlichungen nehmen. 
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